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Nr. 47 
Botschaft zum Welttag der Kranken am 11. Februar 2026 

AKTEN PAPST LEO XIV.

Das Mitgefühl des Samariters: Lieben, indem 
man das Leid des anderen mitträgt 

Liebe Brüder und Schwestern, 

der 34. Welttag der Kranken wird am 11. Februar 
2026 feierlich in Chiclayo, Peru, begangen. Aus die-
sem Anlass möchte ich erneut das Bild des barmher-
zigen Samariters aufgreifen, das immer aktuell ist 
und es uns ermöglicht, die Schönheit der Liebe und 
die soziale Dimension des Mitgefühls wiederzuent-
decken und unsere Aufmerksamkeit auf  die Bedürf-
tigen und die Leidenden, wie etwa die Kranken, zu 
richten.  

Wir alle haben diesen bewegenden Text aus dem Lu-
kasevangelium gehört und gelesen (vgl. Lk 10,25-
37). Jesus antwortet einem Gesetzeslehrer, der ihn 
fragt, wer denn der zu liebende Nächste sei, indem er 
eine Geschichte erzählt: Ein Mann, der von Jerusa-
lem nach Jericho unterwegs war, wurde von Räubern 
überfallen und halbtot liegen gelassen. Ein Priester 
und ein Levit gingen vorbei, aber ein Samariter hatte 
Mitleid mit ihm, verband seine Wunden, brachte ihn 
in eine Herberge und bezahlte für seine Pflege. Ich 
möchte diese Bibelstelle mit dem hermeneutischen 
Schlüssel der Enzyklika Fratelli tutti meines ge-
schätzten Vorgängers Papst Franziskus reflektieren, 
in der Mitgefühl und Erbarmen gegenüber Bedürfti-
gen sich nicht auf  ein rein individuelles Bemühen 
beschränken, sondern sich in einer Beziehung ver-
wirklichen: zum bedürftigen Bruder und zur bedürf-
tigen Schwester, zu denen, die sich ihrer annehmen 
und – als Grundlage – zu Gott, der uns seine Liebe 
schenkt.  

Das Geschenk der Begegnung: die Freude, Nähe zu 1.
schenken und für andere da zu sein 

Wir leben in einer Kultur, die von Schnelligkeit, Un-
mittelbarkeit und Eile geprägt ist, aber auch von ei-
ner Wegwerfmentalität und Gleichgültigkeit, was uns 
daran hindert, aufeinander zuzugehen und innezu-
halten, um die Nöte und das Leid um uns herum 
wahrzunehmen. Das Gleichnis erzählt, dass der Sa-
mariter, als er den Verletzten sah, nicht „vorüber-
ging“, sondern einen offenen und aufmerksamen 
Blick für ihn hatte, den Blick Jesu, der ihn zu 
menschlicher Nähe und Solidarität bewegte. Der Sa-

mariter „blieb stehen, schenkte ihm seine Nähe, 
pflegte ihn mit eigenen Händen, zahlte aus eigener 
Tasche und kümmerte sich um ihn. Vor allem hat er 
[…] ihm seine Zeit geschenkt“.1 Jesus lehrt nicht, 
wer der Nächste ist, sondern wie man zum Nächsten 
wird, das heißt, wie wir selbst Nähe zeigen können.2 
In diesem Zusammenhang können wir mit Augusti-
nus feststellen, dass der Herr nicht darüber belehren 
wollte, wer der Nächste dieses Mannes war, sondern 
wem er selbst zum Nächsten werden sollte. Denn 
niemand ist einem anderen ein Nächster, solange er 
sich ihm nicht freiwillig nähert. Daher wurde derje-
nige zum Nächsten, der Barmherzigkeit erwies.3 Die 
Liebe ist nicht passiv, sie geht auf  den anderen zu. 
Ob man zum Nächsten wird, hängt nicht von physi-
scher oder sozialer Nähe ab, sondern von der Ent-
scheidung zu lieben. Deshalb macht sich der Christ 
zum Nächsten des Leidenden und folgt damit dem 
Beispiel Christi, dem wahren göttlichen Samariter, 
der für die verwundete Menschheit zum Nächsten 
wurde. Es handelt sich nicht um bloße Gesten der 
Menschenfreundlichkeit, sondern um Zeichen, an 
denen man erkennen kann, dass die persönliche An-
teilnahme am Leiden der anderen Selbsthingabe be-
deutet, dass es darum geht, über das Stillen von Be-
dürfnissen hinauszugehen, sodass wir selbst Teil der 
Gabe werden.4 Diese Nächstenliebe speist sich not-
wendigerweise aus der Begegnung mit Christus, der 
aus Liebe sein Leben für uns hingegeben hat. Das 
hat der heilige Franziskus sehr schön deutlich ge-
macht, als er über seine Begegnung mit den Aussät-
zigen sagte: „Und der Herr selbst hat mich unter sie 
geführt“,5 weil er durch sie die Wonne des Liebens 
entdeckt hatte.  

Das Geschenk der Begegnung entspringt der Ver-
bindung mit Jesus Christus, in dem wir den barmher-
zigen Samariter erkennen, der uns das ewige Heil ge-
bracht hat und den wir gegenwärtig machen, wenn 
wir uns dem verletzten Bruder, der verletzten 
1 Franziskus, Enzyklika Fratelli tutti (3. Oktober 2020), 63. 
2 Vgl. ebd., 80-82. 
3 Vgl. Augustinus, Sermo 171, 2; 179 A, 7. 
4 Vgl. Benedikt XVI., Enzyklika Deus caritas est (25. Dezember 
2005), 34; Hl. Johannes Paul II., Apostolisches Schreiben Salvifici 
doloris (11. Februar 1984), 28. 
5 Hl. Franz von Assisi, Testament, 2. 
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Schwester zuwenden. Der heilige Ambrosius sagte: 
„Weil uns nun niemand nähersteht als der, welcher 
unsere Wunden heilte, so lasst uns ihn lieben als den 
Herrn, lieben auch als den Nächsten! Denn nichts 
steht sich so, wie das Haupt den Gliedern, am nächs -
ten. Lasst uns auch jenen lieben, der ein Nachahmer 
Christi ist! Lasst uns jenen lieben, der schon wegen 
der Leibeseinheit mit der Not des Nächsten Mitleid 
empfindet!“ 6 Eins sein in dem Einen, im Nahesein, 
im Dasein, in der empfangenen und weitergegebe-
nen Liebe, und wie der heilige Franziskus die Wonne 
genießen, ihm begegnet zu sein.  

Die gemeinsame Aufgabe in der Krankenpflege 2.

Der Heilige Lukas fährt fort und sagt, dass der Sa-
mariter „Mitleid hatte“. Mitleid zu empfinden, meint 
ein tiefes Gefühl, das zum Handeln bewegt. Es ist 
ein Gefühl, das aus dem Inneren kommt und uns da-
zu bringt, anderen in ihrem Leid zu helfen. In die-
sem Gleichnis ist Mitgefühl das charakteristische 
Merkmal aktiver Liebe. Es ist weder theoretisch 
noch sentimental, sondern äußert sich in konkreten 
Gesten: Der Samariter nähert sich, er behandelt die 
Wunden, er kümmert sich und nimmt sich an. Aber 
Achtung, er tut dies nicht allein, als Einzelperson: 
„Der Samariter suchte einen Gastgeber, der sich um 
jenen Mann kümmern konnte; genauso sind auch 
wir gerufen, andere einzuladen und uns in einem 
„Wir“ zu begegnen, das stärker ist als die Summe der 
kleinen Einzelpersonen“.7 Ich selbst habe in meiner 
Erfahrung als Missionar und Bischof  in Peru festge-
stellt, dass viele Menschen Barmherzigkeit und Mit-
gefühl im Stil des Samariters und des Wirtes teilen. 
Die Familienangehörigen, die Nachbarn, das Perso-
nal wie auch die Seelsorger im Gesundheitswesen 
und viele andere, die innehalten, sich nähern, pfle-
gen, Lasten tragen, begleiten und von ihrem Besitz 
geben, verleihen dem Mitgefühl eine soziale Dimen-
sion. Diese Erfahrung, die sich in einem Beziehungs-
geflecht verwirklicht, geht über das rein individuelle 
Engagement hinaus. So habe ich in der Apostoli-
schen Exhortation Dilexi te die Pflege der Kranken 
nicht nur als „wichtigen Teil“ der Sendung der Kir-
che bezeichnet, sondern als echte „kirchliche Hand-
lung“ (Nr. 49). Darin zitierte ich den heiligen Cypri-
an, um zu zeigen, wie wir in dieser Dimension die 
Gesundheit unserer Gesellschaft überprüfen kön-
nen: „Diese Pest und Seuche, die so schrecklich und 
verderblich erscheint, [erforscht] die Gerechtigkeit 
6 Hl. Ambrosius, Lukaskommentar mit Ausschluss der Leidens-
geschichte, VII, 84.
7 Franziskus, Enzyklika Fratelli tutti (3. Oktober 2020), 78. 

jedes einzelnen […] und [prüft] die Herzen des Men-
schengeschlechts daraufhin […], ob die Gesunden 
den Kranken dienen, ob die Verwandten ihre Ange-
hörigen innig lieben, ob die Herren sich ihrer leiden-
den Diener erbarmen, ob die Ärzte die um Hilfe fle-
henden Kranken nicht im Stiche lassen“. 8 

Eins zu sein in dem Einen setzt voraus, dass wir uns 
wirklich als Glieder eines Leibes fühlen, in dem wir 
gemäß unserer jeweiligen Berufung das Mitgefühl 
des Herrn für das Leiden aller Menschen weiterge-
ben.9 Mehr noch, der Schmerz, der uns bewegt, ist 
kein fremder Schmerz, sondern der Schmerz eines 
Gliedes unseres eigenen Leibes, zu dem uns unser 
Haupt zum Wohl aller sendet. In diesem Sinne ver-
eint er sich mit dem Schmerz Christi und trägt, so-
fern er im christlichen Sinne aufgeopfert wird, zur 
Erfüllung des Gebets des Erlösers für die Einheit al-
ler bei.10 

Stets von der Liebe zu Gott bewegt, um uns selbst und 3.
unseren Mitmenschen zu begegnen 

In dem Doppelgebot „Du sollst den Herrn, deinen 
Gott, lieben mit deinem ganzen Herzen, mit deiner 
ganzen Seele, mit deiner ganzen Kraft und deinem 
ganzen Denken, und deinen Nächsten wie dich 
selbst“ (Lk 10,27) können wir den Vorrang der Lie-
be zu Gott erkennen und ihre direkte Auswirkung 
auf  die Art und Weise, wie der Mensch in all seinen 
Dimensionen liebt und Beziehungen pflegt. „Die 
Nächstenliebe ist der greifbare Beweis für die Echt-
heit der Liebe zu Gott, wie der Apostel Johannes be-
zeugt: ,Niemand hat Gott je geschaut; wenn wir ein-
ander lieben, bleibt Gott in uns und seine Liebe ist in 
uns vollendet. […] Gott ist Liebe, und wer in der 
Liebe bleibt, bleibt in Gott und Gott bleibt in ihm‘ 
(1 Joh 4,12.16)“.11 Auch wenn diese Liebe unter-
schiedliche Adressaten hat – Gott, den Nächsten 
und sich selbst – und wir sie in diesem Sinne als un-
terschiedliche Formen der Liebe verstehen können, 
sind diese doch immer untrennbar miteinander ver-
bunden.12 Der Vorrang der göttlichen Liebe impli-
ziert, dass das Handeln des Menschen ohne Eigenin-
teresse oder Belohnung erfolgt, sondern Ausdruck 
einer Liebe ist, die über rituelle Normen hinausgeht 
und zu einem wahren Gottesdienst wird: Dem 

8 Hl. Cyprian von Karthago, Über die Sterblichkeit, 16. 
9 Vgl. Hl. Johannes Paul II., Apostolisches Schreiben Salvifici doloris 
(11. Februar 1984), 24. 
10 Vgl. ebd., 31.
11 Apostolische Exhortation Dilexi te (4. Oktober 2025), 26. 
12 Vgl. ebd.
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Nächsten zu dienen bedeutet, Gott im konkreten 
Handeln zu lieben.13 Diese Dimension ermöglicht es 
auch zu verstehen, was es bedeutet, sich selbst zu lie-
ben. Es bedeutet, dass wir uns davon lösen, unser 
Selbstwertgefühl oder das Bewusstsein unserer eige-
nen Würde auf  Stereotypen wie Erfolg, Karriere, ge-
sellschaftliche Stellung oder Abstammung zu grün-
den,14 und stattdessen unseren Platz vor Gott und 
unseren Mitmenschen wiederfinden. Benedikt XVI. 
sagte: „Der Mensch als Geschöpf  von geistiger Na-
tur verwirklicht sich in zwischenmenschlichen Bezie-
hungen. Je echter er diese lebt, desto mehr reift auch 
seine eigene persönliche Identität. Nicht durch Ab-
sonderung bringt sich der Mensch selber zur Gel-
tung, sondern wenn er sich in Beziehung zu den an-
deren und zu Gott setzt“.15  

Liebe Brüder und Schwestern, „das wahre Heilmittel 
für die Wunden der Menschheit ist eine Lebenswei-
se, die auf  geschwisterlicher Liebe basiert, die in der 
Liebe Gottes wurzelt“.16 Ich wünsche mir von gan-
zem Herzen, dass diese geschwisterliche, „samarita-
nische“, integrative, mutige, engagierte und solidari-
sche Dimension, die ihre tiefste Wurzel in unserer 
Vereinigung mit Gott im Glauben an Jesus Christus 
hat, in unserer christlichen Lebensweise niemals feh-

13 Vgl. Franziskus, Enzyklika Fratelli tutti (3. Oktober 2020), 79. 
14 Vgl. ebd., 101. 
15 Benedikt XVI., Enzyklika Caritas in veritate (29. Juni 2009), 53.
16 Franziskus, Botschaft an die Teilnehmer des 33. Internationalen Ju-
gendfestivals (MLADIFEST), Medjugorje, 1. bis 6. August 2022 (16. 
Juli 2022).

len möge. Entflammt von dieser göttlichen Liebe 
können wir uns wirklich für alle Leidenden einset-
zen, insbesondere für unsere kranken, alten und leid-
geprüften Brüder und Schwestern.  

Erheben wir unser Gebet zur seligen Jungfrau Maria, 
Heil der Kranken. Bitten wir um ihre Hilfe für alle 
Leidenden, für alle, die Mitgefühl, ein offenes Ohr 
und Trost brauchen, und flehen wir sie mit diesem 
alten Gebet, das in der Familie gebetet wurde, um ih-
re Fürsprache für alle an, die krank sind und leiden:  

Liebe Mutter, geh nicht weg,  
wende deinen Blick nicht von mir ab.  
Begleite mich auf  allen Wegen  
und lass mich nie allein.  
Da du mich beschützt  
wie eine wahre Mutter, 
erwirke mir den Segen des Vaters, des Sohnes  
und des Heiligen Geistes. 

Ich erteile meinen apostolischen Segen von Herzen 
allen Kranken, ihren Familien, denen, die sie pflegen, 
den Mitarbeitenden im Gesundheitswesen, den in 
der Krankenpastoral Tätigen und besonders denen, 
die an diesem Welttag der Kranken teilnehmen.  

Aus dem Vatikan, am 13. Januar 2026

Papst Leo XIV.



Das Gesetz über den Kirchlichen Datenschutz 
(KDG) vom 20. März 2018 (KA 2018 Nr. 65) wird 
aufgrund des Beschlusses der Vollversammlung des 
Verbandes der Diözesen Deutschlands vom 24. No-
vember 2025 wie folgt geändert: 

Teil I  
Änderung des KDG 

Die Inhaltsübersicht wird wie folgt neu ge-1.
fasst: 

„Inhaltsübersicht 

Präambel 

Kapitel 1 

Allgemeine Bestimmungen 

§ 1 Zweck 
§ 2 Sachlicher Anwendungsbereich 
§ 3 Organisatorischer Anwendungsbereich 
§ 4 Begriffsbestimmungen 

Kapitel 2 

Grundsätze 

§ 5 Datengeheimnis 

§ 6 Rechtmäßigkeit der Verarbeitung personen-
bezogener Daten 

§ 7 Grundsätze für die Verarbeitung personen-
bezogener Daten 

§ 8 Einwilligung 

§ 9 - nicht belegt -  

§ 10 - nicht belegt -  

§ 11 Verarbeitung besonderer Kategorien perso- 
nenbezogener Daten 

§ 12 Verarbeitung von personenbezogenen  
Daten über strafrechtliche Verurteilungen 
und Straftaten 

§ 13 Verarbeitung, für die eine Identifizierung 
der betroffenen Person nicht erforderlich ist 

Kapitel 3 

Informationspflichten des Verantwortlichen 
und Rechte der betroffenen Person 

Abschnitt 1 

Informationspflichten des Verantwortlichen 

§ 14 Transparente Information, Kommunikation 

und Modalitäten für die Ausübung der 
Rechte der betroffenen Person 

§ 15 Informationspflicht bei unmittelbarer  
Datenerhebung 

§ 16 Informationspflicht bei mittelbarer  
Datenerhebung 

Abschnitt 2 

Rechte der betroffenen Person 

§ 17 Auskunftsrecht der betroffenen Person 

§ 18 Recht auf  Berichtigung 

§ 19 Recht auf  Löschung 

§ 20 Recht auf  Einschränkung der Verarbeitung 

§ 21 Mitteilungspflicht im Zusammenhang mit 
der Berichtigung oder Löschung personen- 
bezogener Daten oder der Einschränkung 
der Verarbeitung 

§ 22 Recht auf  Datenübertragbarkeit 

§ 23 Widerspruchsrecht 

§ 24 Automatisierte Entscheidungen im Einzel-
fall einschließlich Profiling 

§ 25 Unabdingbare Rechte der betroffenen  
Person 

Kapitel 4 

Verantwortlicher und Auftragsverarbeiter 

Abschnitt 1 

Technik und Organisation;  
Auftragsverarbeitung 

§ 26 Technische und organisatorische  
Maßnahmen 

§ 27 Technikgestaltung und Voreinstellungen 

§ 28 Gemeinsam Verantwortliche 

§ 29 Verarbeitung personenbezogener Daten im 
Auftrag 

§ 30 Verarbeitung unter der Aufsicht des Verant- 
wortlichen oder des Auftragsverarbeiters 

Abschnitt 2 

Pflichten des Verantwortlichen 

§ 31 Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten 

§ 32 Zusammenarbeit mit der Datenschutz- 
aufsicht 

Nr. 48 
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§ 33 Meldung an die Datenschutzaufsicht 

§ 34 Benachrichtigung der betroffenen Person 

§ 35 Datenschutz-Folgenabschätzung und  
vorherige Konsultation 

Abschnitt 3 

Betriebliche Datenschutzbeauftragte 

§ 36 Benennung von betrieblichen Datenschutz
beauftragten 

§ 37 Rechtsstellung betrieblicher Datenschutz- 
beauftragter 

§ 38 Aufgaben betrieblicher Datenschutz- 
beauftragter 

Kapitel 5 

Übermittlung personenbezogener Daten an 
Drittländer, internationale Organisationen  
oder nichtstaatliche Völkerrechtssubjekte 

§ 39 Allgemeine Grundsätze 

§ 40 Datenübermittlung auf  der Grundlage eines 
Angemessenheitsbeschlusses oder bei geeig-
neten Garantien 

§ 41 Ausnahmen für bestimmte Fälle 

Kapitel 6 

Unabhängige Datenschutzaufsicht 

§ 42 Datenschutzaufsicht 

§ 43 Der oder die Diözesandatenschutzbeauf- 
tragte und seine oder ihre Vertretung 

§ 44 Aufgaben der Datenschutzaufsicht 

§ 45 Zuständigkeit der Datenschutzaufsicht bei 
über- oder mehrdiözesanen Rechtsträgern 
sowie bei gemeinsamer Verantwortlichkeit 

§ 46 Zusammenarbeit kirchlicher Stellen mit den 
Datenschutzaufsichten 

§ 47 Befugnisse der Datenschutzaufsicht 

Kapitel 7 

Beschwerde, gerichtlicher Rechtsbehelf,  
Haftung und Sanktionen 

§ 48 Beschwerde bei einer Datenschutzaufsicht 

§ 49 Recht auf  gerichtlichen Rechtsbehelf  gegen 
einen Bescheid der Datenschutzaufsicht  

§ 49a Recht auf  gerichtlichen Rechtsbehelf  gegen 
Verantwortliche oder kirchliche Auftrags-
verarbeiter 

§ 49b Zuständigkeit der Datenschutzgerichte 

§ 50 Haftung und Schadenersatz 

§ 51 Geldbußen 

Kapitel 8 

Vorschriften für besondere  
Verarbeitungssituationen 

§ 52 Videoüberwachung 

§ 52a Gottesdienste und kirchliche Veranstal- 
tungen 

§ 53 Verarbeitung personenbezogener Daten für 
Zwecke des Beschäftigungsverhältnisses 

§ 54 Verarbeitung personenbezogener Daten zu 
wissenschaftlichen oder historischen For-
schungszwecken, zu Archivzwecken oder zu 
statistischen Zwecken 

§ 54a Verarbeitung personenbezogener Daten zur 
institutionellen Aufarbeitung sexualisierter 
Gewalt und anderer Formen des Missbrauchs 

§ 55 Verarbeitung personenbezogener Daten 
durch die Medien 

Kapitel 9 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

§ 56 Ermächtigungen 

§ 57 Übergangsbestimmungen 

§ 58 Inkrafttreten“ 

Die Präambel wird wie folgt geändert: 2.

Nach Satz 1 werden folgende Sätze 2 und 3 an-a)
gefügt:  

„Für die katholische Kirche ist der Schutz der 
personenbezogenen Daten ein unerlässlicher 
Bestandteil der in can. 220 des Codex Iuris Ca-
nonici (CIC) anerkannten Rechte. Zur Erfüllung 
des kirchlichen Auftrages ist die Verarbeitung 
personenbezogener Daten durch kirchliche Stel-
len erforderlich.“  

Der bisherige Satz 2 wird Satz 4, der bisherige b)
Satz 3 wird Satz 5.  

Im neuen Satz 5 werden die Wörter „und zur c)
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Daten-
schutz-Grundverordnung) – EU-DSGVO, Art. 
17 des Vertrages über die Arbeitsweise der Eu-
ropäischen Union (AEUV).“ ersetzt durch die 
Wörter „und zur Aufhebung der Richtlinie 
95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung – 
EU-DSGVO) sowie in Art. 17 des Vertrages 
über die Arbeitsweise der Europäischen Union 
(AEUV).“ 

Der bisherige Satz 4 wird Satz 6.  d)

§ 1 wird wie folgt neu gefasst: 3.
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„§ 1 
Zweck 

Zweck dieses Gesetzes ist es, betroffene Personen 
davor zu schützen, dass sie durch die Verarbeitung 
ihrer personenbezogenen Daten in ihrem Persön-
lichkeitsrecht beeinträchtigt werden, und den freien 
Verkehr solcher Daten zu ermöglichen.“ 

§ 2 wird wie folgt geändert: 4.

In Absatz 1 wird nach Satz 1 folgender Satz 2 a)
angefügt:  

„§ 53 Absatz 3 bleibt unberührt.“  

Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst: b)

„Soweit besondere kirchliche oder besondere 
staatliche Rechtsvorschriften auf  Verarbeitun-
gen personenbezogener Daten anzuwenden 
sind, gehen sie den Vorschriften dieses Gesetzes 
vor, sofern sie das Datenschutzniveau dieses 
Gesetzes nicht unterschreiten.“ 

In Absatz 3 werden die Wörter „zur Wahrung c)
des Beicht- und Seelsorgegeheimnisses“ ersetzt 
durch die Wörter „zur Wahrung des Beichtge-
heimnisses und des Seelsorgegeheimnisses“. 

§ 3 Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst: 5.

„Dieses Gesetz findet Anwendung auf  die Verarbei-
tung personenbezogener Daten, soweit diese im 
Rahmen der Tätigkeiten eines kirchlichen Verant-
wortlichen oder Auftragsverarbeiters erfolgt, unab-
hängig davon, wo die Verarbeitung stattfindet.“ 

§ 4 wird wie folgt geändert: 6.

Bei der Begriffsbestimmung Nummer 9. „Ver-a)
antwortlicher“ wird nach dem Wort „entschei-
det;“ folgender Halbsatz angefügt:  

„sind die Zwecke und Mittel dieser Verarbeitung 
durch kirchliches, staatliches oder europäisches 
Recht vorgegeben, so kann der Verantwortliche 
beziehungsweise können die bestimmten Krite-
rien seiner Benennung nach diesem Recht vor-
gesehen werden.“  

Die Begriffsbestimmung Nummer 22. „Diöze-b)
sandatenschutzbeauftragter“ wird wie folgt neu 
gefasst:  

„22. „Diözesandatenschutzbeauftragter“ oder 
„Diözesandatenschutzbeauftragte“ den Leiter 
oder die Leiterin der Datenschutzaufsicht;“ 

Die Begriffsbestimmung Nummer 23. „Betrieb-c)
licher Datenschutzbeauftragter“ wird wie folgt 
neu gefasst:  

„23. „Betrieblicher Datenschutzbeauftragter“ 
oder „Betriebliche Datenschutzbeauftragte“ den 
vom Verantwortlichen oder vom Auftragsverar-
beiter benannten Datenschutzbeauftragten oder 
die vom Verantwortlichen oder vom Auftrags-
verarbeiter benannte Datenschutzbeauftragte;“  

Die Begriffsbestimmung Nummer 24. „Beschäf-d)
tigte“ wird wie folgt geändert:  

aa) Bei Buchstabe g) werden nach dem Wort 
„Praktikanten“ die Wörter „oder Praktikantin-
nen“ angefügt. 

bb) Bei Buchstabe i) wird der Punkt am Ende 
durch ein Komma ersetzt. 

cc) Nach Buchstabe i) wird folgender Buchsta-
be j) angefügt:  

„Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer, 
soweit sie zu einem kirchlichen Arbeitgeber ent-
sandt sind.“ 

§ 5 wird wie folgt geändert: 7.

Der bisherige Text wird Absatz 1.  a)

Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 ange-b)
fügt: 

„Absatz 1 gilt auch für ehrenamtlich tätige Per-
sonen, sofern sie personenbezogene Daten ver-
arbeiten.“ 

§ 6 wird wie folgt neu gefasst: 8.

„§ 6 
Rechtmäßigkeit der Verarbeitung  

personenbezogener Daten 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten ist (1)
nur rechtmäßig, wenn mindestens eine der nach-
stehenden Bedingungen erfüllt ist: 

Dieses Gesetz oder eine andere kirchliche a)
oder eine staatliche Rechtsvorschrift erlaubt 
sie oder ordnet sie an; 

die betroffene Person hat in die Verarbei-b)
tung der sie betreffenden personenbezoge-
nen Daten für einen oder mehrere bestimm-
te Zwecke eingewilligt; 

die Verarbeitung ist für die Erfüllung eines c)
Vertrags, dessen Vertragspartei die betroffe-
ne Person ist, oder zur Durchführung vor-
vertraglicher Maßnahmen erforderlich, die 
auf  Anfrage der betroffenen Person erfol-
gen; 

die Verarbeitung ist zur Erfüllung einer d)
rechtlichen Verpflichtung erforderlich, der 
der Verantwortliche unterliegt; 
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die Verarbeitung ist erforderlich, um lebens-e)
wichtige Interessen der betroffenen Person 
oder einer anderen natürlichen Person zu 
schützen; 

die Verarbeitung ist für die Wahrnehmung f)
einer Aufgabe des Verantwortlichen erfor-
derlich, die im kirchlichen Interesse liegt 
oder in Ausübung öffentlicher Gewalt er-
folgt, die dem Verantwortlichen übertragen 
wurde; 

die Verarbeitung ist zur Wahrung der be-g)
rechtigten Interessen des Verantwortlichen 
oder eines Dritten erforderlich, sofern nicht 
die Interessen oder Grundrechte und 
Grundfreiheiten der betroffenen Person, die 
den Schutz personenbezogener Daten er-
fordern, überwiegen, insbesondere dann, 
wenn es sich bei der betroffenen Person um 
einen Minderjährigen oder eine Minderjäh-
rige handelt. Lit. g) gilt nicht für die von öf-
fentlich-rechtlich organisierten kirchlichen 
Stellen in Erfüllung ihrer Aufgaben vorge-
nommene Verarbeitung. 

Die Verarbeitung für einen anderen Zweck als (2)
zu demjenigen, zu dem die personenbezogenen 
Daten erhoben wurden, ist rechtmäßig, wenn 

eine Rechtsvorschrift dies erlaubt oder an-a)
ordnet und kirchliche Interessen nicht ent-
gegenstehen; 

die betroffene Person eingewilligt hat; b)

offensichtlich ist, dass es im Interesse der c)
betroffenen Person liegt, und kein Grund zu 
der Annahme besteht, dass sie in Kenntnis 
des anderen Zwecks ihre Einwilligung ver-
weigern würde; 

Angaben der betroffenen Person überprüft d)
werden müssen, weil tatsächliche Anhalts-
punkte für deren Unrichtigkeit bestehen; 

die Daten allgemein zugänglich sind oder e)
der Verantwortliche sie veröffentlichen 
dürfte, es sei denn, dass das schutzwürdige 
Interesse der betroffenen Person an dem 
Ausschluss der Zweckänderung offensicht-
lich überwiegt; 

sie zur Geltendmachung, Ausübung oder f)
Verteidigung rechtlicher Ansprüche erfor-
derlich ist, sofern nicht die Interessen der 
betroffenen Person an dem Ausschluss der 
Verarbeitung überwiegen; 

es zur Verfolgung oder Aufklärung von g)
Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten oder 
zur Vollstreckung von Bußgeldentscheidun-
gen erforderlich ist; 

es zur Abwehr einer schwerwiegenden Be-h)
einträchtigung der Rechte Dritter erforder-
lich ist; 

es zur institutionellen Aufarbeitung von se-i)
xualisierter Gewalt und anderen Formen 
des Missbrauchs auf  der Grundlage kirchli-
chen Rechts erforderlich ist und die Interes-
sen der betroffenen Person (§ 4 Nr. 1) durch 
angemessene Maßnahmen gewahrt sind; 

der Auftrag der Kirche oder die Glaubwür-j)
digkeit ihres Dienstes dies erfordert oder 

es zur Vorbereitung, Durchführung und k)
Nachbereitung von kirchlichen Wahlen ins-
besondere zu diözesanen, pfarrlichen oder 
kirchengemeindlichen Gremien erforderlich 
ist; hierzu gehören auch die Kandidatenwer-
bung und -ansprache sowie nachgelagerte 
Maßnahmen zu Information und Schulung. 

¹Eine Verarbeitung für andere Zwecke liegt (3)
nicht vor, wenn sie der Wahrnehmung von Visi-
tations-, Aufsichts- und Kontrollbefugnissen, 
der Rechnungsprüfung, der Revision oder der 
Durchführung von Organisationsuntersuchun-
gen für den Verantwortlichen dient. 2 Das gilt 
auch für die Verarbeitung zu Ausbildungs- und 
Prüfungszwecken durch den Verantwortlichen, 
soweit nicht überwiegende schutzwürdige Inter-
essen der betroffenen Person entgegenstehen. 

Beruht die Verarbeitung zu einem anderen (4)
Zweck als zu demjenigen, zu dem die personen-
bezogenen Daten erhoben wurden, nicht auf  
der Einwilligung der betroffenen Person oder 
auf  einer kirchlichen oder staatlichen Rechtsvor-
schrift, so berücksichtigt der Verantwortliche – 
um festzustellen, ob die Verarbeitung zu einem 
anderen Zweck mit demjenigen, zu dem die per-
sonenbezogenen Daten ursprünglich erhoben 
wurden, vereinbar ist – unter anderem 

jede Verbindung zwischen den Zwecken, für a)
die die personenbezogenen Daten erhoben 
wurden, und den Zwecken der beabsichtig-
ten Weiterverarbeitung; 

den Zusammenhang, in dem die personen-b)
bezogenen Daten erhoben wurden, insbe-
sondere hinsichtlich des Verhältnisses zwi-
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schen den betroffenen Personen und dem 
Verantwortlichen; 

die Art der personenbezogenen Daten, ins-c)
besondere ob besondere Kategorien perso-
nenbezogener Daten verarbeitet werden 
oder ob personenbezogene Daten über 
strafrechtliche Verurteilungen und Strafta-
ten gemäß § 12 verarbeitet werden; 

die möglichen Folgen der beabsichtigten d)
Weiterverarbeitung für die betroffenen Per-
sonen;  

das Vorhandensein geeigneter Garantien, zu e)
denen die Verschlüsselung, die Pseudonymi-
sierung oder die Anonymisierung gehören 
können. 

Personenbezogene Daten, die ausschließlich zu (5)
Zwecken der Datenschutzkontrolle, der Daten-
sicherung oder zur Sicherstellung eines ord-
nungsgemäßen Betriebes einer Datenverarbei-
tungsanlage verarbeitet werden, dürfen nur für 
diese Zwecke verwendet werden.“ 

§ 7 wird wie folgt neu gefasst: 9.

„§ 7 
Grundsätze für die Verarbeitung  

personenbezogener Daten 

Personenbezogene Daten müssen (1)

auf  rechtmäßige Weise, nach Treu und a)
Glauben und in einer für die betroffene Per-
son nachvollziehbaren Weise verarbeitet 
werden („Rechtmäßigkeit, Verarbeitung 
nach Treu und Glauben, Transparenz“); 

für festgelegte, eindeutige und legitime b)
Zwecke erhoben werden und dürfen nicht 
in einer mit diesen Zwecken nicht zu verein-
barenden Weise weiterverarbeitet werden 
(„Zweckbindung“); eine Weiterverarbeitung 
für im kirchlichen Interesse liegende Archiv-
zwecke, für wissenschaftliche oder histori-
sche Forschungszwecke oder für statistische 
Zwecke gilt als vereinbar mit den ursprüng-
lichen Zwecken; 

dem Zweck angemessen und erheblich so-c)
wie auf  das für die Zwecke der Verarbeitung 
notwendige Maß beschränkt sein („Daten-
minimierung“); insbesondere sind perso-
nenbezogene Daten zu anonymisieren oder 
zu pseudonymisieren, soweit dies nach dem 
Verwendungszweck möglich ist und der 
Aufwand nicht außer Verhältnis zum ange-

strebten Schutzzweck steht;  

sachlich richtig und erforderlichenfalls auf  d)
dem neuesten Stand sein; es sind alle ange-
messenen Maßnahmen zu treffen, damit 
personenbezogene Daten, die im Hinblick 
auf  die Zwecke ihrer Verarbeitung unrichtig 
sind, unverzüglich gelöscht oder berichtigt 
werden („Richtigkeit“); 

in einer Form gespeichert werden, die die e)
Identifizierung der betroffenen Personen 
nur so lange ermöglicht, wie es für die 
Zwecke, für die sie verarbeitet werden, er-
forderlich ist („Speicherbegrenzung“);  

in einer Weise verarbeitet werden, die eine f)
angemessene Sicherheit der personenbezo-
genen Daten gewährleistet, einschließlich 
Schutz vor unbefugter oder unrechtmäßiger 
Verarbeitung und vor unbeabsichtigtem 
Verlust, unbeabsichtigter Zerstörung oder 
unbeabsichtigter Schädigung durch geeigne-
te technische und organisatorische Maßnah-
men („Integrität und Vertraulichkeit“). 

Der Verantwortliche ist für die Einhaltung der (2)
Grundsätze des Absatzes 1 verantwortlich und 
muss dies nachweisen können („Rechenschafts-
pflicht“).“ 

§ 8 wird wie folgt neu gefasst:  10.

„§ 8 
Einwilligung 

Beruht die Verarbeitung auf  einer Einwilligung, (1)
muss der Verantwortliche nachweisen können, 
dass die betroffene Person in die Verarbeitung 
ihrer personenbezogenen Daten eingewilligt hat. 

¹Wird die Einwilligung bei der betroffenen Per-(2)
son eingeholt, ist diese auf  den Zweck der Ver-
arbeitung sowie, soweit nach den Umständen 
des Einzelfalles erforderlich oder auf  Verlangen, 
auf  die Folgen der Verweigerung der Einwilli-
gung hinzuweisen. 2 Die Einwilligung ist nur 
wirksam, wenn sie auf  der freien Entscheidung 
der betroffenen Person beruht. 

¹Erfolgt die Einwilligung der betroffenen Per-(3)
son durch eine schriftliche Erklärung, die noch 
andere Sachverhalte betrifft, so muss das Ersu-
chen um Einwilligung in verständlicher und 
leicht zugänglicher Form in einer klaren und ein-
fachen Sprache so erfolgen, dass es von den an-
deren Sachverhalten klar zu unterscheiden ist. 
2 Teile der Erklärung sind dann nicht verbind-
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lich, wenn sie einen Verstoß gegen dieses Gesetz 
darstellen. 

¹Die betroffene Person hat das Recht, ihre Ein-(4)
willigung jederzeit zu widerrufen. 2 Durch den 
Widerruf  der Einwilligung wird die Rechtmäßig-
keit der aufgrund der Einwilligung bis zum Wi-
derruf  erfolgten Verarbeitung nicht berührt. 
3 Die betroffene Person wird vor Abgabe der 
Einwilligung hiervon in Kenntnis gesetzt. 4 Der 
Widerruf  der Einwilligung muss so einfach wie 
die Erteilung der Einwilligung sein. 

Bei der Beurteilung, ob die Einwilligung freiwil-(5)
lig erteilt wurde, muss dem Umstand Rechnung 
getragen werden, ob unter anderem die Erfül-
lung eines Vertrags, einschließlich der Erbrin-
gung einer Dienstleistung, von der Einwilligung 
zu einer Verarbeitung von personenbezogenen 
Daten abhängig ist, die für die Erfüllung des 
Vertrags nicht erforderlich sind.  

¹Personenbezogene Daten eines oder einer Min-(6)
derjährigen, dem oder der elektronisch eine 
Dienstleistung oder ein vergleichbares anderes 
Angebot von einer kirchlichen Stelle unterbreitet 
wird, dürfen nur verarbeitet werden, wenn der 
oder die Minderjährige das sechzehnte Lebens-
jahr vollendet hat. 2Hat der oder die Minderjäh-
rige das sechzehnte Lebensjahr noch nicht voll-
endet, ist die Verarbeitung nur rechtmäßig, so-
fern und soweit eine Einwilligung durch die Per-
sonensorgeberechtigten erteilt wird. 3 Der für die 
Verarbeitung Verantwortliche unternimmt unter 
Berücksichtigung der verfügbaren Technik ange-
messene Anstrengungen, um sich in solchen Fäl-
len zu vergewissern, dass die Einwilligung durch 
die Personensorgeberechtigten oder mit deren 
Zustimmung erteilt wurde. 4 Die Einwilligung 
der Personensorgeberechtigten ist nicht erfor-
derlich, wenn kirchliche Präventions- oder Bera-
tungsdienste einem oder einer Minderjährigen 
elektronisch oder nicht-elektronisch unmittelbar 
und kostenfrei angeboten werden und die Ein-
holung einer Einwilligung der Personensorgebe-
rechtigten voraussichtlich die Zielsetzung des 
Präventions- oder Beratungsangebots gefährden 
oder dieser zuwiderlaufen würde.“ 

§ 9 wird aufgehoben. 11.

§ 10 wird aufgehoben. 12.

§ 11 wird wie folgt geändert: 13.

In Absatz 2 Buchstabe a) wird nach dem Wort a)
„eingewilligt,“ folgender Halbsatz angefügt:  

„es sei denn, nach kirchlichem, staatlichem oder 
europäischem Recht kann das Verbot nach Ab-
satz 1 durch die Einwilligung der betroffenen 
Person nicht aufgehoben werden,“ 

In Absatz 2 Buchstabe b) werden die Wörter b)
„soweit dies nach kirchlichem oder staatlichen 
Recht“ ersetzt durch die Wörter „soweit dies 
nach kirchlichem, staatlichem oder europäi-
schem Recht“. 

In Absatz 2 Buchstabe h) werden nach den c)
Wörtern „Arbeitsfähigkeit des“ die Wörter 
„oder der“ und nach den Wörtern „Vertrags mit 
einem“ die Wörter „oder einer“ angefügt.  

In Absatz 2 Buchstabe i) wird das Wort „oder“ d)
ersatzlos gestrichen. 

In Absatz 2 Buchstabe j) wird der Punkt am En-e)
de durch ein Komma ersetzt. 

In Absatz 2 wird nach Buchstabe j) folgender f)
Buchstabe k) angefügt:  

„die Verarbeitung ist für Zwecke der institutio-
nellen Aufarbeitung von sexualisierter Gewalt und 
anderen Formen des Missbrauchs auf  der Grund-
lage kirchlichen Rechts erforderlich und die In-
teressen der betroffenen Person (§ 4 Nr. 1) sind 
durch angemessene Maßnahmen gewahrt oder“. 

In Absatz 2 wird nach Buchstabe k) folgender g)
Buchstabe l) angefügt:  

„die Verarbeitung ist aus Gründen eines erhebli-
chen kirchlichen oder öffentlichen Interesses 
zwingend erforderlich.“ 

Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 angefügt:  h)

„Eine Verarbeitung von besonderen Kategorien 
personenbezogener Daten zu anderen Zwecken 
ist zulässig, wenn die Voraussetzungen der Ab-
sätze 2 bis 4 und ein Ausnahmetatbestand nach 
§ 6 Absätze 2 bis 5 vorliegen.“ 

§ 12 wird wie folgt neu gefasst:  14.

„§ 12 
Verarbeitung von personenbezogenen Daten 

über strafrechtliche Verurteilungen und  
Straftaten 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten über 
strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten oder 
damit zusammenhängende Sicherungsmaßregeln 
aufgrund von § 6 Absatz 1 ist nur zulässig, wenn dies 
nach kirchlichem oder staatlichem Recht, welches 
geeignete Garantien für die Rechte und Freiheiten 
der betroffenen Personen vorsieht, zulässig ist.“ 
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§ 15 wird wie folgt geändert:  15.

In Absatz 1 Buchstabe a) werden die Wörter a)
„sowie gegebenenfalls seines Vertreters“ ersatz-
los gestrichen. 

In Absatz 1 Buchstabe b) werden nach dem b)
Wort „des“ die Wörter „oder der“ angefügt.  

In Absatz 1 Buchstabe f) werden die Wörter c)
„oder in“ ersatzlos gestrichen. 

In Absatz 5 Buchstabe a) wird das Wort „Aus-d)
kunftserteilung“ ersetzt durch das Wort „Infor-
mationserteilung“. 

In Absatz 5 Buchstabe c) wird das Wort „Aus-e)
kunft“ ersetzt durch das Wort „Information“. 

Nach Absatz 5 wird folgender Absatz 6 ange-f)
fügt:  

„Werden Daten Dritter im Zuge der Aufnahme 
oder im Rahmen eines Mandatsverhältnisses an 
einen Berufsgeheimnisträger oder eine Berufs-
geheimnisträgerin übermittelt, so besteht die 
Pflicht der übermittelnden Stelle zur Informati-
on der betroffenen Person gemäß Absatz 3 
nicht, sofern nicht das Interesse der betroffenen 
Person an der Informationserteilung über-
wiegt.“ 

§ 16 wird wie folgt geändert: 16.

In Absatz 1 Buchstabe a) wird das Wort „erho-a)
benen“ ersetzt durch das Wort „verarbeiteten“. 

In Absatz 2 Buchstabe c) werden nach dem b)
Wort „Empfänger“ die Wörter „oder eine ande-
re Empfängerin“ angefügt.   

In Absatz 4 Buchstabe c) werden die Wörter c)
„durch kirchliche Rechtsvorschriften“ ersetzt 
durch die Wörter „durch kirchliche, staatliche 
oder europäische Rechtsvorschriften“.  

In Absatz 4 Buchstabe d) werden die Wörter d)
„gemäß dem staatlichen oder dem kirchlichen 
Recht“ ersetzt durch die Wörter „gemäß dem 
kirchlichen, staatlichen oder europäischen 
Recht“.  

Absatz 5 wird wie folgt neu gefasst:  e)

„Die Absätze 1 bis 3 finden keine Anwendung, 
wenn die Erteilung der Information  

im Falle einer kirchlichen Stelle im Sinne des a)
§ 3 Absatz 1 lit. a)  

(aa) die ordnungsgemäße Erfüllung der in 
der Zuständigkeit des Verantwortlichen lie-
genden Aufgaben gefährden würde oder  

(bb) die Information dem kirchlichen Wohl 
erhebliche Nachteile bereiten würde 
und deswegen das Interesse der betroffenen 
Person an der Informationserteilung zu-
rücktreten muss, 

im Fall einer kirchlichen Stelle im Sinne des b)
§ 3 Absatz 1 lit. b) oder c) die Geltendma-
chung, Ausübung oder Verteidigung zivil-
rechtlicher Ansprüche beeinträchtigen wür-
de und nicht das Interesse der betroffenen 
Person an der Informationserteilung über-
wiegt.“ 

§ 17 wird wie folgt geändert:  17.

In Absatz 2 werden die Wörter „oder in“ ersatz-a)
los gestrichen. 

In Absatz 6 Buchstabe a) werden hinter „§ 16“ b)
die Wörter „Absatz 4 lit. d) oder“ angefügt.  

Absatz 6 Buchstabe b) wird wie folgt neu ge-c)
fasst:  
„die Daten 
(aa) nur deshalb gespeichert sind, weil sie auf-
grund gesetzlicher oder satzungsmäßiger Aufbe-
wahrungsvorschriften nicht gelöscht werden 
dürfen oder 
(bb)ausschließlich Zwecken der Datensicherung 
oder der Datenschutzkontrolle dienen  
und die Auskunftserteilung einen unverhältnis-
mäßigen Aufwand erfordern würde sowie eine 
Verarbeitung zu anderen Zwecken durch geeig-
nete technische und organisatorische Maßnah-
men ausgeschlossen ist.“ 

Absatz 8 wird wie folgt neu gefasst:  d)

„¹Wird der betroffenen Person durch eine kirch-
liche Stelle im Sinne des § 3 Absatz 1 lit. a) keine 
Auskunft erteilt, so ist sie auf  Verlangen der be-
troffenen Person dem oder der Diözesandaten-
schutzbeauftragten zu erteilen, soweit nicht die 
Bischöfliche Behörde im Einzelfall feststellt, 
dass dadurch kirchliche Interessen erheblich be-
einträchtigt würden. 2 Die Mitteilung des oder 
der Diözesandatenschutzbeauftragten an die be-
troffene Person über das Ergebnis der daten-
schutzrechtlichen Prüfung darf  keine Rück-
schlüsse auf  den Erkenntnisstand des Verant-
wortlichen zulassen, sofern dieser nicht einer 
weitergehenden Auskunft zustimmt.“ 

§ 18 wird wie folgt geändert: 18.

Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 3 angefügt:  
„¹Dem Recht auf  Berichtigung ist nur in Form von 
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ergänzenden Eintragungen zu entsprechen, wenn 
ansonsten der Erhalt oder die Gewährleistung der 
Nachvollziehbarkeit von Amtshandlungen sowie 
von Urkunden und vergleichbaren Dokumenten ge-
fährdet würde. 2Hierzu gehören insbesondere die 
durch kirchliche Rechtsvorschriften vorgesehenen 
Eintragungen in die Kirchenbücher (insbesondere 
Taufen, Trauungen, Todesfälle) sowie Dekrete, Be-
schlüsse von Gremien der Diözesen und Kirchenge-
meinden und sonstige Urkunden.“ 

§ 19 wird wie folgt geändert: 19.

In Absatz 3 Buchstabe d) am Ende wird das a)
Komma durch ein Semikolon ersetzt und wird 
das Wort „oder“ ersatzlos gestrichen. 

In Absatz 3 Buchstabe e) am Ende wird der b)
Punkt ersatzlos gestrichen und wird das Wort 
„oder“ angefügt. 

In Absatz 3 wird nach Buchstabe e) folgender c)
Buchstabe f) angefügt:   

„zum Erhalt und zur Gewährleistung der Nach-
vollziehbarkeit von Amtshandlungen sowie von 
Urkunden und vergleichbaren Dokumenten; 
hierzu gehören insbesondere die durch kirchli-
che Rechtsvorschriften vorgesehenen Eintra-
gungen in die Kirchenbücher (insbesondere 
Taufen, Trauungen, Todesfälle) sowie Dekrete, 
Beschlüsse von Gremien der Diözesen und Kir-
chengemeinden und sonstige Urkunden.“ 

§ 23 wird wie folgt geändert: 20.

In Absatz 1 wird Satz 3 ersatzlos gestrichen.  a)

Absatz 5 wird wie folgt neu gefasst:  b)

„¹Die betroffene Person hat das Recht, aus 
Gründen, die sich aus ihrer besonderen Situati-
on ergeben, gegen die sie betreffende Verarbei-
tung sie betreffender personenbezogener Daten, 
die zu wissenschaftlichen oder historischen For-
schungszwecken oder zu statistischen Zwecken 
erfolgt, Widerspruch einzulegen. 2 Das Recht auf  
Widerspruch besteht nicht, soweit an der Verar-
beitung ein zwingendes kirchliches oder öffentli-
ches Interesse besteht, das die Interessen der be-
troffenen Person überwiegt, oder eine Rechts-
vorschrift zur Verarbeitung verpflichtet.“ 

§ 24 wird wie folgt geändert: 21.

In Absatz 2 Buchstabe b) werden die Wörter „auf-
grund von kirchlichen Rechtsvorschriften“ ersetzt 
durch die Wörter „aufgrund von kirchlichen, staatli-
chen oder europäischen Rechtsvorschriften“. 

§ 25 wird wie folgt geändert: 22.

In Absatz 1 wird nach dem Wort „Person“ das Wort 
„insbesondere“ angefügt.  

§ 26 wird wie folgt geändert: 23.

In Absatz 4 werden die Wörter „EU-Recht“ ersetzt 
durch die Wörter „europäischen Recht“. 

§ 27 wird wie folgt geändert: 24.

In Absatz 3 werden die Wörter „EU-Recht“ ersetzt 
durch die Wörter „europäischen Recht“. 

§ 28 wird wie folgt geändert: 25.

Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst:  a)

„¹Die Verarbeitung in gemeinsamer Verantwor-
tung erfolgt auf  der Grundlage der Vereinbarung 
gemäß Absatz 1 Satz 2 oder eines anderen Rechts-
instruments nach dem kirchlichen Recht, an die 
bzw. an das die gemeinsam Verantwortlichen ge-
bunden sind. 2Die Vereinbarung gemäß Absatz 1 
Satz 2 oder das Rechtsinstrument gemäß Satz 1 
enthält insbesondere die jeweiligen tatsächlichen 
Funktionen und Beziehungen der gemeinsam Ver-
antwortlichen gegenüber der betroffenen Person. 
3Die betroffene Person wird über den wesentli-
chen, die Verarbeitung personenbezogener Daten 
betreffenden Inhalt der Vereinbarung bzw. des 
Rechtsinstruments informiert.“ 

Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst:  b)

„Ungeachtet der Einzelheiten der Vereinbarung 
bzw. des Rechtsinstruments kann die betroffene 
Person ihre Rechte im Rahmen dieses Gesetzes 
bei und gegenüber jedem einzelnen der Verant-
wortlichen geltend machen.“ 

§ 29 wird wie folgt geändert: 26.

In Absatz 3 werden die Wörter „nach dem a)
kirchlichen Recht, dem Recht der Europäischen 
Union oder dem Recht ihrer Mitgliedstaaten“ er-
setzt durch die Wörter „nach dem kirchlichen, 
dem staatlichen oder dem europäischen Recht“. 

In Absatz 4 Buchstabe a) werden die Wörter b)
„das kirchliche Recht, das Recht der Europäi-
schen Union oder das Recht ihrer Mitgliedstaa-
ten“ ersetzt durch die Wörter „das kirchliche, 
das staatliche oder das europäische Recht“. 

Absatz 4 Buchstabe g) werden die Wörter „nach c)
dem kirchlichen Recht oder dem Recht der Eu-
ropäischen Union oder dem Recht ihrer Mit-
gliedstaaten“ ersetzt durch die Wörter „nach 
dem kirchlichen, dem staatlichen oder dem eu-
ropäischen Recht“. 
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In Absatz 5 werden die Wörter „nach dem d)
kirchlichen Recht oder dem Recht der Europäi-
schen Union oder dem Recht des betreffenden 
Mitgliedstaates der Europäischen Union“ ersetzt 
durch die Wörter „nach dem kirchlichen, dem 
staatlichen oder dem europäischen Recht“. 

Absatz 9 wird wie folgt neu gefasst:  e)

„¹Der Vertrag im Sinne der Absätze 3 bis 5 be-
darf  der Schriftform. 2Maßgeblich für die Erset-
zung der Schriftform durch die elektronische 
Form oder die Textform sind die jeweils gelten-
den staatlichen Regelungen.“ 

Absatz 11 wird ersatzlos gestrichen. f)

Absatz 12 wird ersatzlos gestrichen. g)

§ 30 wird wie folgt geändert: 27.

Die Wörter „nach kirchlichem Recht, dem Recht der 
Europäischen Union oder dem Recht ihrer Mitglied-
staaten“ werden ersetzt durch die Wörter „nach 
kirchlichem, staatlichem oder europäischem Recht“. 

§ 31 wird wie folgt geändert: 28.

In Absatz 1 Buchstabe a) werden nach den Wör-a)
tern „sowie des“ die Wörter „oder der“ und 
nach dem Wort „solcher“ die Wörter „oder eine 
solche“ angefügt.  

Absatz 1 Buchstabe f) wird wie folgt neu gefasst:  b)

„gegebenenfalls Übermittlungen von personen-
bezogenen Daten an ein Drittland, an ein nicht-
staatliches Völkerrechtssubjekt oder an eine in-
ternationale Organisation, einschließlich der An-
gabe des betreffenden Drittlands, des betreffen-
den nichtstaatlichen Völkerrechtssubjektes oder 
der betreffenden internationalen Organisation 
sowie bei den in § 40 Absatz 2 genannten Da-
tenübermittlungen die Dokumentierung geeig-
neter Garantien;“ 

Absatz 2 erster Halbsatz wird wie folgt neu ge-c)
fasst:  

„Jeder Auftragsverarbeiter führt ein Verzeichnis 
zu allen Kategorien von im Auftrag eines Ver-
antwortlichen durchgeführten Tätigkeiten der 
Verarbeitung, das Folgendes enthält:“ 

In Absatz 2 Buchstabe a) werden nach dem d)
Wort „eines“ die Wörter „oder einer“ und nach 
dem Wort „solcher“ die Wörter „oder eine sol-
che“ angefügt.   

Absatz 2 Buchstabe c) wird wie folgt neu ge-e)
fasst:  

„gegebenenfalls Übermittlungen von personen-

bezogenen Daten an ein Drittland, ein nicht-
staatliches Völkerrechtssubjekt oder an eine in-
ternationale Organisation, einschließlich der An-
gabe des betreffenden Drittlands, des betreffen-
den nichtstaatlichen Völkerrechtssubjekts oder 
der betreffenden internationalen Organisation 
sowie bei den in § 40 Absatz 2 genannten Da-
tenübermittlungen die Dokumentierung geeig-
neter Garantien;“ 

In Absatz 4 werden nach dem Wort „dem“ die f)
Wörter „oder der“ angefügt.  

§ 33 wird wie folgt geändert: 29.

In Absatz 1 werden die Wörter „eine Gefahr“ a)
ersetzt durch die Wörter „ein Risiko“.   

In Absatz 3 Buchstabe b) werden nach dem b)
Wort „des“ die Wörter „oder der“ angefügt.  

In Absatz 3 Buchstabe c) wird das Wort „mögli-c)
chen“ ersetzt durch das Wort „wahrscheinli-
chen“. 

§ 34 Absatz 3 Buchstabe b) wird wie folgt 30.
neu gefasst: 

„der Verantwortliche hat durch nachträglich ge-
troffene Maßnahmen sichergestellt, dass das ho-
he Risiko für die Rechte und Freiheiten der be-
troffenen Personen gemäß Absatz 1 aller Wahr-
scheinlichkeit nach nicht mehr besteht;“ 

§ 35 wird wie folgt geändert: 31.

In Absatz 2 werden nach dem Wort „des“ die a)
Wörter „oder der“ und nach dem Wort „sol-
cher“ die Wörter „oder eine solche“ angefügt.  

In Absatz 3 werden nach dem Wort „des“ die b)
Wörter „oder der“ angefügt.  

In Absatz 9 werden die Wörter „im kirchlichen c)
Recht“ ersetzt durch die Wörter „im kirchlichen, 
im staatlichen oder im europäischen Recht“. 

Die Überschrift von Kapitel 4 Abschnitt 3 32.
wird wie folgt neu gefasst:  

„Betriebliche Datenschutzbeauftragte“ 

§ 36 wird wie folgt neu gefasst:  33.

„§ 36 
Benennung von betrieblichen Datenschutzbe-

auftragten 

Kirchliche Stellen im Sinne des § 3 Absatz 1 lit. (1)
a) benennen schriftlich einen betrieblichen Da-
tenschutzbeauftragten oder eine betriebliche 
Datenschutzbeauftragte.  

Kirchliche Stellen im Sinne des § 3 Absatz 1 lit. (2)
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b) und c) benennen schriftlich einen betriebli-
chen Datenschutzbeauftragten oder eine be-
triebliche Datenschutzbeauftragte, wenn 

sich bei ihnen in der Regel mindestens zwan-a)
zig Personen ständig mit der Verarbeitung 
personenbezogener Daten beschäftigen, 

die Kerntätigkeit des Verantwortlichen oder b)
des Auftragsverarbeiters in der Durchfüh-
rung von Verarbeitungsvorgängen besteht, 
welche aufgrund ihrer Art, ihres Umfangs 
oder ihrer Zwecke eine umfangreiche regel-
mäßige und systematische Überwachung 
von betroffenen Personen erforderlich ma-
chen, oder  

die Kerntätigkeit des Verantwortlichen oder c)
des Auftragsverarbeiters in der umfangrei-
chen Verarbeitung besonderer Kategorien 
personenbezogener Daten oder von perso-
nenbezogenen Daten über strafrechtliche 
Verurteilungen und Straftaten gemäß § 12 
besteht. 

Für mehrere kirchliche Stellen im Sinne des § 3 (3)
Absatz 1 kann unter Berücksichtigung ihrer Or-
ganisationsstruktur und ihrer Größe ein gemein-
samer betrieblicher Datenschutzbeauftragter 
oder eine gemeinsame betriebliche Datenschutz-
beauftragte benannt werden.  

¹Der Verantwortliche oder der Auftragsverarbei-(4)
ter veröffentlicht die Kontaktdaten des oder der 
betrieblichen Datenschutzbeauftragten. 2 Die Be-
nennung von betrieblichen Datenschutzbeauf-
tragten ist der Datenschutzaufsicht anzuzeigen. 

¹Der oder die betriebliche Datenschutzbeauf-(5)
tragte kann eine natürliche oder eine juristische 
Person sein. 2Er oder sie kann Beschäftigter 
oder Beschäftigte des Verantwortlichen oder des 
Auftragsverarbeiters sein oder seine oder ihre 
Aufgaben auf  der Grundlage eines Dienstleis -
tungsvertrags oder einer sonstigen Vereinbarung 
erfüllen. 3Ist der oder die betriebliche Daten-
schutzbeauftragte Beschäftigter oder Beschäftig-
te des Verantwortlichen, finden § 43 Absatz 1 
Satz 1 und 2 entsprechende Anwendung. 

Zum oder zur betrieblichen Datenschutzbeauf-(6)
tragten darf  nur benannt werden, wer die zur 
Erfüllung seiner Aufgaben erforderliche Fach-
kunde und Zuverlässigkeit besitzt.  

¹Zum oder zur betrieblichen Datenschutzbeauf-(7)
tragten darf  der- oder diejenige nicht benannt 

werden, der oder die mit der Leitung der Daten-
verarbeitung beauftragt ist oder dem oder der 
die Leitung der kirchlichen Stelle obliegt. 2Ande-
re Aufgaben und Pflichten des oder der Be-
nannten dürfen im Übrigen nicht so ausgestaltet 
oder umfangreich sein, dass der oder die be-
triebliche Datenschutzbeauftragte seinen oder 
ihren Aufgaben nach diesem Gesetz nicht unab-
hängig bzw. umgehend nachkommen kann. 

Soweit keine Verpflichtung für die Benennung (8)
eines oder einer betrieblichen Datenschutzbe-
auftragten besteht, hat der Verantwortliche oder 
der Auftragsverarbeiter die Erfüllung der Aufga-
ben nach § 38 in anderer Weise sicherzustellen.“ 

§ 37 wird wie folgt neu gefasst: 34.

„§ 37 
Rechtsstellung betrieblicher  
Datenschutzbeauftragter 

¹Der oder die betriebliche Datenschutzbeauf-(1)
tragte ist dem Leiter oder der Leiterin der kirch-
lichen Stelle unmittelbar zu unterstellen. 2Er 
oder sie ist bei der Erfüllung seiner oder ihrer 
Aufgaben auf  dem Gebiet des Datenschutzes 
weisungsfrei. 3Er oder sie darf  wegen der Erfül-
lung seiner oder ihrer Aufgaben nicht benachtei-
ligt werden. 

¹Der Verantwortliche und der Auftragsverarbei-(2)
ter stellen sicher, dass der oder die betriebliche 
Datenschutzbeauftragte ordnungsgemäß und 
frühzeitig in alle mit dem Schutz personenbezo-
gener Daten zusammenhängenden Fragen ein-
gebunden wird. 2Sie unterstützen den betriebli-
chen Datenschutzbeauftragten oder die betrieb-
liche Datenschutzbeauftragte bei der Erfüllung 
seiner oder ihrer Aufgaben, indem sie die für die 
Erfüllung dieser Aufgaben erforderlichen Mittel 
und den Zugang zu personenbezogenen Daten 
und Verarbeitungsvorgängen zur Verfügung 
stellen. 3Zur Erhaltung der zur Erfüllung seiner 
oder ihrer Aufgaben erforderlichen Fachkunde 
haben der Verantwortliche oder der Auftragsver-
arbeiter dem oder der betrieblichen Daten-
schutzbeauftragten die Teilnahme an Fort- und 
Weiterbildungsveranstaltungen in angemesse-
nem Umfang zu ermöglichen und deren Kosten 
zu übernehmen. § 43 Absätze 9 und 10 gelten 
entsprechend.  

Betroffene Personen können sich jederzeit und (3)
unmittelbar an den betrieblichen Datenschutz-
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beauftragten oder die betriebliche Datenschutz-
beauftragte wenden. 

¹Ist ein betrieblicher Datenschutzbeauftragter (4)
oder eine betriebliche Datenschutzbeauftragte 
benannt worden, so ist die Kündigung seines 
oder ihres Arbeitsverhältnisses unzulässig, es sei 
denn, dass Tatsachen vorliegen, welche den Ver-
antwortlichen oder den Auftragsverarbeiter zur 
Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhal-
tung der Kündigungsfrist berechtigen. 2Nach 
der Abberufung als betrieblicher Datenschutz-
beauftragter oder als betriebliche Datenschutz-
beauftragte ist die Kündigung innerhalb eines 
Jahres nach der Beendigung der Bestellung un-
zulässig, es sei denn, dass der Verantwortliche 
oder der Auftragsverarbeiter zur Kündigung aus 
wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündi-
gungsfrist berechtigt ist. 

Der Verantwortliche und der Auftragsverarbei-(5)
ter stellen sicher, dass die Wahrnehmung anderer 
Aufgaben und Pflichten durch den betrieblichen 
Datenschutzbeauftragten oder die betriebliche 
Datenschutzbeauftragte nicht zu einem Interes-
senkonflikt führt.“ 

§ 38 wird wie folgt neu gefasst: 35.

„§ 38 
Aufgaben betrieblicher  
Datenschutzbeauftragter 

¹Betriebliche Datenschutzbeauftragte wirken auf  die 
Einhaltung dieses Gesetzes und anderer Vorschrif-
ten über den Datenschutz hin. 2Zu diesem Zweck 
können sie sich in Zweifelsfällen an die Daten-
schutzaufsicht gemäß §§ 42 ff. wenden. 3Sie haben 
insbesondere 

die ordnungsgemäße Anwendung der Datenver-a)
arbeitungsprogramme, mit deren Hilfe perso-
nenbezogene Daten verarbeitet werden sollen, 
zu überwachen; zu diesem Zweck sind sie über 
Vorhaben der automatisierten Verarbeitung per-
sonenbezogener Daten rechtzeitig zu unterrich-
ten; 

den Verantwortlichen oder den Auftragsverar-b)
beiter zu unterrichten und zu beraten; 

die bei der Verarbeitung personenbezogener Da-c)
ten tätigen Personen durch geeignete Maßnah-
men mit den Vorschriften dieses Gesetzes sowie 
anderer Vorschriften über den Datenschutz und 
mit den jeweiligen besonderen Erfordernissen 
des Datenschutzes vertraut zu machen; 

auf  Anfrage des Verantwortlichen oder des Auf-d)
tragsverarbeiters diesen bei der Durchführung 
einer Datenschutz-Folgenabschätzung zu bera-
ten und bei der Überprüfung, ob die Verarbei-
tung gemäß der Datenschutz-Folgenabschät-
zung erfolgt, zu unterstützen und 

mit der Datenschutzaufsicht zusammenzuarbei-e)
ten.“ 

Kapitel 5 wird wie folgt neu gefasst: 36.

„Kapitel 5 
Übermittlung personenbezogener Daten an 
Drittländer, internationale Organisationen  
oder nichtstaatliche Völkerrechtssubjekte 

§ 39 
Allgemeine Grundsätze 

¹Jede Übermittlung personenbezogener Daten, die 
bereits verarbeitet werden oder nach ihrer Übermitt-
lung an ein Drittland, an eine internationale Organi-
sation oder an ein nichtstaatliches Völkerrechtssub-
jekt verarbeitet werden sollen, ist nur zulässig, wenn 
der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter die 
in diesem Gesetz niedergelegten Bedingungen ein-
halten. 2Dies gilt auch für die etwaige Weiterüber-
mittlung personenbezogener Daten aus dem betref-
fenden Drittland, der betreffenden internationalen 
Organisation oder dem betreffenden nichtstaatli-
chen Völkerrechtssubjekt. 

§ 40 
Datenübermittlung auf  der Grundlage eines 

Angemessenheitsbeschlusses oder bei  
geeigneten Garantien 

Eine Übermittlung personenbezogener Daten (1)
an ein Drittland oder an eine internationale Or-
ganisation ist zulässig, wenn ein Angemessen-
heitsbeschluss der Europäischen Kommission 
vorliegt.  

Liegt ein Angemessenheitsbeschluss nicht vor, (2)
darf  eine Übermittlung personenbezogener Da-
ten an ein Drittland, an eine internationale Or-
ganisation oder an ein nichtstaatliches Völker-
rechtssubjekt nur erfolgen, sofern der Verant-
wortliche oder der Auftragsverarbeiter geeignete 
Garantien vorgesehen hat und sofern den be-
troffenen Personen durchsetzbare Rechte und 
wirksame Rechtsbehelfe zur Verfügung stehen. 

§ 41 
Ausnahmen für bestimmte Fälle 

Falls weder ein Angemessenheitsbeschluss nach (1)
§ 40 Absatz 1 noch geeignete Garantien nach § 
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abhängige kirchliche Behörde ein. 

¹Der Diözesanbischof  bestellt für den Bereich (2)
seiner Diözese einen Diözesandatenschutzbe-
auftragten als Leiter oder eine Diözesandaten-
schutzbeauftragte als Leiterin der Datenschutz-
aufsicht. 2Zum oder zur Diözesandatenschutz-
beauftragten kann nur eine natürliche Person be-
stellt werden. 

¹Der oder die Diözesandatenschutzbeauftragte (3)
handelt bei der Erfüllung seiner oder ihrer Aufga-
ben und bei der Ausübung seiner oder ihrer Be-
fugnisse gemäß diesem Gesetz völlig unabhängig 
und ist nur dem kirchlichen Recht und dem für 
die Kirchen verbindlichen staatlichen oder euro-
päischen Recht unterworfen. 2Die Ausübung sei-
ner oder ihrer Tätigkeit geschieht in organisatori-
scher und sachlicher Unabhängigkeit. 3Die 
Dienst aufsicht ist so zu regeln, dass dadurch die 
Unabhängigkeit nicht beeinträchtigt wird. 

¹Der oder die Diözesandatenschutzbeauftragte (4)
sieht von allen mit den Aufgaben seines oder ih-
res Amtes nicht zu vereinbarenden Handlungen 
ab und übt während seiner oder ihrer Amtszeit 
keine andere mit seinem oder ihrem Amt nicht 
zu vereinbarende entgeltliche oder unentgeltli-
che Tätigkeit aus. 2Dem steht eine Bestellung als 
Diözesandatenschutzbeauftragter oder Diöze-
sandatenschutzbeauftragte für mehrere Diöze-
sen und/oder Ordensgemeinschaften nicht ent-
gegen. 

¹Dem oder der Diözesandatenschutzbeauftrag-(5)
ten wird die Personal- und Sachausstattung zur 
Verfügung gestellt, die er oder sie benötigt, um 
seine oder ihre Aufgaben und Befugnisse wahr-
nehmen zu können. 2Dies gilt auch für seine 
oder ihre Aufgaben im Bereich der Amtshilfe 
und der Zusammenarbeit mit anderen Daten-
schutzaufsichten im Sinne des § 44 Absatz 2 lit. 
f). 3Er oder sie verfügt über einen eigenen jährli-
chen Haushalt, der gesondert auszuweisen ist 
und veröffentlicht wird, und unterliegt der Rech-
nungsprüfung durch die dafür von der Diözese 
bestimmte Stelle, soweit hierdurch seine oder ih-
re Unabhängigkeit nicht beeinträchtigt wird. 

¹Der oder die Diözesandatenschutzbeauftragte (6)
wählt das notwendige Personal aus, das von der 
Datenschutzaufsicht selbst, ggf. einer anderen 
kirchlichen Stelle angestellt wird. 2Die angestell-
ten Mitarbeitenden unterstehen der Dienst- und 
Fachaufsicht des oder der Diözesandatenschutz-

40 Absatz 2 bestehen, ist eine Übermittlung per-
sonenbezogener Daten an ein Drittland oder an 
eine internationale Organisation oder an ein 
nichtstaatliches Völkerrechtssubjekt nur unter 
einer der folgenden Bedingungen zulässig: 

die betroffene Person hat in die vorgeschla-a)
gene Übermittlung eingewilligt, nachdem sie 
über die für sie bestehenden möglichen Risi-
ken derartiger Datenübermittlungen ohne 
Vorliegen eines Angemessenheitsbeschlus-
ses und ohne geeignete Garantien unterrich-
tet wurde; 

die Übermittlung ist für die Erfüllung eines b)
Vertrages zwischen der betroffenen Person 
und dem Verantwortlichen oder zur Durch-
führung von vorvertraglichen Maßnahmen 
auf  Antrag der betroffenen Person erforder-
lich; 

die Übermittlung ist zum Abschluss oder zur c)
Erfüllung eines im Interesse der betroffenen 
Person von dem Verantwortlichen mit einer 
anderen natürlichen oder juristischen Person 
geschlossenen Vertrages erforderlich; 

die Übermittlung erfolgt aufgrund kirchen-d)
rechtlicher Vorschriften oder in Wahrneh-
mung kirchlicher Aufgaben an den Heiligen 
Stuhl oder an den Staat der Vatikanstadt 
oder ist aus anderen wichtigen Gründen des 
kirchlichen oder öffentlichen Interesses not-
wendig;  

die Übermittlung ist zur Geltendmachung, e)
Ausübung oder Verteidigung von Rechtsan-
sprüchen erforderlich; 

die Übermittlung ist zum Schutz lebens-f)
wichtiger Interessen der betroffenen Person 
oder anderer Personen erforderlich, sofern 
die betroffene Person aus physischen oder 
rechtlichen Gründen außerstande ist, ihre 
Einwilligung zu geben. 

Der Verantwortliche oder der Auftragsverarbei-(2)
ter erfasst die von ihm vorgenommene Beurtei-
lung in der Dokumentation gemäß § 31.“ 

Kapitel 6 wird wie folgt neu gefasst: 37.

„Kapitel 6 
Unabhängige Datenschutzaufsicht 

§ 42 
Datenschutzaufsicht 

Der Diözesanbischof  richtet für den Bereich (1)
seiner Diözese eine Datenschutzaufsicht als un-
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beauftragten und können, soweit sie bei einer 
anderen kirchlichen Stelle angestellt sind, nur 
mit seinem oder ihrem Einverständnis von der 
kirchlichen Stelle gekündigt, versetzt oder abge-
ordnet werden. 3Die Mitarbeitenden sehen von 
allen mit den Aufgaben ihres Amtes nicht zu 
vereinbarenden Handlungen ab und üben wäh-
rend ihrer Amtszeit keine anderen mit ihrem 
Amt nicht zu vereinbarenden entgeltlichen oder 
unentgeltlichen Tätigkeiten aus. 

¹Der oder die Diözesandatenschutzbeauftragte (7)
kann Aufgaben der Personalverwaltung und Per-
sonalwirtschaft auf  andere kirchliche Stellen 
übertragen oder sich deren Hilfe bedienen. 
2Diesen dürfen personenbezogene Daten der 
Mitarbeitenden übermittelt werden, soweit de-
ren Kenntnis zur Erfüllung der übertragenen 
Aufgaben erforderlich ist. 

¹Die Datenschutzaufsicht ist oberste Dienstbe-(8)
hörde im Sinne des § 96 Strafprozessordnung. 
2Der oder die Diözesandatenschutzbeauftragte 
trifft die Entscheidung über Aussagegenehmi-
gungen für sich und seinen oder ihren Bereich in 
eigener Verantwortung. 3Die Datenschutzauf-
sicht ist oberste Aufsichtsbehörde im Sinne des  
§ 99 Verwaltungsgerichtsordnung. 

¹Der oder die Diözesandatenschutzbeauftragte (9)
ist berechtigt, über Personen, die ihm oder ihr in 
seiner oder ihrer Eigenschaft als Diözesandaten-
schutzbeauftragter oder Diözesandatenschutz-
beauftragte Tatsachen anvertraut haben, sowie 
über diese Tatsachen selbst keine Auskunft zu 
geben. 2Dies gilt auch für die Mitarbeitenden des 
oder der Diözesandatenschutzbeauftragten mit 
der Maßgabe, dass über die Ausübung dieses 
Rechts der oder die Diözesandatenschutzbeauf-
tragte entscheidet. 3Soweit diese Verschwiegen-
heit reicht, darf  die Vorlegung oder Ausliefe-
rung von Akten oder anderen Dokumenten von 
ihm oder ihr nicht gefordert werden. 4Im Ver-
fahren vor den kirchlichen Datenschutzgerich-
ten darf  er oder sie entsprechende Angaben un-
kenntlich machen. 5§ 17 bleibt unberührt. 

§ 43 
Der oder die Diözesandatenschutzbeauftragte 

und seine oder ihre Vertretung 

¹Die Bestellung des oder der Diözesandaten-(1)
schutzbeauftragten durch den Diözesanbischof  
erfolgt für die Dauer von mindestens vier, höchs -
tens sechs Jahren und gilt bis zur Aufnahme der 

Amtsgeschäfte durch den Nachfolger oder die 
Nachfolgerin. 2Die mehrmalige erneute Bestel-
lung ist zulässig. 3Die Bestellung für mehrere Di-
özesen und/oder Ordensgemeinschaften ist zu-
lässig. 4Der oder die Diözesandatenschutzbeauf-
tragte übt sein oder ihr Amt hauptamtlich aus.  

¹Zum oder zur Diözesandatenschutzbeauftrag-(2)
ten darf  nur bestellt werden, wer die zur Er-
füllung seiner Aufgaben erforderliche Fachkun-
de und Zuverlässigkeit besitzt. 2Er oder sie soll 
die Befähigung zum Richteramt gemäß dem 
Deutschen Richtergesetz haben. 3Als Person, 
die das katholische Profil der Einrichtung in-
haltlich prägt, mitverantwortet und nach außen 
repräsentiert, muss er oder sie der katholischen 
Kirche angehören. 4Der oder die Diözesanda-
tenschutzbeauftragte ist auf  die gewissenhafte 
Erfüllung seiner oder ihrer Pflichten und die 
Einhaltung des kirchlichen und des für die 
Kirchen verbindlichen staatlichen Rechts zu 
verpflichten. 

¹Die Bestellung kann vor Ablauf  der Amtszeit (3)
widerrufen werden, wenn Gründe nach § 24 
Deutsches Richtergesetz vorliegen, die bei ei-
nem Richter oder einer Richterin auf  Lebenszeit 
dessen oder deren Entlassung aus dem Dienst 
rechtfertigen, oder Gründe vorliegen, die nach 
der Grundordnung des kirchlichen Dienstes in 
der jeweils geltenden Fassung eine Kündigung 
rechtfertigen. 2Auf  Antrag des oder der Diöze-
sandatenschutzbeauftragten nimmt der Diöze-
sanbischof  die Bestellung zurück. 

¹Das der Bestellung zum oder zur Diözesanda-(4)
tenschutzbeauftragten zugrunde liegende Dienst -
verhältnis kann während der Amtszeit nur unter 
den Voraussetzungen des Absatzes 3 beendet 
werden. 2Dieser Kündigungsschutz wirkt für 
den Zeitraum von einem Jahr nach der Beendi-
gung der Amtszeit entsprechend fort, soweit ein 
kirchliches Beschäftigungsverhältnis fortgeführt 
wird oder sich anschließt. 

Der oder die Diözesandatenschutzbeauftragte (5)
benennt aus dem Kreis seiner oder ihrer Mitar-
beitenden einen Vertreter oder eine Vertreterin, 
der oder die im Fall seiner oder ihrer Verhinde-
rung die unaufschiebbaren Entscheidungen 
trifft. 

¹Ist der oder die Diözesandatenschutzbeauftrag-(6)
te an der Ausübung seines oder ihres Amtes 
dauerhaft verhindert oder endet sein oder ihr 
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Amtsverhältnis vorzeitig und ist er oder sie nicht 
zur Weiterführung der Geschäfte verpflichtet, 
bestellt der Diözesanbischof  bis zur Wiederauf-
nahme des Amtes durch den Diözesandaten-
schutzbeauftragten oder die Diözesandaten-
schutzbeauftragte oder die Bestellung eines oder 
einer neuen Diözesandatenschutzbeauftragten 
übergangsweise eine Leitung. 2§ 43 Absatz 2 gilt 
entsprechend. 3Die übergangsweise Leitung hat 
sämtliche Rechte und Pflichten, die nach diesem 
Gesetz dem oder der Diözesandatenschutzbe-
auftragten zukommen. 4Sie tritt nicht in die lau-
fende Amtszeit des oder der bisherigen Diöze-
sandatenschutzbeauftragten ein. 5Mit der Bestel-
lung der übergangsweisen Leitung durch den 
Diözesanbischof  endet die Vertretung nach Ab-
satz 5. 

¹Der oder die Diözesandatenschutzbeauftragte (7)
und seine oder ihre Mitarbeitenden sind auch 
nach Beendigung ihrer Aufträge verpflichtet, 
über die ihnen in dieser Eigenschaft bekannt ge-
wordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu 
bewahren. 2Dies gilt nicht für Mitteilungen im 
dienstlichen Verkehr oder über Tatsachen, die 
offenkundig sind oder ihrer Bedeutung nach kei-
ner Geheimhaltung bedürfen. 

¹Der oder die Diözesandatenschutzbeauftragte (8)
und seine oder ihre Mitarbeitenden dürfen, 
wenn ihr Auftrag beendet ist, über solche An-
gelegenheiten ohne Genehmigung des oder der 
amtierenden Diözesandatenschutzbeauftragten 
weder vor Gericht noch außergerichtlich Aus-
sagen oder Erklärungen abgeben. 2Die Geneh-
migung, als Zeuge oder Zeugin auszusagen, 
wird in der Regel erteilt. 3Unberührt bleibt die 
gesetzlich begründete Pflicht, Straftaten anzu-
zeigen. 

Die Absätze 7 und 8 gelten für die Vertretung (9)
oder eine übergangsweise Leitung entsprechend. 

§ 44 
Aufgaben der Datenschutzaufsicht 

Die Datenschutzaufsicht wacht über die Einhal-(1)
tung der Vorschriften dieses Gesetzes sowie an-
derer Vorschriften über den Datenschutz und 
setzt diese durch.  

Darüber hinaus hat die Datenschutzaufsicht ins-(2)
besondere folgende Aufgaben: 

Die Öffentlichkeit für die Risiken, Vor-a)
schriften, Garantien und Rechte im Zusam-

menhang mit der Verarbeitung sensibilisie-
ren und sie darüber aufklären. Besondere 
Beachtung finden dabei spezifische Maß-
nahmen für Minderjährige; 

kirchliche Einrichtungen und Gremien über b)
legislative und administrative Maßnahmen 
zum Schutz der Rechte und Freiheiten na-
türlicher Personen in Bezug auf  die Verar-
beitung beraten; 

die Verantwortlichen und die Auftragsverar-c)
beiter für die ihnen aus diesem Gesetz ent-
stehenden Pflichten sensibilisieren; 

auf  Anfrage jeder betroffenen Person Infor-d)
mationen über die Ausübung ihrer Rechte 
aufgrund dieses Gesetzes zur Verfügung 
stellen und gegebenenfalls zu diesem Zweck 
mit den anderen Datenschutzaufsichten so-
wie staatlichen und sonstigen kirchlichen 
Aufsichtsbehörden zusammenarbeiten; 

sich mit Beschwerden einer betroffenen e)
Person befassen, den Gegenstand der Be-
schwerde in angemessenem Umfang unter-
suchen und den Beschwerdeführer inner-
halb einer angemessenen Frist über den 
Fortgang und das Ergebnis der Untersu-
chung unterrichten; zur Erleichterung der 
Einlegung von Beschwerden hält die Daten-
schutzaufsicht Musterformulare in digitaler 
und Papierform bereit.  

mit anderen Datenschutzaufsichten zusam-f)
menarbeiten, auch durch Informationsaus-
tausch, und ihnen Amtshilfe leisten, um die 
einheitliche Anwendung und Durchsetzung 
dieses Gesetzes zu gewährleisten; 

Untersuchungen über die Anwendung die-g)
ses Gesetzes durchführen, auch auf  der 
Grundlage von Informationen einer ande-
ren Datenschutzaufsicht oder einer anderen 
Behörde; 

maßgebliche Entwicklungen verfolgen, so-h)
weit sie sich auf  den Schutz personenbezo-
gener Daten auswirken, insbesondere die 
Entwicklung der Informations- und Kom-
munikationstechnologie und der Geschäfts-
praktiken; 

gegebenenfalls eine Liste der Verarbeitungs-i)
arten erstellen und führen, für die gemäß § 35 
entweder keine oder für die eine Datenschutz-
Folgenabschätzung durchzuführen ist; 
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Beratung in Bezug auf  die in § 35 genannten j)
Verarbeitungsvorgänge leisten; 

interne Verzeichnisse über Verstöße gegen k)
dieses Gesetz und die im Zusammenhang 
mit diesen Verstößen ergriffenen Maßnah-
men führen und 

jede sonstige Aufgabe im Zusammenhang l)
mit dem Schutz personenbezogener Daten 
erfüllen. 

Die Datenschutzaufsicht kann im Rahmen ihrer (3)
Zuständigkeit Muster zur Verfügung stellen. 

¹Die Tätigkeit der Datenschutzaufsicht ist für (4)
die betroffene Person unentgeltlich. 2Bei offen-
sichtlich unbegründeten oder – insbesondere im 
Fall von häufiger Wiederholung – exzessiven 
Anfragen kann jedoch die Datenschutzaufsicht 
ihre weitere Tätigkeit auf  eine neuerliche Anfra-
ge der betroffenen Person hin davon abhängig 
machen, dass eine angemessene Gebühr für den 
Verwaltungsaufwand entrichtet wird, oder sich 
weigern, aufgrund der Anfrage tätig zu werden. 
3In diesem Fall trägt die Datenschutzaufsicht die 
Beweislast für den offenkundig unbegründeten 
oder exzessiven Charakter der Anfrage. 

¹Die Datenschutzaufsicht erstellt jährlich einen (5)
Tätigkeitsbericht, der dem Diözesanbischof  vor-
gelegt und der Öffentlichkeit zugänglich ge-
macht wird. 2Der Tätigkeitsbericht soll auch eine 
Darstellung der wesentlichen Entwicklungen des 
Datenschutzes im nichtkirchlichen Bereich ent-
halten. 

§ 45 
Zuständigkeit der Datenschutzaufsicht bei 
über- oder mehrdiözesanen Rechtsträgern  
sowie bei gemeinsamer Verantwortlichkeit 

¹Handelt es sich bei dem Rechtsträger einer (1)
kirchlichen Stelle im Sinne des § 3 Absatz 1 um 
einen über- oder mehrdiözesanen kirchlichen 
Rechtsträger, so gilt das Gesetz über den kirchli-
chen Datenschutz der Diözese und ist die Da-
tenschutzaufsicht der Diözese zuständig, in der 
der Rechtsträger der kirchlichen Stelle seinen 
Sitz hat. 2Bei Abgrenzungsfragen gegenüber 
dem Bereich der Ordensgemeinschaften erfolgt 
eine Abstimmung zwischen dem oder der Diö -
zesandatenschutzbeauftragten und dem oder der 
Ordensdatenschutzbeauftragten.  

Verfügt der über- oder mehrdiözesane kirchliche (2)
Rechtsträger im Sinne des § 3 Absatz 1 über eine 

oder mehrere rechtlich unselbständige Einrich-
tungen, die in einer anderen Diözese als der 
Diö zese ihren Sitz haben, in der der Rechtsträ-
ger seinen Sitz hat, so gilt das Gesetz über den 
kirchlichen Datenschutz der Diözese und ist die 
Datenschutzaufsicht der Diözese zuständig, in 
der der Rechtsträger seinen Sitz hat. 

In Fällen einer gemeinsamen Verantwortlichkeit (3)
im Sinne des § 28 verständigen sich die betroffe-
nen Datenschutzaufsichten. 

§ 46 
Zusammenarbeit kirchlicher Stellen mit  

den Datenschutzaufsichten 

Die in § 3 Absatz 1 genannten kirchlichen Stellen 
sind verpflichtet, im Rahmen ihrer Zuständigkeit  

den Anweisungen der Datenschutzaufsicht Fol-a)
ge zu leisten, 

die Datenschutzaufsicht bei der Erfüllung ihrer b)
Aufgaben zu unterstützen; ihr ist dabei insbeson-
dere Auskunft zu ihren Fragen sowie Einsicht in 
alle Unterlagen und Akten zu gewähren, die im 
Zusammenhang mit der Verarbeitung personen-
bezogener Daten stehen, namentlich in die gespei-
cherten Daten und in die Datenverarbeitungspro-
gramme, und während der Dienstzeit zum Zwecke 
von Prüfungen Zutritt zu allen Diensträumen, die 
der Verarbeitung und Aufbewahrung automatisier-
ter Dateien dienen, zu gewähren, 

Untersuchungen in Form von Datenschutzüber-c)
prüfungen durch die Datenschutzaufsicht zuzu-
lassen. 

§ 47 
Befugnisse der Datenschutzaufsicht 

Die Datenschutzaufsicht verfügt über sämtliche (1)
folgenden Untersuchungsbefugnisse, die es ihr 
gestatten,  

den Verantwortlichen oder den Auftragsver-a)
arbeiter anzuweisen, alle Informationen be-
reitzustellen, die für die Erfüllung der Auf-
gaben der Datenschutzaufsicht erforderlich 
sind; 

Untersuchungen in Form von Datenschutz-b)
überprüfungen durchzuführen; 

den Verantwortlichen oder den Auftragsver-c)
arbeiter auf  einen vermeintlichen Verstoß 
gegen dieses Gesetz hinzuweisen; 

von dem Verantwortlichen und dem Auf-d)
tragsverarbeiter Zugang zu allen personen-
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bezogenen Daten und Informationen, die 
zur Erfüllung der Aufgaben der Daten-
schutzaufsicht notwendig sind, zu erhalten; 

gemäß dem geltenden Verfahrensrecht Zu-e)
gang zu den Räumlichkeiten, einschließlich 
aller Datenverarbeitungsanlagen und -gerä-
te, des Verantwortlichen und des Auftrags-
verarbeiters zu erhalten. 

Die Datenschutzaufsicht verfügt über sämtliche (2)
folgenden Abhilfebefugnisse, die es ihr gestatten, 

einen Verantwortlichen oder einen Auf-a)
tragsverarbeiter zu warnen, dass beabsich-
tigte Verarbeitungsvorgänge voraussichtlich 
gegen dieses Gesetz oder andere daten-
schutzrechtliche Bestimmungen verstoßen; 

einen Verantwortlichen oder einen Auf-b)
tragsverarbeiter zu verwarnen, wenn er mit 
Verarbeitungsvorgängen gegen dieses Ge-
setz oder andere datenschutzrechtliche Be-
stimmungen verstoßen hat; 

den Verantwortlichen oder den Auftragsver-c)
arbeiter anzuweisen, den Anträgen der be-
troffenen Person auf  Ausübung der ihr 
nach diesem Gesetz zustehenden Rechte zu 
entsprechen; 

den Verantwortlichen oder den Auftragsver-d)
arbeiter anzuweisen, Verarbeitungsvorgänge 
gegebenenfalls auf  bestimmte Weise und in-
nerhalb eines bestimmten Zeitraums in Ein-
klang mit diesem Gesetz zu bringen; 

den Verantwortlichen anzuweisen, die von e)
einer Verletzung des Schutzes personenbe-
zogener Daten betroffene Person entspre-
chend zu benachrichtigen; 

eine vorübergehende oder endgültige Be-f)
schränkung der Verarbeitung, einschließlich 
eines Verbots, zu verhängen; 

die Berichtigung oder Löschung von perso-g)
nenbezogenen Daten oder die Einschrän-
kung der Verarbeitung gemäß den §§ 18, 19 
und 20 und die Unterrichtung der Empfän-
ger, an die diese personenbezogenen Daten 
gemäß §§ 19 Absatz 2 und 21 offengelegt 
wurden, über solche Maßnahmen anzuord-
nen; 

eine Geldbuße gemäß § 51 zu verhängen, h)
zusätzlich zu oder anstelle von in diesem 
Absatz genannten Maßnahmen, je nach den 
Umständen des Einzelfalls; 

die Aussetzung der Übermittlung von Da-i)
ten an einen Empfänger in einem Drittland 
oder an eine internationale Organisation 
oder an ein nichtstaatliches Völkerrechts-
subjekt anzuordnen. 

Hat die Datenschutzaufsicht die Feststellung ge-(3)
troffen, dass eine Datenschutzverletzung objek-
tiv vorliegt, kann der betroffenen Person im Ver-
fahren vor den staatlichen Zivilgerichten über 
den Schadensersatz das Fehlen einer solchen 
nicht entgegengehalten werden. 

¹Werden Maßnahmen nach Absatz 2 nicht in der (4)
von der Datenschutzaufsicht bestimmten Frist 
befolgt, so verständigt die Datenschutzaufsicht 
die für die kirchliche Stelle zuständige Aufsicht 
und fordert sie zu einer Stellungnahme gegen-
über der Datenschutzaufsicht auf. 2Diese Stel-
lungnahme soll auch eine Darstellung der Maß-
nahmen enthalten, die getroffen worden sind. 

¹Vor Abhilfemaßnahmen nach Absatz 2 ist dem (5)
Verantwortlichen oder dem Auftragsverarbeiter 
innerhalb einer angemessenen Frist Gelegenheit 
zu geben, sich zu den für die Entscheidung er-
heblichen Tatsachen zu äußern. 2Von der Anhö-
rung kann abgesehen werden, wenn sie nach den 
Umständen des Einzelfalls nicht geboten, insbe-
sondere wenn eine sofortige Entscheidung we-
gen Gefahr im Verzug oder im kirchlichen Inter-
esse notwendig erscheint.“ 

§ 48 wird wie folgt geändert: 38.

In der Überschrift wird das Wort „der“ ersetzt a)
durch das Wort „einer“.  

In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Be-b)
schwerde bei der Datenschutzaufsicht“ ersetzt 
durch die Wörter „Beschwerde bei einer Daten-
schutzaufsicht“. Die Wörter „wenn sie“ werden 
ersetzt durch die Wörter „wenn die betroffene 
Person“.  

In Absatz 2 werden nach dem Wort „Empfän-c)
ger“ die Wörter „oder die Empfängerin“ und 
nach dem Wort „Dritten“ die Wörter „oder die 
Dritte“ angefügt.  

In Absatz 4 werden nach dem Wort „Beschwer-d)
deführer“ die Wörter „oder die Beschwerdefüh-
rerin“ angefügt.  

§ 49 wird wie folgt neu gefasst: 39.

„§ 49 
Recht auf  gerichtlichen Rechtsbehelf  gegen  
einen Bescheid der Datenschutzaufsicht  
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¹Jede natürliche oder juristische Person hat unbe-
schadet des Rechts auf  Beschwerde bei einer Daten-
schutzaufsicht (§ 48) das Recht auf  einen gerichtli-
chen Rechtsbehelf  gegen einen sie betreffenden Be-
scheid der Datenschutzaufsicht. 2Dies gilt auch 
dann, wenn sich die Datenschutzaufsicht nicht mit 
einer Beschwerde nach § 48 befasst oder die betrof-
fene Person nicht innerhalb von drei Monaten über 
den Stand oder das Ergebnis der nach § 48 erhobe-
nen Beschwerde in Kenntnis gesetzt hat.“ 

Nach § 49 wird folgender § 49a eingefügt:  40.

„§ 49a 
Recht auf  gerichtlichen Rechtsbehelf   
gegen Verantwortliche oder kirchliche  

Auftragsverarbeiter 

Jede betroffene Person hat unbeschadet eines Rechts 
auf  Beschwerde bei einer Datenschutzaufsicht (§ 48) 
das Recht auf  einen gerichtlichen Rechtsbehelf  ge-
gen einen Verantwortlichen oder einen kirchlichen 
Auftragsverarbeiter, wenn sie der Ansicht ist, dass 
die ihr aufgrund dieses Gesetzes zustehenden Rech-
te infolge einer nicht im Einklang mit diesem Gesetz 
stehenden Verarbeitung ihrer personenbezogenen 
Daten verletzt wurden.“ 

Nach § 49a wird folgender § 49b eingefügt:   41.

„§ 49 b  
Zuständigkeit der Datenschutzgerichte  

Für gerichtliche Rechtsbehelfe nach den §§ 49 (1)
und 49 a ist das Interdiözesane Datenschutzge-
richt zuständig. 

Für Rechtsmittel gegen eine Entscheidung des (2)
Interdiözesanen Datenschutzgerichts ist das Da-
tenschutzgericht der Deutschen Bischofskonfe-
renz zuständig.“ 

§ 51 wird wie folgt geändert:  42.

In Absatz 3 werden nach dem Wort „Einzel-a)
falls“ die Wörter „zusätzlich zu oder anstelle 
von Maßnahmen nach § 47 Absatz 2 lit. a) bis g) 
und i)“ angefügt. 

In Absatz 3 Buchstabe i) werden die Wörter b)
„§ 47 Absatz 5“ ersetzt durch die Wörter „§ 47 
Absatz 2“. 

Absatz 5 wird wie folgt neu gefasst: c)

„¹Bei Verstößen werden im Einklang mit Absatz 
3 Geldbußen innerhalb eines Rahmens von bis 
zu 1.000.000 Euro verhängt. 2Für den Bereich 
kirchlicher Unternehmen im Sinne des § 4 Ziffer 
19., die am Wettbewerb teilnehmen, können im 

Einklang mit Absatz 2 Geldbußen von bis zu 4 
Prozent des Jahresumsatzes, maximal in Höhe 
von 3.000.000 Euro, verhängt werden.“ 

Nach Absatz 7 wird folgender Absatz 8 ange-d)
fügt:  

„Eine Meldung nach § 33 oder eine Benachrich-
tigung nach § 34 Absatz 1 darf  in einem Verfah-
ren zur Verhängung eines Bußgeldes nach dieser 
Vorschrift gegen den Meldepflichtigen oder die 
Meldepflichtige oder den Benachrichtigenden 
oder die Benachrichtigende oder seine oder ihre 
in § 52 Absatz 1 der Strafprozessordnung be-
zeichneten Angehörigen nur mit Zustimmung 
des oder der Meldepflichtigen oder des oder der 
Benachrichtigenden verwendet werden.“ 

§ 52 wird wie folgt geändert:  43.

In Absatz 3 werden die Wörter „Speicherung a)
oder Verwendung“ ersetzt durch das Wort „Ver-
arbeitung“.  

In Absatz 5 wird das Wort „Speicherung“ er-b)
setzt durch das Wort „Verarbeitung“.  

Nach § 52 wird folgender § 52a eingefügt: 44.

„§ 52a 
Gottesdienste und kirchliche Veranstaltungen 

Die Aufzeichnung, Übertragung oder Veröffent-(1)
lichung von Gottesdiensten oder Veranstaltungen 
gottesdienstähnlicher Art sind datenschutzrecht-
lich zulässig, wenn die betroffenen Personen vor 
der Teilnahme durch geeignete Maßnahmen über 
Art und Umfang der Aufzeichnung, Übertragung 
oder Veröffentlichung informiert werden. 

Besonderen schutzwürdigen Interessen – insbe-(2)
sondere von Minderjährigen – ist in angemesse-
nem Umfang Rechnung zu tragen. 

Unbeschadet des Absatzes 2 sind von der Auf-(3)
zeichnung, Übertragung oder Veröffentlichung 
nicht erfasste Plätze für Gottesdienstbesucher 
und -besucherinnen in angemessener Zahl vor-
zuhalten.“ 

§ 53 wird wie folgt geändert: 45.

In der Überschrift wird das Wort „Datenverar-a)
beitung“ ersetzt durch die Wörter „Verarbeitung 
personenbezogener Daten“.   

In Absatz 1 werden die Wörter „eines Beschäf-b)
tigten“ ersetzt durch die Wörter „eines oder ei-
ner Beschäftigten“.  

In Absatz 2 werden die Wörter „eines Beschäf-c)
tigten“ ersetzt durch die Wörter „eines oder ei-
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ner Beschäftigten“ und die Wörter „des Be-
schäftigten“ werden ersetzt durch die Wörter 
„des oder der Beschäftigten“.  

§ 54 wird wie folgt neu gefasst: 46.

„§ 54 
Verarbeitung personenbezogener Daten  
zu wissenschaftlichen oder historischen  
Forschungszwecken, zu Archivzwecken  

oder zu statistischen Zwecken 

¹Personenbezogene Daten dürfen zu im kirchli-(1)
chen oder öffentlichen Interesse liegenden Ar-
chivzwecken, zu wissenschaftlichen oder histori-
schen Forschungszwecken oder zu statistischen 
Zwecken verarbeitet werden, soweit geeignete 
Garantien für die Rechte und Freiheiten der be-
troffenen Personen vorgesehen werden. 2Mit 
diesen Garantien wird sichergestellt, dass techni-
sche und organisatorische Maßnahmen beste-
hen, mit denen insbesondere die Achtung des 
Grundsatzes der Datenminimierung gewährlei-
stet wird. 3§ 11 Absatz 2 lit. h) bis j) bleiben un-
berührt. 

¹Die Offenlegung personenbezogener Daten an (2)
andere als kirchliche Stellen für Zwecke der wis-
senschaftlichen oder historischen Forschung 
oder der Statistik ist nur zulässig, wenn diese 
sich verpflichten, die übermittelten Daten nicht 
für andere Zwecke zu verarbeiten und die Vor-
schriften der Absätze 3 und 4 einzuhalten. 2Der 
kirchliche Auftrag darf  durch die Offenlegung 
nicht gefährdet werden.  

¹Personenbezogene Daten, die für Zwecke der (3)
Forschung oder Statistik verarbeitet werden, 
sind zu anonymisieren, sobald dies nach dem 
Forschungs- oder Statistikzweck möglich ist. Bis 
dahin sind die Merkmale gesondert zu verarbei-
ten, mit denen Einzelangaben über persönliche 
oder sachliche Verhältnisse einer identifizierten 
oder identifizierbaren Person zugeordnet wer-
den können. 2Sie dürfen mit den Einzelangaben 
nur zusammengeführt werden, soweit der For-
schungs- oder Statistikzweck dies erfordert. 

¹Die Veröffentlichung personenbezogener Da-(4)
ten, die zum Zwecke wissenschaftlicher oder 
his torischer Forschung oder der Statistik über-
mittelt wurden, ist nur mit Zustimmung der 
übermittelnden kirchlichen Stelle zulässig. 2Die 
Zustimmung kann erteilt werden, wenn  

die betroffene Person eingewilligt hat oder a)

dies für die Darstellung von Forschungser-b)
gebnissen über Ereignisse der Zeitgeschich-
te unerlässlich ist, es sei denn, dass Grund 
zu der Annahme besteht, dass durch die 
Veröffentlichung der Auftrag der Kirche ge-
fährdet würde oder schutzwürdige Interes-
sen der betroffenen Person überwiegen.  

Für die Archivierung von Unterlagen kirchlicher (5)
Stellen im Sinne des § 3 gilt die Anordnung über 
die kirchlichen Archive (KAO) in der jeweils gel-
tenden Fassung.“ 

Nach § 54 wird folgender § 54a eingefügt: 47.

„§ 54a 
Verarbeitung personenbezogener Daten zur  
institutionellen Aufarbeitung sexualisierter  

Gewalt und anderer Formen des Missbrauchs 

¹An der institutionellen Aufarbeitung sexualisierter 
Gewalt und anderer Formen des Missbrauchs be-
steht ein überragendes kirchliches Interesse. 2Per-
sonenbezogene Daten dürfen zum Zwecke der in-
stitutionellen Aufarbeitung sexualisierter Gewalt 
nach Maßgabe dieses Gesetzes und auf  Grundlage 
spezifischer diözesaner Bestimmungen verarbeitet 
werden, die die Offenlegung von personenbezoge-
nen Daten von sexuellem Missbrauch betroffener 
Personen für Aufarbeitungs- und Forschungszwek-
ke durch Auskunft oder Einsicht in Unterlagen aus-
drücklich regeln, darunter auch Regelungen, die 
Auskunft oder Einsicht in Unterlagen lediglich im 
Falle einer Einwilligung betroffener Personen zu-
lassen.“ 

§ 55 wird wie folgt geändert: 48.

In der Überschrift wird das Wort „Datenverar-a)
beitung“ ersetzt durch die Wörter „Verarbeitung 
personenbezogener Daten“. 

In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort „er“ b)
die Wörter „oder sie“ eingefügt. 

§ 57 wird wie folgt neu gefasst: 49.

„§ 57 
Übergangsbestimmungen 

Bisherige Bestellungen der betrieblichen Daten-
schutzbeauftragten, deren Amtszeiten noch nicht ab-
gelaufen sind, bleiben unberührt, soweit hierbei die 
Regelungen der §§ 36 ff. Beachtung finden.“  

§ 58 wird wie folgt neu gefasst: 50.

„§ 58 
Inkrafttreten  

Dieses Gesetz tritt am 24. Mai 2018 in Kraft.“  
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Teil II  
Inkrafttreten 

Dieses Änderungsgesetz tritt am 1. März 2026 in 
Kraft. 

Trier, den 15. Januar 2026

(Siegel) 

 

 

Dr. Stephan Ackermann 
Bischof  von Trier

Nr. 49  
Beschlüsse der Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen Kommission  
des Deutschen Caritasverbandes vom 9. Oktober 2025 

Teil 1: Beschlüsse der Bundeskommission  

Die Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen 
Kommission des Deutschen Caritasverbandes 
hat auf  ihrer Sitzung am 9. Oktober 2025 die 
nachfolgenden Beschlüsse gefasst: 

Bemessungssatz der Weihnachtszu- A.
wendung und Jahressonderzahlung  

Änderung in Anmerkung 2 in den Anmer-I.
kungen zu Abschnitt XIV der Anlage 1 zu 
den AVR 

Die bisherige Anmerkung 2 wird wie folgt 1.
neu gefasst: 
„Anmerkung 2: 
Wegen der Festschreibung der Weihnachts-
zuwendung beträgt abweichend von Absatz 
d Satz 1 der Bemessungssatz für die Weih-
nachtszuwendung 77,51 v. H.“ 

Die bisherige (RK Ost) Anmerkung 2 in 2.
den Anmerkungen zu Abschnitt XIV der 
Anlage 1 zu den AVR entfällt. 

Änderung in § 16 den Anlagen 31 und 32 zu II.
den AVR 

Der bisherige Absatz 3 des § 16 der Anlagen 31 

und 32 zu den AVR fällt weg.  

Änderung in § 15 der Anlage 33 zu den AVR III.

Der bisherige Absatz 3 des § 15 der Anlage 33 
zu den AVR fällt weg.  

Inkrafttreten  IV.

Die Änderungen treten zum 1. Januar 2026 in 
Kraft.  

AVR ab 1. Januar 2027 B.

Textfassung der AVR ab 1. Januar 2027 I.

Die AVR werden zum 1. Januar 2027 geän-1.
dert und neu strukturiert. Der vollständige 
Text der AVR einschließlich ihrer Anlagen 
wird dazu zum 1. Januar 2027 durch die im 
Anhang dieses Beschlusses als „AVR 2027“ 
bezeichnete Fassung der AVR ersetzt. Die-
ser ist Bestandteil des Beschlusses. 

Die Bestimmungen des Anhangs Überlei-2.
tung können gemäß § 59 Abs. 2 AVR in der 
neuen Fassung nach Nr. 1 bereits vor dem 1. 
Januar 2027 angewendet werden mit der 
Maßgabe, dass die Überleitung frühestens 
zum 1. Januar 2027 wirksam werden kann. 

Hinweis: 

Das Gesetz über den Kirchlichen Datenschutz (KDG) in der 
Fassung vom 15. Januar 2026 (KA 2026 Nr. 48) ist der digitalen 
Version dieses Kirchlichen Amtsblatts angehängt. Es ist zu fin-
den im Online-Amtsblatt-Portal des Bistums Trier unter 
https://ebgvt.ingenius-office.org. Dieses Portal ist auch im In-
ternet auf  der Startseite des Bistums Trier unter www.bistum-
trier.de verlinkt. Ein ausgedrucktes Exemplar des Gesetzes (48 
Seiten) kann bei der Rechtsabteilung des Generalvikariats des 
Bistums Trier angefragt werden (E-Mail: recht@bistum-trier.de, 
Telefon (06 51) 71 05-4 92 oder 71 05-2 52). 

Alle Informationen zum Datenschutz im Bistum Trier gibt es 
im Internet unter www.bistum-trier.de/unser-bistum/service/ 
kirchlicher-datenschutz/uebersicht/index.html.
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Mittlere Werte II.

Die in der nach I. Nr. 1 geänderten Textfassung 
der AVR benannten Werte, für die die Rege-
lungskompetenz der Regionalkommissionen 
nach § 13 Abs. 3 Satz 1 f. der Ordnung der Ar-
beitsrechtlichen Kommission besteht, sind als 
mittlere Werte nach § 13 Abs. 1 Sätze 1 ff. der 
Ordnung der Arbeitsrechtlichen Kommission 
festgelegt. Soweit mittlere Werte durch die Be-
schlüsse der Bundeskommission vom 5. Juni 
2025 zur „Tarifrunde Anlage 30 zu den AVR 
(Ärzte)“ und zur „Allgemeine Tarifrunde Caritas 
2025 Teil 1“ befristet festgelegt wurden, gelten 
diese Befristungen auch weiterhin für die neue 
Textfassung nach I. Nr. 1. 

Inkrafttreten III.

Dieser Beschluss tritt zum 9. Oktober 2025 in 
Kraft. 

Teil 2: Inkraftsetzung  

Die Bestimmungen in Teil 1 werden nach Maßgabe 
der dortigen Regelungen in Kraft gesetzt. Die Text-
fassung der Richtlinien für Arbeitsverträge in den 
Einrichtungen des Deutschen Caritasverbandes 
(AVR) mit Gültigkeit ab 1. Januar 2027 (Teil 1 Ab-
schnitt B) wird in einem eigenen Anhang als Be-

standteil des Kirchlichen Amtsblatts veröffentlicht, 
in dem auch der dazugehörige Beschluss veröffent-
licht ist.  

Trier, den 15. Januar 2026

Hinweis:  
Die Textfassung der Arbeitsvertragsrichtlinien des Deutschen 
Caritasverbandes (AVR) mit Gültigkeit ab 1. Januar 2027 ist als 
Anhang der digitalen Version dieses Kirchlichen Amtsblatts bei-
gefügt. Es ist zu finden im Online-Amtsblatt-Portal des Bistums 
Trier unter https://ebgvt.ingenius-office.org. Dieses Portal ist 
auch im Internet auf  der Startseite des Bistums Trier unter 
www.bistum-trier.de verlinkt. Für Abonnentinnen und Abon-
nenten des gedruckten Kirchlichen Amtsblatts besteht die Mög-
lichkeit, ein gedrucktes Exemplar der AVR (278 Seiten) über die 
Kanzlei der Bischöflichen Kurie zu beziehen (E-Mail: amts 
blatt@bistum-trier.de oder Telefon 06 51/71 05-3 00).

(Siegel) 

 

 

Dr. Stephan Ackermann 
Bischof  von Trier

Urkunde 

über die 

Erhebung der Kirche St. Johannes der Täufer  
in Waxweiler zur Pfarrkirche der Pfarrei  

Westeifel St. Willibrord 

Nach Beratung durch die kirchlichen Gremien sowie 
auf  Vorschlag des Pfarrers der Pfarrei und Kirchen-
gemeinde Westeifel St. Willibrord und nach Anhö-
rung des Priesterrates wird die Kirche St. Johannes 
der Täufer in Waxweiler zur Pfarrkirche erhoben. 

Diese Urkunde tritt mit Wirkung vom 1. Februar 
2026 in Kraft. 

Trier, den 21. Januar 2026 

Nr. 50 
Urkunde über die Erhebung der Kirche St. Johannes der Täufer in  
Waxweiler zur Pfarrkirche der Pfarrei Westeifel St. Willibrord 

(Siegel) 

 

 

Dr. Stephan Ackermann 
Bischof  von Trier 

(Siegel) 

 
 
 
Dr. Monica Sinderhauf 
Kanzlerin der Bischöflichen Kurie 
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Nr. 51 
Haushaltsplan des Bistums Trier für das Haushaltsjahr 2026 

   alle Angaben in Euro 

1. Ergebnisplan Plan 2026 nachrichtlich Plan 2025

Erträge
Kirchensteuer 311.000.000 303.000.000

Staatsleistungen 23.600.000 22.360.000

Zuschüsse 70.652.600 70.663.700

Erträge aus Lieferungen und Leistungen 8.125.000 7.044.600

Sonstige betriebliche Erträge 8.000.000 125.197.700

Spenden und Kollekten 1.000.000 1.000.000

Laufende Erträge aus Verwaltungstätigkeit 422.377.600 529.266.000

Aufwendungen Plan 2026 nachrichtlich Plan 2025

Personalaufwendungen 195.688.000 197.150.800

Personalnebenkosten 8.000.000 9.447.700

Sachaufwendungen 40.781.500 40.339.832

Sonstige Aufwendungen 5.610.600 68.513.000

Abschreibung 7.000.000 7.500.000

Bauunterhalt 5.662.100 5.886.500

Allgemeine Zuschüsse 139.744.795 120.280.897

Personalkostenzuschüsse 12.457.225 27.526.100

Sachkostenzuschüsse 14.814.070 17.298.026

Baukostenzuschüsse 22.876.240 24.196.838

Zuschüsse für Einrichtung und Ausstattung 69.700 227.100

Laufende Aufwendungen aus Verwaltungstätigkeit 452.704.230 518.366.793

Verwaltungsergebnis (betriebl. Geschäftsergebnis) -30.326.630 10.899.207

Erträge aus Finanzanlagevermögen und Zinsen 39.722.758 32.668.000
Aufwendungen für Sondervermögen (BgA)/Beteiligungen -2.066.292 -3.211.178
Zinsen und ähnliche Aufwendungen -12.987.420 -14.495.000

Finanzergebnis 24.669.046 14.961.822

Jahresergebnis (GuV) -5.657.584 25.861.029

(Siegel) 

 

 

Dr. Stephan Ackermann 
Bischof  von Trier

Nach Verabschiedung durch den Diözesanrat des 
Bistums Trier am 29. November 2025 setze ich den 
Haushaltsplan 2026 wie folgt in Kraft: 

Trier, den 2. Dezember 2025
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Auflösung von Rücklagen 1.318.131 108.405
Bildung von Rücklagen -2.800 -51.370
Saldo Rücklagen 1.315.331 57.035

Bilanzgewinn (+)/Bilanzverlust (-) -4.342.253 25.918.064

2. Investitionsplan Plan 2026 nachrichtlich Plan 2025

Anschaffung von beweglichen Sachanlagen 1.158.230 1.057.550
Baumaßnahmen (investiv) 5.844.300 8.022.160
Gesamtsumme Investitionen 7.002.530 9.079.710

3. Finanzplan Plan 2026 nachrichtlich Plan 2025

Einzahlungen 441.696.210 429.402.900
Auszahlungen -462.473.052 -522.198.543
Finanzmittelüberschuss (+)/-fehlbetrag (-) -20.776.842 -92.795.643
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VERORDNUNGEN UND BEKANNTMACHUNGEN

Nr. 52 
Änderung der Durchführungsverordnung zum  Gesetz über den  
Kirchlichen Datenschutz 

dem Beichtgeheimnis oder dem Seelsorgege-
heimnis unterliegen 

Kapitel 4 

Maßnahmen des Verantwortlichen und  
des oder der Mitarbeitenden 

Maßnahmen des Verantwortlichen § 15

Maßnahmen des Verantwortlichen zur Daten-§ 16
sicherung 

Maßnahmen des oder der Mitarbeitenden § 17

Kapitel 5 

Besondere Gefahrenlagen 

Nutzung von Cloud-Diensten  § 18

Autorisierte Programme § 19

Nutzung dienstlicher IT-Systeme zu auch pri-§ 20
vaten Zwecken 

Nutzung privater IT-Systeme zu dienstlichen § 21
Zwecken 

Externe Zugriffe, Auftragsverarbeitung § 22

Verschrottung und Vernichtung von IT-Syste-§ 23
men, Abgabe von IT-Systemen zur weiteren 
Nutzung 

Passwortlisten der Systemverwaltung § 24

Übermittlung personenbezogener Daten per § 25
Fax 

Sonstige Formen der Übermittlung personen-§ 26
bezogener Daten 

Kopier-/Scangeräte § 27

Kapitel 6 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

Inkrafttreten“ § 28

§ 1 wird wie folgt geändert: 2.

In Absatz 1 werden nach dem Wort „dem“ die a)
Wörter „oder der“ und nach dem Wort „sol-
cher“ die Wörter „oder eine solche“ angefügt.  

Der bisherige Absatz 2 wird ersatzlos gestrichen.  b)

Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. c)

Der bisherige Absatz 4 wird ersatzlos gestrichen. d)

Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 3.  e)

Die Durchführungsverordnung zum Gesetz über 
den Kirchlichen Datenschutz (KDG-DVO) vom 14. 
Dezember 2018 (KA 2019 Nr. 9) wird aufgrund des 
Beschlusses der Vollversammlung des Verbandes der 
Diözesen Deutschlands vom 24. November 2025 
wie folgt geändert: 

Teil I  
Änderung der KDG-DVO 

Die Inhaltsübersicht wird wie folgt neu ge-1.
fasst: 

„Inhaltsübersicht 

Kapitel 1 

Verarbeitungstätigkeiten 

Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten § 1

Kapitel 2 

Datengeheimnis 

Belehrung und Verpflichtung auf  das Daten- § 2
geheimnis, Schulung 

Inhalt der Verpflichtungserklärung § 3

Kapitel 3 

Technische und organisatorische Maßnahmen 

Abschnitt 1 

Grundsätze und Maßnahmen 

Begriffsbestimmungen (IT-Systeme, Lesbarkeit) § 4

Grundsätze der Verarbeitung § 5

Technische und organisatorische Maßnahmen § 6

Überprüfung § 7

Verarbeitung von Meldedaten in kirchlichen  § 8
Rechenzentren 

Abschnitt 2 

Schutzbedarf  und Risikoanalyse 

Einordnung in Datenschutzklassen und Daten-§ 9
schutzniveau 

Risikoanalyse § 10

Datenschutzklasse I und Schutzniveau I § 11

Datenschutzklasse II und Schutzniveau II § 12

Datenschutzklasse III und Schutzniveau III § 13

Umgang mit personenbezogenen Daten, die § 14
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Absatz 3 Satz 3 wird wie folgt neu gefasst:  f)

„Die Überprüfung sowie die Aktualisierung sind 
in geeigneter Weise zu dokumentieren.“ 

§ 2 wird wie folgt geändert:  3.

In der Überschrift werden nach dem Wort „Da-a)
tengeheimnis“ ein Komma sowie das Wort 
„Schulung“ angefügt. 

In Absatz 1 wird der Klammerzusatz wie folgt b)
neu gefasst: „(Mitarbeitende im Sinne dieser 
Durchführungsverordnung, im Folgenden: Mit-
arbeitende)“. 

In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Mitarbeiter“ c)
durch das Wort „Mitarbeitenden“ ersetzt.  

In Absatz 2 Satz 3 wird das Wort „Mitarbeitern“ d)
durch das Wort „Mitarbeitenden“ ersetzt. 

In Absatz 3 wird das Wort „Mitarbeiter“ ersetzt e)
durch das Wort „Mitarbeitenden“. 

In Absatz 4 werden die Wörter „der Mitarbeiter“ f)
durch die Wörter „der Mitarbeitenden“ und die 
Wörter „den Mitarbeiter“ durch die Wörter „den 
Mitarbeitenden oder die Mitarbeitende“ ersetzt.  

In Absatz 5 Satz 1 wird das Wort „Mitarbeiter“ g)
durch das Wort „Mitarbeitenden“ ersetzt. 

In Absatz 5 Satz 2 werden die Wörter „des je-h)
weiligen Mitarbeiters“ durch die Wörter „des 
oder der jeweiligen Mitarbeitenden“ ersetzt.  

In Absatz 5 Satz 3 werden nach dem Wort „Die-i)
ser“ die Wörter „oder diese“ angefügt.  

In Absatz 6 werden nach dem Wort „Datenge-j)
heimnis“ die Wörter „gemäß § 5 KDG“ angefügt.  

Es wird folgender Absatz 7 angefügt: k)

„Die Mitarbeitenden sind regelmäßig zu schu-
len.“ 

§ 3 wird wie folgt geändert: 4.

In Absatz 1 erster Halbsatz wird das Wort „Mit-a)
arbeiters“ durch die Wörter „oder der Mitarbei-
tenden“ ersetzt. 

In Absatz 1 Buchstabe a) wird das Wort „Mitar-b)
beiters“ durch die Wörter „oder der Mitarbei-
tenden“ ersetzt. 

In Absatz 1 Buchstabe b) werden das Wort c)
„Mitarbeiter“ durch die Wörter „oder die Mitar-
beitende“ ersetzt und nach dem Wort „seiner“ 
die Wörter „oder ihrer“ angefügt.  

In Absatz 1 Buchstabe c) wird das Wort „Mitar-d)
beiters“ durch die Wörter „oder der Mitarbei-
tenden“ ersetzt. 

In Absatz 1 Buchstabe d) werden das Wort e)
„Mitarbeiter“ durch die Wörter „oder die Mitar-
beitende“ ersetzt und nach dem Wort „seiner“ 
die Wörter „oder ihrer“ angefügt. 

In Absatz 2 wird das Wort „Mitarbeiter“ durch f)
die Wörter „oder der Mitarbeitenden“ ersetzt.  

Der bisherige Absatz 3 Satz 2 wird ersatzlos ge-g)
strichen.  

§ 4 wird wie folgt neu gefasst: 5.

„§ 4 

Begriffsbestimmungen 
(IT-Systeme, Lesbarkeit) 

IT-Systeme im Sinne dieser Durchführungsver-(1)
ordnung sind sämtliche technischen Einrichtun-
gen, mittels derer personenbezogene Daten au-
tomatisiert verarbeitet werden. 

IT-Systeme sind insbesondere (2)

hardwarebasierte IT-Komponenten (elektronische a)
Geräte wie Server, Arbeitsplatzrechner, mobile 
Endgeräte, eingebettete Systeme (z. B. IoT) oder 
vergleichbare technische Komponenten, die ein-
zeln oder im Verbund betrieben werden können), 

Softwarelösungen (lokal installierte oder netz-b)
werkgestützte Programme und Anwendungen 
einschließlich betriebssystemnaher Software und 
Anwendungssoftware, die unmittelbar oder mit-
telbar an der Verarbeitung personenbezogener 
Daten beteiligt sind), 

cloudbasierte Systeme und Dienste (Bereitstel-c)
lungsformen wie Software as a Service (SaaS), 
Platform as a Service (PaaS) oder Infrastructure 
as a Service (IaaS), die über netzwerkbasierte 
Umgebungen (insbesondere Internet oder Intra-
net) zugänglich sind und zur Datenverarbeitung 
eingesetzt werden). 

Unter Lesbarkeit im Sinne dieser Durchfüh-(3)
rungsverordnung ist die Möglichkeit zur voll-
ständigen oder teilweisen Wiedergabe des Infor-
mationsgehalts von personenbezogenen Daten 
zu verstehen.“ 

§ 6 wird wie folgt geändert: 6.

In Absatz 1 Buchstabe b) wird der Klammerzu-a)
satz wie folgt neu gefasst: 

„(z. B. durch Verschlüsselung mit geeigneten 
Verschlüsselungsverfahren; das Verschlüsse-
lungsverfahren ist dem aktuellen Stand der 
Technik und dem jeweiligen Sicherheitsbedarf  
entsprechend angemessen auszuwählen)“. 



73

Kirchliches Amtsblatt 1. Februar 2026, Nr. 52

In Absatz 2 werden nach dem Wort „Form“ die b)
Wörter „unabhängig vom Ort der Verarbei-
tungstätigkeit“ angefügt.  

In Absatz 2 Buchstabe a) werden nach dem c)
Wort „IT-Systemen“ die Wörter „im Sinne des 
§ 4 Absatz 2 Nr. 1“ angefügt.  

Absatz 2 Buchstabe b) wird wie folgt neu gefasst:  d)

„¹Es ist zu verhindern, dass IT-Systeme und Be-
nutzerzugänge von Unbefugten genutzt werden 
können (Zugangskontrolle). 2Zum Schutz per-
sonenbezogener Daten und zur Vermeidung 
von Identitätsdiebstahl sind geeignete techni-
sche und organisatorische Maßnahmen nach 
dem jeweiligen Stand der Technik zu ergreifen. 
3Dies gilt insbesondere für Datenverarbeitungen 
außerhalb eines geschlossenen und gesicherten 
Netzwerks.“ 

In Absatz 2 Buchstabe i) wird nach dem Wort „er-e)
hobene“ das Wort „personenbezogene“ angefügt.  

Nach Absatz 2 Buchstabe j) wird folgender f)
Buchstabe k) angefügt:  
„Bei der Auswahl von IT-Systemen, insbesonde-
re von Softwarelösungen, ist dem Grundsatz der 
Datenminimierung angemessen Rechnung zu 
tragen.“ 

Absatz 3 wird wie folgt neu gefasst: g)

„Absatz 2 gilt entsprechend für die Verarbeitung 
personenbezogener Daten in nicht automatisier-
ter Form.“ 

§ 7 Absatz 2 wird wie folgt neu gefasst: 7.

„¹Insbesondere die Vorlage eines anerkannten Zerti-
fikats gemäß § 26 Absatz 4 KDG durch den Verant-
wortlichen, welches sich an Veröffentlichungen des 
Bundesamtes für Sicherheit in der Informationstech-
nik (BSI) orientiert, ist als Nachweis zulässig. 2Ab-
weichend von Satz 1 kann auch eine Orientierung an 
anderen Regelungen erfolgen, die einen vergleichba-
ren Schutzstandard gewährleisten (insbesondere 
ISO/IEC 27001).“ 

§ 8 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 8.

Das Wort „Vorschrift“ wird durch das Wort „Durch-
führungsverordnung“ ersetzt. 

§ 9 wird wie folgt neu gefasst: 9.

„§ 9 

Einordnung in Datenschutzklassen  
und Datenschutzniveau 

Unter Berücksichtigung der Art der zu verarbei-(1)
tenden personenbezogenen Daten und des Aus-

maßes der möglichen Gefährdung personenbe-
zogener Daten hat eine Einordnung in eine der 
in §§ 11 bis 13 genannten drei Datenschutzklas-
sen zu erfolgen.  

Bei der Einordnung personenbezogener Daten (2)
in eine Datenschutzklasse sind auch der Zusam-
menhang mit anderen gespeicherten Daten, der 
Zweck ihrer Verarbeitung und das anzunehmen-
de Interesse an einer missbräuchlichen Verwen-
dung der Daten zu berücksichtigen. 

¹Die Einordnung erfolgt durch den Verantwort-(3)
lichen; sie soll in der Regel bei Erstellung des 
Verzeichnisses von Verarbeitungstätigkeiten vor-
genommen werden. 2Der oder die betriebliche 
Datenschutzbeauftragte soll angehört werden. 

¹In begründeten Einzelfällen kann der Verant-(4)
wortliche eine abweichende Einordnung vor-
nehmen. 2Die Gründe sind zu dokumentieren. 
3Erfolgt eine Einordnung in eine niedrigere Da-
tenschutzklasse, ist zuvor der oder die betriebli-
che Datenschutzbeauftragte anzuhören. 

Erfolgt keine Einordnung, gilt automatisch die (5)
Datenschutzklasse III, sofern nicht die Voraus-
setzungen des § 14 vorliegen. 

Die Einordnung in eine der nachfolgend ge-(6)
nannten Datenschutzklassen erfordert die Ein-
haltung des dieser Datenschutzklasse entspre-
chenden Schutzniveaus und die Einhaltung der 
dort beschriebenen Mindestmaßnahmen. 

Erfolgt die Verarbeitung durch einen Auftrags-(7)
verarbeiter, ist der Verantwortliche verpflichtet, 
sich in geeigneter Weise, insbesondere durch 
persönliche Überprüfung oder Vorlage von 
Nachweisen, von dem Bestehen des der jeweili-
gen Datenschutzklasse entsprechenden Schutz-
niveaus zu überzeugen.“ 

§ 10 wird wie folgt neu gefasst: 10.

„§ 10 
Risikoanalyse 

Die den individuellen Gegebenheiten entsprin-(1)
genden Risiken sind vom Verantwortlichen an-
hand einer Risikoanalyse festzustellen.  

¹Für eine Analyse der möglichen Risiken für die (2)
Rechte und Freiheiten natürlicher Personen, die 
mit der Verarbeitung personenbezogener Daten 
verbunden sind, sind objektive Kriterien zu ent-
wickeln und anzuwenden. 2Hierzu zählen insbe-
sondere die Eintrittswahrscheinlichkeit und die 
Schwere eines Schadens für die betroffene Per-
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son. 3Zu berücksichtigen sind auch Risiken, die 
durch – auch unbeabsichtigte oder unrechtmäßi-
ge – Vernichtung, durch Verlust, Veränderung, 
unbefugte Offenlegung von oder unbefugten 
Zugang zu personenbezogenen Daten entste-
hen. 

Die identifizierten Risiken sind durch entspre-(3)
chende Maßnahmen im Einklang mit § 6 zu be-
handeln.“ 

§ 11 wird wie folgt geändert: 11.

Absatz 2 Buchstabe b) wird wie folgt neu ge-a)
fasst: 

„¹Die Anmeldung am IT-System ist nur nach 
Eingabe eines geeigneten benutzerdefinierten 
Passwortes oder unter Verwendung eines ande-
ren, dem aktuellen Stand der Technik und dem 
jeweiligen Sicherheitsbedarf  entsprechenden 
Authentifizierungsverfahrens zulässig. 2In si-
cherheitskritischen Bereichen oder bei Zugriffen 
außerhalb gesicherter Netze ist insbesondere der 
Einsatz von Mehr-Faktor-Authentifizierungs-
verfahren (z. B. Kombination aus Passwort und 
Einmalcode, Hardware-Token oder biometri-
schen Verfahren) vorzusehen.“ 

Absatz 2 Buchstabe c) wird wie folgt neu ge-b)
fasst: 
„Sicherungskopien von Daten sind nach aktuel-
lem Stand der Technik mit geeigneten Maßnah-
men vor unbefugtem Zugriff  zu schützen.“ 

§ 12 wird wie folgt geändert:  12.

Absatz 2 Buchstabe a) wird wie folgt neu ge-a)
fasst: 
„¹Die Anmeldung am IT-System ist nur nach 
Eingabe eines geeigneten benutzerdefinierten 
Passwortes zulässig, das ausreichend komplex 
gewählt werden muss und dessen Erneuerung 
nach dem jeweiligen Sicherheitsbedarf  erfolgt. 
2Alternativ ist die Verwendung eines anderen, 
dem aktuellen Stand der Technik und dem jewei-
ligen Sicherheitsbedarf  entsprechenden Authen-
tifizierungsverfahrens zulässig.“ 

In Absatz 2 Buchstabe b) wird nach Satz 1 fol-b)
gender Satz 2 angefügt: 
„Zu diesem Zweck sind geeignete technische 
Maßnahmen wie beispielsweise ein Boot-Schutz 
umzusetzen.“ 

In Absatz 2 Buchstabe d) Satz 2 werden nach c)
dem Wort „dem“ die Wörter „oder der“ ange-
fügt.  

§ 14 wird wie folgt geändert: 13.

Die Überschrift wird wie folgt neu gefasst:  a)

„Umgang mit personenbezogenen Daten, die 
dem Beichtgeheimnis oder dem Seelsorgege-
heimnis unterliegen“ 

In Absatz 1 werden die Wörter „Beicht- oder b)
Seelsorgegeheimnis“ ersetzt durch die Wörter 
„Beichtgeheimnis oder dem Seelsorgegeheimnis“. 

Absatz 5 wird wie folgt neu gefasst: c)

„Erfolgt die Seelsorge außerhalb eines geschlos-
senen Netzwerkes, sind geeignete, erforderli-
chenfalls über das Schutzniveau der Daten-
schutzklasse III hinausgehende, technische und 
organisatorische Maßnahmen nach dem aktuel-
len Stand der Technik zu treffen.“ 

Die Überschrift von Kapitel 4 wird wie folgt 14.
geändert:  

Das Wort „Mitarbeiters“ wird ersetzt durch die Wör-
ter „oder der Mitarbeitenden“.  

§ 15 wird wie folgt geändert: 15.

In Absatz 3 werden die Wörter „seine Mitarbei-a)
ter“ ersetzt durch die Wörter „die Mitarbeiten-
den“. 

In Absatz 4 wird der Klammerzusatz „(Daten-b)
schutzkonzept)“ ersatzlos gestrichen. 

In Absatz 6 Satz 1 wird das Wort „Mitarbeiter“ c)
durch das Wort „Mitarbeitende“ ersetzt.  

In Absatz 6 Satz 2 werden hinter dem Wort d)
„Datenschutzbeauftragten“ die Wörter „oder 
die betriebliche Datenschutzbeauftragte“ ange-
fügt. 

§ 17 wird wie folgt geändert: 16.

Die Überschrift wird wie folgt neu gefasst:  a)
„Maßnahmen des oder der Mitarbeitenden“ 

In Satz 1 werden die Wörter „jeder Mitarbeiter“ b)
ersetzt durch die Wörter „jeder und jede Mitar-
beitende“.  

In Satz 2 werden hinter dem Wort „ihm“ die c)
Wörter „oder ihr“ angefügt.  

In Kapitel 5 wird folgender § 18 neu einge-17.
fügt: 

„§ 18 
Nutzung von Cloud-Diensten 

Für die Verarbeitung personenbezogener Daten mit 
einem Cloud-Dienst gilt ergänzend zu den Vor-
schriften der §§ 5 ff.: 
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Es sind primär bereits geprüfte und freigegebe-(1)
ne Cloud-Dienste zu nutzen. 

¹Vor der Nutzung anderer Cloud-Dienste ist an-(2)
hand nachfolgender Aspekte zu prüfen, ob die 
erforderlichen Sicherheitsanforderungen erfüllt 
werden. 2Folgende Aspekte können ein erhöhtes 
Risiko darstellen: 

ungeplante vorzeitige Vertragsbeendigung a)
durch den Diensteanbieter, 

unzureichend gesicherte administrative Zu-b)
gänge, 

mangelnde Portabilität von personenbezo-c)
genen Daten und IT-Systemen, 

generelle Abhängigkeit vom Cloud-Dienste-d)
anbieter mangels Wechselmöglichkeit, 

Gefährdung der Integrität von Informatio-e)
nen aufgrund herstellerspezifischer Daten-
formate, 

gemeinsame Nutzung der Cloud-Infrastruk-f)
tur durch mehrere Kunden, 

Unkenntnis über den Speicherort der Infor-g)
mationen, 

hohe Mobilität der Informationen sowie h)

unbefugter Zugriff  auf  Informationen bei-i)
spielsweise durch Administrationspersonal 
des Cloud-Diensteanbieters oder Dritte. 

Vor der Nutzung des Cloud-Dienstes ist in Ab-(3)
hängigkeit von der Risikoanalyse eine Exit-Stra-
tegie zu definieren (z. B. Datenlöschung, Daten-
übertragung).“ 

Der bisherige § 18 wird § 19. 18.

Der bisherige § 19 wird § 20. 19.

Der bisherige § 20 wird § 21. 20.

Der neue § 21 wird wie folgt geändert:  21.

In Absatz 2 Satz 1 Buchstabe b) wird das Wort a)
„Mitarbeiters“ ersetzt durch die Wörter „oder 
der Mitarbeitenden“. 

In Absatz 2 Satz 2 werden die Wörter „betref-b)
fenden Mitarbeiter“ ersetzt durch die Wörter 
„oder der betreffenden Mitarbeitenden“.  

In Absatz 3 wird das Wort „Mitarbeitern“ er-c)
setzt durch das Wort „Mitarbeitenden“. 

Absatz 4 wird wie folgt neu gefasst: d)

„¹Die Weiterleitung dienstlicher personenbezo-
gener Daten auf  private E-Mail-Konten ist un-
zulässig. 2Dies gilt auch für personalisierte E-
Mail-Adressen. 3Ausnahmeregelungen können 

von dem Verantwortlichen getroffen werden, 
soweit das datenschutzrechtliche Schutzniveau, 
insbesondere nach dem KDG oder dieser 
Durchführungsverordnung, nicht unterschritten 
wird.“ 

Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 neu an-e)
gefügt: 

„Der oder die Mitarbeitende hat sicherzustellen, 
dass unberechtigte Dritte, insbesondere Famili-
enmitglieder, keinen Zugriff  auf  dienstliche per-
sonenbezogene Daten haben.“ 

Der bisherige § 21 wird § 22. 22.

Im neuen § 22 wird Absatz 5 wie folgt neu 23.
gefasst: 

„¹Eine Fernwartung von IT-Systemen darf  darüber 
hinaus nur erfolgen, wenn der Beginn aktiv seitens 
des Auftraggebers eingeleitet wurde, über sichere 
Verbindungen erfolgt und die Fernwartung system-
seitig protokolliert wird. 2Im Falle der Einbeziehung 
externer Dienstleister sind auch die datenschutz-
rechtlichen Anforderungen und Verantwortlichkei-
ten sowie technische Schutzmaßnahmen vertraglich 
zu regeln.“ 

Der bisherige § 22 wird § 23. 24.

Der neue § 23 wird wie folgt geändert: 25.

In Absatz 1 Satz 1 werden nach dem Wort „IT-Sys -
temen“ die Wörter „im Sinne des § 4 Absatz 2 Nr. 1 
dieser Verordnung“ angefügt.   

Der bisherige § 23 wird § 24. 26.

Der bisherige § 24 wird § 25. 27.

Der neue § 25 wird wie folgt neu gefasst: 28.

„§ 25 
Übermittlung personenbezogener  

Daten per Fax 

¹Die Übermittlung personenbezogener Daten per 
Fax ist grundsätzlich unzulässig. 2In spezifischen Be-
stimmungen können Ausnahmen, insbesondere 
Übergangsbestimmungen, vorgesehen werden; dabei 
sind die Vorschriften der §§ 5 ff. und die jeweils ak-
tuellen Sicherheitsstandards zu beachten.“  

Der bisherige § 25 wird § 26. 29.

Im neuen § 26 wird in Absatz 1 nach Satz 1 30.
folgender Satz 2 angefügt:  

„Das Verschlüsselungsverfahren ist dem aktuellen 
Stand der Technik und dem jeweiligen Sicherheitsbe-
darf  entsprechend angemessen auszuwählen.“   

Der bisherige § 26 wird § 27. 31.
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Der neue § 27 wird wie folgt geändert: 32.

Das Wort „Mitarbeiter“ wird ersetzt durch das Wort 
„Mitarbeitende“.  

Der bisherige § 27 wird ersatzlos gestri-33.
chen. 

§ 28 wird wie folgt neu gefasst: 34.

„§ 28 
Inkrafttreten 

Diese Durchführungsverordnung tritt zum 1. März 
2019 in Kraft.“ 

Teil II 
Inkrafttreten 

Die Änderungen in Teil I treten am 1. März 2026 in 
Kraft. 

Trier, den 15. Januar 2026 

(Siegel) 

 

Dr. Ulrich Graf  von Plettenberg 
Bischöflicher Generalvikar 

Nr. 53 
Richtlinie für die Verwaltungsarbeit in Prozessen des Bischöflichen  
Generalvikariates und der Dienststellen des Bistums Trier 

Bis zum Inkrafttreten eines Geschäftsverteilungs-
plans für das Bischöfliche Generalvikariat (BGV) 
gelten für die Verwaltungsarbeit im BGV folgende 
Richtlinien. 

§ 1  Anwendbarkeit 

Diese Richtlinie gilt für das Bischöfliche Generalvi-
kariat, die angegliederten Dienststellen und Einrich-
tungen. 

§ 2  Begriffserklärung 

Ein Prozess ist eine Beschreibung einer geschuldeten 
Leistung oder von Einzeltätigkeiten (Aufgaben, Ar-
beitsabläufen), die ausgeführt werden, um ein be-
stimmtes Ziel für die Organisation zu erreichen. Er 
wird durch ein klar bestimmbares Ereignis ausgelöst 
und verarbeitet Eingaben unter Beachtung bestimm-
ter Regeln, Ressourcen und weiterer Faktoren zu ei-
nem Ergebnis. Prozesse gehen oft über Abteilungs-, 
Bereichs- und Einrichtungsgrenzen hinaus. 

Ein Prozess: 

regelt die Abfolge von Aktivitäten und deren •
Zusammenwirken, 
hat Eingaben (Input) und schließt ab mit einem •
Ergebnis (Output), 
ist eine komplexe Aufgabe, die regelmäßig wie-•
derkehrend erledigt wird, 
findet gesteuert im Zusammenwirken von unter-•
schiedlichen Bereichen statt, 
ist dokumentiert und kann standardisiert werden, •
definiert die Schnittstellen zu anderen Bereichen, •
legt die Verantwortlichkeiten für Arbeitsschritte •
und Aufgaben fest, 

ist Grundlage für eine kontinuierliche Verbesse-•
rung, 
kann Teil eines anderen Prozesses sein oder an-•
dere Prozesse enthalten oder diese anstoßen 
(Schnittstellen). 

Mehrere Prozesse werden in einem Prozessbereich 
gebündelt und einer Prozessart zugeordnet. Folgen-
de Prozessarten werden festgelegt: Kern-, Steue-
rungs- und Unterstützungsprozesse. 

§ 3  Prozessbereiche  

Innerhalb der Prozessarten werden folgende Pro-
zessbereiche gebildet:  

Kernprozesse:  •

K1 Pastoral  –
K2 Bildung  –

Steuerungsprozesse:  •

S1 Zielplanung  –
S2 Programme und Projekte  –
S3 Controlling, Revision und Compliance  –
S4 Rechtsetzung und Aufsicht  –

Unterstützungsprozesse:  •
U1 Information und Dokumentation  –
U2 Kommunikation und Medien –
U3 IT-Struktur –
U4 Personal –
U5 Lohn- und Gehaltsabrechnung –
U6 Finanzen und Vermögen –
U7 Rechnungswesen  –
U8 Einkauf   –
U9 Immobilien –
U10 Bau –
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§ 4  Form der Darstellung  

Zur Modellierung der Prozesse wird in Umsetzung 
der rechtlichen Grundlagen (z. B. Vorbehaltsgesetz 
inklusive Ausführungsbestimmungen, Beschaffungs-
Richtlinie) eine bistumsweit einheitliche Software 
eingesetzt. Näheres hierzu beschreibt der IT-Ser-
vicekatalog, der unter www.it.bistum-trier.de abzuru-
fen ist. 

§ 5  Zuständigkeiten 

Die Rollen innerhalb des Prozessmanagements wer-
den im Prozesshandbuch festgelegt. 

§ 6  Inkraftsetzung eines Prozesses 

Prozesse erhalten ihre Verbindlichkeit durch die Un-
terschrift des Bischöflichen Generalvikars und ihre 
Bekanntmachung im Teams-Kanal „Interne Kom-

munikation“ und in besonderen Fällen auch im 
Kirchlichen Amtsblatt. 

§ 7  Inkrafttreten der Richtlinie 

Diese Richtlinie tritt rückwirkend zum 1. Januar 
2026 in Kraft. Die Rahmenrichtlinie für die Verwal-
tungsarbeit in Prozessen des Bischöflichen General-
vikariates und der Dienststellen des Bistums Trier 
vom 10. November 2011 (KA 2011 Nr. 553) wird 
gleichzeitig aufgehoben.  

Trier, den 20. Januar 2026 

(Siegel)  

 

Dr. Ulrich Graf  von Plettenberg 
Bischöflicher Generalvikar 

Nr. 54 
Schreiben des Bischofs von Trier zur Immobilienstrategie des  
Bistums Trier (2026-2034)  

Schreiben an die 
Priester, Diakone und Mitarbeitenden in der Pastoral, an die 
Mitglieder der Räte in den Pfarreien/Kirchengemeinden, den 
Pas toralen Räumen/Kirchengemeindeverbänden und den diözesa-
nen Gremien, an die Mitarbeitenden im kirchlichen Dienst sowie 
an alle Gläubigen im Bistum Trier zur Immobilienstrategie des 
Bistums Trier (2026-2034) 

Liebe Schwestern und Brüder!   

Die Kirche in unserem Land befindet sich in ei-1.
nem tiefgreifenden Transformationsprozess, das 
heißt: Sie befindet sich in einem epochalen Um-
bruch, der schon vor Jahrzehnten begonnen hat 
und inzwischen unübersehbar seine Wirkungen 
zeigt.  
Die Gründe dafür sind vielfältig. Zu ihnen ge-
hört wesentlich unser Leben in einer freiheitli-
chen Gesellschaft, die damit verbundene Hoch-
schätzung des einzelnen Individuums mit dem 
Recht auf  freie Entfaltung seiner Persönlichkeit, 
wozu auch die Wahl von Glauben und Weltan-
schauung zählt. Die volkskirchlichen Strukturen, 
die die Kirche vor allem noch in der ersten Hälf-
te des vergangenen Jahrhunderts geprägt haben, 
haben sich so gut wie vollständig aufgelöst. Eine 
neue Sozialgestalt der Kirche bricht sich Bahn. 
Mit unserer Diözesansynode 2013-2016 haben 

wir bereits versucht, auf  diesen epochalen Wan-
del Antwort zu geben.  

In den letzten Jahren hat der Transformations-
prozess an Dynamik gewonnen: Dazu haben 
unter anderem die Aufdeckung und Aufarbei-
tung der Fälle von sexueller Gewalt gegenüber 
Kindern und Jugendlichen auch in unserem Bis-
tum beigetragen. Die erschreckende Erkenntnis 
dieser Verbrechen hat zu einem massiven Ver-
trauensverlust gegenüber der Institution Kirche 
und ihren Verantwortungsträgern geführt. Men-
schen kehren der Kirche den Rücken. Aber auch 
die demographische Entwicklung, die aktuellen 
gesellschaftlichen und politischen Veränderun-
gen in unserem Land wie auch weltweit und die 
damit einhergehende Polarisierung vieler Debat-
ten – nicht zuletzt in den digitalen Medien – 
bleiben nicht ohne Wirkung auch auf  Men-
schen, die bislang in einer selbstverständlichen 
Bindung an die Kirche gelebt haben. Viele Kir-
chenmitglieder bestimmen ihr Verhältnis zum 
Glauben und zur Kirche neu und ziehen Konse-
quenzen. Aber auch diejenigen, die sich nach 
wie vor mit der Kirche und ihrem Glauben iden-
tifizieren, sind herausgefordert, eine persönliche 
Standortbestimmung vorzunehmen.  
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Diese – hier sehr holzschnittartig dargestellte – 2.
Situation zeigt konkrete Auswirkungen auf  die 
personellen (haupt- wie ehrenamtlichen) und fi-
nanziellen Möglichkeiten der Kirche, näherhin 
unseres Bistums. Dabei verstärken sich nach 
meiner Wahrnehmung die genannten Faktoren 
gegenseitig und beschleunigen die Entwicklung, 
in der wir uns befinden. Diese Entwicklung gilt 
es, bewusst wahr- und anzunehmen, um in unse-
rem Planen und Handeln zukunftsgerichtet auf  
sie zu reagieren.  

Dazu gehört unter anderem die Frage nach der 
Zukunft des Gebäudebestands auf  den unter-
schiedlichen Ebenen unseres Bistums. Es ist un-
zweifelhaft, dass dieser Bestand reduziert wer-
den muss, weil er in seiner Gesamtheit schon 
heute und in absehbarer Zeit nicht mehr benö-
tigt wird und sich im Gegenzug für die jeweili-
gen Eigentümer zu einer nicht tragbaren Belas -
tung entwickelt. Die mit diesem Brief  eingeleite-
te Immobilienstrategie will dazu beitragen, hilf-
reiche und verantwortbare Lösungen für diese 
Problematik zu finden.  

Mit der einleitenden Skizze der Kirchensituation 
will ich deutlich machen, dass ich die Frage der 
kirchlichen Immobilien in unserem Bistum nicht 
als eine isolierte Frage betrachte, sondern sie im 
größeren Zusammenhang der sich vollziehen-
den Kirchenentwicklung sehe. Ja, man könnte 
sogar sagen, dass die Immobilien auf  ihre Weise 
Symbole des Transformationsprozesses sind.  

Wer dieser Einschätzung zustimmt, der wird 
auch der Einsicht zustimmen, dass es bei der 
Immobilienstrategie nicht nur um wirtschaftli-
che, baufachliche und juristische Fragen geht, 
sondern auch um die elementare Frage, wo und 
wie wir heute Kirche Jesu Christi sein wollen 
und sollen! Verantwortliche Entscheidungen im 
Hinblick auf  den Immobilienbestand lassen sich 
nur treffen, wenn diese Frage von Anfang an 
ernsthaft mitbedacht wird.   

Die besondere Bedeutung der Kirchengebäude 
und die anderen kirchlichen Immobilien  

Im kirchlichen Immobilienbesitz befinden sich 3.
Gebäude mit unterschiedlicher Bedeutung und 
Symbolkraft für das kirchliche Leben: Es macht 
einen Unterschied, ob es sich etwa um eine (ehe-
malige) Pfarrkirche, ein Pfarrheim, ein Pfarrhaus 
oder eine reine Wohnimmobilie handelt. Die 
herausforderndsten Entscheidungsprozesse wer-

den sich bei den Kirchengebäuden ergeben. 
Denn die Kirchen sind keine reinen Zweckbau-
ten, sondern haben eine besondere Bedeutung 
und Würde an sich und sind in der Regel mit 
vielen Erinnerungen und Emotionen der Gläu-
bigen verknüpft. Dazu kommen häufig auch  
denkmalpflegerische Belange.  

Ich möchte daher in diesem Brief  zunächst et-
was ausführlicher auf  die Bedeutung und die 
Entwicklung der sakralen Räume in unserem 
Glaubens- und Kirchenverständnis eingehen 
und dann auf  die anderen Immobilien schauen.  

Wenn wir die Hl. Schrift zum Thema sakraler 4.
Bauten befragen, dann zeigt sich, dass Israel lan-
ge Zeit über kein Kultgebäude aus Holz oder 
Stein verfügte. Aus der Zeit der Wanderung 
durch die Wüste stammt das „Offenbarungs-
zelt“ oder „Zelt der Begegnung“, in dem auch 
die Bundeslade mit den beiden Gesetzestafeln 
aufbewahrt werden (vgl. Ex 25-28). Bundeslade 
und Zelt als transportables Heiligtum garantie-
ren die Gegenwart Gottes unter seinem auser-
wählten Volk.  

Als David sein Königtum gefestigt und seine Re-
sidenz in der Davidsstadt bezogen hat, scheint 
es ihm unangemessen, dass er inzwischen in ei-
nem festen Haus wohnt, die Lade Gottes sich 
aber immer noch in einem Zelt befindet. Des-
halb beschließt er, Gott ebenfalls ein Haus zu 
bauen. Nachdem der Prophet Natan diesem 
Vorhaben zunächst zustimmt, wie das 2. Samu-
elbuch berichtet, muss er nach einer nächtlichen 
Vision seine Zustimmung auf  Befehl Gottes 
wieder zurücknehmen. Gott wehrt sich dagegen, 
dass David ihm ein Haus bauen will. Er lässt den 
Propheten wissen: „Seit dem Tag, als ich die Israeli-
ten aus Ägypten heraufgeführt habe, habe ich bis heute 
nie in einem Haus gewohnt, sondern bin in einer Zelt-
wohnung umhergezogen. Habe ich in der Zeit, als ich 
bei den Israeliten von Ort zu Ort zog, jemals zu einem 
der Stämme Israels, die ich als Hirten über mein Volk 
Israel eingesetzt hatte, ein Wort gesagt und sie gefragt: 
Warum habt ihr mir kein Haus aus Zedernholz ge-
baut? Sag also jetzt meinem Knecht David: … Nun 
verkündet dir der HERR, dass der HERR dir ein 
Haus bauen wird. Wenn deine Tage erfüllt sind und du 
dich zu deinen Vätern legst, werde ich deinen leiblichen 
Sohn als deinen Nachfolger einsetzen und seinem König-
tum Bestand verleihen. Er wird für meinen Namen ein 
Haus bauen.“ (2 Sam 7,5-8.11-12)  
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Leider gibt uns das Samuelbuch keine direkte 
Auskunft darüber, warum Gott sich so gegen 
den Bau eines Gotteshauses wehrt. Vermutlich 
liegt es daran, dass Gott, dem die ganze Erde ge-
hört (Ps 24,1), mit seiner Gegenwart nicht fest-
gelegt und eingeengt werden will auf  einen be-
stimmten Ort, wodurch andere Orte und Weisen 
seiner Gegenwart gewissermaßen ausgeschlos-
sen würden. Gott selbst, das wird aus seiner Re-
de deutlich, sieht auch die Stabilität des „Hauses 
David“ weniger in einem Gebäude aus Holz und 
Stein als in Nachkommenschaft, das heißt in le-
bendigen Menschen. Am Schluss klingt es fast 
so, als ob Gott David zuliebe einen Kompro-
miss eingehen würde, wenn er sich damit einver-
standen zeigt, dass Salomo, der Sohn Davids, 
ihm dann doch einen Tempel bauen wird. Gott 
braucht ein solches Haus nicht, aber er weiß, 
dass wir Menschen auf  solche Räume angewie-
sen sind.  

Der Tempel, den Salomo in Jerusalem baut, wird 
zum zentralen Bezugspunkt des Volkes Israel. 
Er wird nach der Zerstörung durch die Babylo-
nier im Jahr 587/86 v. Chr. und der Rückkehr 
der Israeliten aus dem Exil rund 70 Jahre später 
unter großen Mühen wieder aufgebaut werden. 
Es ist der Tempel, den auch Jesus aufgesucht 
hat.  

Die Evangelien schildern das Verhältnis Jesu 5.
zum Tempel in Jerusalem ambivalent: Einerseits 
besucht Jesus den Tempel mit seinen Jüngern re-
gelmäßig zum Gebet. Er will nicht, dass dieser 
heilige Ort, das „Haus seines Vaters“, zu einer 
Markthalle wird (Joh 2,14-16). Andererseits lässt 
Jesus keinen Zweifel daran, dass es Wichtigeres 
und Größeres gibt, um Gott zu begegnen, als 
den Tempel. Damit meint er sich selbst (Mt 
12,6f). In diesem Sinn ist auch die Zerstörung 
des Tempels keine Katastrophe: „Reißt diesen 
Tempel nieder und in drei Tagen werde ich ihn wieder 
aufrichten“, sagt Jesus in Anspielung auf  seinen 
gewaltsamen Tod und seine Auferstehung de-
nen, die ihn wegen seines Auftretens im Tempel 
zur Rede stellen (Joh 2, 18-22).  

An anderer Stelle erklärt Jesus: „Wo zwei oder drei 
in meinem Namen versammelt sind, da bin ich mitten 
unter ihnen.“ (Mt 18,20) Diese Aussage verbietet 
nicht, Bauten zu Gebet und Gottesdienst zu er-
richten, aber sie relativiert deren Bedeutung er-
heblich. Christinnen und Christen können in 

den schönsten und größten Kathedralen zum 
Gottesdienst zusammenkommen, ebenso wie 
unter freiem Himmel oder in einfachen Häu-
sern. In letzteren hat der christliche Gottes-
dienst ja auch seinen Anfang genommen (Apg 
2,46).  

Mit der Herabkunft das Geistes an Pfingsten 
und der Aussendung der Jünger in die ganze 
Welt findet die Überzeugung von der Gegenwart 
Gottes in denen, die sich zu Jesus Christus be-
kennen, eine ungeahnte Ausweitung (Apg 1,8; 
2,1-11). Paulus bringt es auf  den Punkt, wenn er 
der Gemeinde in Korinth schreibt: „Wisst ihr 
nicht, dass ihr Gottes Tempel seid und der Geist Gottes 
in euch wohnt? Wer den Tempel Gottes zerstört, den 
wird Gott zerstören. Denn Gottes Tempel ist heilig und 
der seid ihr.“ (1 Kor 3,16f)  

Von Jesus her sind wir als Christen für das ge-
meinsame Gebet und den Gottesdienst nicht auf  
bestimmte Orte festgelegt. Selbst der Petersdom 
in Rom, der für die katholische Christenheit ein 
ganz besonderer Bezugspunkt ist, hat in unse-
rem Glauben selbstverständlich nicht die Stel-
lung, die der Tempel von Jerusalem für die Ju-
den hatte.  

Gleichwohl haben die Christen, seitdem es ihnen 6.
unter Kaiser Konstantin (+ 337) erlaubt war, be-
gonnen, öffentlich sichtbare Räume für das Ge-
bet und die gottesdienstliche Versammlung zu 
errichten. In unserem Bistum gehen die Spuren 
dafür (im Bereich der heutigen „Dom-Informa-
tion“) in die ersten beiden Jahrzehnte des 4. 
Jahrhunderts zurück.  

Wenn wir die jüngere Geschichte von Kirchbau-
ten im katholischen Bereich anschauen, dann 
stellen wir fest, dass – wesentlich angestoßen 
durch die Dokumente des Zweiten Vatikanischen 
Konzils – die Idee von der Kirche als dem wan-
dernden Volk Gottes und der Gemeinde der Ge-
tauften, die sich um den Altar versammelt und 
dadurch selbst zum Tempel Gottes erbaut wird, 
wieder neu an Bedeutung gewonnen hat. Viele 
Kirchen der vergangenen Jahrzehnte tragen zelt -
artigen Charakter und stehen damit für das alttes -
tamentliche Motiv von Aufbruch und Weg.  

Die Prozesse, in denen wir stehen, nehmen uns 
nun gewissermaßen beim Wort. Zugleich lassen 
sie uns den Unterschied spüren, der besteht zwi-
schen einer theologischen Idee und der Wirk-
lichkeit von Räumen, an deren Errichtung Men-
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schen durch Spenden oder konkrete Hilfeleis -
tung beteiligt waren und mit denen sich ein Teil 
der eigenen Glaubensgeschichte verbindet. Sol-
che Räume gibt man nicht leichtherzig auf  oder 
bricht sie gar ab wie ein Zelt.  

Schließlich gilt es zu bedenken, dass sehr viele 7.
Kirchen in unserem Bistum ortsbildprägend 
sind und ein kulturelles Erbe darstellen, dem wir 
uns verpflichtet fühlen. Natürlich sind rein 
rechtlich gesehen die Kirchengemeinden bezie-
hungsweise die kirchlichen Körperschaften die 
Eigentümerinnen der Gebäude. Dennoch wäre 
es verkürzt zu sagen, dass die Gebäude der Kir-
che allein gehören. Viele Kirchen sind in einem 
gewissen Sinn „Allgemeingut“ geworden, sind 
„öffentliche Räume“, weil sie zentral liegen und 
auch für die historische Entwicklung der jeweili-
gen Orte wichtige Elemente darstellen. Das ist 
in den Überlegungen zu ihrer Zukunft mitzube-
denken.  

Der Auftrag zur Erstellung von Immobilienkon-
zepten und einige Hinweise dazu  

Die nachfolgende Immobilienstrategie, die 8.
rechtlich als „Ausführungsbestimmungen zu § 1 
Abs. 3 a der Diözesanbestimmungen über Bau, 
Kunst und Denkmalpflege im Bistum Trier“ er-
lassen wird, ist sich all der genannten Faktoren 
bewusst. Deshalb sieht sie einen Zeitraum von 
acht Jahren vor, um in den Pfarreien und Kir-
chengemeinden unseres Bistums jeweils spezifi-
sche Immobilienkonzepte zu erstellen. Mit an-
deren Worten: Alle Immobilienkonzepte müssen 
spätestens bis zum 31. Dezember 2034 erstellt 
sein und in genehmigter Form vorliegen.  

In allen Überlegungen soll die Frage leitend sein, 9.
was es in Zukunft an Immobilien braucht, damit 
sich Kirche sammeln und aufbauen und dem 
Auftrag dienen kann, den sie vom Herrn her für 
die Menschen empfangen hat.  

Daher sind mir neben dem bisher bereits Gesag-
ten einige Aspekte besonders wichtig, auf  die 
ich an dieser Stelle hinweisen möchte:  

Bitte begreifen Sie den Prozess zur Erstellung 10.
des Immobilienkonzepts nicht nur als notwendi-
ges Übel oder als von oben verhängtes Schicksal, 
sondern sehen darin auch eine Chance, vor Ort 
den Weg der Kirche in die Zukunft inhaltlich 
und konkret sichtbar mitzugestalten.  

Der Prozess wird dann von guter Qualität sein, 11.

wenn er als ganzheitlicher „Prozess der Unter-
scheidung“ verstanden wird, in dem pastorale, 
wirtschaftlich-baufachliche, spirituelle, rechtli-
che, psychologische sowie soziale Aspekte ihren 
Platz haben. Bitte greifen Sie dazu auch auf  die 
Unterstützung zurück, die wir von Seiten des 
Bistums und der Pastoralen Räume anbieten.  

Achten Sie bitte von Anfang an darauf, dass alle 12.
zuständigen Gremien in ihrer jeweiligen Verant-
wortung sowie die übrigen Pfarrangehörigen 
und Gruppen in angemessener Weise beteiligt 
sind. Werden Sie sich darüber klar, wann inner-
halb der nächsten acht Jahre für Sie der richtige 
Zeitpunkt ist, den Prozess zu starten und durch-
zuführen.  

Wenn auch den Kirchenbauten im Gesamt der 13.
kirchlichen Immobilien eine herausragende Stel-
lung zukommt, so sind auch die anderen Gebäu-
de mit Sorgfalt in den Blick zu nehmen. Denn 
auch „Zweckbauten“ wie Pfarrheime und Pfarr-
häuser zeugen auf  ihre Weise vom vielfältigen 
haupt- und ehrenamtlichen Einsatz der Pfarran-
gehörigen und haben beziehungsweise hatten ei-
ne identitätsstiftende Funktion, die nicht überse-
hen werden darf. Wie viele Stunden sind in diese 
Gebäude ehrenamtlich investiert worden, um sie 
zu bauen, zu nutzen und zu erhalten oder um sie 
wieder instand zu setzen!  

Fragen Sie sich: Wie können wir unsere Gebäu-14.
de nachhaltig bewirtschaften und so nutzen, 
dass wir nicht selbst dazu beitragen, die natürli-
chen Lebensgrundlagen unserer Erde aufzu-
brauchen oder gar zu zerstören?  

Viele kirchliche und außerkirchliche Partner, die 15.
für unsere Gemeinwesen engagiert sind, stehen 
vor ähnlichen Herausforderungen. Bitte schauen 
Sie, welche Kooperationsmöglichkeiten es im 
Bereich der Immobilien gibt mit Nachbarpfar-
reien, dem Caritasverband und anderen Verbän-
den, den Schwestern und Brüdern aus der Öku-
mene, den Kommunen und Landkreisen. Wo 
können wir uns gegenseitig in unserem Engage-
ment helfen?  

Wird es uns heute und künftig gelingen, mit un-16.
seren Immobilien Räume zu eröffnen, die von 
Sozialwissenschaftlern und Stadtplanern als so-
genannte Dritte und Vierte Orte bezeichnet 
werden? Unter „Dritten Orten“ versteht man 
soziale Treffpunkte jenseits des privaten Zuhau-
ses („Erster Ort“) und der Arbeitsstätte („Zwei-
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ter Ort“). „Dritte Orte“ können Kulturzentren, 
Sportvereine, Bibliotheken, Cafés und Ähnliches 
sein. „Vierte Orte“ bezeichnen darüber hinaus 
Räume, die öffentliche, kulturelle, soziale, spiri-
tuelle und gemeinschaftliche Bedeutung zugleich 
haben und auf  diese Weise der Begegnung und 
Gemeinschaftsbildung dienen. Als Kirche verfü-
gen wir über Räume, die das Potenzial dazu ha-
ben.  

Liebe Schwestern und Brüder! Der Auftrag, der 17.
mit dieser Immobilienstrategie an Sie gestellt 
wird, ist groß. Das ist mir sehr bewusst. Es wird 
anstrengend und herausfordernd sein, ein Im-
mobilienkonzept zu erstellen. Ich möchte das 
nicht schönreden. Es wird Konflikte geben, 
sachlich und emotional. Vielleicht wird es nicht 
einmal so lange dauern, sich über das Konzept 
zu einigen. Doch seine Umsetzung und seine 
Auswirkungen werden lange Jahre in Anspruch 
nehmen.  

Ich weiß um Stimmen, die sagen: „Der Bischof  
und das Bistum sollen entscheiden, was mit un-
seren Kirchen und den übrigen Gebäuden ge-
schieht. Wir können diese Verantwortung nicht 
tragen.“ Ich kann und will Ihnen diese Verant-
wortung aber nicht abnehmen, da die Kirchen-
gemeinden nicht nur die rechtmäßigen Eigentü-
merinnen der Immobilien sind, sondern Sie 
auch diejenigen sind, die die Kirche Jesu Christi 
vor Ort verkörpern und um deren Stärken und 
Grenzen wissen. Freilich können Sie es mir 
anlas ten, dass die Kirchengemeinden in Zukunft 
nicht mehr dieselben Mittel zur Erfüllung ihrer 

Aufgaben erhalten wie bisher. Deshalb gehen 
wir von Seiten des Bistums in die Mitverantwor-
tung für Ihre Entscheidung durch die vorgese-
hene Genehmigung des Immobilienkonzepts 
durch den Generalvikar.  

Noch einmal: Mein Auftrag an Sie ist groß, viel-
leicht sogar eine regelrechte Zumutung. Ähnlich 
wie bei dem Prozess der Pfarreizusammenfüh-
rungen, den viele von Ihnen in den letzten Jah-
ren mitgestaltet haben, geht es an nicht wenigen 
Stellen darum, eine jahrhundertealte Tradition 
(wie etwa die Existenz einer Pfarrei) und eine 
sichtbare Verlässlichkeit (wie das Gebäude einer 
Kirche) zu beenden. Viele erfüllt das mit 
Schmerz und Trauer. Aber es gehört zu unserer 
Würde und Verantwortung, als Christinnen und 
Christen heute das zu tun, was wir als Volk Got-
tes zu tun haben, und der Botschaft Jesu Christi 
Ausdruck zu geben. Dabei tragen wir die Hoff-
nung in uns, dass Er uns führt, dass Er Neues 
wachsen lässt und uns Zukunft schenkt.  

Schon jetzt danke ich von Herzen allen, die sich in 
diesem anspruchsvollen Prozess engagieren!  

Ihr Bischof  

 

 
 
Dr. Stephan Ackermann 
Bischof  von Trier
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In Ausführung des § 1 Absatz 3 a der Diözesanbe-
stimmungen über Bau, Kunst und Denkmalpflege 
im Bistum Trier vom 15. November 2000 (KA 2000 
Nr. 264; HdR Nr. 822.1) in der Fassung vom 20. No-
vember 2013 (KA 2013 Nr. 228) werden folgende 
Ausführungsbestimmungen erlassen: 

I 

§ 1  Grundsätze 

Jede Kirchengemeinde ist verpflichtet, in den 1.
Jahren 2026 bis 2034 im Rahmen dieser Festle-
gungen zur  Immobilienstrategie des Bistums 
Trier in einem einheitlichen Verfahren nach An-
hang 2 mit Unterstützung des Bischöflichen Ge-
neralvikariates (BGV) ein schriftliches Immobi-
lienkonzept gemäß der Zielsetzung in § 1 Absät-
ze 2 und 3 der Diözesanbestimmungen über 
Bau, Kunst und Denkmalpflege im Bistum Trier 
darzustellen. Bis zum 1. Juli 2033 müssen die 
letzten Kirchengemeinden ihren Prozess vor 
Ort begonnen haben. 

In das Immobilienkonzept finden alle Gebäude 
gemäß den jeweils geltenden Richtlinien über die 
Bewilligung von Zuschüssen des Bistums zu 
Baumaßnahmen Eingang. Es wird empfohlen, 
auch weitere nicht zuschussfähige Immobilien in 
das Immobilienkonzept im Hinblick auf  die 
Zielsetzung aufzunehmen. 

Im Ergebnis wird die Kirchengemeinde in ihrem 
Immobilienkonzept festlegen, welche kirchenge-
meindeeigenen Gebäude langfristig im Zu-
schussverfahren an das Bistum gemeldet wer-
den. Die Entscheidung im jeweiligen Zuschuss-
verfahren bleibt unberührt. Grundlage für die 
Festlegung der Zuschussbefähigung bilden die 
im Anhang 1 zu diesen Regelungen dargestellten 
Förderkriterien. Nicht zuschussfähige Kirchen-
gebäude können auch weiterhin als Gottes-
dienstort oder zur Feier von Kasualien zur Ver-
fügung stehen. Die Kirchengemeinde hat dar-
über zu befinden, ob sie weiterhin Baumaßnah-
men an der Kirche vornimmt und die entstehen-
den Kosten zu 100 Prozent trägt.  

Das Verfahren erfolgt gemäß Anhang 2. Ein-2.
schlägige Verfahrensbestimmungen nach weite-

ren diözesanen Vorschriften, insbesondere 
PGR-O und KVVG, bleiben unberührt. 

Zur Unterstützung während des Verfahrens in 3.
den Kirchengemeinden und Pfarreien wird 
durch das Bistum ein Projektbüro im BGV ein-
gerichtet. In der Kirchengemeinde dauert der 
Prozess in der Regel zwischen 12 und 18 Mona-
te. Damit die fachliche Begleitung sichergestellt 
ist, können etwa 30 Kirchengemeinden pro Jahr 
vom Bischöflichen Generalvikariat begleitet 
werden. Über die Bearbeitungsreihenfolge unter 
Berücksichtigung von baulichen, finanziellen 
und pastoralen Dringlichkeiten entscheidet das 
Projektbüro. 

Für die Zeit vom 1. Januar 2026 bis 31. Dezem-4.
ber 2034 besteht ein befristeter Planungs- und 
Baustopp für Baumaßnahmen der Kirchenge-
meinden mit Gesamtkosten über der A1-An-
tragsgrenze (= 100.000 Euro). Die Aussetzung 
der Baumaßnahmen gilt nicht: 

für bauliche Maßnahmen, die aus Gründen a)
der Verkehrssicherungspflicht unverzüglich 
erforderlich sind;  

für bauliche Maßnahmen, die aus bereits be-b)
stehenden vertraglichen Verpflichtungen – 
insbesondere Dienstwohnungen und sonsti-
ge Mietverhältnisse sowie solche, die aus öf-
fentlichen Ausschreibungen hervorgehen – 
von der Aussetzung ausgenommen sind. 
Dies betrifft alle Bauvorhaben, die im Rah-
men eines bindenden Vertrages, der vor In-
krafttreten der Moratorien abgeschlossen 
wurde, durchzuführen sind; 

für Baumaßnahmen, die der Errichtung, Er-c)
weiterung oder Sanierung von Kindertages-
stätten (Kitas) dienen, insbesondere für Maß-
nahmen, die zur Schaffung neuer Betreuungs-
plätze oder zur Verbesserung der bestehen-
den Einrichtungen erforderlich sind; 

Wenn im Ausnahmefall Baumaßnahmen mit d)
Gesamtkosten über der A1-Antragsgrenze 
(= 100.000 Euro) umgesetzt werden sollen, 
sind folgende zusätzliche Unterlagen beizu-
fügen: 

Nr. 55 
Ausführungsbestimmungen zu § 1 Absatz 3 a der Diözesanbestimmungen 
über Bau, Kunst und Denkmalpflege im Bistum Trier –  
Immobilienkonzepte (AB-Immo)  
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Beschlüsse des Verwaltungsrates nach •
Anhörung des Pfarrgemeinderates, dass 
das die Baumaßnahme betreffende Ge-
bäude in einem noch zu erstellenden 
Immobilienkonzept als zukünftig zu-
schussfähige Immobilie gelten soll, 

eine Stellungnahme des zuständigen Lei-•
tungsteams des Pastoralen Raums zum 
Vorhaben und zum Prozess vor Ort. 

Der Planungs- und Baustopp endet im Einzelfall 
für die Kirchengemeinde, sobald ein genehmig-
tes Immobilienkonzept gemäß diesen Ausfüh-
rungsbestimmungen in der Kirchengemeinde 
vorliegt. 

§ 2  Ausnahmen 

Über Ausnahmen von der Pflicht zur Teilnahme ei-
ner Kirchengemeinde entscheidet der Bischof. 

Über Ausnahmen bei der Bezuschussung von Kir-
chengebäuden entscheidet das BGV. 

§ 3  Schlussbestimmungen, Inkrafttreten 

Die Bestimmungen in Abschnitt I und die Festlegun-
gen in den Anhängen 1 und 2 zu den Ausführungs-
bestimmungen in Abschnitt II treten rückwirkend 
zum 1. Januar 2026 in Kraft. 

Gleichzeitig treten die Ausführungsbestimmungen 
zu § 1 Absatz 3 a der Diözesanbestimmungen über 
Bau, Kunst und Denkmalpflege im Bistum Trier – 
Immobilienkonzepte vom 15. Januar 2013 (KA 2013 
Nr. 24) außer Kraft. 

II 

Anhang 1: Förderkriterien 

Kirchen im Sinne von can. 1214 CIC 1.

Es gelten die Definitionen nach den Diöze-a)
sanbestimmungen über Kirchen und Kapel-
len vom 15. September 2000 (KA 2000 Nr. 
208) in der jeweils geltenden Fassung. 

Pro Kirchengemeinde werden mindestens b)
zwei Kirchengebäude bezuschusst. 

Der Mindestbestand in Buchstabe b) erhöht c)
sich auf  maximal 60 Prozent der zum 1. Ja-
nuar 2012 bestehenden und nach den Richt-
linien förderungsfähigen Kirchengebäuden. 
Die so ermittelte Zahl wird auf  eine natürli-
che Zahl gerundet, wobei die Regeln der kauf-
männischen Rundung anzuwenden sind. 

Eine höhere Anzahl von Kirchengebäuden d)
wird durch das Bistum nicht mehr bezu-
schusst. 

Pfarrhäuser 2.

Pro Kirchengemeinde ist ein Pfarrhaus mit 
Dienstwohnung für den Pfarrer bzw. die Pfarrei-
leitung und ein Pfarrbüro für die Pfarrei zu-
schussfähig. 

Pfarrheime 3.

Die Berechnung der zuschussfähigen Pfarrheim-
fläche ergibt sich aus folgenden Kennzahlen: 

Bei einer Katholikenzahl bis zu 5000 wer-•
den pro 500 Katholiken 25 Quadratmeter 
Pfarrheimfläche als zuschussfähig aner-
kannt. 

Bei einer Katholikenzahl von 5001 bis •
10.000 Katholiken werden pro 500 Katholi-
ken 22,5 Quadratmeter Pfarrheimfläche als 
zuschussfähig anerkannt. 

Bei einer Katholikenzahl ab 10.001 Katholi-•
ken werden pro 500 Katholiken 20 Qua-
dratmeter Pfarrheimfläche als zuschussfähi-
ge anerkannt. 

Zur Berechnung wird die Katholikenzahl zum 
Zeitpunkt des Eingangs der Anmeldung beim 
Projektbüro nach dem jeweils geltenden digita-
len Schematismus herangezogen. Diese wird 
durch 500 geteilt und mit der entsprechenden 
Quadratmeter-Kennzahl multipliziert. Die so er-
mittelte Quadratmeterzahl wird immer auf  eine 
volle Zehnerstelle aufgerundet. 

Vermietungsobjekte 4.

Pfarrhäuser oder sonstige Gebäude, die durch 
die Kirchengemeinden als Wirtschaftsobjekte 
betrieben und als Wohn- bzw. Gewerberaum 
vermietet werden (Vermietungsobjekte), erhal-
ten durch das Bistum keine Zuschüsse für Bau-
maßnahmen.  

Instandsetzung und Unterhaltung der Gebäude 
müssen durch die Kirchengemeinde und mit den 
Einnahmen aus der Vermietung getragen werden.  

Eine Baurücklage ist zu bilden (§ 10 Absatz 2 
DB-KVV). 

Mischobjekte 5.

Unter Mischobjekten werden solche Gebäude 
verstanden, die sich durch unterschiedliche Nut-
zungsformen auszeichnen. Dies sind beispiels-
weise 

Pfarrheime in Kirchengebäuden, •

die gemeinsame Gebäudenutzung als Pfarr-•
heim und Kindertagesstätte, 
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Pfarrheime im Erdgeschoss eines Pfarrhau-•
ses (vermietet oder durch die Pfarrei ge-
nutzt), 

Pfarrbüro, Dienstwohnung und/oder ver-•
mietete Wohnung in einem Pfarrhaus. 

Mischobjekte werden entsprechend ihrer tat-
sächlichen Nutzung durch das Bistum bei Bau-
maßnahmen bezuschusst. Dabei wird geprüft, 
welcher Gebäudeteil wie genutzt wird. Anteilig 
wird berechnet, wie hoch gemäß der für die je-
weilige Gebäudeart geltende Förderrichtlinie die 
jeweilige Bezuschussung ist. 

Anhang 2: Verfahrensbeschreibung  

A. Vorbereitung und Zuständigkeiten (Phase 0) 

Die Anmeldung für die Erstellung eines Immo-1.
bilienkonzeptes ist ab dem 2. Februar 2026 beim 
Projektbüro formlos per E-Mail (immobilien 
strategie@bistum-trier.de) durch die/den Ver-
waltungsratsvorsitzende/n und die/den Pfarrge-
meinderats-Vorsitzende/n unter Beifügung ei-
nes beglaubigten Auszugs aus dem Beschluss-
buch des Verwaltungs- bzw. Protokoll des Pfarr-
gemeinderates möglich.1 Es werden nur voll-
ständige Anmeldungen bearbeitet.  

Soweit für das Vermögensverwaltungsgremium 
eine andere Person durch Bestellung oder Be-
auftragung des Bischöflichen Generalvikars zu-
ständig ist, erfolgt die Antragstellung durch diese 
Person. 

In Vorbereitung auf  den Prozess in den Kir-2.
chengemeinden erstellen die Fachabteilungen im 
Bischöflichen Generalvikariat und die örtlich zu-
ständigen Rendantinnen/Rendanten bzw. die 
Verwaltungsunterstützung „Gebäudesteckbrie-
fe“ für die Kirchengemeinde, auf  deren Basis 
die Bewertung der Immobilien vorgenommen 
werden kann. Die „Gebäudesteckbriefe“ kön-
nen wegen der Einheitlichkeit der Bewertungs-
maßstäbe ausschließlich von den Bistumsarchi-
tektinnen/-architekten erstellt werden. Unter-
stützungsleistungen bei der Erstellung können 
nur durch das Bischöfliche Generalvikariat be-
auftragt werden. 

Verantwortlich für die Durchführung des Pro-3.
zesses in der Pfarrei und Kirchengemeinde ist 
der Verwaltungsrat oder die andere Person nach 
Ziffer 1 Absatz 2 zusammen mit dem Pfarrge-
meinderats-Vorsitz. 

1 Sofern ein Kirchengemeinderat gebildet wurde, gilt das beschrie-
bene Verfahren entsprechend.

Für jeden Pastoralen Raum bzw. Kirchenge-4.
meindeverband Pastoraler Raum wird durch das 
Leitungsteam bzw. die Verbandsvertretung min-
destens eine volljährige Ansprechperson be-
nannt. Name und Kontaktdaten sind dem Pro-
jektbüro bis 15. Februar 2026 mitzuteilen. Auf-
gaben dieser Person sind insbesondere: 

das Einbringen von Hinweisen zu Pastoral-•
planungen aus der Perspektive des Pastora-
len Raums, 

die Förderung der Vernetzung mit anderen •
Kirchengemeinden im Verband, 

die Weitergabe von Informationen an den •
Rat des Pastoralen Raums und das Leitungs-
team, 

das Aufzeigen möglicher interner Unterstüt-•
zungsmöglichkeiten durch Haupt- oder Eh-
renamtliche aus dem Pastoralen Raum, z. B. 
für Moderationsaufgaben, geistliche Impul-
se etc. 

Die Ansprechperson hat das Recht, an den maß-
geblichen Veranstaltungen der Pfarrei und Kir-
chengemeinde während der vier Phasen der Er-
arbeitung des Immobilienkonzepts teilzuneh-
men. Über Termine ist sie durch den Verwal-
tungsrat bzw. den „Ausschuss Immobilienkon-
zept“ zu informieren. Die Ansprechperson 
nimmt die erarbeiteten Immobilienkonzepte zur 
Kenntnis.  

B. Informieren und Starten (Phase 1) 

Ziel dieser Prozessphase ist die Herstellung der 1.
Arbeitsfähigkeit der pfarrlichen und kirchenge-
meindlichen Gremien hinsichtlich der Erarbei-
tung eines Immobilienkonzeptes.  

Der Verwaltungsrat richtet einen „Ausschuss 2.
Immobilienkonzept“ ohne Entscheidungskom-
petenz ein, der ihn im weiteren Prozess unter-
stützt. Die Personalisierung des Ausschusses be-
stimmt der Verwaltungsrat. Der Pfarrgemeinde-
rat gibt Empfehlungen zur Personalisierung. 
Einrichtung und Besetzung des Ausschusses 
(Name, Kompetenz, Kontaktdaten) sind dem 
Projektbüro mitzuteilen. 

Das Projektbüro bereitet mit dem „Ausschuss 3.
Immobilienkonzept“ eine lokale Startveranstal-
tung vor. Diese dient zur Information der Gre-
mien und zur Planung des weiteren Prozesses. 
Die Durchführung der Startveranstaltung hat 
sich an den Vorlagen im Arbeitsheft zu orientie-
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ren. Die Bestimmungen des KVVG bleiben un-
berührt. 

C. Analysieren und Beschreiben (Phase 2) 

Ziele dieser Prozessphase sind: 1.

die Erstellung einer pastoralen Zukunfts-•
skizze, 

die Festlegung der Immobilien, die im Kon-•
zept Berücksichtigung finden sollen (siehe 
§ 1 Nr. 1), 

Identifikation notwendiger Beteiligter, •

die Identifikation sowie die baufachliche •
und denkmalpflegerische Darstellung des 
Immobilienbestandes, 

die Darstellung der Vermögenssituation der •
Kirchengemeinde. 

Die Beteiligung relevanter Orte von Kirche in-2.
nerhalb der Pfarrei und des Pastoralen Raums ist 
in dieser Prozessphase durch den Verwaltungs-
rat, den Pfarrgemeinderat und den „Ausschuss 
Immobilienkonzept“ unter Beachtung diözesa-
ner Bestimmungen sicherzustellen. 

Für die Aufgaben in dieser Prozessphase sind 3.
die umfangreichen Materialien, Listen und Leit-
fragen des vom BGV herausgegebenen Arbeits-
heftes zu nutzen. 

Die Phase endet mit der Darstellung der Ergeb-4.
nisse an das Projektbüro. Das Projektbüro gibt 
eine qualifizierte Rückmeldung zur Darstellung 
und kann Überarbeitungen beauftragen. 

D. Bewerten und Beraten (Phase 3) 

Ziele dieser Prozessphase sind: 1.

die Kombination der in der vorhergehenden •
Prozessphase erarbeiteten Analysen, 

die Erstellung von Zukunftsszenarien für •
den Immobilienbestand der Kirchenge-
meinden, 

die Vorbereitung von Entscheidungen, die •
auf  den angefertigten Analysen aufbauen. 

In die Szenarienentwicklung sind neben den in-2.
nerkirchlichen Interessengruppen und weiteren 
Orten von Kirche auch weitere ggfs. betroffene 
Rechtsträger einzubeziehen. Dies können z. B. 
Zivilgemeinden, Landkreise, Regionalverband, 
Ortsvorsteher, Caritaseinrichtungen und -ver-
bände, Stadtteilbüros, christliche Schwesterge-
meinden, Klostervorsteher, Vereine, weitere 
Einrichtungen und Initiativen sein. 

Für die Aufgaben in dieser Prozessphase sind 3.
die umfangreichen Materialien, Listen und Leit-
fragen des Arbeitsheftes zu nutzen. Die Zu-
kunftsszenarien müssen neben den wirtschaftli-
chen Möglichkeiten der Kirchengemeinde die in 
Anhang 1 dargestellten Förderkriterien berück-
sichtigen.  

Es findet mindestens ein Hearing statt, in dem 4.
der Verwaltungsrat und der Pfarrgemeinderat 
von den Orten von Kirche und sonstigen 
Rechtsträgern eine Rückmeldung zu den Szena-
rien erbitten. Das Hearing ist keine Anhörung 
im Rechtssinne. Vorschriften, nach denen eine 
solche erforderlich ist, bleiben unberührt. 

Zusammen mit dem Projektbüro, das zum Hea-5.
ring einzuladen ist, entscheiden der Verwal-
tungsrat und der Pfarrgemeinderat, ob nach 
dem Hearing eine Weiterarbeit an den Szenarien 
notwendig ist oder der Übergang in die nächste 
Phase erfolgt. 

Für diese Prozessphase einschließlich des Hea-6.
rings ist die Einbeziehung einer externen Mode-
ration möglich. Diese ist über das Projektbüro 
anzufordern. § 11 Absatz 3 KVVG bleibt unbe-
rührt. 

E. Bewerten und Entscheiden (Phase 4) 

Ziele dieser Phase sind: 1.

die Beschreibung einer Immobiliensituation •
für die Zukunft, 

die Beschreibung einer Perspektive für die •
einzelnen Immobilien, 

die Darstellung des Immobilienkonzeptes •
entsprechend der Vorgabe im Arbeitsheft. 

Die Entscheidung über das Immobilienkonzept 2.
der Kirchengemeinde ist als förmlicher Be-
schluss im Verwaltungsrat nach Anhörung des 
Pfarrgemeinderates (§ 2 Absatz 5 Buchstabe g 
PGR-O) zu fassen. 

Das schriftliche Immobilienkonzept, zu dem ei-3.
ne pastorale Zukunftsskizze gemäß Teil C Nr. 1 
verbindlich gehört, ist dem Bischöflichen Gene-
ralvikar mit dem beglaubigten Auszug aus dem 
Beschlussbuch und dem Ergebnis der Anhö-
rung des Pfarrgemeinderates über das Projekt-
büro zur Genehmigung vorzulegen. 

Das Leitungsteam des Pastoralen Raums legt ei-4.
ne Stellungnahme zum Prozess der Erarbeitung 
des Immobilienkonzeptes vor, die beim Projekt-
büro eingereicht wird. 
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Nach der Genehmigung des Immobilienkon-5.
zeptes gemäß § 1 Absatz 3 a der Diözesanbe-
stimmungen über Bau, Kunst und Denkmalpfle-
ge im Bistum Trier sind die Ergebnisse dem 
Pfarrgemeinderat und dem Leitungsteam des 
Pastoralen Raums zur Verfügung zu stellen. Die 
Unterlagen unterliegen dem Datenschutz und 
sind nicht öffentlich (§ 9 Absatz 2 KVVG). 

Eine Abschlussveranstaltung aller Beteiligten 6.
kann nach Beschlussfassung des Konzeptes 
stattfinden. 

Die Umsetzung des Konzepts ist Aufgabe des 7.
Verwaltungsrates. Über das Fortbestehen des 
„Ausschusses Immobilienkonzept“ nach Ab-
schluss der Konzepterstellung entscheidet der 
Verwaltungsrat. § 17 KVVG bleibt unberührt. 

Trier, den 23. Januar 2026 

(Siegel) 

 

Dr. Ulrich Graf  von Plettenberg 
Bischöflicher Generalvikar 

Nr. 56 
Bekanntgabe des Siegels der neu errichteten Pfarrei St. Franziskus  
und St. Klara Trierer Insel 

Die zum 1. Januar 2026 neu errichtete Pfarrei St. 
Franziskus und St. Klara Trierer Insel hat mit Ge-
nehmigung des Bischöflichen Generalvikariates das 
nebenstehend abgebildete Siegel mit der Umschrift 
„Siegel der Pfarrei St. Franziskus und St. Klara Trier -
er Insel“ eingeführt. 

Das Siegelbild zeigt ein großes „T“, mit dem einer-
seits im Alten Testament als Buchstabe des hebräi-
schen Alphabets die Stirn der Glaubenstreuen be-
zeichnet wird und andererseits als Buchstabe des 
griechischen Alphabets zugleich das Kreuz Christi 
symbolisiert und ein Kennzeichen des Franziskaner-
ordens ist, weil der hl. Franziskus es als Segenszei-
chen und als Zeichen der Demut und Erlösung ver-
wendete. 

Trier, den 8. Januar 2026 

Dr. Ulrich Graf  von Plettenberg 
Bischöflicher Generalvikar 

Nr. 57 
Hinausschieben der Altersgrenze für Weiterbeschäftigung nach  
Regelaltersrente 

Ein Hinausschieben der Altersgrenze ist grundsätz-
lich auch für Mitarbeitende im pastoralen Dienst 
möglich. Dazu hat die Abteilung B 5.1 in Zusam-
menarbeit mit der Sondermitarbeitervertretung (So 
MAV) verschiedene Kriterien erarbeitet, die ein Pro-
cedere des Hinausschiebens der Altersgrenze be-

schreiben. Wenn Sie Interesse an einer Weiterbe-
schäftigung nach der Regelaltersgrenze haben, wen-
den Sie sich bitte an Ihre zuständige Referentin be-
ziehungsweise Ihren zuständigen Referenten im Be-
reich B 5.1.  

Das Bischöfliche Generalvikariat 
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Wie in den vergangenen Jahren werden vom 1.
Bistum auf  Antrag ausländische Priester als Ur-
laubsvertreter für Pfarrer und Kooperatoren 
während ihres Jahresurlaubs vermittelt und ein-
gesetzt. Weiter wird darauf  aufmerksam ge-
macht, dass sich aus der Anmeldung des Interes-
ses an einer solchen Ferienvertretung kein An-
spruch auf  Zuweisung eines Aushilfsgeistlichen 
herleiten lässt. Die Vermittlung hängt davon ab, 
wie viele geeignete ausländische Priester, die ins-
besondere in ausreichendem Maße die deutsche 
Sprache beherrschen müssen, sich beim Bistum 
um eine Ferienvertretung bewerben. Außerdem 
wird darauf  hingewiesen, dass die wenigsten 
ausländischen Priester über ein eigenes Fahr-
zeug, viele auch nicht über einen in Deutschland 
gültigen Führerschein verfügen. 

Bereits seit 2020 haben sich durch eine notwen-2.
dig gewordene Anpassung dieser Beschäfti-
gungsverhältnisse (sogenannte kurzfristige Be-
schäftigungsverhältnisse) an steuerrechtliche und 
sozialversicherungsrechtliche Vorgaben einige 
Änderungen im Antrags- und Vergütungsver-
fahren ergeben (nachfolgend kursiv gedruckt ). 

Es wird darauf  hingewiesen, dass gemäß § 8 3.
Abs. 1 Nr. 2 SGB IV im Jahr 2025 die maximale 
Einsatzdauer im Bistum Trier drei Monate (bei 
mindestens fünf  Tagen Beschäftigung in der 
Woche) bzw. 70 Arbeitstage betragen darf. Ein-
sätze (Vorzeiten im selben Jahr) bei anderen deutschen 
Arbeitgebern (z. B. anderen Bistümern) sind zu be-
rücksichtigen und anzurechnen. Diese Vorzeiten sind 
schriftlich festzuhalten und durch den Ferienvertreter zu 
bestätigen. 

Pfarrer und Kooperatoren, die an einer Ferien-4.
vertretung durch ausländische Priester interes-
siert sind, stellen – gegebenenfalls über den vor-
gesetzten Dekan, Pfarrer bzw. Moderator – pro 
Pfarrei einen gemeinsamen Antrag bis spätes -
tens 1. April 2026 unter Angabe der gewünsch-
ten Vertretungszeit (möglichst einen ganzen 
Monat) an das Bischöfliche Generalvikariat (Be-
reich 5 Personal – Abteilung 5.1 Personalpla-
nung, -gewinnung, -einsatz). Aus dem Antrag 
muss hervorgehen, wo der Ferienvertreter unter-
gebracht und verpflegt werden soll. 
Dem Antrag ist der bzw. sind die durch den De-

kan (Leitungsteam)/Vorgesetzten genehmigte/n 
Urlaubsantrag/-anträge der zu vertretenden 
Priester beizufügen (vgl. „Ordnung für den Er-
holungsurlaub der Priester im Bistum Trier und 
über sonstige Zeiten der Abwesenheit vom 
Dienstort“ (Priester-Urlaubsordnung, vgl. KA 
vom 1. Mai 1992 Nr. 74 bzw. diözesanes „Hand-
buch des Rechts“ Nr. 630.4). 

Wenn im Einzelfall der Pfarrer oder Kooperator 5.
selbst einen ihm bekannten ausländischen Pries -
ter für die Übernahme einer Ferienvertretung 
vorschlägt, muss dies auch bis zum 1. April 2026 
mitgeteilt werden, damit Krankenversicherung 
und eventuell Einreisevisum rechtzeitig geregelt 
werden können. Anzugeben sind Name, Ge-
burtsdatum und -ort, Wohnadresse, E-Mail-
Adresse und der vorgesehene Zeitraum der Ver-
tretung. Für das Antragsverfahren gilt ansonsten 
Nr. 2 analog. 

Für jeden Pfarrer/Kooperator können nur die 
Kosten für je einen Aushilfspriester, und zwar für 
höchstens einen Monat, übernommen werden.  

Voraussetzung für einen Einsatz als Ferienver-6.
treter ist der „Letter of  good standing“, zu 
Deutsch „Unbedenklichkeitserklärung“, den Bi-
schof  Stephan in Abstimmung mit den anderen 
deutschen Bischöfen seit dem Jahr 2013 von al-
len auswärtigen Priestern vor einem Einsatz in 
der Seelsorge verlangen muss. Dieser „Letter of  
good standing“ ersetzt das Erweiterte Füh-
rungszeugnis, das nur Personen mit einem stän-
digen Wohnsitz in Deutschland erhalten kön-
nen. Der „Letter of  good standing“ ist jährlich 
erneut vorzulegen.  

Ebenfalls in Absprache mit allen deutschen Bi-
schöfen ist von jedem Ferienvertreter zusätzlich 
eine unterschriebene Selbstverpflichtungser-
klärung abzugeben, da diese Priester in der Re-
gel keine Präventionsschulung besucht haben. 

Die entsprechenden Vordrucke werden bei An-
tragsstellung versandt. Diese sind im Original an 
das Bischöfliche Generalvikariat zurückzusen-
den. Liegen die Originaldokumente nicht recht-
zeitig vor Beginn der Ferienvertretung im Bi-
schöflichen Generalvikariat vor, kann keine Be-
auftragung des Ferienvertreters erfolgen. 

Nr. 58 
Ferienvertretungen durch ausländische Priester im Sommer 2026 
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Der Ferienvertreter hat unverzüglich seine für Deutsch-7.
land vergebene Steueridentifikationsnummer vor-
zulegen. Ist ihm eine solche noch nicht vergeben worden, 
hat er sie unverzüglich zu beantragen. Ein entsprechen-
des Formular zur Beantragung einer solchen Steuer -
identifikationsnummer wird ihm zugesandt. 

Grundsätzlich ist es Ferienvertretern aus steuer-8.
rechtlichen Gründen untersagt, Spenden in jed-
weder Form anzunehmen. Eine entsprechende 
Vereinbarung ist dazu zu unterzeichnen und 
ebenfalls im Original an das Bischöfliche Gene-
ralvikariat zurückzusenden. 

Für ausländische Ferienvertreter gelten im Jahr 9.
2026 folgende Vergütungssätze: 

Für den ersten Einsatz im Jahr: eine Vergü-•
tung von 1.000 Euro monatlich (inkl. einer 
Pauschale für die An- und Rückreisekosten 
von 400 Euro für den Einsatz im Bistum 
Trier). Für einen möglichen weiteren Ein-
satz innerhalb des Bistums Trier: eine Ver-
gütung von 600 Euro monatlich. Zu beach-
ten ist die maximale mögliche Dauer des 
Einsatzes (vgl. Nr. 3.; Höchstdauer abzüglich 
anzurechnender Vorzeiten ergibt die maxi-
mal noch mögliche Dauer des Einsatzes). 

Die Auszahlung der Vertretungskosten an •
den Ferienvertreter erfolgt direkt durch das 
Bischöfliche Generalvikariat. Der entspre-
chende Vordruck geht dem Pfarramt recht-

zeitig zu. Die Angabe einer Bankverbindung 
des Ferienvertreters ist für die Zahlung der 
Vergütung erforderlich. 

Freie Unterkunft und Verpflegung: Diese •
Leistung wird zunächst durch die jeweilige 
Kirchengemeinde erbracht, in der der Feri-
envertreter Dienst tut. Bis zu einem Höchst-
betrag von 520 Euro pro Monat werden die 
Auslagen der Kirchengemeinde auf  Antrag 
und unter Vorlage von entsprechenden Be-
legen durch das Bischöfliche Generalvikari-
at erstattet. Der entsprechende Vordruck 
geht dem Pfarramt rechtzeitig zu. 

Das Bistum Trier krankenversichert die mit Fe-10.
rienvertretungen beauftragten Priester für die 
Dauer ihres Aufenthaltes im Bistum Trier zu-
züglich eines An- und Abreisetages. Es wird dar-
auf  hingewiesen, dass sich diese Krankenversi-
cherung nur auf  akut auftretende Erkrankungen 
und Unfälle bezieht, keinesfalls auf  die Heilbe-
handlung bereits bestehender Erkrankungen. 
Für einen medizinisch notwendigen Kranken-
hausaufenthalt wegen einer akut aufgetretenen 
Krankheit werden die Kosten erstattet. 

Private Telefongespräche gehen auf  Rechnung 11.
des Ferienvertreters. 

Trier, im Februar 2026 

Das Bischöfliche Generalvikariat 

Nr. 59 
Festlegung der Genehmigungspflicht von Windkraftanlagen- und  
Photovoltaikanlagen-Verträgen 

Auf  der Grundlage des can. 1276 § 1 CIC, § 17 Abs. 1 
Satz 1 KVVG lege ich gemäß § 14 Abs. 1 Satz 4 
KVVG fest, dass alle Verträge, die die Errichtung 
von Windkraftanlagen und deren Einrichtungen 
(z. B. Leitungsrechte, Dienstbarkeiten, Abstandsflä-
chen, Rotorüberflug) sowie die Errichtung von An-
lagen zur Nutzung der Photovoltaik betreffen, unab-
hängig von Wertgrenzen nach § 17 KVVG genehmi-
gungspflichtig sind. 

Diese Verträge sind in der Regel als Miet- oder 
Pachtverträge ausgestaltet, bergen jedoch über die 
Abstimmung von beschränkt persönlichen Dienst-
barkeiten, Austausch von Vertragspartnern, Abtre-

tungen u. a. eine Fülle von genehmigungspflichtigen 
Tatbeständen nach § 17 KVVG, die zur Erhaltung 
der Einheitlichkeit des Vertrages und Abstimmung 
von Vorfragen als Gesamtvorgang in eine Genehmi-
gungsprüfung einfließen müssen. 

Diese Entscheidung gilt ab dem 1. Januar 2026. 

Trier, den 22. Dezember 2025 

(Siegel) 

 

Dr. Ulrich Graf  von Plettenberg 
Bischöflicher Generalvikar 
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Nr. 60 
Prüfung von Blitzschutzanlagen an Kirchen und Kindertageseinrichtungen 

Das Bischöfliche Generalvikariat hat mit dem Inge-
nieurbüro Helmut Drott, Abel-Thivant-Straße 2, 
55599 Gau-Bickelheim einen Vertrag abgeschlossen, 
um alle Blitzschutzanlagen an Kirchen (und aus-
nahmsweise hoch gelegenen anderen kirchlichen 
Gebäuden) durch das Ingenieurbüro erfassen und 
auf  Mängel überprüfen zu  lassen. 

Über das Ergebnis der Prüfung werden die betref-
fende Kirchengemeinde und die Abteilung Bau 
(B 7.3) des Bischöflichen Generalvikariates infor-
miert. Die Information besteht aus einer Übersichts-
skizze des Gebäudes sowie einem Prüf- und Mängel-
bericht. Auch fehlende Anlagen werden gemeldet. 
Vom Ingenieurbüro Drott werden keine Reparatu-
ren ausgeführt, dem Büro können auch keine Repa-
raturaufträge erteilt werden. 

Sollten sich aufgrund der Erfassung Reparatur- oder 
Ergänzungsarbeiten oder eine Neuanlage als notwen-
dig erweisen, dann gelten für deren Genehmigung, 
Bezuschussung und Durchführung die Richtlinien für 
Baumaßnahmen (A2-Antrag, siehe „Baufibel“). 

Durch die Erfassung und Überprüfung entstehen den 
Kirchengemeinden keine Kosten. Es ist vereinbart, 
die Prüfung nach je fünf  Jahren zu wiederholen. 

Im Jahr 2026 werden (ab Ende Februar/Anfang 
März) die Anlagen der Kirchengemeinden der fol-
genden Pastoralen Räume überprüft: 

Bitburg, Daun, Neunkirchen (teilweise), Saar-
brücken, Schweich, Trier 

Die einzelnen Kirchengemeinden werden vom Inge-
nieurbüro Drott direkt über den Zeitpunkt der Prü-
fung durch Anschreiben unter Bezug auf  diese Ver-
öffentlichung informiert. Pfarrer und Pfarrverwal-
ter werden hiermit gebeten, die zuständigen 
kirchlichen Angestellten rechtzeitig zu infor-
mieren, damit die Mitarbeiter des Ingenieurbü-
ros Drott Zugangsmöglichkeit zu den Gebäu-
den erhalten. Bei den Kirchen gilt dies vor allem 
für die Dachräume und Türme. 

Wenn vom Ingenieurbüro Drott eine Gefährdung 
des Bauwerkes durch fehlende oder fehlerhafte 
Blitzschutzanlagen festgestellt wird, hat die Kirchen-
gemeinde für eine Neuanlage bzw. Instandsetzung 
Sorge zu tragen. Die Übernahme von Kosten bzw. 
eine Bezuschussung durch das Bistum für die Besei-
tigung von Schäden infolge Blitzeinwirkung wird da-
von abhängig gemacht. 

In allen diese Veröffentlichung betreffenden Fragen 
beraten die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der 
Abteilung Bau (B 7.3) des Bischöflichen Generalvi-
kariates. 

Trier, den 5. Januar 2026 

Das Bischöfliche Generalvikariat

Nr. 61 
Zählung der Gottesdienstteilnehmerinnen und Gottesdienstteilnehmer 

Gemäß Beschlüssen der Deutschen Bischofskonfe-
renz (vgl. Vollversammlung vom 24. bis 27. Februar 
1969, Prot. Nr. 18, und Ständiger Rat vom 27. April 
1992, Prot. Nr. 5) werden für die Zwecke der kirchli-
chen Statistik der Bistümer in der Bundesrepublik 
Deutschland die Gottesdienstteilnehmerinnen und 
Gottesdienstteilnehmer zwei Mal im Jahr gezählt.  

Die erste Zählung findet am zweiten Sonntag in der 
Fastenzeit, also am 1. März 2026, statt.  

Zu zählen sind alle Personen, die an den sonntägli-
chen Hl. Messen (einschließlich Vorabendmesse) 

teilnehmen. Mitzuzählen sind auch die Besucherin-
nen und Besucher der Wort- oder Kommuniongot-
tesdienste, die anstelle einer Eucharistiefeier gehalten 
werden. Zu den Gottesdienstteilnehmerinnen und 
Gottesdienstteilnehmern zählen auch die Angehöri-
gen anderer Pfarreien (z. B. Wallfahrende, Seminar-
teilnehmende, Touristen und Besuchsreisende). 

Das Ergebnis dieser Zählung ist am Jahresende in 
den Erhebungsbogen der kirchlichen Statistik für 
das Jahr 2026 unter der Rubrik „Gottesdienstteilneh-
mer am zweiten Sonntag in der Fastenzeit“ (Pos. 2) 
einzutragen.
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54290 Trier, bei Nathalie Kirchartz zur Feier an: E-
Mail: nathalie.kirchartz@bistum-trier.de, Telefon (06 
51) 71 05-1 27. 

Vorzulegen ist eine aktuelle Taufbescheinigung 
(nicht älter als sechs Monate) sowie der Nachweis, 
dass die Patinnen und Paten die Voraussetzung für 
die Patenschaft erfüllen. 

Vor dem Gottesdienst findet ein Gespräch der Fir-
manden mit dem Weihbischof  statt. Die Informatio-
nen werden zeitnah veröffentlicht. 

Trier, den 19. Januar 2026 

Das Bischöfliche Generalvikariat

Die nächste Erwachsenenfirmung findet in diesem 
Jahr bereits am ersten Sonntag der Heilig-Rock-Ta-
ge, dem 19. April 2026, um 10 Uhr im Hohen Dom 
zu Trier statt. Weihbischof  Franz Josef  Gebert wird 
Erwachsenen, die getauft, aber noch nicht gefirmt 
sind, im Hochamt das Sakrament der Firmung 
spenden. 

Die Vorbereitung der Interessenten auf  den Emp-
fang des Sakraments findet in den Pfarreien bzw. auf  
der Ebene der Pastoralen Räume statt. 

Pfarreien melden ihre Interessenten bitte bis zum 
3. April 2026 im Bischöflichen Generalvikariat, Ab-
teilung Seelsorge und Lebenswelten, Mustorstraße 2, 

Nr. 62 
Erwachsenenfirmung 2026 

Nr. 63 
Personalveränderungen 

Beauftragung 

Es wurde beauftragt: 

P. Andreas M ü l l e r  CM, Trier, am 1. Dezember 
2025 mit der Seelsorge im Hospizhaus in Trier. 

Ernennungen 

Es wurden ernannt: 

P. Klemens August D r o s t e  O.Carm., Bamberg, 
mit Wirkung vom 1. Februar 2026 zum Kooperator 
im Pastoralen Raum Wittlich mit einem Beschäfti-
gungsumfang von 50 Prozent; 

Axel H u b e r , Pfarrer, Kooperator, Fell, mit Wir-
kung vom 1. Februar 2026 zum Kooperator (mit 
dem Titel Pfarrer) im Pastoralen Raum St. Wendel; 

P. Andreas P o h l  SCJ, Kaisersesch, mit Wirkung 
vom 1. Januar 2026 zum Kooperator im Pastoralen 
Raum Kaisersesch mit einem Beschäftigungsumfang 
von 25 Prozent. 

Pfarrverwaltungen 

Folgende Pfarrverwaltung wurde vorübergehend 
übertragen: 

Patrik S c h m i d t , Pfarrer, Dekan, mit Wirkung 
vom 1. Januar 2026 die Pfarrverwaltung der Pfarrei 
Dreiländereck St. Franziskus. 

Koordination der Seelsorge 

Es wurde betraut: 

Dr. Philipp K i r s c h , Mettlach, mit Wirkung vom 
1. Januar 2026 mit der Koordination der seelsorgli-
chen Aufgaben in der Pfarrei Dreiländereck St. Fran-
ziskus. 

Entpflichtungen 

Es wurde entpflichtet: 

P. Andreas P o h l  SCJ, Kaisersesch, mit Wirkung 
vom 1. Januar 2026 als Subsidiar der Pfarrei Kaisers -
esch Heilige Maria. 

Versetzung in den einstweiligen Ruhestand 

Es wurde in den einstweiligen Ruhestand versetzt: 

Axel S p i l l e r , Pfarrer, Altenahr, aus gesundheitli-
chen Gründen mit Wirkung vom 1. Januar 2026. 

Versetzungen in den Ruhestand 

Es wurde in den Ruhestand versetzt: 

Wilhelm R e i c h a r d t , Pfarrer, Nonnweiler, zum 
31. Januar 2026. 
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Diakone, Pastoralreferentinnen und -referenten 
und Gemeindereferentinnen und -referenten 

Versetzungen  

Es wurden versetzt: 

Marion B e x t e n , Gemeindereferentin im Pastora-
len Raum Saarbrücken, mit Wirkung vom 1. Februar 
2026 als Gefängnisseelsorgerin in die JVA Saarbrü -
cken im Pastoralen Raum Saarbrücken; 

Meike T r o j a n s k y , Pastoralreferentin im Katho-
lischen Klinikum Koblenz-Montabaur, Marienhof  
und Brüderkrankenhaus Koblenz, mit Wirkung vom 
1. Februar 2026 in das Gemeinschaftsklinikum Mit-

telrhein (GKM) mit den Standorten Kemperhof  und 
Ev. Stift St. Martin in Koblenz sowie in die BDH-
Klinik in Vallendar. 

Beendigungen 

Es beendeten den Dienst:  

Rita H e s s e l e r , Gemeindereferentin im Pastora-
len Raum Schweich, mit Wirkung vom 1. Dezember 
2025 (Rente); 

Gerhard H o r t e u x , Gemeindereferent im Pasto-
ralen Raum Bad Kreuznach, mit Wirkung vom 1. Fe-
bruar 2026 (Rente). 

 

Heimgegangen in die Ewigkeit  
ist am 14. Januar 2026 

Prälat Professor em.  
Dr. Peter Krämer 

Trier 

im 84. Lebensjahr; beerdigt am 28. Januar 2026 
auf  dem Friedhof  in Trier St. Matthias.

 
Heimgegangen in die Ewigkeit  

ist am 16. Januar 2026 

Horst Holzer 
Pfarrer i. R., Sankt Augustin 

im 96. Lebensjahr; beerdigt am 29. Januar 2026 
auf  dem Friedhof  in Schiffweiler St. Martin.

Nr. 64 
Vakante Seelsorgestellen 

► Zum nächstmöglichen Zeitpunkt ist die Seelsor-
gestelle in Teilzeit in der Krankenhausseelsorge 
im Katholischen Klinikum Koblenz-Montabaur 
mit den Standorten Brüderhaus Koblenz und Mari-
enhof  Koblenz im Pastoralen Raum Koblenz zu be-
setzen (50 Prozent Beschäftigungsumfang, 19,5 
Std./Woche). 

Nähere Informationen erteilen Steffen Stutz, Abtei-
lung Seelsorge und Lebenswelten, Team  
Diakonische Seelsorge, Telefon (06 51) 71 05-3 31 
oder Günter Gauer, Bereich Personal, Abtei -
lung B 5.1 Personalplanung, -gewinnung und -ein-
satz, Bischöfliches Generalvikariat Trier, Telefon (06 
51) 71 05-5 56. 

Bewerbungen sind bis zum 15. März 2026 zu richten 
an das Bischöfliche Generalvikariat Trier, Herrn 
Günter Gauer, Mustorstraße 2, 54290 Trier. 

►  Zum nächstmöglichen Zeitpunkt ist die Seelsor-
gestelle als Engagemententwicklerin/Engage-
mententwickler mit weiteren Seelsorgeaufgaben 
im Pas toralen Raum Neuwied (50 Prozent Be-
schäftigungsumfang) zu besetzen.  

Nähere Informationen zur Seelsorgestelle als Enga-
gemententwickler/-in erteilt Michaela Tholl, Bereich 
Seelsorge und Kirchenentwicklung, Team Engage-
mententwicklung, Telefon (06 51) 71 05-5 81 sowie 
zur Gesamtstelle Susanne Schneider, Leitungsteam 
Pas toraler Raum Neuwied, Telefon (0 26 31) 33 42 77 
18, E-Mail: susanne.schneider@bistum-trier.de. 

Bewerbungen sind bis zum 1. März 2026 zu richten an 
das Bischöfliche Generalvikariat Trier,  Herrn Ulrich 
Britten, Bereich Personal, Abteilung B 5.1 Personalpla-
nung, -gewinnung und -einsatz, Mus torstraße 2, 54290 
Trier, E-Mail: ulrich.britten@bistum-trier.de. 
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► Zum nächstmöglichen Zeitpunkt ist die Vollzeit-
stelle (Teilzeit möglich) als Führungskraft mit be-
triebswirtschaftlicher Kompetenz (Ökonom) im 
Leitungsteam des Pastoralen Raumes Neunkir-
chen zu besetzen. Die Einstellung erfolgt unbefris -
tet. Der Einsatz im Leitungsteam ist befristet für die 
Dauer von vier Jahren mit der Option der befristeten 
Verlängerung auf  insgesamt zwölf  Jahre.  

Nähere Informationen zu dieser Stelle erteilen Msgr. 
Ottmar Dillenburg, Telefon (06 51) 71 05-1 49 oder 
Andrea Gerards, Telefon (06 51) 71 05-1 15.  

Bewerbungen sind bis zum 15. Februar 2026 zu rich-
ten an das Bischöfliche Generalvikariat, Bereich Per-
sonal, Abteilung B 5.1 Personalplanung, -gewinnung 
und -einsatz, Mustorstraße 2, 54290 Trier, E-Mail: 
bewerbungen@bistum-trier.de.  

► Zum nächstmöglichen Zeitpunkt ist die Vollzeit-
stelle (39 Std./Woche) als Dozentin/Dozent im 
dreiköpfigen Dozentinnen- und Dozenten-Team 
im Theologisch-Pastoralen Institut Mainz (TPI) 
zu besetzen. Ein abgeschlossenes Hochschulstudium 
im Fach Katholische Theologie wird vorausgesetzt. 
Die Einstellung erfolgt unbefristet. 

Nähere Informationen zu der Stelle erteilt Dr. Chris -
toph Rüdesheim, Vorstand der Stiftung Theolo-
gisch-Pastorales Institut Mainz, Telefon (0 61 31) 2 
70 88-15. 

Bewerbungen sind bis zum 1. März 2026 zu richten 
an die Stiftung Theologisch-Pastorales Institut jPöR, 
Dr. Christoph Rüdesheim, Große Weißgasse 15, 
55116 Mainz, E-Mail: ruedesheim@tpi-mainz.de. 

Nr. 66 
Interessenbekundungsverfahren für Priester 

Nr. 65 
Vakante Stellen 

Alle Priester, die die Voraussetzungen zur Führung 
eines Pfarramtes im Bistum Trier erfüllen, sind ein-
geladen, bis 1. März 2026 ihr Interesse auf  die va-
kanten Pfarreien zu bekunden. 

Für Rückfragen stehen der Leitende Priesterreferent 
Msgr. Ottmar Dillenburg für den Visitationsbezirk 
Koblenz und Priesterreferentin Ute Engelskirchen 
für die Visitationsbezirke Saarbrücken und Trier zur 
Verfügung. Die Interessenbekundungen sind bis zum 
1. März 2026 bitte schriftlich an das Bischöfliche Ge-
neralvikariat, Bereich Personal, Abteilung B 5.1 Per-
sonalplanung, -gewinnung und -einsatz (Pastorales 
Personal), Mustorstraße 2, 54290 Trier, zu senden. 

Visitationsbezirk Koblenz 

Pastoraler Raum Bad Neuenahr-Ahrweiler 
Pfarrei St. Andreas Ahreifel 

Pastoraler Raum Bad Kreuznach 
Pfarrei Soonwald-Gräfenbachtal Heiliger Franziskus 

Pastoraler Raum Koblenz 
Pfarrei Koblenz Links der Mosel 

Pastoraler Raum Maifeld-Untermosel 
Pfarrei Ochtendung St. Lubentius 

Pastoraler Raum Mayen 
Pfarrei Mendig St. Barbara 

Pastoraler Raum Neuwied 
Pfarrei Dierdorf  St. Clemens  
Pfarrei St. Petrus Neustadt-Horhausen 

Pastoraler Raum Simmern 
Pfarrei Kastellaun Heilige Familie 
Pfarrei Kirchberg St. Michael 

Pastoraler Raum Sinzig 
Pfarrei Sinzig zum Guten Hirten 

Visitationsbezirk Saarbrücken 

Pastoraler Raum Idar-Oberstein 
Pfarreien Hunsrück Idar St. Barbara und Kirner 
Land St. Hildegard  

Pastoraler Raum Merzig 
Pfarrei Merzig (Hilbringen) St. Maria 
Pfarrei Dreiländereck St. Franziskus 

Visitationsbezirk Trier  

Pastoraler Raum Adenau-Gerolstein 
Pfarrei Obere Kyll 

Pastoraler Raum Cochem-Zell 
Pfarrei Heilige Maria Magdalena Cochem 

Vakante Kooperatorenstelle: 

Visitationsbezirk Koblenz 

Pastoraler Raum Mayen 
Kooperatorenstelle im Pastoralen Raum Mayen
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Nr. 67 
Exerzitienangebote 

Exerzitien am Meer  

Me(e)hr Tiefgang  

Zielgruppe:  
Alle Interessierten  

Zum Inhalt:  
Dem Meer lauschen im Fluss von Ebbe und Flut. 
Die Weite des Horizonts wahrnehmen. Sonne, Wind 
und Wellen spüren. Spuren ziehen, Gottes Spuren 
im eigenen Leben entdecken, in die innere Mitte fin-
den. Die Ignatianischen Schweige-Exerzitien sind ei-
ne Zeit der Stille und des Gebetes. Eine Intensivzeit 
mit sich selbst, die den Raum öffnet für die Begeg-
nung mit Gott. Die Exerzitien können helfen, das 
Leben zu ordnen, den eigenen Lebensrhythmus 
(wieder) zu finden und die Gottesbeziehung zu ver-
tiefen.  

Elemente: durchgehendes Schweigen, tägliches Ein-
zelgespräch, persönliche Gebetszeiten, tägliche Feier 
der Eucharistie, Übungen zur Achtsamkeit am Meer, 
gemeinsame Morgenmeditation.  

Termin:  
Sonntag, 4. Oktober (18 Uhr), bis Samstag, 10. Ok-
tober 2026 (nach dem Frühstück)  

Ort:  
Haus Ansgar, Wangerooge  

Begleitung:  
Sr. Roswitha Maria Schmitz, Bernd Schmitz  

Kosten:  
970 Euro (830 Euro)  

Informationen und Anmeldung (bis 23. Mai 2026): 
Im Internet unter https://www.st-willehad.de/haus-
ansgar 

Weitere Informationen: 
Siehe Hinweis am Ende der Exerzitienangebote 

Exerzitien für Diakone  

Das Leben ins Gebet nehmen  

Zielgruppe:  
Alle Interessierten 

Zum Inhalt:  
„Wer kann denn beten? Gibt es einen Menschen, der 
sagen dürfte: ‚Ich kann beten?‘ Ich fürchte, der 

Mensch, der das sagen wollte, der könnte in Wahr-
heit gerade nicht beten. Umgekehrt wäre vielleicht 
dem, der klagt: ‚Ich kann nicht beten‘, zuzurufen: 
‚Gerade so bist du ganz nahe daran, in Wahrheit zu 
beten!‘“ Damit hat es der evangelische Theologe 
Karl Barth auf  den Punkt gebracht. An all unseren 
Versuchen zu beten, nimmt Gott teil und begleitet 
uns darin auf  geheimnisvolle Weise.  

Gebet ist Beziehungsaufnahme zwischen Gott und 
mir und damit auch Beziehungspflege. Gebet fängt 
bei Gott selber an, der mit uns längst in Beziehung 
getreten ist. So sind wir ins Gebet genommen von 
Gott. Deshalb geht es in diesen Exerzitien nicht um 
eine Anleitung zum „richtigen Beten“. Es geht auch 
nicht darum, Gebetsformen einzuüben. Es geht zu-
allererst darum, Freude zu finden an einer lebendi-
gen Beziehung zwischen Gott und mir. Entdecken, 
was schon alles da ist an Gebetsspuren, vielleicht 
schon von Kindesbeinen an. Mein „Leben ins Gebet 
nehmen“, um selbst – wie Jesus – ein Mensch des 
Gebetes zu sein.  

Termin: 
Sonntag, 14. Juni (18 Uhr), bis Samstag, 20. Juni 
2026 (10 Uhr)  

Ort:  
Bildungs- und Exerzitienhaus Carmel Springiers-
bach, Bengel  

Begleitung:  
P. Thomas Wittemann O.Carm.  

Kosten:  
820 Euro (70 Euro)  

Es wird klösterlich-schlichte Küche angeboten; es gibt 
keine Sonderkost (wie z. B. lactose- oder glutenfreie 
Kost, Allergien oder Unverträglichkeiten berücksich-
tigende Kost). Vegetarisches Essen ist möglich.  

Information und Anmeldung (bis 2. März  2026): 
Siehe Hinweis am Ende der Exerzitienangebote 

Kurz-Exerzitien – auch für Einsteiger geeignet  

Halte das Schweigen, und das Schweigen wird dich 
halten.  

Zielgruppe:  
Alle Interessierten 

KIRCHLICHE MITTEILUNGEN
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Zum Inhalt:  
Abstand vom Alltag, durchatmen, neue Kraft schöp-
fen, zu sich selbst kommen, da sein, ohne etwas tun 
zu müssen. Zeit für Stille und Gebet, Ruhe und Be-
wegung. Natur erleben. Begegnung mit sich selbst 
und dem, der in uns lebt und wirkt.  

Elemente: durchgehendes Schweigen, tägliches Ein-
zelgespräch mit Impulsen, gemeinsame und persön-
liche Gebetszeiten, Feier der Eucharistie.  

Termin:  
Sonntag, 26. Juli (18 Uhr), bis Mittwoch, 29. Juli 
2026 (13 Uhr)  

Ort:  
Exerzitienhaus des Bistums Trier, St. Thomas  

Begleitung:  
Petra Stadtfeld, Markus Arndt  

Kosten:  
375 Euro (40 Euro)  

Information und Anmeldung (bis 12. Mai 2026): 
Siehe Hinweis am Ende der Exerzitienangebote 

Kurz-Exerzitien – auch für Einsteiger geeignet  

Halte das Schweigen, und das Schweigen wird dich 
halten.  

Zielgruppe:  
Alle Interessierten 

Zum Inhalt:  
Wirkliche Stille, echtes Schweigen ist rar. Viele seh-
nen sich danach, haben aber gleichzeitig Bedenken: 
Halte ich das aus? Was macht die Stille mit mir? Ist 
das etwas für mich?  

Wenn Sie das schweigende Da-Sein ausprobieren 
und sich eine kurze spirituelle Auszeit gönnen möch-
ten, um Abstand vom lauten und stressigen Alltag zu 
gewinnen, in sich hineinzuhören und sich für eine 
Begegnung mit dem Geheimnis des Lebens, mit 
Gott zu öffnen – dann sind Sie herzlich eingeladen.  

Sie können frei wählen aus den vielfältigen geistli-
chen Angeboten der Dominikanerinnen und den 
Klostergarten und das Vitalzentrum zur Entspan-
nung nutzen (siehe www.kloster-arenberg.de). 

Im täglichen Einzelgespräch werden Sie individuell 
begleitet. Das Schweigen in Gemeinschaft hilft, sich 
auf  die Stille einzulassen und ermöglicht neue Er-
fahrungen von Verbundenheit.  

Termin:  
Montag, 24. August (10.30 Uhr), bis Donnerstag, 27. 
August 2026 (10 Uhr)  

Ort:  
Gästehaus Kloster Arenberg, Koblenz  

Begleitung:  
Petra Stadtfeld, Gerlinde Paulus-Linn  

Kosten:  
510 Euro (160 Euro)  

Information und Anmeldung (bis 12. Mai 2026):  
Siehe Hinweis am Ende der Exerzitienangebote 

Wander-Kurz-Exerzitien im Herz-Jesu-Kloster 
Neustadt an der Weinstraße  

Schritt für Schritt – den Kopf  frei bekommen, das 
Herz weiten und die Sinne schärfen  

Zielgruppe:  
Alle Interessierten 

Zum Inhalt:  
Diese Exerzitientage laden ein, Schritt für Schritt da 
zu sein, Gott mit allen Sinnen in der Schöpfung 
wahrzunehmen, die eigene Biografie anzuschauen 
und die persönliche Beziehung zu Jesus Christus zu 
vertiefen.   

Elemente sind durchgängiges Schweigen, Leibwahr-
nehmung, Wanderungen „Beten mit den Füßen“ 
durch den Pfälzerwald mit geistlichen Impulsen (et-
wa 4,5 Stunden mit Picknick; ca. 12 bis 15 Kilome-
ter), Schriftbetrachtung, gemeinsame und individuel-
le Gebetszeiten, tägliches Begleitgespräch.   

Nach Morgenmeditation und Frühstück startet die 
Wanderung mit Achtsamkeitsübungen und geistli-
chen Impulsen. Der Nachmittag gibt Zeit, die Im-
pulse des Vormittags nachklingen zu lassen und für 
die persönlichen Themen, zum Tagebuchschreiben 
und Meditieren. Nach dem Abendessen beschließt 
die Kursgruppe den Exerzitientag gemeinsam mit 
dem Gebet der liebenden Aufmerksamkeit. Die Teil-
nehmenden erhalten einige Wochen vor Veranstal-
tung einen Infobrief  zu den Wanderexerzitien.  

Termin:  
Montag, 28. September (17 Uhr), bis Mittwoch, 2. 
Oktober 2026 (11 Uhr)  

Ort:  
Herz-Jesu-Kloster Neustadt a. d. Weinstraße  

Begleitung:  
Katrin Gergen-Woll  

Kosten:  
450 Euro (350 Euro)  

Information und Anmeldung (bis 16. Juli 2026): 
Siehe Hinweis am Ende der Exerzitienangebote 
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Vortragsexerzitien  

„Was willst du, dass ich dir tun soll?“ (Mk 10,51) 

Zielgruppe: 
Alle Interessierten 

Zum Inhalt:  
In der Bibel findet sich eine Vielzahl von Heilungs-
geschichten. Heilung umfasst dabei immer den gan-
zen Menschen. Texte aus den Evangelien, die von 
Heilung berichten, werden uns durch diese Exerzi-
tien begleiten und im Mittelpunkt der Impulsvorträ-
ge stehen. So kann sich auch in uns der Raum öffnen 
für Jesu Frage: Was willst du, dass ich dir tun soll?  

Zu den Exerzitien gehören Impulsvorträge, durch-
gängiges Schweigen, Gottesdienst, gemeinsame Me-
ditation und das Angebot zu begleitenden Einzelge-
sprächen.  

Termin:  
Sonntag, 15. November (18 Uhr), bis Samstag, 21. 
November 2026 (10 Uhr)  

Ort:  
Exerzitienhaus des Bistums Trier, St. Thomas  

Begleitung:  
Hedwig Pelletier  

Kosten:  
735 Euro (70 Euro)  

Information und Anmeldung (bis 1. September 2026): 
Siehe Hinweis am Ende der Exerzitienangebote 

Geistliche Zeit Lanzarote  

Zu sich kommen mit Cesar Manrique auf  Lanzarote  

Zielgruppe:  
Alle Interessierten 

Zum Inhalt:  
Ab auf  die Kanarische Insel Lanzarote, die eine ein-
malige Natur- und Kulturlandschaft ist und so in un-
geahnte Tiefen und Weiten führt.  Auf  stillen Erkun-
dungen lassen wir uns von dem Künstler Cesar Man-
rique an der Hand nehmen, betrachten mit seinen 
Augen die von ihm geschaffenen Gesamtkunstwer-
ke. So wird die Insel zum Resonanzraum für unser 
ganz Eigenes, ein Ort der Verlangsamung und des 
achtsamen, stillen Innehaltens. Wir nehmen mit den 
Sinnen wahr und erkunden unsere Gefühlswelten.   
Wir laden ein zu einem bereits bewährten, aber im-
mer noch neuen Format, das auch für religiös unge-
bundene Menschen zugänglich ist und doch Exerzi-
tiencharakter hat. Der Austausch in der Gruppe er-
möglicht einen lebendigen Austausch über die indi-
viduellen Erfahrungen.   

Angeboten wird nur die Begleitung vor Ort. Über-
nachtung erfolgt im Einzelzimmer. Auf  Anfrage er-
gehen weitere Informationen zu Buchungs- und 
Übernachtungsmöglichkeiten. Die Fortbewegung 
findet mit Leihautos statt, für die sich Teilnehmer 
zusammentun können.  

Termin:  
Freitag, 6. März, bis Freitag, 13. März 2026  

Ort:  
Lanzarote  

Begleitung: 
Jan Lehmann, Rainer Hepler  

Die Veranstaltung findet in Kooperation mit der 
Kunstpastoral München statt. Dort wurde die Me-
thode von Rainer Hepler in den letzten Jahren ent-
wickelt, der zusammen mit Jan Lehmann das Pro-
gramm leitet.  

Informationen (auch zu den Kosten) und Anmeldung: 
Siehe Hinweis am Ende der Exerzitienangebote 

Lebe und webe dein Leben – dein roter Faden  
Geistliche Zeit  

Zielgruppe:  
Für Ehefrauen der Diakone und Diakonatsbewerber  

Zum Inhalt:  
Wer hält die Fäden meines Lebens in der Hand? Wo 
finde ich meinen roten Faden? Diesen Fragen wollen 
wir uns an dem Wochenende auf  ganz unterschiedli-
che Weise stellen und ganz nebenher Methoden ken-
nenlernen, die uns zur Ruhe führen und die wir in 
den Alltag mitnehmen können.  

Termin:  
Freitag, 20. März (18 Uhr), bis Sonntag, 22. März 
2026 (13 Uhr)  

Ort:  
Exerzitienhaus des Bistums Trier, St. Thomas  

Begleitung:  
Alexia Bach, Edith Hilden  

Information (auch zu den Kosten) und Anmeldung: 
Siehe Hinweis am Ende der Exerzitienangebote 

Erntezeit – Worauf  ich dankbar schaue  
Geistliche Zeit 

Zielgruppe:  
Für Ehefrauen der Diakone und Diakonatsbewerber  

Zum Inhalt:  
„Dankbarkeit bringt Sinn in unsere Vergangenheit, 
Frieden in unsere Gegenwart und Perspektive in un-
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sere Zukunft.“ (Melodie Beattie) Der Schwerpunkt 
des Wochenendes wird sein, dankbar Früchte und 
Schätze im eigenen Leben wahrzunehmen, zu genie-
ßen und zu verkosten. Ein Blick wird auch dahin ge-
hen, wo Ernte trotz großer Bemühung ausblieb und 
Fragen offen bleiben. All das wollen wir Gott hinhal-
ten, damit er segnet: das was war, das was ist, das was 
kommt.  

Herzliche Einladung, etwas Selbstgeerntetes oder 
Selbstgemachtes zur Verkostung am Abend in ge-
mütlicher Runde mitzubringen.  

Termin:  
Freitag, 2. Oktober (18 Uhr), bis Sonntag, 4. Okto-
ber 2026 (13 Uhr)  

Ort:  
Exerzitienhaus des Bistums Trier, St. Thomas 

Begleitung:  
Dorothea Berresheim  

Information (auch zu den Kosten) und Anmeldung (bis 
19. Juli 2026): 
Siehe Hinweis am Ende der Exerzitienangebote 

Ora et labora – Die Psalmen-Spiegel menschli-
cher Existenz  
Geistliche Zeit  

Zielgruppe:  
Pastoralreferentinnen und -referenten, Gemeindere-
ferentinnen und -referenten, Diakone und Religions-
lehrerinnen und -lehrer mit Familie  

Zum Inhalt:  
In dem Buch der Psalmen finden wir die Vielfalt des 
menschlichen Lebens. Freude, Klage, Hoffnung, Zu-
versicht und vieles mehr bringt der Beter dieser ural-
ten Texte vor Gott. „Wie lange noch, Herr?“ (Ps 13) 
ist auch die Frage in der Zerrissenheit unserer heuti-
gen Welt.  
Aber oft haben wir auch die Erfahrung gemacht: 
„Der Herr ist mein Hirte“ (Ps 23). Was sagen uns 
diese Texte heute – geben sie uns eine Antwort nach 
dem Sinn inmitten aller Unsicherheit? Können wir 
durch sie neue Impulse für unser Beten bekommen? 
Vielfältige Methoden sollen dazu beitragen, sich den 
Texten zu nähern, sie zu reflektieren und Impulse 
für den Alltag zu bekommen.  

Termin:  
Dienstag, 7. April (18 Uhr), bis Sonntag, 12. April 
2026 (13 Uhr)  

Ort:  
Exerzitienhaus des Bistums Trier, St. Thomas  

Begleitung:  
Sr. Roswitha Maria Schmitz  

Kosten:  
60 Euro (25 Euro) pro Tag für Ehepartnerinnen/ 
Ehepartner sowie für das erste und zweite Kind über 
drei Jahre; Kinder unter drei Jahren nehmen kosten-
frei teil, ebenso das dritte Kind oder weitere Kinder.  

Information und Anmeldung: 
Siehe Hinweis am Ende der Exerzitienangebote 

Loslassen und Neuanfang  
Geistliche Zeit 

Zielgruppe:  
Alle Interessierten 

Zum Inhalt:  
Es gibt Zeiten, in denen die Klage stärker ist als die 
Freude am Leben. Und gleichzeitig gibt es die Sehn-
sucht nach Trost und Geborgenheit, den Wunsch, 
glauben zu können, Halt zu finden.  

Diese geistliche Auszeit bietet Gelegenheit, der eige-
nen Trauer Raum zu geben, aber auch den Blick 
nach vorn zu richten und die eigenen Kraftquellen 
und Ressourcen zu finden. Beides geschieht in der 
persönlichen Reflexion, im Austausch mit anderen, 
in der Begegnung mit der Bibel und den lebensprak-
tischen Impulsen. Neben dem Austausch in der 
Gruppe gibt es die Gelegenheit zum persönlichen 
Gespräch.   

Elemente: Übungen zur Achtsamkeit, biblische Im-
pulse, Gesprächsangebote, Zeit für sich selbst.  

Termin:  
Montag, 13. April (16 Uhr), bis Donnerstag, 16. 
April 2026 (13 Uhr)  

Ort:  
Ebernburg, Bad Kreuznach  

Begleitung:  
Marianne Krämer-Birsens  

Kosten:  
480 Euro (40 Euro)  

Information und Anmeldung: 
Siehe Hinweis am Ende der Exerzitienangebote 

Einkehrtage – Entdecke die Königin in Dir  
Geistliche Zeit   

Zielgruppe:  
Pfarrsekretärinnen und Pfarrsekretäre  

Zum Inhalt:  
In der Bibel begegnen uns Frauen, die ihre eigene 
Würde kennen lernen und königlich handeln. Sie re-
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gen uns an, in uns selbst auf  Entdeckungsreise zu 
gehen. Daraus kann Wertvolles für das eigene Leben 
fruchtbar werden. Verschiedene Workshops laden 
ein, in das Leben der Frauen einzutauchen. Wahr-
nehmungsübungen und/oder Qigong möchten in 
die Ruhe führen.  

Termin:  
Montag, 11. Mai (10 Uhr), bis Mittwoch, 13. Mai 
2026 (13 Uhr)  

Ort:  
Exerzitienhaus des Bistums Trier, St. Thomas  

Begleitung:  
Claudia Kuhn, Nicole Rauen  

Kosten:  
260 Euro (30 Euro)  

Information und Anmeldung (bis 25. Februar 2026): 
Siehe Hinweis am Ende der Exerzitienangebote 

Geistliche Zeit kompakt  

Mit Gott reden wie mit einem Freund (Ex 33,11) 

Zielgruppe:  
Alle Interessierten 

Zum Inhalt:  
Sie wollten schon immer mal wissen, was es mit Ex-
erzitien auf  sich hat? An diesem Wochenende kön-
nen Sie Folgendes erwarten: Hintergründe über die 
Exerzitienspiritualität in ihren verschiedenen Formen 
erfahren, Impulse für die persönliche Zeit mit Gott, 
Anleitung zum Beten mit der Heiligen Schrift und an-
deren Texten, Schweigen einüben, im Einzelge-
spräch über die eigenen Erfahrungen mit Gott und 
der Welt sprechen, Austausch in der Gesamtgruppe.  

Termin:  
Freitag, 22. Mai (16 Uhr), bis Montag, 25. Mai 2026 
(13 Uhr)  

Ort: 
St. Josefsstift, Trier  

Begleitung: 
Sr. Simone Remmert  

Kosten: 
375 Euro (40 Euro)  

Information und Anmeldung (bis 8. April 2026): 
Siehe Hinweis am Ende der Exerzitienangebote 

Stille Tage maßgeschneidert  
Geistliche Zeit  

Stille Herbsttage  

Zielgruppe:  
Alle Interessierten 

Zum Inhalt:  
Die Tage sind für eine innerliche Einkehr gedacht – 
neben den Impulsen am Morgen und am Abend gibt 
es Möglichkeiten zu Begegnung und Stille, so wie es 
für Sie gut ist. Wander- und Spazierwege laden zum 
Verweilen ein, auf  Wunsch ist ein Besuch in der Ab-
tei Himmerod möglich. Ansonsten verwöhnt Sie die 
gute Küche und das Ambiente von Sankt Thomas. 

Termin:  
Mittwoch, 16. September (10 Uhr), bis Freitag, 18. 
September 2026 (nach dem Frühstück)  

Ort:  
Exerzitienhaus des Bistums Trier, St. Thomas  

Begleitung:  
Markus Meiser  

Kosten:  
195 Euro (30 Euro)  

Information und Anmeldung (bis 3. Juli 2026): 
Siehe Hinweis am Ende der Exerzitienangebote 

Stille Tage maßgeschneidert  
Geistliche Zeit  

Stille Tage im Advent  

Zielgruppe:  
Alle Interessierten 

Zum Inhalt:  
Die Tage sind für eine innerliche Einkehr gedacht – 
neben den Impulsen am Morgen und am Abend gibt 
es Möglichkeiten zu Begegnung und Stille, so wie es 
für Sie gut ist. Wander- und Spazierwege laden zum 
Verweilen ein, auf  Wunsch ist ein Besuch in der Ab-
tei Himmerod möglich. Ansonsten verwöhnt Sie die 
gute Küche und das Ambiente von Sankt Thomas.  

Termin:  
Mittwoch, 9. Dezember (10 Uhr), bis Freitag, 11. 
Dezember 2026 (nach dem Frühstück)  

Ort:  
Exerzitienhaus des Bistums Trier, St. Thomas  

Begleitung:  
Markus Meiser  

Kosten:  
195 Euro (30 Euro)  

Information und Anmeldung (bis 25. September 2026): 
Siehe Hinweis am Ende der Exerzitienangebote 

Film-Einkehrtage  
Geistliche Zeit  

Der andere Blick auf  mich selbst  
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Zielgruppe:  
Alle Interessierten 

Zum Inhalt:  
Filme berühren und auf  einmal bin ich mittendrin 
im eigenen Film, der innerlich abläuft. Die Tage bie-
ten Gelegenheit, über das nachzusinnen und sich mit 
anderen darüber auszutauschen, was die Filme in mir 
auslösen.  
Elemente: Kurzfilme und zwei Kinofilme in Groß-
projektion. Zeit für Stille und Erholung. Zeit für ge-
meinsames Gebet und persönliche Besinnung. Aus-
tausch in der Gruppe, Impulse aus der Bibel.  

Termin:  
Montag, 26. Oktober (10.30 Uhr), bis Mittwoch, 28. 
Oktober 2026 (13 Uhr)  

Ort:  
Exerzitienhaus des Bistums Trier, St. Thomas  

Begleitung:  
Bernd Schmitz  

Kosten:  
260 Euro (30 Euro)  

Information und Anmeldung (bis 12. August 2026): 
Siehe Hinweis am Ende der Exerzitienangebote 

Achtsames Pilgern  
Geistliche Zeit 
Weil du es (dir) wert bist  

Zielgruppe:  
Alle Interessierten 

Zum Inhalt:  
Wie viel Rücksicht nehme ich auf  mich und meine 
Bedürfnisse? Kann ich mir bewusst Gutes gönnen? 
Schlafen, genießen, wandern ... „Glaube mir, ich ha-
be es erfahren, du wirst ein Mehreres in den Wäldern 
finden als in den Büchern; Bäume und Steine werden 
dich lehren, was kein Lehrmeister dir zu hören gibt.“  
(Bernhard von Clairvaux)  
In Bewegung zur Ruhe kommen. Drei Pilgerwande-
rungen (bis zu 15 Kilometer Länge), verbunden mit 
kulinarischem Genuss sowie einer Auszeit in passen-
dem Ambiente im Kloster Tholey bringen Heraus-
forderung und Entspannung für Körper, Geist und 
Seele. Achtsamkeits-Übungen und geistliche Impulse 
runden das ganzheitliche Angebot unter Einsatz der 
„Perlen des Glaubens“ ab. Darüber hinaus besteht 
die Möglichkeit, an den Angeboten der Klosterge-
meinschaft teilzunehmen.  

Termin:  
Montag, 1. Juni (10 Uhr), bis Mittwoch, 3. Juni 2026  
(16 Uhr)  

Ort:  
Europäische Akademie Otzenhausen  

Begleitung:  
Pia Groh, Jakob Patuschka  

Kosten:  
480 Euro (30 Euro)  

Information und Anmeldung (bis 23. Februar 2026): 
Siehe Hinweis am Ende der Exerzitienangebote 

Auszeit für Diakone und ihre Ehepartnerinnen  
Geistliche Zeit  

Resilienz – Kraft für unseren gemeinsamen Weg  

„Der Mensch wächst an der Liebe, die er empfängt – 
und gibt.“ (Edith Stein)  

Zielgruppe:  
Diakone und ihre Ehepartnerinnen   

Zum Inhalt:  
Dieses Seminar lädt Paare ein, sich im pastoralen All-
tag eine bewusste Auszeit zu schenken. Eine Zeit, 
die der Partnerschaft neue Kraft, Tiefe und innere 
Ruhe geben möchte. Gemeinsam wollen wir wahr-
nehmen, was uns als Einzelne und als Paar stärkt, 
und Wege finden zu mehr Achtsamkeit, Verbunden-
heit und spiritueller Tiefe. Im Zentrum steht die Fra-
ge: Was trägt uns – und wie können wir unsere Be-
ziehung stärken, damit sie auch im Dienstalltag Halt 
und Orientierung schenkt?  

Pilgerwanderungen (bis 15 Kilometer) bringen Kör-
per, Geist und Seele in Bewegung. Sie eröffnen Räu-
me für Entspannung, für gemeinsame Erfahrungen 
und für das, was die Beziehung wachsen lässt.  
Das Seminar ist nicht therapeutisch ausgerichtet, 
sondern bietet eine achtsame, wertfreie Begleitung – 
stärkend, ermutigend und wohltuend.  

Eine Einladung zu einer gemeinsamen, inspirieren-
den Auszeit im Vertrauen darauf, dass jede Bezie-
hung ein Ort ist, an dem Gott wirkt.  

Termin:  
Dienstag, 18. August (10 Uhr), bis Donnerstag, 20. 
August 2026 (16 Uhr)  

Ort:  
Europäische Akademie Otzenhausen  

Begleitung:  
Pia Groh, Jakob Patuschka  

Kosten:  
480 Euro (30 Euro)  

Informationen und Anmeldung (bis 5. Mai 2026): 
Siehe Hinweis am Ende der Exerzitienangebote 
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Information und Anmeldung zu allen Angebo-
ten:  

Geistlich leben, Diözesanstelle für Exerzitien und 
geistliche Begleitung, Jesuitenstraße 13, 54290 Trier, 
Telefon (06 51) 96 63 70, Telefax (06 51) 9 66 37 20, 
E-Mail: geistlich.leben@bgv-trier.de, Internet:  www. 
geistlichleben.de.

Nr. 69 
Kirchliches Amtsblatt – 169. Jahrgang

Nr. 70 
Kirchliches Amtsblatt 2026 ohne August-Ausgabe 

Es wird darauf  hingewiesen, dass der 169. Jahrgang 
2025 des Kirchlichen Amtsblattes für das Bistum 
Trier mit der Ausgabe 14 vom 1. Dezember 2025 ab-
schließt.  

Das Jahresregister 2025 mit Inhaltsverzeichnis und 
alphabetischem Sach- und Personenverzeichnis wird 

allen derzeitigen Abonnentinnen und Abonnenten 
des Kirchlichen Amtsblattes in Druckversion als 
Beilage zu diesem Amtsblatt (Nr. 2 zum 1. Februar 
2026) zugestellt.  

Trier, den 22. Januar 2026  

Kanzlei der Bischöflichen Kurie

Es wird darauf  hingewiesen, dass wegen der zeitwei-
sen Urlaubszeit im Sommer in der Redaktion des 
Kirchlichen Amtsblatts zum 1. August 2026 kein 
Amtsblatt erscheint. 
Auf  die Ausgabe 7 zum 1. Juli 2026 (Redaktions-
schluss 20. Juni) folgt die Ausgabe 8 zum 1. Septem-
ber 2026 (Redaktionsschluss 20. August). 

Wir bitten, dies bei der Terminplanung für die Ein-
reichung von Texten zur Veröffentlichung im Amts-
blatt zu berücksichtigen. Vielen Dank. 

Trier, den 22. Januar 2026 

Kanzlei der Bischöflichen Kurie

Atsou Georges A k o t i a , Pfarrer, neu: Kohlweg 
44, 66123 Saarbrücken; 

Bernhard F e g e r , Pfarrer i. R., bisher: Ravengiers-
burg, neu: Simmerner Straße 16, 55490 Menger-
schied, Telefon (0 67 65) 4 87 98 85; 

Hans-Edmund K i e r e n - E h s e s ,  Pfarrer i. R., 

Nr. 68 
Anschriften und Telefonnummern 

bisher: Trier, neu: Uferallee 34, 54492 Zeltingen-
Rachtig; 

Zbigniew T o p o l n i c k i , Pfarrer, bisher: Turm-
straße 34, neu: Kuhnenstraße 11 a, 54290 Trier; 

Yaroslav S e m i v , Pfarrer, bisher: Eichstätt, neu: 
Kirchplatz 4, 55481 Kirchberg.
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Abschnitt I 
Allgemeine Vorschriften 

 
§ 1 Wesen der Caritas, Dienstgemeinschaft 

(1) 1Die Caritas ist eine Lebens- und Wesensäußerung der katholischen Kirche. 2Die 
dem Deutschen Caritasverband angeschlossenen Einrichtungen dienen dem gemeinsamen 
Werk christlicher Nächstenliebe. 3Dienstgeber und Mitarbeiter bilden eine Dienstgemein- 
schaft und tragen gemeinsam zur Erfüllung der Aufgaben der Einrichtung bei. 4Die Mitarbei- 
ter haben den ihnen anvertrauten Dienst in Treue und in Erfüllung der allgemeinen und be- 
sonderen Dienstpflichten zu leisten. 

(2) Der Treue des Mitarbeiters muss von Seiten des Dienstgebers die Treue und Für- 
sorge gegenüber dem Mitarbeiter entsprechen. 

(3) Auf dieser Grundlage regeln sich alle Beziehungen zwischen Dienstgeber und Mitar- 
beiter. 

 
§ 2 Geltungsbereich 

      Die AVR finden Anwendung in allen in der Bundesrepublik Deutschland gelegenen Ein- 
richtungen und Dienststellen, die dem Deutschen Caritasverband angeschlossen sind. 

Anmerkung: 

Besondere diözesane Regelungen und Beschlüsse der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission (Anhang Zentrale Arbeitsrechtliche Kommission) werden durch die AVR 
nicht berührt. 

      Die AVR gelten nicht für: 

a) Mitarbeiter, deren Leistungsfähigkeit infolge einer körperlichen, geistigen, seeli- 
schen oder sonstigen Behinderung beeinträchtigt ist und deren Rehabilitation oder 
Resozialisierung durch Beschäftigungs- und Arbeitstherapiemaßnahmen angestrebt 
wird; 

b) Mitarbeiter, die nicht in erster Linie aus Gründen der Erwerbstätigkeit beschäftigt 
werden, sondern vorwiegend zu ihrer Betreuung, sofern die Anwendung der AVR 
nicht ausdrücklich schriftlich vereinbart ist; 

c) Mitarbeiter, die Tätigkeiten nach § 11 Abs. 3 SGB XII ausüben; 
d) Mitarbeiter mit fortdauerndem Förderungsbedarf, die sich zu Beschäftigungsbeginn 

in einer öffentlich geförderten Beschäftigungsmaßnahme (z.B. nach SGB II, SGB III) 
befinden und im Rahmen von Maßnahmen der Beschäftigung und/oder Qualifizie- 
rung zur Erlangung eines Arbeitsplatzes und/oder Erhaltung der Beschäftigungsfä- 
higkeit eine fachliche und/oder sozialpädagogische Anleitung erhalten; 

e) Mitarbeiter, die für einen festumgrenzten Zeitraum ausschließlich zu ihrer Vor-, Aus- 
oder Weiterbildung beschäftigt werden, sofern diese öffentlich gefördert wird und 
nicht Anhang Auszubildende anzuwenden ist; 

f) leitende Ärzte (Chefärzte) und vergleichbare leitende Mitarbeiter, wenn ihre Arbeits- 
bedingungen einzelvertraglich besonders vereinbart sind oder werden; 

g) Mitarbeiter, die über die höchste Vergütungsgruppe der AVR hinausgehende 
Dienstbezüge (§ 27) erhalten. 

      Soweit in den AVR von Mitarbeitern in Krankenhäusern gesprochen wird, umfasst dies 
die Mitarbeiter, die in 

a) Krankenhäusern, einschließlich psychiatrischen Fachkrankenhäusern, 
b) medizinischen Instituten von Krankenhäusern oder 
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c) sonstigen Einrichtungen (z.B. Reha-Einrichtungen, Kureinrichtungen), in denen die 
betreuten Personen in ärztlicher Behandlung stehen, wenn die Behandlung durch in 
den Einrichtungen selbst beschäftigte Ärztinnen oder Ärzte stattfindet, 

beschäftigt sind. 

Anmerkung 1 zu Absatz 3: 
1Hiervon sind auch Mitarbeiter in Fachabteilungen (z.B. Pflege-, Altenpflege- und Be- 
treuungseinrichtungen) in psychiatrischen Zentren bzw. Rehabilitations- oder Kurein- 
richtungen erfasst, soweit diese mit einem psychiatrischen Fachkrankenhaus bzw. ei- 
nem Krankenhaus desselben Trägers einen Betrieb bilden. 2Im Übrigen werden Mitar- 
beiter in Altenpflegeeinrichtungen eines Krankenhauses von der Begriffsbestimmung in 
Absatz 3 nicht erfasst, auch soweit sie mit einem Krankenhaus desselben Trägers ei- 
nen Betrieb bilden. 

Anmerkung 2 zu Absatz 3: 

Lehrkräfte an Krankenpflegeschulen und ähnlichen der Ausbildung dienenden Einrich- 
tungen nach Absatz 3 fallen unter die Mitarbeiter, soweit diese nicht vom Geltungsbe- 
reich nach Teil II. Anhang Lehrkräfte erfasst sind. 

      Soweit in den AVR von Mitarbeitern in Pflege- und Betreuungseinrichtungen gespro- 
chen wird, umfasst dies die Mitarbeiter, die in 

a) Heil-, Pflege- und Entbindungseinrichtungen, 
b) medizinischen Instituten von Heil- und Pflegeeinrichtungen, 
c) sonstigen Einrichtungen und Heimen, in denen die betreuten Personen in ärztlicher 

Behandlung stehen, wenn die Behandlung durch nicht in den Einrichtungen selbst 
beschäftigte Ärztinnen oder Ärzte stattfindet, 

d) Einrichtungen und Heimen, die der Förderung der Gesundheit, der Erziehung, der 
Fürsorge oder Betreuung von Kindern und Jugendlichen, der Fürsorge und Betreu- 
ung von obdachlosen, alten, gebrechlichen, erwerbsbeschränkten oder sonstigen 
hilfsbedürftigen Personen dienen, auch wenn diese Einrichtungen nicht der ärztli- 
chen Behandlung der betreuten Personen dienen, oder in 

e) ambulanten Pflegediensten oder teilstationären Pflegeeinrichtungen 

beschäftigt sind, soweit deren Einrichtungen nicht unter Absatz 3 fallen. 

Anmerkung zu Absatz 4: 

Lehrkräfte an Altenpflegeschulen und ähnlichen der Ausbildung dienenden Einrichtun- 
gen nach Absatz 4 fallen unter diesen Absatz, soweit diese nicht unter Absatz 3 bzw. 
unter den Teil II. Anhang Lehrkräfte fallen. 

      Soweit in den AVR von Mitarbeitern im Sozial- und Erziehungsdienst gesprochen wird, 
umfasst dies die Mitarbeiter, die gemäß Teil B Abschnitt XXIV Anhang Entgeltordnung ein- 
gruppiert sind. 

      Soweit in den AVR von Mitarbeitern im Rettungsdienst gesprochen wird, umfasst dies 
die Mitarbeiter, die gemäß Teil B Abschnitt XXII Anhang Entgeltordnung eingruppiert sind. 
Dies umfasst auch Mitarbeiter in Leitstellen, die nach Teil B Abschnitt XVIII Anhang Entgelt- 
ordnung eingruppiert sind. 

      Für Mitarbeiter im ärztlichen Dienst gelten die besonderen Regelungen des Anhangs 
Ärztlicher Dienst. 

      Für Mitarbeiter in Fahrdiensten gelten die besonderen Regelungen des Anhangs Fahr- 
dienste. 

 
§ 3 Allgemeine Dienstpflichten 

      Der Dienst in der katholischen Kirche fordert vom Dienstgeber und vom Mitarbeiter die 
Bereitschaft zu gemeinsam getragener Verantwortung und vertrauensvolle Zusammenarbeit 
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unter Beachtung der Eigenart, die sich aus dem Auftrag der Kirche und ihrer besonderen 
Verfasstheit ergibt. 

      Bei der Erfüllung der dienstlichen Aufgaben sind die allgemeinen und für einzelne Be- 
rufsgruppen erlassenen kirchlichen Gesetze und Vorschriften zu beachten. 

      Die Grundordnung des kirchlichen Dienstes ist Bestandteil des Dienstverhältnisses. 
      1Jeder Mitarbeiter hat seine beruflichen Fähigkeiten und Erfahrungen nach bestem 

Können bei der Erfüllung des ihm übertragenen Dienstes einzusetzen. 2Er soll jederzeit be- 
müht sein, sein fachliches Können zu erweitern. 3Er hat die für seinen Arbeitsbereich beste- 
henden Gesetze und Verwaltungsbestimmungen und daneben die durch Dienstanweisungen 
oder Anordnungen seiner Vorgesetzten gegebenen Weisungen zu beachten. 

      Die Dienstordnung sowie die Haus- und Heimordnung sind für jeden Mitarbeiter ver- 
bindlich. 

 
§ 4 Besondere Dienstpflichten 

      Das Gebot der Verschwiegenheit in allen dienstlichen Angelegenheiten besteht nicht 
nur während des Dienstverhältnisses, sondern auch nach dessen Beendigung. 

      1Die Ausübung einer Nebentätigkeit ist zulässig. 2Über die Aufnahme einer Nebentätig- 
keit ist der Dienstgeber zu unterrichten. 3Eine Nebentätigkeit ist unzulässig, wenn dadurch 
die Arbeitskraft der Mitarbeiter oder berechtigte Interessen des Dienstgebers erheblich be- 
einträchtigt werden. 4In diesem Fall kann der Dienstgeber eine Nebentätigkeit untersagen 
bzw. die Erlaubnis zur Nebentätigkeit einschränken. 

      1Die Mitarbeiter sind grundsätzlich verpflichtet, sich auf Verlangen des Dienstgebers in 
zumutbarem Umfang an der Weiterbildung der Mitarbeiter und am Unterricht an den Schulen 
des Dienstgebers zu beteiligen. 2In akademischen Lehrkrankenhäusern sind die Ärzte im 
Rahmen ihres Dienstes verpflichtet, sich an der praktischen Ausbildung der Medizinstuden- 
ten in dem Krankenhaus zu beteiligen. 3Das gilt auch für sonstige Mitarbeiter, die an der Aus- 
bildung auf Anordnung des Dienstgebers beteiligt werden. 4Die Ärzte sind verpflichtet, ärztli- 
che Bescheinigungen auszustellen und auf Anordnung des Dienstgebers im Rahmen einer 
zugelassenen Nebentätigkeit des leitenden Arztes oder für einen Belegarzt des Krankenhau- 
ses ärztlich tätig zu werden. 

      1Der Mitarbeiter darf Belohnungen und Geschenke in Bezug auf seine dienstliche Tä- 
tigkeit nur mit Zustimmung des Dienstgebers annehmen. 2Werden dem Mitarbeiter Beloh- 
nungen und Geschenke in Bezug auf seine dienstliche Tätigkeit angeboten, so hat er dies 
dem Dienstgeber unverzüglich und unaufgefordert mitzuteilen. 3Pflegliche Behandlung des 
Eigentums der Einrichtung und Sparsamkeit in seiner Verwendung gehören zu den selbst- 
verständlichen Pflichten. 

      1Wenn der Mitarbeiter seine Dienstpflicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt, so 
haftet er dem Dienstgeber für den dadurch entstandenen Schaden nach Maßgabe der ge- 
setzlichen Bestimmungen. 2Beim Rettungsdienst im Notarztwagen oder Rettungshubschrau- 
ber ist der Mitarbeiter in Fällen, in denen kein grob fahrlässiges und kein vorsätzliches Han- 
deln vorliegt, von etwaigen Haftungsansprüchen freizustellen. 

 
§ 5 Verschwiegenheitspflicht und Aussagegenehmigung in seelsorgerischen 

Angelegenheiten 
      1Angelegenheiten, die einem Mitarbeiter im Zusammenhang mit seelsorgerischen Tä- 

tigkeiten oder zu seelsorgerischen Zwecken anvertraut wurden, unterliegen auch dann der 
Verschwiegenheit, wenn dieser nicht ausdrücklich zur Seelsorge beauftragt ist. 2Dies gilt 
auch über den Bereich eines Dienstgebers hinaus sowie nach Beendigung des Dienstver- 
hältnisses. 
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      1Absatz 1 gilt nicht, soweit Tatsachen mitgeteilt werden, die offenkundig sind oder ihrer 
Bedeutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. 2Eine Verpflichtung, geplante Straftaten 
anzuzeigen, bleibt von Absatz 1 unberührt. 

      1Ein Mitarbeiter, der vor Gericht oder außergerichtlich über Angelegenheiten, für die 
Absatz 1 gilt, aussagen oder Erklärungen abgeben soll, bedarf hierfür der Genehmigung. 
2Dies gilt auch dann, wenn die Voraussetzungen des § 54 StPO oder § 376 ZPO nicht erfüllt 
sind. 3Die Genehmigung erteilt der Dienstgeber oder, wenn das Dienstverhältnis beendet ist, 
der letzte Dienstgeber. 4Hat sich der Vorgang, der den Gegenstand der Äußerung bildet, bei 
einem früheren Dienstgeber ereignet, darf die Genehmigung nur mit dessen Zustimmung er- 
teilt werden. 

      1Die Genehmigung, als Zeuge auszusagen, soll nur zum Schutz des Seelsorgegeheim- 
nisses versagt werden. 2Ist der Mitarbeiter Partei oder Beschuldigter in einem gerichtlichen 
Verfahren oder soll sein Vorbringen der Wahrnehmung seiner berechtigten Interessen die- 
nen, darf die Genehmigung auch dann, wenn die Voraussetzungen des Satzes 1 erfüllt sind, 
nur versagt werden, wenn die dienstlichen Rücksichten dies unabweisbar erfordern. 3Wird 
sie versagt, ist dem Mitarbeiter der Schutz zu gewähren, den er zur Vertretung seiner Inte- 
ressen benötigt. 

 
§ 6 Dienstvertrag, Nebenabreden, Probezeit 

      1Der Mitarbeiter wird durch den Rechtsträger der Einrichtung (Dienstgeber) oder den 
von diesem Bevollmächtigten eingestellt. 2Der Dienstvertrag wird vor Dienstbeginn schriftlich 
unter Verwendung eines Musterdienstvertrages des Deutschen Caritasverbandes abge- 
schlossen. 3Mehrere Dienstverhältnisse zu demselben Dienstgeber dürfen nur begründet 
werden, wenn die jeweils übertragenen Tätigkeiten nicht in einem unmittelbaren Sachzusam- 
menhang stehen. 4Andernfalls gelten sie als ein Dienstverhältnis. 

      1Zusätzliche Vereinbarungen bedürfen zu ihrer Gültigkeit der Schriftform. 2Sie können 
gesondert gekündigt werden, soweit das in den AVR vorgesehen oder einzelvertraglich ver- 
einbart ist. 

      1Die Einstellung setzt die persönliche Eignung und die notwendigen Kenntnisse und 
Fähigkeiten, in der Regel die erforderliche Fachausbildung, voraus. 2Der Dienstgeber kann 
die Vorlage eines ärztlichen Zeugnisses von einem Arzt seines Vertrauens verlangen. 

      Die ersten sechs Monate des Dienstverhältnisses sind Probezeit, sofern im Dienstver- 
trag nicht auf eine Probezeit verzichtet oder eine kürzere Probezeit vereinbart worden ist 
oder der Mitarbeiter im unmittelbaren Anschluss an ein erfolgreich abgeschlossenes Lehr- 
oder Ausbildungsverhältnis bei demselben Dienstgeber eingestellt wird. 

      Bei Antritt des Dienstes ist der Mitarbeiter auf treue und gewissenhafte Erfüllung seines 
Dienstes und die Einhaltung der Verschwiegenheit zu verpflichten. 

 
§ 7 Personalakten 

      Für jeden Mitarbeiter ist eine Personalakte zu führen. 
      1Der Mitarbeiter hat ein Recht auf Einsicht in seine vollständigen Personalakten. 2Er 

kann von seinen Personalakten Kopien verlangen. 

      1Der Mitarbeiter muss zu Beschwerden und Behauptungen jeder Art, die für ihn un- 
günstig sind oder ihm nachteilig werden können, vor Aufnahme in die Personalakten gehört 
werden. 2Seine Äußerungen sind zu den Personalakten zu nehmen. 

 
§ 8 Ärztliche Untersuchung während des Dienstverhältnisses 

      Der Dienstgeber kann bei gegebener Veranlassung durch einen Arzt seines Vertrau- 
ens feststellen lassen, ob der Mitarbeiter dienstfähig und/oder frei von ansteckenden Krank- 
heiten ist. 
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      1Entstehen dem Mitarbeiter aus vom Dienstgeber angeordneten ärztlichen Untersu- 
chungen Kosten, sind sie vom Dienstgeber zu übernehmen. 2Das Ergebnis der ärztlichen 
Untersuchung ist dem Mitarbeiter auf seinen Antrag bekannt zu geben. 

      Gesetzliche Vorschriften, die den Mitarbeiter verpflichten oder berechtigen, sich ärztlich 
untersuchen zu lassen, bleiben unberührt. 

 
§ 9 Regenerationstage/Umwandlungstage der Mitarbeiter im Sozial- und 

Erziehungsdienst 
      1Mitarbeiter, die nach Teil B Abschnitt XXIV Anhang Entgeltordnung eingruppiert sind, 

haben ab dem Kalenderjahr 2023 bei Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit auf fünf Tage 
in der Kalenderwoche Anspruch auf zwei Arbeitstage Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des 
Entgelts (Dienstbezüge) und der in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen (Regenerations- 
tage). 2Wird die wöchentliche Arbeitszeit an weniger als fünf Tagen in der Woche erbracht, 
vermindert sich der Anspruch auf die Regenerationstage entsprechend. 3Maßgeblich für die 
Verminderung nach Satz 2 sind die jeweiligen Verhältnisse zum Zeitpunkt der Antragstellung 
nach Absatz 2 Satz 2. 4Verändert sich im Zeitraum zwischen der Antragstellung und dem ge- 
währten Regenerationstag die Verteilung der wöchentlichen Arbeitszeit, erhöht oder vermin- 
dert sich der Anspruch auf die Regenerationstage entsprechend. 5Verbleibt bei den Berech- 
nungen nach den Sätzen 2 oder 4 ein Bruchteil, der mindestens einen halben Regenerati- 
onstag ergibt, wird er auf einen vollen Regenerationstag aufgerundet; Bruchteile von weniger 
als einem halben Regenerationstag bleiben unberücksichtigt. 

Anmerkung zu Satz 1: 

1Der Anspruch reduziert sich auf einen Regenerationstag, wenn in dem Kalenderjahr 
nicht für mindestens vier Kalendermonate Anspruch auf Entgelt bestanden hat. 2An- 
spruch auf Entgelt im Sinne des Satzes 1 sind hier auch der Anspruch auf Entgeltfort- 
zahlung (§§ 15 Abs. 4 Satz 1, 36, 37 Abs. 1 und 2, 47, 49) und der Anspruch auf Kran- 
kengeldzuschuss, auch wenn dieser wegen der Höhe der Barleistungen des Sozialver- 
sicherungsträgers nicht gezahlt wird. 3Einem Anspruch auf Entgelt gleichgestellt ist der 
Bezug von Krankengeld nach § 45 SGB V oder entsprechender gesetzlicher Leistun- 
gen, Leistungen nach § 56 IfSG, Kurzarbeitergeld und Leistungen nach §§ 18 bis 20 
MuSchG oder nach § 24i SGB V. 

      1Bei der Festlegung der Lage der Regenerationstage sind die Wünsche des Mitarbei- 
ters zu berücksichtigen, sofern dem keine dringenden dienstlichen/betrieblichen Gründe ent- 
gegenstehen. 2Der Mitarbeiter hat den/die Regenerationstag/e spätestens vier Wochen vor 
dem gewünschten Zeitpunkt der Gewährung in Textform gegenüber dem Dienstgeber gel- 
tend zu machen. 3Der Dienstgeber entscheidet über die Gewährung der Regenerationstage 
bis spätestens zwei Wochen vor diesen und teilt dies dem Mitarbeiter in Textform mit. 4Im 
gegenseitigen Einvernehmen ist unter Berücksichtigung der aktuellen dienstlichen/betriebli- 
chen Verhältnisse abweichend von den Sätzen 2 und 3 auch eine kurzfristige Gewährung 
von Regenerationstagen möglich. 5Regenerationstage, für die im laufenden Kalenderjahr 
keine Arbeitsbefreiung nach Satz 1 erfolgt ist, verfallen. 6Abweichend von Satz 5 verfallen 
Regenerationstage, die wegen dringender betrieblicher/dienstlicher Gründe im laufenden Ka- 
lenderjahr nicht gewährt worden sind, spätestens am 30. September des Folgejahres. 

      1Mitarbeiter, die Anspruch auf eine monatliche SuE-Zulage gemäß § 28 Abs. 4 
Buchst. e haben, können bis zum 31. Oktober des laufenden Kalenderjahres in Textform gel- 
tend machen, statt der ihnen zustehenden SuE-Zulage im Folgejahr bis zu zwei Arbeitstage 
Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung des Entgelts (Dienstbezüge) und der in Monatsbeträgen 
festgelegten Zulagen in Anspruch zu nehmen (Umwandlungstage). 2Mitarbeiter, die erstmalig 
einen Anspruch auf eine SuE-Zulage gemäß § 28 Abs. 4 Buchst. e erwerben, können nach 
Ablauf von drei Kalendermonaten nach Aufnahme des Dienstverhältnisses (Neubegründung 
des Dienstverhältnisses oder Tätigkeitswechsel) die Geltendmachung der Umwandlungstage 
für das laufende Kalenderjahr erklären. 3Die SuE-Zulage wird jeweils nach der erfolgten Ar- 
beitsbefreiung gekürzt. 4Der Kürzungsbetrag ergibt sich aus dem individuell ermittelten 
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Stundenentgelt bezogen auf die an dem Umwandlungstag dienstplanmäßig bzw. betrieblich 
festgelegten Arbeitsstunden. 5Besteht zum Zeitpunkt der Beantragung kein Dienstplan bzw. 
keine betrieblich festgelegte Arbeitszeit, so ist die an dem Umwandlungstag zu leistende Ar- 
beitszeit dadurch zu ermitteln, dass die dienstvertraglich vereinbarte regelmäßige durch- 
schnittliche wöchentliche Arbeitszeit durch die Anzahl der Arbeitstage zu teilen ist, die der 
Mitarbeiter in der Woche zu leisten hat, in der der Umwandlungstag liegt. 6Der Mitarbeiter hat 
den/die Umwandlungstag/e spätestens vier Wochen vor dem gewünschten Zeitpunkt der Ge- 
währung in Textform gegenüber dem Dienstgeber geltend zu machen. 7Der Dienstgeber ent- 
scheidet über die Gewährung der Umwandlungstage bis spätestens zwei Wochen vor diesen 
und teilt dies dem Mitarbeiter in Textform mit. 8Bei der Festlegung der Lage der Umwand- 
lungstage sind die Wünsche des Mitarbeiters zu berücksichtigen, sofern dem keine dringen- 
den dienstlichen/betrieblichen Gründe entgegenstehen. 9Im gegenseitigen Einvernehmen ist 
unter Berücksichtigung der aktuellen dienstlichen/betrieblichen Verhältnisse abweichend von 
den Sätzen 6 und 7 auch eine kurzfristige Gewährung von Umwandlungstagen möglich. 
10Eine im Vorjahr nach Satz 1 oder im laufenden Kalenderjahr nach Satz 2 beantragte Um- 
wandlung der SuE-Zulage wirkt längstens bis zum Ende des laufenden Kalenderjahres. 

Anmerkung zu Abs. 3 Satz 4: 

Zur Ermittlung des auf eine Stunde entfallenden Anteils sind die in Monatsbeträgen 
festgelegten Entgeltbestandteile durch das 4,348-fache der regelmäßigen wöchentli- 
chen Arbeitszeit zu teilen. 

Anmerkung zu § 9: 

Bei den Regenerations- und Umwandlungstagen handelt es sich nicht um Urlaubs-/Zu- 
satzurlaubstage. 

 
§ 10 Beschäftigungszeit 

      1Beschäftigungszeit ist die bei demselben Dienstgeber in einem Dienstverhältnis zu- 
rückgelegte Zeit, auch wenn sie unterbrochen worden ist. 2Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung 
werden voll angerechnet. 3Ist der Mitarbeiter aus seinem Verschulden oder auf seinen eige- 
nen Wunsch aus dem Dienstverhältnis ausgeschieden, so gelten vor dem Ausscheiden lie- 
gende Zeiten nicht als Beschäftigungszeit, es sei denn, dass er das Dienstverhältnis wegen 
eines mit Sicherheit erwarteten Personalabbaus oder wegen Unfähigkeit zur Fortsetzung der 
Arbeit infolge einer Körperbeschädigung oder einer in Ausübung oder infolge seiner Arbeit 
erlittenen Gesundheitsbeschädigung aufgelöst hat oder die Nichtanrechnung der Beschäfti- 
gungszeit aus sonstigen Gründen eine unbillige Härte darstellen würde. 

      1Übernimmt ein Dienstgeber eine Einrichtung im Geltungsbereich der AVR oder in ei- 
nem anderen Tätigkeitsbereich der katholischen Kirche, so werden dem Mitarbeiter die bei 
der Einrichtung zurückgelegten Zeiten nach Maßgabe des Absatzes 1 als Beschäftigungszeit 
angerechnet. 2Bei Übernahme einer Einrichtung aus einem anderen Tätigkeitsbereich kön- 
nen die bei dieser Einrichtung zurückgelegten Zeiten ganz oder teilweise als Beschäftigungs- 
zeit angerechnet werden, wenn in dieser Einrichtung den AVR entsprechende Regelungen 
galten. 

      Bei dem Mitarbeiter, der am 31. Dezember 1987 schon und am 1. Januar 1988 noch in 
einem Dienstverhältnis gemäß Absatz 1 Satz 1 steht, gilt Absatz 1 Satz 2 in der ab 1. Januar 
1988 geltenden Fassung, wenn der Mitarbeiter bis zum 31. Dezember 1989 nachweist, dass 
aufgrund dieser Vorschrift zusätzliche Beschäftigungszeiten anzurechnen sind. 

Übergangsregelung zu § 10 Abs. 1: 

Innerhalb des über den 31. März 1991 hinaus fortbestehenden Dienstverhältnisses ei- 
nes Mitarbeiters bleibt die vor dem 1. April 1991 erreichte Beschäftigungszeit unbe- 
rührt. 
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§ 11 Dienstzeit 
      1Die Dienstzeit umfasst die Beschäftigungszeit und die nach den Absätzen 2 bis 5 an- 

zurechnenden Zeiten einer früheren Beschäftigung, soweit diese nicht schon bei der Berech- 
nung der Beschäftigungszeit berücksichtigt sind. 2Für die Anrechnung nach den Absätzen 2 
bis 5 gilt § 10 Abs. 1 Satz 2 entsprechend. 

      Anzurechnen sind die Zeiten, die ein Mitarbeiter in einem Dienstverhältnis im Tätig- 
keitsbereich des Deutschen Caritasverbandes oder eines ihm angeschlossenen Mitgliedes 
oder in einem anderen Tätigkeitsbereich der katholischen Kirche verbrachte. 

      1Die in Absatz 2 aufgeführten Zeiten werden nicht angerechnet, wenn der Mitarbeiter 
aus seinem Verschulden oder auf eigenen Wunsch aus dem Dienstverhältnis ausgeschieden 
ist. 2Dies gilt nicht, wenn der Mitarbeiter im Anschluss an das bisherige Dienstverhältnis zu 
einer anderen Einrichtung desselben Dienstgebers oder zu einem anderen Dienstgeber im 
Tätigkeitsbereich des Deutschen Caritasverbandes oder eines ihm angeschlossenen Mitglie- 
des oder in einem anderen Tätigkeitsbereich der katholischen Kirche übergetreten ist, oder 
wenn er das Dienstverhältnis wegen eines mit Sicherheit erwarteten Personalabbaus oder 
wegen Unfähigkeit zur Fortsetzung der Arbeit infolge einer Körperbeschädigung oder in Aus- 
übung oder infolge seiner Arbeit erlittenen Gesundheitsbeschädigung aufgelöst hat, oder die 
Nichtanrechnung eine unbillige Härte darstellen würde. 

      Die Zeit anderer beruflicher Tätigkeiten kann ganz oder teilweise angerechnet werden, 
wenn die Tätigkeit Voraussetzung für die Einstellung war. 

      Anzurechnen sind ferner 

a) die Zeiten erfüllter Dienstpflicht in der Bundeswehr, Zeiten des zivilen Ersatzdiens- 
tes nach dem Gesetz über den zivilen Ersatzdienst und Zeiten des Zivildienstes 
nach dem Zivildienstgesetz, sowie Zeiten einer Tätigkeit als Entwicklungshelfer, so- 
weit diese vom Wehr- oder Zivildienst befreit, sowie in der DDR erbrachte Zeiten 
des Grundwehrdienstes, des Wehrersatzdienstes, soweit dieser die Zeit des Grund- 
wehrdienstes betrug, sowie Haftzeiten wegen Verweigerung des Wehrdienstes und 
eine daran anschließende Ableistung des Grundwehrdienstes der DDR, 

b) die im Soldatenverhältnis in der Bundeswehr zurückgelegten Zeiten, soweit sie nicht 
nach Buchstabe a anzurechnen sind; Absatz 3 Sätze 1 und 2 sind sinngemäß anzu- 
wenden. 

Anmerkung: 

Der Tätigkeit im Bereich der katholischen Kirche im Sinne von § 11 steht gleich eine 
Tätigkeit in der evangelischen Kirche, in einem Diakonischen Werk oder in einer Ein- 
richtung, die dem Diakonischen Werk angeschlossen ist. 

Übergangsregelung zu § 11: 

Innerhalb des über den 31. März 1991 hinaus fortbestehenden Dienstverhältnisses ei- 
nes Mitarbeiters bleibt die vor dem 1. April 1991 erreichte Dienstzeit unberührt. 

 
§ 11a Ausschlussfrist zu § 10 und § 11 
1Der Mitarbeiter hat die anrechnungsfähigen Beschäftigungs- und Dienstzeiten innerhalb ei- 
ner Ausschlussfrist von drei Monaten nach Aufforderung durch den Dienstgeber nachzuwei- 
sen. 2Zeiten, für die der Nachweis nicht fristgemäß erbracht wird, werden nicht angerechnet. 
3Kann der Nachweis aus einem vom Mitarbeiter nicht zu vertretenden Grunde innerhalb der 
Ausschlussfrist nicht erbracht werden, so ist die Frist auf einen vor Ablauf der Ausschlussfrist 
zu stellenden Antrag zu verlängern. 
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§ 12 Einholung eines erweiterten Führungszeugnisses während des 
Dienstverhältnisses 

Soweit die Einholung eines erweiterten Führungszeugnisses gesetzlich vorgeschrieben und 
vom Dienstgeber angeordnet ist, werden die dafür entstehenden Kosten im laufenden 
Dienstverhältnis vom Dienstgeber getragen. 

 
§ 13 Versetzung und Abordnung 

      1Der Mitarbeiter kann im Rahmen seiner vertraglich vorgesehenen Tätigkeit aus dienst- 
lichen oder betrieblichen Gründen in eine andere Einrichtung desselben Dienstgebers unter 
Wahrung des Besitzstandes versetzt oder bis zu sechs Monaten abgeordnet werden. 2Vor 
der Versetzung oder Abordnung ist der Mitarbeiter zu hören. 3Zu einer Versetzung, die mit 
der Zuweisung eines anderen dienstlichen Wohnsitzes verbunden ist, ist die Zustimmung 
des Mitarbeiters erforderlich. 

      Von einer Versetzung oder Abordnung des Mitarbeiters soll Abstand genommen wer- 
den, wenn sie ihm aus persönlichen Gründen nicht zumutbar ist (z.B. mit Rücksicht auf seine 
Familie). 

      Während der Probezeit (§ 6 Abs. 4) ist eine Versetzung oder Abordnung nur mit Zu- 
stimmung des Mitarbeiters zulässig. 

      Die Zuweisung eines anderen Arbeitsplatzes in derselben Einrichtung ist keine Verset- 
zung oder Abordnung im Sinne der Absätze 1 bis 3. 

 
§ 14 Qualifizierung 

      1Ein hohes Qualifikationsniveau und lebenslanges Lernen liegen im gemeinsamen Inte- 
resse von Mitarbeitern und Dienstgebern. 2Qualifizierung dient der Steigerung von Effektivität 
und Effizienz der Einrichtungen der Caritas, der Nachwuchsförderung und der Steigerung 
von beschäftigungsbezogenen Kompetenzen. 3Qualifizierung wird auch als Teil der Perso- 
nalentwicklung verstanden. 

      1Vor diesem Hintergrund stellt Qualifizierung nach den AVR ein Angebot dar, aus dem 
für die Mitarbeiter kein individueller Anspruch außer nach Absatz 4 abgeleitet, aber das 
durch freiwillige Dienstvereinbarung wahrgenommen und näher ausgestaltet werden kann. 
2Weitergehende Mitbestimmungsrechte werden dadurch nicht berührt. 

      1Qualifizierungsmaßnahmen sind 

a) die Fortentwicklung der fachlichen, methodischen und sozialen Kompetenzen für die 
übertragenen Tätigkeiten (Erhaltungsqualifizierung), 

b) der Erwerb zusätzlicher Qualifikationen (Fort- und Weiterbildung), 
c) die Qualifizierung zur Arbeitsplatzsicherung (Qualifizierung für eine andere Tätigkeit; 

Umschulung) und 
d) die Einarbeitung bei oder nach längerer Abwesenheit (Wiedereinstiegsqualifizie- 

rung). 
2Die Teilnahme an einer Qualifizierungsmaßnahme wird dokumentiert und den Mitarbeitern 
schriftlich bestätigt. 

      1Mitarbeiter haben – auch in den Fällen des Absatzes 3 Satz 1 Buchst. d – Anspruch 
auf ein regelmäßiges Gespräch mit der jeweiligen Führungskraft, in dem festgestellt wird, ob 
und welcher Qualifizierungsbedarf besteht. 2Dieses Gespräch kann auch als Gruppenge- 
spräch geführt werden. 3Wird nichts anderes geregelt, ist das Gespräch jährlich zu führen. 

      1Die Kosten einer vom Dienstgeber veranlassten Qualifizierungsmaßnahme – ein- 
schließlich Reisekosten – werden, soweit sie nicht von Dritten übernommen werden, grund- 
sätzlich vom Dienstgeber getragen. 2Ein möglicher Eigenbeitrag wird durch eine Qualifizie- 
rungsvereinbarung geregelt. 3Die Einrichtungsleitung und die Mitarbeitervertretung sind ge- 
halten, die Grundsätze einer fairen Kostenverteilung unter Berücksichtigung des 
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betrieblichen und individuellen Nutzens zu regeln. 4Ein Eigenbeitrag der Mitarbeiter kann in 
Geld und/oder Zeit erfolgen. 

      Zeiten von vereinbarten Qualifizierungsmaßnahmen gelten als Arbeitszeit. 

      Gesetzliche Förderungsmöglichkeiten können in die Qualifizierungsplanung einbezo- 
gen werden. 

      Für Mitarbeiter mit individuellen Arbeitszeiten sollen Qualifizierungsmaßnahmen so an- 
geboten werden, dass ihnen eine gleichberechtigte Teilnahme ermöglicht wird. 

 
§ 14a Qualifizierung für Mitarbeiter im Sozial- und Erziehungsdienst 
1Bei Mitarbeitern im Erziehungsdienst werden – soweit gesetzliche Regelungen bestehen, 
zusätzlich zu diesen gesetzlichen Regelungen – im Rahmen der regelmäßigen durchschnitt- 
lichen wöchentlichen Arbeitszeit im Kalenderjahr 30 Stunden für Zwecke der Vorbereitung 
und Qualifizierung verwendet. 2Bei Teilzeitmitarbeitern gilt Satz 1 entsprechend mit der Maß- 
gabe, dass sich die Stundenzahl nach Satz 1 in dem Umfang, der dem Verhältnis ihrer indivi- 
duell vereinbarten durchschnittlichen Arbeitszeit zu der regelmäßigen Arbeitszeit vergleich- 
barer Vollzeitmitarbeiter entspricht, reduziert. 3Im Erziehungsdienst tätig sind insbesondere 
Mitarbeiter als Kinderpfleger bzw. Sozialassistent, Heilerziehungspflegehelfer, Erzieher, Heil- 
erziehungspfleger, im handwerklichen Erziehungsdienst, als Leiter oder ständige Vertreter 
von Leitern von Kindertagesstätten oder Erziehungsheimen sowie andere Mitarbeiter mit er- 
zieherischer Tätigkeit in der Erziehungs- oder Eingliederungshilfe. 

Anmerkung 1 zu Satz 3: 

Soweit Berufsbezeichnungen aufgeführt sind, werden auch Mitarbeiter erfasst, die eine 
entsprechende Tätigkeit ohne staatliche Anerkennung oder staatliche Prüfung ausü- 
ben. 

Anmerkung 2 zu Satz 3: 

Mitarbeiter im handwerklichen Erziehungsdienst müssen in Einrichtungen der Erzie- 
hungs-, Behinderten-, Suchtkranken-, Wohnungslosen- oder Straffälligenhilfe tätig sein. 

 
Abschnitt II 
Arbeitszeit 

 
§ 15 Regelmäßige Arbeitszeit 

      1Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt ausschließlich der Pausen durchschnittlich 39 
Stunden, für Mitarbeiter in Krankenhäusern durchschnittlich 38,5 Stunden, wöchentlich. 2Bei 
Wechselschichtarbeit werden die gesetzlich vorgeschriebenen Pausen in die Arbeitszeit ein- 
gerechnet. 3Die regelmäßige Arbeitszeit kann auf fünf Tage, aus notwendigen betriebli- 
chen/dienstlichen Gründen auch auf sechs Tage verteilt werden. 4Satz 2 findet für Mitarbeiter 
in Krankenhäusern und Pflege- und Betreuungseinrichtungen keine Anwendung. 

      1Für die Berechnung des Durchschnitts der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit ist 
ein Zeitraum von bis zu einem Jahr zugrunde zu legen. 2Abweichend von Satz 1 kann bei 
Mitarbeitern, die ständig Wechselschicht- oder Schichtarbeit zu leisten haben, ein längerer 
Zeitraum zugrunde gelegt werden. 

      1In Einrichtungen, in denen auf Grund spezieller Aufgaben oder saisonbedingt erheb- 
lich verstärkte Tätigkeiten anfallen, kann für diese Tätigkeiten die regelmäßige Arbeitszeit auf 
bis zu 60 Stunden in einem Zeitraum von bis zu sieben Tagen verlängert werden, wenn 
durch Verkürzung der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit bis zum Ende des Aus- 
gleichszeitraums nach Absatz 2 Satz 1 ein entsprechender Zeitausgleich durchgeführt wird. 
2Satz 1 findet für Mitarbeiter in Krankenhäusern und Pflege- und Betreuungseinrichtungen 
keine Anwendung. 
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      1Soweit es die betrieblichen/dienstlichen Verhältnisse zulassen, wird der Mitarbeiter am 
24. Dezember und am 31. Dezember unter Fortzahlung des Entgelts nach § 36 von der Ar- 
beit freigestellt. 2Kann die Freistellung nach Satz 1 aus betrieblichen/dienstlichen Gründen 
nicht erfolgen, ist entsprechender Freizeitausgleich innerhalb von drei Monaten zu gewäh- 
ren. 3Die regelmäßige Arbeitszeit vermindert sich für jeden gesetzlichen Feiertag, sowie für 
den 24. Dezember und 31. Dezember, sofern sie auf einen Werktag fallen, um die dienst- 
planmäßig ausgefallenen Stunden. 4Für Mitarbeiter in Krankenhäusern und Pflege- und Be- 
treuungseinrichtungen gilt abweichend von Satz 3: Die regelmäßige Arbeitszeit vermindert 
sich für den 24. Dezember und 31. Dezember, sofern sie auf einen Werktag fallen, um die 
dienstplanmäßig ausgefallenen Stunden. 

Anmerkung zu Absatz 4 Satz 3: 

Die Verminderung der regelmäßigen Arbeitszeit betrifft die Mitarbeiter, die wegen des 
Dienstplans am Feiertag frei haben und deshalb ohne diese Regelung nacharbeiten 
müssten. 

Anmerkung zu Absatz 4 Satz 4: 

Die Verminderung der regelmäßigen Arbeitszeit betrifft die Mitarbeiter, die wegen des 
Dienstplans frei haben und deshalb ohne diese Regelung nacharbeiten müssten. 

      Aus dringenden betrieblichen/dienstlichen Gründen kann auf der Grundlage einer 
Dienstvereinbarung im Rahmen des § 7 Abs. 1, 2 und des § 12 ArbZG von den Vorschriften 
des Arbeitszeitgesetzes abgewichen werden. 

Anmerkung zu Absatz 5: 

In vollkontinuierlichen Schichtbetrieben kann an Sonn- und Feiertagen die tägliche Ar- 
beitszeit auf bis zu zwölf Stunden verlängert werden, wenn dadurch zusätzliche freie 
Schichten an Sonn- und Feiertagen erreicht werden. 

      Die Mitarbeiter sind im Rahmen begründeter betrieblicher/dienstlicher Notwendigkeiten 
zur Leistung von Sonntags-, Feiertags-, Nacht-, Wechselschicht-, Schichtarbeit sowie - bei 
Teilzeitbeschäftigung aufgrund dienstvertraglicher Regelung oder mit ihrer Zustimmung - zu 
Bereitschaftsdienst, Rufbereitschaft, Überstunden und Mehrarbeit verpflichtet. 

      1Durch Dienstvereinbarung kann ein wöchentlicher Arbeitszeitkorridor von bis zu 45 
Stunden eingerichtet werden. 2Die innerhalb eines Arbeitszeitkorridors geleisteten zusätzli- 
chen Arbeitsstunden werden im Rahmen des nach Absatz 2 Satz 1 festgelegten Zeitraums 
ausgeglichen. 

      1Durch Dienstvereinbarung kann in der Zeit von 6 bis 20 Uhr eine tägliche Rahmenzeit 
von bis zu zwölf Stunden eingeführt werden. 2Die innerhalb der täglichen Rahmenzeit geleis- 
teten zusätzlichen Arbeitsstunden werden im Rahmen des nach Absatz 2 Satz 1 festgeleg- 
ten Zeitraums ausgeglichen. 

Die Absätze 7 und 8 gelten nur alternativ und nicht bei Wechselschicht- und Schichtar- 
beit. 

1Auf der Grundlage einer Dienstvereinbarung kann für Mitarbeiter in Krankenhäusern 
und Pflege- und Betreuungseinrichtungen bei der Behandlung, Pflege und Betreuung von 
Personen die tägliche Arbeitszeit im Schichtdienst, ausschließlich der Pausen, auf bis zu 12 
Stunden verlängert werden, wenn solche Dienste nach der Eigenart dieser Tätigkeit und zur 
Erhaltung des Wohles dieser Personen erforderlich sind. 2In unmittelbarer Folge dürfen 
höchstens 5 Zwölf-Stunden-Schichten und innerhalb von zwei Wochen nicht mehr als 8 
Zwölf-Stunden-Schichten geleistet werden. 3Solche Schichten können nicht mit Bereit- 
schaftsdienst kombiniert werden. 4Bei der Anordnung von Zwölf-Stunden-Schichten kann die 
Ruhezeit (§ 5 Abs. 1 ArbZG) nicht verkürzt werden. 
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Anmerkung zu § 15: 

Gleitzeitregelungen sind unter Wahrung der jeweils geltenden Mitbestimmungsrechte 
unabhängig von den Vorgaben zu Arbeitszeitkorridor und Rahmenzeit (Absätze 7 und 
8) möglich. Sie dürfen keine Regelungen nach Absatz 5 enthalten. 

 
§ 15a Arbeit an Sonn- und Feiertagen für Mitarbeiter in Krankenhäusern und Pflege- 

und Betreuungseinrichtungen 

Für Mitarbeiter in Krankenhäusern und Pflege- und Betreuungseinrichtungen gilt in Ergän- 
zung zu § 15 Abs. 4 Satz 4 und § 15 Abs. 6 für Sonn- und Feiertage Folgendes: 

      1Die Arbeitszeit an einem gesetzlichen Feiertag, der auf einen Werktag fällt, wird durch 
eine entsprechende Freistellung an einem anderen Werktag bis zum Ende des dritten Kalen- 
dermonats – möglichst aber schon bis zum Ende des nächsten Kalendermonats – ausgegli- 
chen, wenn es die betrieblichen Verhältnisse zulassen. 2Kann ein Freizeitausgleich nicht ge- 
währt werden, erhält der Mitarbeiter je Stunde 100 v.H. des auf eine Stunde entfallenden An- 
teils des monatlichen Entgelts der jeweiligen Entgeltgruppe und Stufe nach Maßgabe der 
Entgelttabelle. 3Ist ein Arbeitszeitkonto eingerichtet, ist eine Buchung gemäß § 20 Abs. 3 zu- 
lässig. 4§ 18 Abs. 1 Satz 2 Buchst. d bleibt unberührt. 

      1Für Mitarbeiter, die regelmäßig nach einem Dienstplan eingesetzt werden, der Wech- 
selschicht- oder Schichtdienst an sieben Tagen in der Woche vorsieht, vermindert sich die 
regelmäßige Wochenarbeitszeit um ein Fünftel der dienstvertraglich vereinbarten durch- 
schnittlichen Wochenarbeitszeit, wenn sie an einem gesetzlichen Feiertag, der auf einen 
Werktag fällt, 

a) Arbeitsleistung zu erbringen haben oder 
b) nicht wegen des Feiertags, sondern dienstplanmäßig nicht zur Arbeit eingeteilt sind 

und deswegen an anderen Tagen der Woche ihre regelmäßige Arbeitszeit erbringen 
müssen. 

2Absatz 1 gilt in diesen Fällen nicht. 3§ 18 Abs. 1 Satz 2 Buchst. d bleibt unberührt. 
      1Mitarbeiter, die regelmäßig an Sonn- und Feiertagen arbeiten müssen, erhalten inner- 

halb von zwei Wochen zwei arbeitsfreie Tage. 2Hiervon soll ein freier Tag auf einen Sonntag 
fallen. 

 
§ 15b Sonderregelung für Mitarbeiter in häuslichen Gemeinschaften 

Bei Mitarbeitern, die in häuslicher Gemeinschaft mit den ihnen anvertrauten Personen zu- 
sammenleben und sie eigenverantwortlich erziehen, pflegen oder betreuen (§ 18 Abs. 1 Nr. 
3 ArbZG), kann, sofern die Eigenart des Dienstes es erfordert, einzelvertraglich von den Ar- 
beitszeitregelungen nach Abschnitt II abgewichen werden. 

 
§ 16 Sonderformen der Arbeit 

      1Wechselschichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan, der einen regelmäßigen 
Wechsel der täglichen Arbeitszeit in Wechselschichten vorsieht, bei denen Mitarbeiter durch- 
schnittlich längstens nach Ablauf eines Monats erneut zur Nachtschicht herangezogen wer- 
den. 2Wechselschichten sind wechselnde Arbeitsschichten, in denen ununterbrochen bei Tag 
und Nacht, werktags, sonntags und feiertags gearbeitet wird. 3Nachtschichten sind Arbeits- 
schichten, die mindestens zwei Stunden Nachtarbeit umfassen. 

(1a) Für Mitarbeiter in Krankenhäusern, Pflege- und Betreuungseinrichtungen ist abwei- 
chend von Abs. 1 Satz 1 Wechselschichtarbeit die Arbeit nach einem Schichtplan/Dienst- 
plan, der einen regelmäßigen Wechsel der täglichen Arbeitszeit in Wechselschichten vor- 
sieht, bei denen der Mitarbeiter längstens nach Ablauf eines Monats erneut zu mindestens 
zwei Nachtschichten herangezogen wird. 

      Schichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan, der einen regelmäßigen Wechsel 
des Beginns der täglichen Arbeitszeit um mindestens zwei Stunden in Zeitabschnitten von 
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längstens einem Monat vorsieht, und die innerhalb einer Zeitspanne von mindestens 
13 Stunden geleistet wird. 

      Bereitschaftsdienst leisten Mitarbeiter, die sich auf Anordnung des Dienstgebers au- 
ßerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit an einer vom Dienstgeber bestimmten Stelle aufhalten, 
um im Bedarfsfall die Arbeit aufzunehmen. 

      1Rufbereitschaft leisten Mitarbeiter, die sich auf Anordnung des Dienstgebers außer- 
halb der regelmäßigen Arbeitszeit an einer dem Dienstgeber anzuzeigenden Stelle aufhal- 
ten, um auf Abruf die Arbeit aufzunehmen. 2Rufbereitschaft wird nicht dadurch ausgeschlos- 
sen, dass Mitarbeiter vom Dienstgeber mit einem Mobiltelefon oder einem vergleichbaren 
technischen Hilfsmittel ausgestattet sind. 

      Nachtarbeit ist die Arbeit zwischen 21 Uhr und 6 Uhr. 

      Mehrarbeit sind die Arbeitsstunden, die Teilzeitmitarbeiter über die vereinbarte regel- 
mäßige Arbeitszeit hinaus bis zur regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von Vollzeitmitar- 
beitern (§ 15 Abs. 1 Satz 1) leisten. 

      Überstunden sind die auf Anordnung des Dienstgebers geleisteten Arbeitsstunden, die 
über die im Rahmen der regelmäßigen Arbeitszeit von Vollzeitmitarbeitern (§ 15 Abs. 1 
Satz 1) für die Woche dienstplanmäßig bzw. betriebsüblich festgesetzten Arbeitsstunden hin- 
ausgehen und nicht bis zum Ende der folgenden Kalenderwoche ausgeglichen werden. 

      Abweichend von Absatz 7 sind nur die Arbeitsstunden Überstunden, die 

a) im Falle der Festlegung eines Arbeitszeitkorridors nach § 15 Abs. 7 über 45 Stun- 
den oder über die vereinbarte Obergrenze hinaus, 

b) im Falle der Einführung einer täglichen Rahmenzeit nach § 15 Abs. 8 außerhalb der 
Rahmenzeit, 

c) im Falle von Wechselschicht- oder Schichtarbeit über die im Schichtplan festgeleg- 
ten täglichen Arbeitsstunden einschließlich der im Schichtplan vorgesehenen Ar- 
beitsstunden, die bezogen auf die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit im Schicht- 
planturnus nicht ausgeglichen werden, 

angeordnet worden sind. 
 

§ 17 Bereitschaftsdienst und Rufbereitschaft 

      Der Dienstgeber darf Bereitschaftsdienst nur anordnen, wenn zu erwarten ist, dass 
zwar Arbeit anfällt, erfahrungsgemäß aber die Zeit ohne Arbeitsleistung überwiegt. 

      Abweichend von den §§ 3, 5 und 6 Abs. 2 ArbZG kann im Rahmen des § 7 ArbZG die 
tägliche Arbeitszeit im Sinne des Arbeitszeitgesetzes über acht Stunden hinaus verlängert 
werden, wenn mindestens die acht Stunden überschreitende Zeit im Rahmen von Bereit- 
schaftsdienst geleistet wird, und zwar wie folgt: 

a) bei Bereitschaftsdiensten der Stufen A und B bis zu insgesamt maximal 16 Stunden 
täglich; die gesetzlich vorgeschriebene Pause verlängert diesen Zeitraum nicht, 

b) bei Bereitschaftsdiensten der Stufen C und D bis zu insgesamt maximal 13 Stunden 
täglich; die gesetzlich vorgeschriebene Pause verlängert diesen Zeitraum nicht. 

      1Im Rahmen des § 7 ArbZG kann unter den Voraussetzungen 

a) einer Prüfung alternativer Arbeitszeitmodelle, 
b) einer Belastungsanalyse gemäß § 5 ArbSchG und 
c) ggf. daraus resultierender Maßnahmen zur Gewährleistung des Gesundheitsschut- 

zes 

aufgrund einer Dienstvereinbarung von den Regelungen des Arbeitszeitgesetzes abgewi- 
chen werden. 2Abweichend von den §§ 3, 5 und 6 Abs. 2 ArbZG kann die tägliche Arbeitszeit 
im Sinne des Arbeitszeitgesetzes über acht Stunden hinaus verlängert werden, wenn in die 
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Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem Umfang Bereitschaftsdienst fällt. 3Hierbei darf die 
tägliche Arbeitszeit ausschließlich der Pausen maximal 24 Stunden betragen. 

      1Unter den Voraussetzungen des Absatzes 3 Satz 1 kann die tägliche Arbeitszeit ge- 
mäß § 7 Abs. 2a ArbZG ohne Ausgleich verlängert werden, wobei 

a) bei Bereitschaftsdiensten der Stufen A und B eine wöchentliche Arbeitszeit von bis 
zu maximal durchschnittlich 58 Stunden, 

b) bei Bereitschaftsdiensten der Stufen C und D eine wöchentliche Arbeitszeit von bis 
zu maximal durchschnittlich 54 Stunden 

zulässig ist. 

      Für den Ausgleichszeitraum nach den Absätzen 2 bis 4 gilt § 15 Abs. 2 Satz 1. 
      1In den Fällen, in denen Mitarbeiter Teilzeitarbeit gemäß § 21 vereinbart haben, verrin- 

gern sich die Höchstgrenzen der wöchentlichen Arbeitszeit nach den Absätzen 2 bis 4 in 
demselben Verhältnis wie die Arbeitszeit dieser Mitarbeiter zu der regelmäßigen Arbeitszeit 
der Vollzeitmitarbeitern. 2Mit Zustimmung des Mitarbeiters oder aufgrund von dringenden 
dienstlichen oder betrieblichen Belangen kann hiervon abgewichen werden. 

      1Der Dienstgeber darf Rufbereitschaft nur anordnen, wenn erfahrungsgemäß lediglich 
in Ausnahmefällen Arbeit anfällt. 2Durch tatsächliche Arbeitsleistung innerhalb der Rufbereit- 
schaft kann die tägliche Höchstarbeitszeit von zehn Stunden (§ 3 ArbZG) überschritten wer- 
den (§ 7 ArbZG). 

      § 15 Abs. 5 bleibt im Übrigen unberührt. 
      1Für Mitarbeiter in Einrichtungen und Heimen, die der Förderung der Gesundheit, der 

Erziehung, der Fürsorge oder Betreuung von Kindern und Jugendlichen, der Fürsorge und 
Betreuung von obdachlosen, alten, gebrechlichen, erwerbsbeschränkten oder sonstigen 
hilfsbedürftigen Personen dienen, auch wenn diese Einrichtungen nicht der ärztlichen Be- 
handlung der betreuten Personen dienen, gelten die Absätze 1 bis 8 mit der Maßgabe, dass 
die Grenzen für die Stufen A und B einzuhalten sind. 2Dazu gehören auch die Mitarbeiter in 
Einrichtungen, in denen die betreuten Personen nicht regelmäßig ärztlich behandelt und be- 
aufsichtigt werden (Erholungsheime). 

Anmerkung zu Absatz 9: 

Unter Absatz 9 fallen auch Rettungsdienste. 

    Zum Zwecke der Entgeltberechnung wird die Zeit des Bereitschaftsdienstes einschließ- 
lich der geleisteten Arbeit wie folgt als Arbeitszeit gewertet: 

a) 1Nach dem Maß der während des Bereitschaftsdienstes erfahrungsgemäß durch- 
schnittlich anfallenden Arbeitsleistungen wird die Zeit des Bereitschaftsdienstes wie 
folgt als Arbeitszeit gewertet: 

 

Stufe Arbeitsleistung innerhalb des Bereitschaftsdienstes Bewertung als Arbeitszeit 

A 0 bis 10 v.H. 15 v.H. 

B mehr als 10 v.H. bis 25 v.H. 25 v.H. 

C mehr als 25 v.H. bis 40 v.H. 40 v.H. 

D mehr als 40 bis 49 v.H. 55 v.H. 

2Ein hiernach der Stufe A zugeordneter Bereitschaftsdienst wird der Stufe B zugeteilt, 
wenn der Mitarbeiter während des Bereitschaftsdienstes in der Zeit von 22 bis 6 Uhr 
erfahrungsgemäß durchschnittlich mehr als dreimal dienstlich in Anspruch genommen 
wird. 

b) Entsprechend der Zahl der vom Mitarbeiter je Kalendermonat abgeleisteten Bereit- 
schaftsdienste wird die Zeit eines jeden Bereitschaftsdienstes zusätzlich wie folgt 
als Arbeitszeit gewertet: 
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Zahl der Bereitschaftsdienste im Kalendermonat Bewertung als Arbeitszeit 

1. bis 8. Bereitschaftsdienst 25 v.H. 

9. bis 12. Bereitschaftsdienst 35 v.H. 

13. und folgende Bereitschaftsdienste 45 v.H. 

    Die Zuweisung zu den einzelnen Stufen des Bereitschaftsdienstes erfolgt durch die 
Einrichtungsleitung und die Mitarbeitervertretung. 

    1Für die Mitarbeiter gemäß § 17 Abs. 9 wird zum Zwecke der Entgeltberechnung die 
Zeit des Bereitschaftsdienstes einschließlich der geleisteten Arbeit mit 25 v.H. als Arbeitszeit 
bewertet. 2Leistet der Mitarbeiter in einem Kalendermonat mehr als acht Bereitschafts- 
dienste, wird die Zeit eines jeden über acht Bereitschaftsdienste hinausgehenden Bereit- 
schaftsdienstes zusätzlich mit 15 v.H. als Arbeitszeit gewertet. 

    Die Mitarbeiter erhalten zusätzlich zu dem Entgelt nach Absatz 12 für die Zeit des Be- 
reitschaftsdienstes in den Nachtstunden (§ 16 Abs. 5) je Stunde einen Zeitzuschlag in Höhe 
von 15 v.H. des Stundenentgelts nach Anhang Tabellen. 

    Das Entgelt für die nach den Absätzen 10, 12 und 13 zum Zwecke der Entgeltberech- 
nung als Arbeitszeit gewertete Bereitschaftsdienstzeit bestimmt sich nach Anhang Tabellen. 

(14a) Für Mitarbeiter im Sozial- und Erziehungsdienst tritt bei der Anwendung der Absätze 
12 und 13 das auf die Stunde umgerechnete individuelle Tabellenentgelt an die Stelle des 
Stundenentgelts nach Anhang Tabellen. 

    An Mitarbeiter wird das Bereitschaftsdienstentgelt gezahlt, es sei denn, dass ein Frei- 
zeitausgleich im Dienstplan vorgesehen ist, oder eine entsprechende Regelung in einer ein- 
vernehmlichen Dienstvereinbarung getroffen wird oder der Mitarbeiter dem Freizeitausgleich 
zustimmt. 

 
§ 17a Bereitschaftsdienst und Rufbereitschaft für Mitarbeiter in Krankenhäusern 

      Der Dienstgeber darf Bereitschaftsdienst nur anordnen, wenn zu erwarten ist, dass 
zwar Arbeit anfällt, erfahrungsgemäß aber die Zeit ohne Arbeitsleistung überwiegt. 

      Abweichend von den §§ 3, 5 und 6 Abs. 2 ArbZG kann im Rahmen des § 7 ArbZG die 
tägliche Arbeitszeit im Sinne des Arbeitszeitgesetzes über acht Stunden hinaus verlängert 
werden, wenn mindestens die acht Stunden überschreitende Zeit im Rahmen von Bereit- 
schaftsdienst geleistet wird, und zwar wie folgt: 

a) bei Bereitschaftsdiensten der Stufe I bis zu insgesamt maximal 16 Stunden täglich; 
die gesetzlich vorgeschriebene Pause verlängert diesen Zeitraum nicht, 

b) bei Bereitschaftsdiensten der Stufen II und III bis zu insgesamt maximal 13 Stunden 
täglich; die gesetzlich vorgeschriebene Pause verlängert diesen Zeitraum nicht. 

      1Im Rahmen des § 7 ArbZG kann unter den Voraussetzungen 

a) einer Prüfung alternativer Arbeitszeitmodelle, 
b) einer Belastungsanalyse gemäß § 5 ArbSchG und 
c) ggf. daraus resultierender Maßnahmen zur Gewährleistung des Gesundheitsschut- 

zes 

aufgrund einer Dienstvereinbarung von den Regelungen des Arbeitszeitgesetzes abgewi- 
chen werden. 2Abweichend von den §§ 3, 5 und 6 Abs. 2 ArbZG kann die tägliche Arbeitszeit 
im Sinne des Arbeitszeitgesetzes über acht Stunden hinaus verlängert werden, wenn in die 
Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem Umfang Bereitschaftsdienst fällt. 3Hierbei darf die 
tägliche Arbeitszeit ausschließlich der Pausen maximal 24 Stunden betragen. 

      Unter den Voraussetzungen des Absatzes 3 Satz 1 kann die tägliche Arbeitszeit ge- 
mäß § 7 Abs. 2a ArbZG ohne Ausgleich verlängert werden, wobei 
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a) bei Bereitschaftsdiensten der Stufe I eine wöchentliche Arbeitszeit von bis zu maxi- 
mal durchschnittlich 58 Stunden, 

b) bei Bereitschaftsdiensten der Stufen II und III eine wöchentliche Arbeitszeit von bis 
zu maximal durchschnittlich 54 Stunden zulässig ist. 

      Für den Ausgleichszeitraum nach den Absätzen 2 bis 4 gilt § 15 Abs. 2 Satz 1. 
      1In den Fällen, in denen Mitarbeiter Teilzeitarbeit gemäß § 21 vereinbart haben, verrin- 

gern sich die Höchstgrenzen der wöchentlichen Arbeitszeit nach den Absätzen 2 bis 4 in 
demselben Verhältnis wie die Arbeitszeit dieser Mitarbeiter zu der regelmäßigen Arbeitszeit 
der Vollzeitmitarbeiter. 2Mit Zustimmung des Mitarbeiters oder aufgrund von dringenden 
dienstlichen oder betrieblichen Belangen kann hiervon abgewichen werden. 

      1Der Dienstgeber darf Rufbereitschaft nur anordnen, wenn erfahrungsgemäß lediglich 
in Ausnahmefällen Arbeit anfällt. 2Durch tatsächliche Arbeitsleistung innerhalb der Rufbereit- 
schaft kann die tägliche Höchstarbeitszeit von zehn Stunden (§ 3 ArbZG) überschritten wer- 
den (§ 7 ArbZG). 

      § 15 Abs. 5 bleibt im Übrigen unberührt. 
      1Für Mitarbeiter in Einrichtungen und Heimen, die der Förderung der Gesundheit, der 

Erziehung, Fürsorge oder Betreuung von Kindern und Jugendlichen, der Fürsorge und Be- 
treuung von obdachlosen, alten, gebrechlichen, erwerbsbeschränkten oder sonstigen hilfsbe- 
dürftigen Personen dienen, auch wenn diese Einrichtungen nicht der ärztlichen Behandlung 
der betreuten Personen dienen, gelten die Absätze 1 bis 8 mit der Maßgabe, dass die Gren- 
zen für die Stufe I einzuhalten sind. 2Dazu gehören auch die Mitarbeiter in Einrichtungen, in 
denen die betreuten Personen nicht regelmäßig ärztlich behandelt und beaufsichtigt werden 
(Erholungsheime). 

    Zum Zwecke der Entgeltberechnung wird nach dem Maß der während des Bereit- 
schaftsdienstes erfahrungsgemäß durchschnittlich anfallenden Arbeitsleistungen die Zeit des 
Bereitschaftsdienstes einschließlich der geleisteten Arbeit wie folgt als Arbeitszeit gewertet: 

 

Stufe Arbeitsleistung innerhalb des Bereitschaftsdienstes Bewertung als Arbeitszeit 

I bis zu 25 v.H. 60 v.H. 

II mehr als 25 v.H. bis 40 v.H. 75 v.H. 

III mehr als 40 v.H. bis 49 v.H. 90 v.H. 

    Die Zuweisung zu den einzelnen Stufen des Bereitschaftsdienstes erfolgt durch die 
Einrichtungsleitung und die Mitarbeitervertretung. 

    Für die Mitarbeiter gemäß § 17a Abs. 9 wird zum Zwecke der Entgeltberechnung die 
Zeit des Bereitschaftsdienstes einschließlich der geleisteten Arbeit mit 28,5 v.H. als Arbeits- 
zeit gewertet. 

    Das Entgelt für die nach den Absätzen 10 und 12 zum Zwecke der Entgeltberechnung 
als Arbeitszeit gewertete Bereitschaftsdienstzeit bestimmt sich nach Anhang Tabellen. 

    1Die Mitarbeiter erhalten zusätzlich zu dem Entgelt nach Absatz 13 für jede nach den 
Absätzen 10 und 12 als Arbeitszeit gewertete Stunde, die an einem Feiertag geleistet wor- 
den ist, einen Zeitzuschlag in Höhe von 25 v.H. des Stundenentgelts ihrer jeweiligen Entgelt- 
gruppe nach Anhang Tabellen. 2Die Mitarbeiter erhalten zusätzlich zu dem Entgelt nach Ab- 
satz 13 für die Zeit des Bereitschaftsdienstes in den Nachtstunden (§ 16 Abs. 5) je Stunde 
einen Zeitzuschlag in Höhe von 15 v.H. des Stundenentgelts ihrer jeweiligen Entgeltgruppe 
nach Anhang Tabellen. 3Im Übrigen werden für die Zeit des Bereitschaftsdienstes einschließ- 
lich der geleisteten Arbeit und für die Zeit der Rufbereitschaft Zeitzuschläge nach § 18 nicht 
gezahlt. 

(14a) Für Mitarbeiter im Sozial- und Erziehungsdienst tritt bei der Anwendung der Absätze 
12 und 13 das auf die Stunde umgerechnete individuelle Tabellenentgelt an die Stelle des 
Stundenentgelts nach Anhang Tabellen. 
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    1Das Bereitschaftsdienstentgelt wird gezahlt, es sei denn, dass ein Freizeitausgleich im 
Dienstplan vorgesehen ist, oder eine entsprechende Regelung in einer einvernehmlichen 
Dienstvereinbarung getroffen wird oder der Mitarbeiter dem Freizeitausgleich zustimmt. 2In 
diesem Fall kann anstelle der Auszahlung des Entgelts nach Absatz 13 für die nach den Ab- 
sätzen 10 und 12 gewertete Arbeitszeit bis zum Ende des dritten Kalendermonats auch 
durch entsprechende Freizeit abgegolten werden (Freizeitausgleich). 3Die Möglichkeit zum 
Freizeitausgleich nach Satz 2 umfasst auch die dem Zeitzuschlag nach Absatz 14 1:1 ent- 
sprechende Arbeitszeit. 4Für die Zeit des Freizeitausgleichs werden das Entgelt (§ 28) und 
die in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen fortgezahlt. 5Nach Ablauf der drei Monate wird 
das Bereitschaftsdienstentgelt am Zahltag des folgenden Kalendermonats fällig. 

    1Das Bereitschaftsdienstentgelt nach den Absätzen 10, 12, 13 und 14 kann im Falle 
der Faktorisierung nach § 20 Abs. 3 in Freizeit abgegolten werden. 2Dabei entspricht eine 
Stunde Bereitschaftsdienst 

a) nach Absatz 1 

aa) in der Stufe I 37 Minuten, 

bb) in der Stufe II 46 Minuten und 

cc) in der Stufe III 55 Minuten, 

b) nach Absatz 12 17,5 Minuten und 

c) bei Feiertagsarbeit nach Absatz 14 jeweils zuzüglich 15 Minuten. 
 

§ 18 Ausgleich für Sonderformen der Arbeit 
      1Der Mitarbeiter erhält neben dem Entgelt für die tatsächliche Arbeitsleistung Zeitzu- 

schläge. ²Die Zeitzuschläge betragen – auch bei Teilzeitmitarbeitern – je Stunde 

a) für Überstunden 

in den Entgeltgruppen 1 bis 9b 30 v.H., 
in den Entgeltgruppen 9c bis 17 15 v.H., 

b) für Nachtarbeit 20 v.H., 

c) für Sonntagsarbeit 25 v.H., 

d) bei Feiertagsarbeit 

- ohne Freizeitausgleich 135 v.H., 
- mit Freizeitausgleich 35 v.H., 

e) für Arbeit am 24. Dezember und 
am 31. Dezember jeweils ab 6 Uhr 35 v.H., 

f) für Arbeit an Samstagen von 
13 bis 21 Uhr, soweit diese nicht 
im Rahmen von Wechselschicht- 
oder Schichtarbeit anfällt 20 v.H. 

des auf eine Stunde entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der Stufe 3 der jeweiligen Ent- 
geltgruppe. 3Beim Zusammentreffen von Zeitzuschlägen nach Satz 2 Buchst. c bis f wird nur 
der höchste Zeitzuschlag gezahlt. 4Auf Wunsch des Mitarbeiters können, soweit ein Arbeits- 
zeitkonto (§ 20) eingerichtet ist und die betrieblichen/dienstlichen Verhältnisse es zulassen, 
die nach Satz 2 zu zahlenden Zeitzuschläge entsprechend dem jeweiligen Vomhundertsatz 
einer Stunde in Zeit umgewandelt und ausgeglichen werden. 5Dies gilt entsprechend für 
Überstunden als solche. 



22 
 

Anmerkung zu Absatz 1 Satz1: 

Bei Überstunden richtet sich das Entgelt für die tatsächliche Arbeitsleistung nach der 
jeweiligen Entgeltgruppe und der individuellen Stufe, höchstens jedoch nach der Stufe 
4. 

Anmerkung zu Absatz 1 Satz 2 Buchst. b: 

Abweichend gilt für Mitarbeiter im Rettungsdienst bis zum 31. Dezember 2027 ein Zeit- 
zuschlag für Nachtarbeit in Höhe von 10 v.H. 

Anmerkung zu Absatz 1 Satz 2 Buchst. d: 
1Der Freizeitausgleich muss im Dienstplan besonders ausgewiesen und bezeichnet 
werden. 2Falls kein Freizeitausgleich gewährt wird, werden als Entgelt einschließlich 
des Zeitzuschlags und des auf den Feiertag entfallenden Tabellenentgelts höchstens 
235 v.H. gezahlt. 

(1a) 1Überstunden sind grundsätzlich durch entsprechende Freizeit auszugleichen. 2Sofern 
kein Arbeitszeitkonto nach § 20 eingerichtet ist oder wenn ein solches besteht, der Mitarbei- 
ter jedoch keine Faktorisierung nach Absatz 1 geltend macht, erhält der Mitarbeiter für Über- 
stunden (§ 16 Abs. 7), die nicht bis zum Ende des dritten Kalendermonats – möglichst aber 
schon bis zum Ende des nächsten Kalendermonats – nach deren Entstehen mit Freizeit aus- 
geglichen worden sind, je Stunde 100 v.H. des auf die Stunde entfallenden Anteils des Ta- 
bellenentgelts der jeweiligen Entgeltgruppe und Stufe, höchstens jedoch nach der Stufe 4. 
3Der Anspruch auf den Zeitzuschlag für Überstunden nach Absatz 1 besteht unabhängig von 
einem Freizeitausgleich. 4Dieser Absatz gilt nicht für Mitarbeiter in Krankenhäusern und 
Pflege- und Betreuungseinrichtungen. 

(1b) 1Zugunsten der Mitarbeiter können für Dienste, soweit diese zu Zeiten gemäß § 18 
Abs. 1 Satz 2 Buchst. b bis f erbracht werden, die dort genannten Prozentbeträge durch 
Dienstvereinbarung erhöht werden. 2Durch Dienstvereinbarungen können für die freiwillige 
Übernahme zusätzlich betrieblich veranlasster Dienste Zulagen oder Zuschläge zusätzlich 
zum ohnehin geschuldeten Entgelt vereinbart werden. 3Die Regelungen der Mitarbeiterver- 
tretungsordnung (MAVO) sind zu beachten. 

      Für Arbeitsstunden, die keine Überstunden sind und die aus betrieblichen/dienstlichen 
Gründen nicht innerhalb des nach § 15 Abs. 2 Satz 1 oder 2 festgelegten Zeitraums mit Frei- 
zeit ausgeglichen werden, erhält der Mitarbeiter je Stunde 100 v.H. des auf eine Stunde ent- 
fallenden Anteils des Tabellenentgelts der jeweiligen Entgeltgruppe und Stufe. 

Anmerkung zu Absatz 2: 

Mit dem Begriff „Arbeitsstunden“ sind nicht die Stunden gemeint, die im Rahmen von 
Gleitzeitregelungen im Sinne der Anmerkung zu § 15 anfallen, es sei denn, sie sind an- 
geordnet worden. 

      1Für die Rufbereitschaft wird eine tägliche Pauschale je Entgeltgruppe bezahlt. 2Sie be- 
trägt für die Tage Montag bis Freitag das Zweifache, für Samstag, Sonntag sowie für Feier- 
tage das Vierfache des tariflichen Stundenentgelts nach Maßgabe der Entgelttabelle. 3Maß- 
gebend für die Bemessung der Pauschale nach Satz 2 ist der Tag, an dem die Rufbereit- 
schaft beginnt. 4Für die Arbeitsleistung innerhalb der Rufbereitschaft außerhalb des Aufent- 
haltsortes im Sinne des § 16 Abs. 4 wird die Zeit jeder einzelnen Inanspruchnahme ein- 
schließlich der hierfür erforderlichen Wegezeiten jeweils auf eine volle Stunde gerundet und 
mit dem Entgelt für Überstunden sowie mit etwaigen Zeitzuschlägen nach Absatz 1 bezahlt. 
5Wird die Arbeitsleistung innerhalb der Rufbereitschaft am Aufenthaltsort im Sinne des § 16 
Abs. 4 telefonisch (z.B. in Form einer Auskunft) oder mittels technischer Einrichtungen er- 
bracht, wird abweichend von Satz 4 die Summe dieser Arbeitsleistungen auf die nächste 
volle Stunde gerundet und mit dem Entgelt für Überstunden sowie mit etwaigen Zeitzuschlä- 
gen nach Absatz 1 bezahlt. 6Absatz 1 Satz 4 gilt entsprechend, soweit die Buchung auf das 
Arbeitszeitkonto nach § 20 Abs. 3 Satz 2 zulässig ist. 7Satz 1 gilt nicht im Falle einer stun- 
denweisen Rufbereitschaft. 8Eine Rufbereitschaft im Sinne von Satz 7 liegt bei einer 
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ununterbrochenen Rufbereitschaft von weniger als zwölf Stunden vor. 9In diesem Fall wird 
abweichend von den Sätzen 2 und 3 für jede Stunde der Rufbereitschaft 12,5 v.H. des tarifli- 
chen Stundenentgelts nach Maßgabe der Entgelttabelle gezahlt. 

Anmerkung zu Absatz 3: 

Zur Ermittlung der Tage einer Rufbereitschaft, für die eine Pauschale gezahlt wird, ist 
auf den Tag des Beginns der Rufbereitschaft abzustellen. 

      1Mitarbeiter, die ständig Wechselschichtarbeit leisten, erhalten eine Wechselschichtzu- 
lage von 200 Euro monatlich. 2Mitarbeiter, die nicht ständig Wechselschichtarbeit leisten, er- 
halten eine Wechselschichtzulage von 1,18 Euro pro Stunde. 

(4a) 1Mitarbeiter in Krankenhäusern und Pflege- und Betreuungseinrichtungen, die ständig 
Wechselschichtarbeit leisten, erhalten abweichend zu Absatz 4 eine Wechselschichtzulage 
von 250 Euro monatlich. 2Mitarbeiter in Krankenhäusern, die nicht ständig Wechselschichtar- 
beit leisten, erhalten eine Wechselschichtzulage von 1,49 Euro pro Stunde. 3Mitarbeiter in 
Pflege- und Betreuungseinrichtungen, die nicht ständig Wechselschichtarbeit leisten, erhal- 
ten eine Wechselschichtzulage von 1,47 Euro pro Stunde. 

      1Mitarbeiter, die ständig Schichtarbeit leisten, erhalten eine Schichtzulage von 
100 Euro monatlich. 2Mitarbeiter, die nicht ständig Schichtarbeit leisten, erhalten eine 
Schichtzulage von 0,59 Euro pro Stunde. 

      Die in den Absätzen 4, 4a und 5 genannten Zulagen nehmen an den allgemeinen Ent- 
gelterhöhungen teil. 

 
§ 19 Bereitschaftszeiten 

      1Bereitschaftszeiten sind die Zeiten, in denen sich der Mitarbeiter am Arbeitsplatz oder 
einer anderen vom Dienstgeber bestimmten Stelle zur Verfügung halten muss, um im Be- 
darfsfall die Arbeit selbständig, ggf. auch auf Anordnung, aufzunehmen und in denen die Zei- 
ten ohne Arbeitsleistung überwiegen. 2Für Mitarbeiter, in deren Tätigkeit regelmäßig und in 
nicht unerheblichem Umfang Bereitschaftszeiten fallen, gelten folgende Regelungen: 

a) Bereitschaftszeiten werden zur Hälfte als tarifliche Arbeitszeit gewertet (faktorisiert). 
b) Sie werden innerhalb von Beginn und Ende der regelmäßigen täglichen Arbeitszeit 

nicht gesondert ausgewiesen. 
c) Die Summe aus den faktorisierten Bereitschaftszeiten und der Vollarbeitszeit darf 

die Arbeitszeit nach § 15 Abs. 1 nicht überschreiten. 
d) Die Summe aus Vollarbeits- und Bereitschaftszeiten darf durchschnittlich 48 Stun- 

den wöchentlich nicht überschreiten. 

3Ferner ist Voraussetzung, dass eine nicht nur vorübergehend angelegte Organisationsmaß- 
nahme besteht, bei der regelmäßig und in nicht unerheblichem Umfang Bereitschaftszeiten 
anfallen. 

      Die Anwendung des Absatzes 1 bedarf einer einvernehmlichen Dienstvereinbarung. 

Anmerkung zu § 19: 

Diese Regelung gilt nicht für Wechselschicht- und Schichtarbeit. 
 

§ 19a Arbeitsbereitschaft im Rettungsdienst 

Anstelle von § 19 gilt für Mitarbeiter im Rettungsdienst: Die regelmäßige Arbeitszeit kann auf 
durchschnittlich bis zu 43 Stunden in der Woche, ab 1. Januar 2028 auf durchschnittlich bis 
zu 42 Stunden in der Woche, und über zehn Stunden werktäglich verlängert werden, wenn in 
die Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem Umfang Arbeitsbereitschaft fällt. 
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§ 20 Arbeitszeitkonto 
      1Durch Dienstvereinbarung kann ein Arbeitszeitkonto eingerichtet werden. 2Soweit ein 

Arbeitszeitkorridor (§ 15 Abs. 7) oder eine Rahmenzeit (§ 15 Abs. 8) vereinbart wird, ist ein 
Arbeitszeitkonto einzurichten. 

      1In der Dienstvereinbarung wird festgelegt, ob das Arbeitszeitkonto in der ganzen Ein- 
richtung oder Teilen davon eingerichtet wird. 2Alle Mitarbeiter der Einrichtungsteile, für die 
ein Arbeitszeitkonto eingerichtet wird, werden von den Regelungen des Arbeitszeitkontos er- 
fasst. 

      1Auf das Arbeitszeitkonto können Zeiten, die bei Anwendung des nach § 15 Abs. 2 
festgelegten Zeitraums als Zeitguthaben oder als Zeitschuld bestehen bleiben, nicht durch 
Freizeit ausgeglichene Zeiten nach § 18 Abs. 1 Satz 5 und Abs. 2 sowie in Zeit umgewan- 
delte Zuschläge nach § 18 Abs. 1 Satz 4 gebucht werden. 2Weitere Kontingente (z.B. Rufbe- 
reitschafts-/Bereitschaftsdienstentgelte) können durch Dienstvereinbarung zur Buchung frei- 
gegeben werden. 3Der Mitarbeiter entscheidet für einen in der Dienstvereinbarung festgeleg- 
ten Zeitraum, welche der in Satz 1 genannten Zeiten auf das Arbeitszeitkonto gebucht wer- 
den. 

      Im Falle einer unverzüglich angezeigten und durch ärztliches Attest nachgewiesenen 
Arbeitsunfähigkeit während eines Zeitausgleichs vom Arbeitszeitkonto (Zeiten nach Absatz 3 
Satz 1 und 2) tritt eine Minderung des Zeitguthabens nicht ein. 

      In der Dienstvereinbarung sind insbesondere folgende Regelungen zu treffen: 

a) Die höchstmögliche Zeitschuld (bis zu 40 Stunden) und das höchstzulässige Zeit- 
guthaben (bis zu einem Vielfachen von 40 Stunden), die innerhalb eines bestimmten 
Zeitraums anfallen dürfen; 

b) nach dem Umfang des beantragten Freizeitausgleichs gestaffelte Fristen für das Ab- 
buchen von Zeitguthaben oder für den Abbau von Zeitschulden durch den Mitarbei- 
ter; 

c) die Berechtigung, das Abbuchen von Zeitguthaben zu bestimmten Zeiten (z.B. an so 
genannten Brückentagen) vorzusehen; 

d) die Folgen, wenn der Dienstgeber einen bereits genehmigten Freizeitausgleich kurz- 
fristig widerruft. 

      1Der Dienstgeber kann mit dem Mitarbeiter die Einrichtung eines Langzeitkontos ver- 
einbaren. 2In diesem Fall ist die Mitarbeitervertretung zu beteiligen und – bei Insolvenzfähig- 
keit des Dienstgebers – eine Regelung zur Insolvenzsicherung zu treffen. 

      1Dienstvereinbarungen, die auf Grundlage der Anlagen 5a und 5b in der bis zum 
31. Dezember 2026 geltenden Fassung der AVR, die bis zum 31. Dezember 2026 abge- 
schlossen wurden, haben Bestandschutz. 2Neue Dienstvereinbarungen können auf dieser 
Grundlage nicht mehr abgeschlossen werden. 

 
§ 21 Teilzeitbeschäftigung 

      1Mit Mitarbeitern soll auf Antrag eine geringere als die vertraglich festgelegte Arbeits- 
zeit vereinbart werden, wenn sie 

a) mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder 
b) einen nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen 

tatsächlich betreuen oder pflegen und dringende dienstliche bzw. betriebliche Belange nicht 
entgegenstehen. 2Die Teilzeitbeschäftigung nach Satz 1 ist auf Antrag auf bis zu fünf Jahre 
zu befristen. 3Sie kann verlängert werden; der Antrag ist spätestens sechs Monate vor Ablauf 
der vereinbarten Teilzeitbeschäftigung zu stellen. 4Bei der Gestaltung der Arbeitszeit hat der 
Dienstgeber im Rahmen der dienstlichen bzw. betrieblichen Möglichkeiten der besonderen 
persönlichen Situation des Mitarbeiters nach Satz 1 Rechnung zu tragen. 
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      Mitarbeiter, die in anderen als den in Absatz 1 genannten Fällen eine Teilzeitbeschäfti- 
gung vereinbaren wollen, können von ihrem Dienstgeber verlangen, dass er mit ihnen die 
Möglichkeit einer Teilzeitbeschäftigung mit dem Ziel erörtert, zu einer entsprechenden Ver- 
einbarung zu gelangen. 

 
§ 22 Kurzarbeit 

Für die Einführung und Durchführung von Kurzarbeit nach SGB III findet Anhang Kurzarbeit 
Anwendung. 

 
§ 23 Sonderbestimmungen bei Dienstreisen und Reisekostenerstattung 

      1Bei Dienstreisen wird als Arbeitszeit nur die Zeit der tatsächlichen dienstlichen Inan- 
spruchnahme am auswärtigen Geschäftsort angerechnet. 2Die notwendige Reisezeit wird da- 
neben grundsätzlich in vollem Umfang als Arbeitszeit bewertet, wobei für die Zeit der tat- 
sächlichen dienstlichen Inanspruchnahme und für die notwendige Reisezeit insgesamt 
höchstens zehn Stunden als tägliche Arbeitszeit angerechnet werden. 3Es wird jedoch für je- 
den Tag, an dem der Mitarbeiter sich außerhalb des Beschäftigungsortes aufhalten muss, 
mindestens die dienstplanmäßige bzw. betriebsübliche Arbeitszeit berücksichtigt. 

      Für die Berechnung der Reisedauer sind die gemäß Absatz 3 bei dem jeweiligen 
Dienstgeber geltenden Vorschriften des Reisekostenrechts sinngemäß anzuwenden. 

      1Der Mitarbeiter hat nach Maßgabe der nachstehenden Bestimmungen Anspruch auf 
Reisekostenerstattung. 2Soweit in einer Einrichtung oder Dienststelle eine eigene Reisekos- 
tenregelung nicht besteht, regelt sich der Anspruch auf Reisekostenerstattung nach der in 
der jeweiligen Diözese geltenden Ordnung. 3Soweit Regelungen über Reisekostenerstattung 
im Sinne des Satzes 2 nicht erlassen wurden, regelt sich bis zum Inkrafttreten solcher Rege- 
lungen der Anspruch des Mitarbeiters auf Reisekostenerstattung nach dem Reisekosten- 
recht, das jeweils für die Angestellten des Bundeslandes Anwendung findet, in dem die 
Dienststelle oder Einrichtung ihren Sitz hat. 4Reisekosten werden nur auf Antrag gewährt. 
5Der Antrag ist beim Dienstgeber zu stellen. 6Reisekosten sind vom Dienstgeber zu zahlen. 

 
Abschnitt III 

Eingruppierung, Entgelt und sonstige Leistungen 
 

§ 24 Eingruppierung 

      Die Eingruppierung des Mitarbeiters richtet sich nach den Tätigkeitsmerkmalen des An- 
hangs Entgeltordnung. Der Mitarbeiter erhält Entgelt nach der Entgeltgruppe, in der er ein- 
gruppiert ist. 

      1Der Mitarbeiter ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, deren Tätigkeitsmerkmalen die 
gesamte von ihr/ihm nicht nur vorübergehend auszuübende Tätigkeit entspricht. ²Die ge- 
samte auszuübende Tätigkeit entspricht den Tätigkeitsmerkmalen einer Entgeltgruppe, wenn 
zeitlich mindestens zur Hälfte Arbeitsvorgänge anfallen, die für sich genommen die Anforde- 
rungen eines Tätigkeitsmerkmals oder mehrerer Tätigkeitsmerkmale dieser Entgeltgruppe 
erfüllen. 3Kann die Erfüllung einer Anforderung in der Regel erst bei der Betrachtung mehre- 
rer Arbeitsvorgänge festgestellt werden (z.B. vielseitige Fachkenntnisse), sind diese Arbeits- 
vorgänge für die Feststellung, ob diese Anforderung erfüllt ist, insoweit zusammen zu beur- 
teilen. 4Werden in einem Tätigkeitsmerkmal mehrere Anforderungen gestellt, gilt das in Satz 
2 bestimmte Maß, ebenfalls bezogen auf die gesamte auszuübende Tätigkeit, für jede Anfor- 
derung. 5Ist in einem Tätigkeitsmerkmal ein von den Sätzen 2 bis 4 abweichendes zeitliches 
Maß bestimmt, gilt dieses. 6Ist in einem Tätigkeitsmerkmal als Anforderung eine Vorausset- 
zung in der Person des Mitarbeiters bestimmt, muss auch diese Anforderung erfüllt sein. 

Anmerkung zu Absatz 2: 
1Arbeitsvorgänge sind Arbeitsleistungen (einschließlich Zusammenhangsarbeiten), die, 
bezogen auf den Aufgabenkreis des Mitarbeiters, zu einem bei natürlicher Betrachtung 



26 
 

abgrenzbaren Arbeitsergebnis führen. 2Jeder einzelne Arbeitsvorgang ist als solcher zu 
bewerten und darf dabei hinsichtlich der Anforderungen zeitlich nicht aufgespalten wer- 
den. 3Eine Anforderung im Sinne der Sätze 2 und 3 ist auch das in einem Tätigkeits- 
merkmal geforderte Herausheben der Tätigkeit aus einer niedrigeren Entgeltgruppe. 

      Die Entgeltgruppe des Mitarbeiters ist im Dienstvertrag anzugeben. 
 

§ 25 Eingruppierung in besonderen Fällen 
      1Ist dem Mitarbeiter eine andere, höherwertige Tätigkeit nicht übertragen worden, hat 

sich aber die ihm übertragene Tätigkeit (§ 24 Abs. 2 Satz 1) nicht nur vorübergehend derart 
geändert, dass sie den Tätigkeitsmerkmalen einer höheren als seiner bisherigen Entgelt- 
gruppe entspricht (§ 24 Abs. 2 Sätze 2 bis 6), und hat der Mitarbeiter die höherwertige Tätig- 
keit ununterbrochen sechs Monate lang ausgeübt, ist er mit Beginn des darauffolgenden Ka- 
lendermonats in der höheren Entgeltgruppe eingruppiert. 2Für die zurückliegenden sechs Ka- 
lendermonate gilt § 26 Abs. 1 sinngemäß. 

      1Ist die Zeit der Ausübung der höherwertigen Tätigkeit durch Urlaub, Arbeitsbefreiung, 
Arbeitsunfähigkeit, Kur- oder Heilverfahren oder Vorbereitung auf eine Fachprüfung für die 
Dauer von insgesamt nicht mehr als sechs Wochen unterbrochen worden, wird die Unterbre- 
chungszeit in die Frist von sechs Monaten eingerechnet. 2Bei einer längeren Unterbrechung 
oder bei einer Unterbrechung aus anderen Gründen beginnt die Frist nach der Beendigung 
der Unterbrechung von neuem. 

      Wird dem Mitarbeiter vor Ablauf der sechs Monate wieder eine Tätigkeit zugewiesen, 
die den Tätigkeitsmerkmalen seiner bisherigen Entgeltgruppe entspricht, gilt § 26 Abs. 1 
sinngemäß. 

Anmerkung zu §§ 24 und 25: 

Die Grundsätze der korrigierenden Rückgruppierung bleiben unberührt. 
 

§ 26 Vorübergehende Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit 

      Wird dem Mitarbeiter vorübergehend eine andere Tätigkeit übertragen, die den Tätig- 
keitsmerkmalen einer höheren als seiner Entgeltgruppe entspricht, und hat er sie mindestens 
einen Monat ausgeübt, erhält er für den Kalendermonat, in dem er mit der ihm übertragenen 
Tätigkeit begonnen hat, und für jeden folgenden vollen Kalendermonat dieser Tätigkeit eine 
persönliche Zulage. 

      1Wird dem Mitarbeiter vertretungsweise eine andere Tätigkeit übertragen, die dem Tä- 
tigkeitsmerkmal einer höheren als seiner Entgeltgruppe entspricht und hat die Vertretung län- 
ger als drei Monate gedauert, erhält er nach Ablauf dieser Frist eine persönliche Zulage für 
den letzten Kalendermonat der Frist und für jeden folgenden vollen Kalendermonat der wei- 
teren Vertretung. 2Bei der Berechnung der Frist sind bei mehreren Vertretungen Unterbre- 
chungen von weniger als jeweils drei Wochen unschädlich. 3Auf die Frist von drei Monaten 
sind Zeiten der Ausübung einer höherwertigen Tätigkeit nach Absatz 1 anzurechnen, wenn 
die Vertretung sich unmittelbar anschließt oder zwischen der Beendigung der höherwertigen 
Tätigkeit und der Aufnahme der Vertretung ein Zeitraum von weniger als drei Wochen liegt. 

      Die persönliche Zulage bemisst sich aus dem Unterschied zwischen den Dienstbezü- 
gen (§ 27), die dem Mitarbeiter bei einer Höhergruppierung in die höhere Vergütungs- bzw. 
Entgeltgruppe zustehen würde, und den Dienstbezügen, die ihm in der Entgeltgruppe zu- 
stehen, in die er eingruppiert ist. 

      1Ist Mitarbeitern vorübergehend eine höherwertige Tätigkeit übertragen worden, und 
wird ihnen im unmittelbaren Anschluss daran eine Tätigkeit derselben höheren Entgelt- 
gruppe dauerhaft übertragen, werden sie hinsichtlich der Stufenzuordnung so gestellt, als sei 
die Höhergruppierung ab dem ersten Tag der vorübergehenden Übertragung der höherwerti- 
gen Tätigkeit erfolgt. 2Unterschreiten bei Höhergruppierungen nach Satz 1 die Dienstbezüge 
(§ 27) die Summe aus den Dienstbezügen und dem Zulagenbetrag nach § 26 Abs. 3, die der 
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Mitarbeiter am Tag vor der Höhergruppierung erhalten hat, erhält der Mitarbeiter dieses hö- 
here Entgelt so lange, bis die Dienstbezüge dieses höhere Entgelt erreichen oder überstei- 
gen. 

 
§ 27 Dienstbezüge 

Die dem Mitarbeiter monatlich zu gewährenden Dienstbezüge bestehen aus: 

1. dem monatlichen Tabellenentgelt (§ 28 Abs. 1 bis 3) oder der Regelvergütung (Teil II. 
Anhang Überleitung), 

2. Erschwerniszuschläge bzw. -zulagen (§ 32), die in festen Monatsbeträgen gezahlt wer- 
den, 

3. den sonstigen Zulagen (§ 33 Abs. 1), 
4. der Kinderzulage (§ 12 Teil II. Anhang Überleitung). 

 
§ 28 Tabellenentgelt 

      Der Mitarbeiter erhält monatlich ein Tabellenentgelt. 2Die Höhe bestimmt sich nach der 
Entgeltgruppe, in die er eingruppiert ist, und nach der für ihn geltenden Stufe. 

      1Die Mitarbeiter erhalten Entgelt nach Anhang Tabellen. 2Abweichend von Satz 1 erhal- 
ten Mitarbeiter, die nach dem Teil B Abschnitt XXIV Anhang Entgeltordnung eingruppiert 
sind, Entgelt nach Anhang Tabellen. 3Abweichend von Satz 1 erhalten Mitarbeiter, die nach 
dem Teil B Abschnitt XI Ziffern 1 bis 2c Anhang Entgeltordnung in eine der Entgeltgruppen 
P 4 bis P 16 eingruppiert sind, Entgelt nach Anhang Tabellen. 

      1Bei Mitarbeitern nach Absatz 2 Satz 2 entspricht, soweit in den AVR auf bestimmte 
Entgeltgruppen Bezug genommen wird, 

 

die Entgeltgruppe der Entgeltgruppe 

S 2 2 

S 3 4 

S 4 5 

S 5 6 

S 6 bis S 8b 8 

S 9 bis S 11a 9a 

S 11b bis S 13 9b 

S 14 9c 

S 15 und S 16 10 

S 17 11 

S 18 12. 

2Bei Mitarbeitern nach Absatz 2 Satz 3 entspricht, soweit in den AVR auf bestimmte Entgelt- 
gruppen Bezug genommen wird, 

die Entgeltgruppe der Entgeltgruppe 

P 4 3 

P 6 4 

P 7 7 

P 8 8 

P 9, P 10 9a 

P 11 9b 
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P 12 9c 

P 13 10 

P 14, P 15 11 

P 16 12. 

      Besondere Zulagen 

a) Mitarbeiter in Krankenhäusern, die in eine der Entgeltgruppen 5 bis 15 bzw. P 4 bis 
P 16 eingruppiert sind, erhalten zuzüglich zu dem Tabellenentgelt gem. § 25 Abs. 1 
eine nicht dynamische Zulage in Höhe von monatlich 25,00 Euro. 

b) Mitarbeiter in Pflege- und Betreuungseinrichtungen (§ 2 Abs. 4), die in eine der Ent- 
geltgruppen P 4 bis P 16 eingruppiert sind, erhalten zuzüglich zu dem Tabellenent- 
gelt gem. § 25 Abs. 1 eine nicht dynamische Zulage in Höhe von monatlich 
25,00 Euro. 

c) Mitarbeiter in Krankenhäusern (§ 2 Abs. 3) sowie in Pflege und Betreuungseinrich- 
tungen (§ 2 Abs. 4), die in eine der Entgeltgruppen P 4 bis P 16 eingruppiert sind, 
erhalten zuzüglich zu dem Tabellenentgelt gem. § 25 Abs. 1 eine Pflegezulage in 
Höhe von monatlich 141,82 Euro; die Pflegezulage nimmt an allgemeinen Entgelter- 
höhungen Teil. 

d) 1Mitarbeiter in Krankenhäusern (§ 2 Abs. 3), die in eine der Entgeltgruppen 1 bis 4 
eingruppiert sind, erhalten zuzüglich zu dem Tabellenentgelt gem. § 25 Abs. 1 ein- 
malig im Kalenderjahr eine Einmalzahlung in Höhe von 8,4 v.H. der Stufe 2 ihrer je- 
weiligen Entgeltgruppe im Auszahlungsmonat. 2Die Einmalzahlung nach Satz 1 wird 
mit dem Tabellenentgelt für den Monat Juli ausgezahlt. 

e) 1Mitarbeiter im Sozial- und Erziehungsdienst (§ 2 Abs. 5), die in einer der Entgelt- 
gruppen S 2 bis S 11a eingruppiert sind, erhalten eine monatliche SuE-Zulage in 
Höhe von 130,00 Euro. 2Mitarbeiter im Sozial- und Erziehungsdienst (§ 2 Abs. 5), 
die in den Entgeltgruppen S 11b, S 12 bei Tätigkeiten der Ziffer 1, S 14, oder S 15 
bei Tätigkeiten der Ziffer 7 eingruppiert sind, erhalten eine monatliche SuE-Zulage in 
Höhe von 180,00 Euro. 

 

§ 29 Stufen der Entgelttabelle 

      Die Entgeltgruppen 2 bis 17 umfassen sechs Stufen. 
      1Bei Einstellung werden die Mitarbeiter der Stufe 1 zugeordnet, sofern keine einschlä- 

gige Berufserfahrung vorliegt. 2Verfügt der Mitarbeiter über eine einschlägige Berufserfah- 
rung von mindestens einem Jahr, erfolgt die Einstellung in die Stufe 2; verfügt er über eine 
einschlägige Berufserfahrung von mindestens drei Jahren, erfolgt in der Regel eine Zuord- 
nung zur Stufe 3. 3Unabhängig davon kann der Dienstgeber bei Neueinstellungen zur De- 
ckung des Personalbedarfs Zeiten einer vorherigen beruflichen Tätigkeit ganz oder teilweise 
für die Stufenzuordnung berücksichtigen, wenn diese Tätigkeit für die vorgesehene Tätigkeit 
förderlich ist. 4 Bei Einstellung im Anschluss an ein Dienstverhältnis bei demselben Dienstge- 
ber werden die Mitarbeiter mit einschlägiger Berufserfahrung (horizontale Wiedereinstellung) 
der im vorhergehenden Dienstverhältnis erworbenen Stufe zugeordnet und die im vorherge- 
henden Dienstverhältnis erreichte Stufenlaufzeit wird fortgeführt, soweit es zwischen den 
Dienstverhältnissen zu keiner längeren als einer sechsmonatigen rechtlichen Unterbrechung 
gekommen ist. 

Anmerkung zu Absatz 2: 

1Ein Praktikum oder berufspraktischer Ausbildungsteil nach Abschnitt H des Teil II. 
i.V.m. Teil III. Anhang Auszubildende gilt grundsätzlich als Erwerb einschlägiger Be- 
rufserfahrung. 2Abweichend von Satz 1 gelten für Mitarbeiter im Sozial- und Erzie- 
hungsdienst die Sätze 3 und 4. 3Ein Berufspraktikum nach abgelegtem Examen oder 
eine praktische Ausbildung nach abgelegter theoretischer schulischer Teilprüfung gilt 
grundsätzlich als Erwerb einschlägiger Berufserfahrung. 4Als Erwerb einer einjährigen 
einschlägigen Berufserfahrung gilt entsprechend auch die fachpraktische Ausbildung 
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im Rahmen einer abgeschlossenen praxisintegrierten Ausbildung zum Erzieher nach 
landesgesetzlichen Regelungen und im Rahmen einer abgeschlossenen praxisinte- 
grierten Ausbildung zum Heilerziehungspfleger nach landesgesetzlichen Regelungen. 

      Abweichend von Absatz 2 Satz 1 ist Eingangsstufe in den Entgeltgruppen P 7 bis P 16 
die Stufe 2. 

      1Wird der Mitarbeiter in unmittelbarem Anschluss an ein Dienstverhältnis im Geltungs- 
bereich der AVR oder im sonstigen Tätigkeitsbereich der katholischen Kirche eingestellt, so 
erhält er 

a) wenn sein bisheriges Entgelt nach den AVR oder einer entsprechenden Regelung 
bemessen war, das Entgelt der Stufe, das er beim Fortbestehen des Dienstverhält- 
nisses am Einstellungstag vom bisherigen Dienstgeber erhalten hätte, 

b) wenn sein bisheriges Entgelt in Abweichung von den Vorschriften der AVR oder ei- 
ner entsprechenden Reglung bemessen war, das Entgelt der Stufe, das er am Ein- 
stellungstag von seinem bisherigen Dienstgeber erhalten würde, wenn sein Entgelt 
ab dem Zeitpunkt, seitdem er ununterbrochen im Geltungsbereich der AVR oder im 
sonstigen Tätigkeitsbereich der katholischen Kirche tätig ist, nach den AVR oder ei- 
ner entsprechenden Regelung bemessen worden wäre. 

2Die im vorhergehenden Dienstverhältnis erreichte Stufenlaufzeit wird im Anschlussdienst- 
verhältnis fortgeführt. 3War der Mitarbeiter in Abweichung von den Vorschriften der AVR oder 
einer entsprechenden Regelung eingruppiert, wird die bisherige erreichte Stufenlaufzeit so 
fortgeführt, wie wenn er ab dem Zeitpunkt, seitdem er ununterbrochen im Geltungsbereich 
der AVR oder im sonstigen Tätigkeitsbereich der katholischen Kirche tätig ist, nach der AVR 
oder einer entsprechenden Regelung eingruppiert worden wäre. 

Anmerkungen zu Absatz 4: 

1. Der Tätigkeit im Bereich der katholischen Kirche steht gleich eine Tätigkeit in der 
evangelischen Kirche, in einem Diakonischen Werk oder in einer Einrichtung, die 
dem Diakonischen Werk angeschlossen ist. 

2. 1Ein unmittelbarer Anschluss liegt nicht vor, wenn zwischen den Dienstverhältnis- 
sen ein oder mehrere Werktage – mit Ausnahme allgemein arbeitsfreier Werktage 
– liegen, in denen das Dienstverhältnis nicht bestand. 2Es ist jedoch unschädlich, 
wenn der Mitarbeiter in dem gesamten zwischen den Dienstverhältnissen liegen- 
den Zeitraum dienstunfähig erkrankt war oder die Zeit zur Ausführung eines Umzu- 
ges an einen anderen Ort benötigt hat. 3Von der Voraussetzung des unmittelbaren 
Anschlusses kann abgewichen werden, wenn der Zeitraum zwischen dem Ende 
des bisherigen Dienstverhältnisses und dem Beginn des neuen Dienstverhältnis- 
ses ein Jahr nicht übersteigt. 

      Die Mitarbeiter erreichen die jeweils nächste Stufe – von Stufe 3 an in Abhängigkeit 
von ihrer Leistung gemäß § 30 Abs. 2 – nach folgenden Zeiten einer ununterbrochenen Tä- 
tigkeit innerhalb derselben Entgeltgruppe bei ihrem Dienstgeber (Stufenlaufzeit): 

- Stufe 2 nach einem Jahr in Stufe 1, 

- Stufe 3 nach zwei Jahren in Stufe 2, 

- Stufe 4 nach drei Jahren in Stufe 3, 

- Stufe 5 nach vier Jahren in Stufe 4 und 

- Stufe 6 nach fünf Jahren in Stufe 5. 

      Abweichend von Satz 1 wird in den Entgeltgruppen P 7 und P 8 die Stufe 3 nach drei 
Jahren in Stufe 2 erreicht. 
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Anmerkung zu Absatz 6: 

Absatz 6 findet keine Anwendung auf Mitarbeiter, die mindestens zur Hälfte eine oder 
mehrere der folgenden Tätigkeiten auszuüben haben: 

- Pflege Kranker sowie Bedienung und Überwachung der Geräte in Dialyseeinheiten, 
- entsprechende Tätigkeiten in Blutzentralen, 
- entsprechende Tätigkeiten in besonderen Behandlungs- und Untersuchungsräumen 

in mindestens zwei Teilgebieten der Endoskopie, 
- entsprechende Tätigkeiten in Polikliniken (Ambulanzbereichen) oder Ambulan- 

zen/Nothilfen, 
- entsprechende Tätigkeiten im EEG-Dienst, 
- Erfüllung von Pflegeaufgaben an Patienten von psychiatrischen oder neurologischen 

Krankenhäusern, die nicht in diesen Krankenhäusern untergebracht sind, 
- Betreuung von psychisch kranken Patienten bei der Arbeitstherapie in psychiatri- 

schen oder neurologischen Krankenhäusern, 
- dem zentralen Sterilisationsdienst vorstehen, 
- entsprechende Tätigkeiten im Operationsdienst als Operations- bzw. Anästhesiepfle- 

gekräfte, 
- entsprechende Tätigkeiten mit Verantwortlichkeit für die fachgerechte Lagerung in 

der großen Chirurgie, 
- vorbereiten der Herz-Lungen-Maschine und herangezogen werden zur Bedienung 

der Maschine während der Operation, 
- entsprechende Tätigkeiten in Einheiten für Intensivmedizin, 
- in erheblichem Umfang der Ärztin bzw. dem Arzt bei Herzkatheterisierungen, Dilatati- 

onen oder Angiographien unmittelbar assistieren. 

      1Die Entgeltgruppe 1 umfasst fünf Stufen. 2Einstellungen erfolgen in der Stufe 2 (Ein- 
gangsstufe). 3Die jeweils nächste Stufe wird nach vier Jahren in der vorangegangenen Stufe 
erreicht; § 30 Abs. 2 bleibt unberührt. 

 
§ 30 Allgemeine Regelungen zu den Stufen 

      Die Mitarbeiter erhalten vom Beginn des Monats an, in dem die nächste Stufe erreicht 
wird, das Tabellenentgelt nach der neuen Stufe. 

      1Bei Leistungen des Mitarbeiters, die erheblich über dem Durchschnitt liegen, kann die 
erforderliche Zeit für das Erreichen der Stufen 4 bis 6 jeweils verkürzt werden. 2Bei Leistun- 
gen, die erheblich unter dem Durchschnitt liegen, kann die erforderliche Zeit für das Errei- 
chen der Stufen 4 bis 6 jeweils verlängert werden. 3Bei einer Verlängerung der Stufenlaufzeit 
hat der Dienstgeber jährlich zu prüfen, ob die Voraussetzungen für die Verlängerung noch 
vorliegen. 4Für die Beratung von schriftlich begründeten Beschwerden von Mitarbeitern ge- 
gen eine Verlängerung nach Satz 2 bzw. 3 ist eine betriebliche Kommission zuständig. 5Die 
Mitglieder der betrieblichen Kommission werden je zur Hälfte vom Dienstgeber und von der 
Mitarbeitervertretung benannt; sie müssen der Einrichtung angehören. 6Der Dienstgeber ent- 
scheidet auf Vorschlag der Kommission darüber, ob und in welchem Umfang der Be- 
schwerde abgeholfen werden soll. 

Anmerkung zu Absatz 2: 
1Die Instrumente der materiellen Leistungsanreize (§ 31) und der leistungsbezogene 
Stufenaufstieg bestehen unabhängig voneinander und dienen unterschiedlichen Zielen. 
2Leistungsbezogene Stufenaufstiege unterstützen insbesondere die Anliegen der Per- 
sonalentwicklung. 

Anmerkung zu Absatz 2 Satz 2: 

Bei Leistungsminderungen, die auf einem anerkannten Arbeitsunfall oder einer Berufs- 
krankheit gemäß §§ 8 und 9 SGB VII beruhen, ist diese Ursache in geeigneter Weise 
zu berücksichtigen. 



31 
 

Anmerkung zu Absatz 2 Satz 6: 

Die Mitwirkung der Kommission erfasst nicht die Entscheidung über die leistungsbezo- 
gene Stufenzuordnung. 

      1Den Zeiten einer ununterbrochenen Tätigkeit im Sinne des § 29 Abs. 5 Satz 1 stehen 
gleich: 

a) Zeiten von Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz, 
b) Zeiten einer Arbeitsunfähigkeit nach § 37 bis zu 26 Wochen, 
c) Zeiten eines bezahlten Urlaubs, 
d) Zeiten eines Sonderurlaubs, bei denen der Dienstgeber vor dem Antritt schriftlich 

ein dienstliches bzw. betriebliches Interesse anerkannt hat, 
e) Zeiten einer sonstigen Unterbrechung von weniger als einem Monat im Kalender- 

jahr, 
f) Zeiten der vorübergehenden Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit. 

2Zeiten der Unterbrechung bis zu einer Dauer von jeweils drei Jahren, die nicht von Satz 1 
erfasst werden, und Elternzeit bis zu jeweils fünf Jahren sind unschädlich, werden aber nicht 
auf die Stufenlaufzeit angerechnet. 3Bei einer Unterbrechung von mehr als drei Jahren, bei 
Elternzeit von mehr als fünf Jahren, erfolgt eine Zuordnung zu der Stufe, die der vor der Un- 
terbrechung erreichten Stufe vorangeht, jedoch nicht niedriger als bei einer Neueinstellung; 
die Stufenlaufzeit beginnt mit dem Tag der Arbeitsaufnahme. 4Zeiten, in denen Mitarbeiter 
mit einer kürzeren als der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines entsprechenden 
Vollzeitmitarbeiter beschäftigt waren, werden voll angerechnet. 

      1 Bei Eingruppierung in eine höhere Entgeltgruppe werden die Mitarbeiter der gleichen 
Stufe zugeordnet, die sie in der niedrigeren Entgeltgruppe erreicht haben, mindestens jedoch 
der Stufe 2. 2Fällt der Zeitpunkt der Stufensteigerung mit dem einer Höhergruppierung eines 
Mitarbeiters zusammen, so ist zunächst die Steigerung in der bisherigen Entgeltgruppe vor- 
zunehmen und danach die Höhergruppierung durchzuführen. 3Die Stufenlaufzeit in der höhe- 
ren Entgeltgruppe beginnt mit dem Tag der Höhergruppierung. 4Bei einer Eingruppierung in 
eine niedrigere Entgeltgruppe ist der Mitarbeiter der in der höheren Entgeltgruppe erreichten 
Stufe zuzuordnen; die in der bisherigen Stufe zurückgelegte Stufenlaufzeit wird auf die Stu- 
fenlaufzeit in der niedrigeren Entgeltgruppe angerechnet. 5Der Mitarbeiter erhält vom Beginn 
des Monats an, in dem die Veränderung wirksam wird, das entsprechende Tabellenentgelt 
aus der im Satz 1 oder Satz 4 festgelegten Stufe der betreffenden Entgeltgruppe. 

(4a) 1Für Mitarbeiter im Sozial- und Erziehungsdienst gilt abweichend von Absatz 4 fol- 
gende Regelung. 2Bei Eingruppierung in eine höhere Entgeltgruppe werden die Mitarbeiter 
der gleichen Stufe zugeordnet, die sie in der niedrigeren Entgeltgruppe erreicht haben. 3Fällt 
der Zeitpunkt der Stufensteigerung mit dem einer Höhergruppierung eines Mitarbeiters zu- 
sammen, so ist zunächst die Steigerung in der bisherigen Entgeltgruppe vorzunehmen und 
danach die Höhergruppierung durchzuführen. 4Die Stufenlaufzeit in der höheren Entgelt- 
gruppe beginnt mit dem Tag der Höhergruppierung. 5Bei einer Eingruppierung in eine niedri- 
gere Entgeltgruppe ist der Mitarbeiter der in der höheren Entgeltgruppe erreichten Stufe zu- 
zuordnen; die in der bisherigen Stufe zurückgelegte Stufenlaufzeit wird auf die Stufenlaufzeit 
in der niedrigeren Entgeltgruppe angerechnet. 6Der Mitarbeiter erhält vom Beginn des Mo- 
nats an, in dem die Veränderung wirksam wird, das entsprechende Tabellenentgelt aus der 
in Satz 2 oder Satz 5 festgelegten Stufe der betreffenden Entgeltgruppe. 7Beträgt bei Höher- 
gruppierungen der Unterschiedsbetrag zwischen dem derzeitigen Tabellenentgelt und dem 
Tabellenentgelt nach Satz 3 

in den Entgeltgruppen S 2 bis S 8b vom 1. Februar 2026 an weniger als 77,37 Euro, 

in den Entgeltgruppen S 9 bis S 18 vom 1. Februar 2026 an weniger als 123,79 Euro 

erhält der Mitarbeiter während der betreffenden Stufenlaufzeit anstelle des Unterschiedsbe- 
trages den vorgenannten jeweils zustehenden Garantiebetrag. 8Wird der Mitarbeiter nicht in 
die nächsthöhere, sondern in eine darüber liegende Entgeltgruppe höhergruppiert, gilt Satz 7 
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mit der Maßgabe, dass auf das derzeitige Tabellenentgelt und das Tabellenentgelt der Ent- 
geltgruppe abzustellen ist, in die der Mitarbeiter höhergruppiert wird. 

Anmerkung zu den Absätzen 4 und 4a: 

Bei Eingruppierung in eine Entgeltgruppe, die einer anderen als der bisherigen Entgelt- 
tabelle zugeordnet ist (Tabellenwechsel), werden die Mitarbeiter der gleichen Stufe zu- 
geordnet, die sie in der bisherigen Entgeltgruppe erreicht haben. 

      1Soweit es zur regionalen Differenzierung, zur Deckung des Personalbedarfs oder zur 
Bindung von qualifizierten Fachkräften erforderlich ist, kann sowohl Gruppen von Mitarbei- 
tern als auch einzelnen Mitarbeitern, abweichend von dem sich aus der nach § 29 und § 30 
Abs. 4 ergebenden Stufe ihrer jeweiligen Entgeltgruppe zustehenden Entgelt, ein um bis zu 
zwei Stufen höheres Entgelt ganz oder teilweise vorweggewährt werden. 2Haben Mitarbeiter 
bereits die Stufe 5 oder die Endstufe ihrer jeweiligen Entgeltgruppe erreicht, kann ihnen un- 
ter den Voraussetzungen des Satzes 1 ein bis zu 20 v.H. der Stufe 2 ihrer jeweiligen Entgelt- 
gruppe höheres Entgelt gezahlt werden. 3Die Gewährung eines höheren Entgelts nach den 
Sätzen 1 und 2 kann zeitlich befristet erfolgen; sie ist jederzeit widerruflich. 4Im Übrigen bleibt 
§ 30 unberührt. 5Die Mitbestimmungs- und Beteiligungsrechte nach der Mitarbeitervertre- 
tungsordnung (MAVO) bleiben unberührt. 

 
§ 31 Leistungsentgelt bzw. Sozialkomponente 

      Das Leistungsentgelt bzw. die Sozialkomponente sollen dazu beitragen, die caritativen 
Dienstleistungen zu verbessern. 

      1Ein Leistungsentgelt bzw. eine Sozialkomponente können nur durch eine ergänzende 
Dienstvereinbarung mit der Mitarbeitervertretung nach § 38 MAVO eingeführt werden. 2Der 
persönliche Geltungsbereich einer solchen ergänzenden Dienstvereinbarung ist auf Mitarbei- 
ter im Sinne von § 3 MAVO beschränkt. 3Eine Dienstvereinbarung kann auch Teile einer Ein- 
richtung umfassen. 4Kommt eine Dienstvereinbarung vor Ablauf des jeweiligen Kalenderjah- 
res für das jeweilige Kalenderjahr nicht zustande, findet Absatz 4 Anwendung. 5Für leitende 
Mitarbeiter nach § 3 Abs. 2 Nr. 2 bis 4 MAVO gilt Absatz 4, sofern individualrechtlich nichts 
anderes vereinbart wurde. 

      1Das für das Leistungsentgelt bzw. die Sozialkomponente zur Verfügung stehende Ge- 
samtvolumen entspricht 2,00 v.H. der im jeweiligen Kalenderjahr gezahlten ständigen Mo- 
natsentgelte aller unter den Geltungsbereich fallenden Mitarbeiter der jeweiligen Einrichtung 
im Sinne von § 1 MAVO. 2Das zur Verfügung stehende Gesamtvolumen ist zweckentspre- 
chend zu verwenden. 3Für Mitarbeiter in Krankenhäusern beträgt das Gesamtvolumen nach 
Satz 1 abweichend 1,00 v.H. 

Anmerkung zu Absatz 3 Satz 1: 

1Ständige Monatsentgelte sind insbesondere das Tabellenentgelt (ohne Sozialversiche- 
rungsbeiträge des Dienstgebers und dessen Beiträge für die Zusatzversorgung), die in 
Monatsbeträgen festgelegten Zulagen sowie Entgelt im Krankheitsfall und bei Urlaub, 
soweit diese Entgelte in dem betreffenden Kalenderjahr ausgezahlt worden sind; nicht 
einbezogen sind dagegen insbesondere Abfindungen, Aufwandsentschädigungen, Be- 
sitzstandszulagen, Einmalzahlungen, Jahressonderzahlungen, Leistungsentgelte, 
Strukturausgleiche, unständige Entgeltbestandteile und Entgelte der Mitarbeiter im 
Sinne des § 2 Abs. 2 Buchst. g. 2Unständige Entgeltbestandteile können betrieblich ein- 
bezogen werden. 

      1Kommt eine Dienstvereinbarung im jeweiligen Kalenderjahr für das jeweilige Kalender- 
jahr weder zum Leistungsentgelt noch zur Sozialkomponente zu Stande, wird aus dem nach 
Absatz 3 Satz 1 zur Verfügung stehenden jährlichen Gesamtvolumen mit dem Entgelt für  
den Monat Januar des Folgejahres eine Einmalzahlung an alle Mitarbeiter, die unter den 
Geltungsbereich fallen, ausgeschüttet. 2Die Auszahlung an den einzelnen Mitarbeiter erfolgt 
in Höhe des in Absatz 3 Satz 1 genannten Vomhundertsatzes der im jeweiligen Kalenderjahr 
an ihn gezahlten ständigen Monatsentgelte im Sinne der Anmerkung zu Absatz 3 Satz 1. 



33 
 

3Endet das Dienstverhältnis unterjährig, ist die Einmalzahlung am letzten Tag des Dienstver- 
hältnisses auszuschütten. 

      1Für Mitarbeiter, die nach Teil A sowie Teil B Abschnitte I, X, Ziffern 4 bis 20 im Ab- 
schnitt XI, Abschnitte XVI, XVIII, XXII und XXIII Anhang Entgeltordnung eingruppiert sind, 
beträgt das Gesamtvolumen für das Jahr 

a) abweichend von Absatz 3 Satz 1 
 

 2027: 0,0 v.H., 
2028: 0,5 v.H., 
2029: 1,0 v.H., 

 
und 

2030: 1,5 v.H. 

b) abweichend von Absatz 3 Satz 3 

2027: 0,0 v.H., 
2028: 0,25 v.H., 
2029: 0,5 v.H., 
2030: 0,75 v.H. 

2Satz 1 gilt nicht für Mitarbeiter in der Entgeltgruppe 1, in der Entgeltgruppe 2 in den Stufen 5 
bis 6 Teil A und in der Entgeltgruppe 2 in der Stufe 6 Teil B der Entgeltordnung. 

Anmerkung zu Absatz 5: 

Für Mitarbeiter, die mit unterjähriger Wirkung einen Überleitungsantrag nach Teil I. An- 
hang Überleitung stellen, gilt Absatz 5 anteilig ab dem Wirksamwerden der Überleitung. 

 
§ 32 Erschwerniszuschläge 

      1Erschwerniszuschläge werden für Arbeiten gezahlt, die außergewöhnliche Erschwer- 
nisse beinhalten. 2Dies gilt nicht für Erschwernisse, die mit dem der Eingruppierung zu- 
grunde liegenden Berufs- oder Tätigkeitsbild verbunden sind. 

      Außergewöhnliche Erschwernisse im Sinne des Absatzes 1 ergeben sich grundsätzlich 
nur bei Arbeiten 

a) mit besonderer Gefährdung, 

b) mit extremer nicht klimabedingter Hitzeeinwirkung, 

c) mit besonders starker Schmutz- oder Staubbelastung, 

d) mit besonders starker Strahlenexposition oder 

e) unter sonstigen vergleichbar erschwerten Umständen. 

      Zuschläge nach Absatz 1 werden nicht gewährt, soweit der außergewöhnlichen Er- 
schwernis durch geeignete Vorkehrungen, insbesondere zum Arbeitsschutz, ausreichend 
Rechnung getragen wird. 

      1Die Zuschläge betragen in der Regel 5 bis 15 v.H. – in besonderen Fällen auch abwei- 
chend – des auf eine Stunde entfallenden Anteils des monatlichen Tabellenentgelts der 
Stufe 2 der Entgeltgruppe 2. 2Teilzeitmitarbeiter erhalten Erschwerniszuschläge, die nach 
Stunden bemessen werden, in voller Höhe; sofern sie pauschaliert gezahlt werden, gilt dage- 
gen § 42 Abs. 2. 

      1Die zuschlagspflichtigen Arbeiten und die Höhe der Zuschläge werden durch 
Dienstvereinbarung festgelegt. 2Soweit keine Regelung nach Satz 1 für den Mitarbeiter An- 
wendung findet, gelten befristet bis zum 31. Dezember 2028 die Sätze 3 bis 7. 3Mitarbeiter 
erhalten eine monatliche Zulage unter der Voraussetzung, dass die zulageberechtigende Tä- 
tigkeit mindestens 25 v.H. ihrer Arbeitszeit ausmacht. 4Zulagen erhalten: 

Monatsbetrag 
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1. Mitarbeiter, die Desinfektionsarbeiten mit Ausnahme der Schäd- 
lingsbekämpfung ausüben. 10,23 Euro 

2. Mitarbeiter, die bei Arbeiten mit gesundheitsschädigenden ätzen- 
den oder giftigen Stoffen der Einwirkung dieser Stoffe ausgesetzt 
sind, wenn sie im Kalendermonat durchschnittlich mindestens ein 
Viertel der regelmäßigen Arbeitszeit in Räumen oder mindestens ein 
Drittel der regelmäßigen Arbeitszeit im Freien dieser Einwirkung aus- 
gesetzt sind. 12,78 Euro 

3. Mitarbeiter, die Versuchstiere in wissenschaftlichen Anstalten, 
Lehr-, Versuchs- oder Untersuchungsanstalten pflegen, wenn sie bei 
der Pflege der Tiere mit diesen in unmittelbare Berührung kommen. 15,34 Euro 

4. 

- Pflegepersonen in psychiatrischen Krankenhäusern, Kranken- 
hausabteilungen oder -stationen, in entsprechenden komple- 
mentären Einrichtungen oder in psychiatrischen Abteilungen / 
Stationen in Einrichtungen der stationären Altenhilfe, 

- Pflegepersonen in neurologischen Kliniken, Abteilungen oder 
Stationen, die ständig seelisch erkrankte Patienten pflegen, 

- Mitarbeiter in psychiatrischen oder neurologischen Kranken- 
häusern, Kliniken oder Abteilungen, die im EEG-Dienst oder in 
der Röntgendiagnostik ständig mit seelisch erkrankten Patien- 
ten Umgang haben, 

- Mitarbeiter der Physiotherapie / Krankengymnastik, die über- 
wiegend mit seelisch erkrankten Patienten Umgang haben, 

- sonstige Mitarbeiter, die ständig mit seelisch erkrankten Pati- 
enten zu arbeitstherapeutischen Zwecken zusammenarbeiten 
oder sie hierbei beaufsichtigen. 15,34 Euro 

5. Mitarbeiter, die in großen Behandlungsbecken (nicht in Badewan- 
nen) Unterwassermassagen oder Unterwasserbehandlungen ausfüh- 
ren, wenn sie im Kalendermonat durchschnittlich mindestens ein Vier- 
tel der regelmäßigen Arbeitszeit mit diesen Arbeiten beschäftigt sind. 10,23 Euro 

6. Mitarbeiter als Sektionsgehilfen in der Human- oder Tiermedizin. 15,34 Euro 

7. Mitarbeiter, die in Leichenschauhäusern oder in Einrichtungen, die 
die Aufgaben von Leichenschauhäusern zu erfüllen haben, Leichen 
versorgen und herrichten. 12,78 Euro 

8. Mitarbeiter, die besonders schmutzige und besonders ekelerre- 
gende Arbeiten ausführen, wenn sie diese Arbeiten im Kalendermo- 
nat durchschnittlich zu einem Viertel der regelmäßigen Arbeitszeit 
ausführen. (Besonders schmutzige und besonders ekelerregende Ar- 
beiten sind z.B. das Beseitigen und der Transport von spezifischen 
Krankenhausabfällen; die Beseitigung von Verstopfungen in Toilet- 
tenanlagen, Spuck- und Waschbecken und Abflussleitungen; das 
Verlesen stark verschmutzter Wäsche und das Vorwaschen blutiger 
Operationswäsche oder stark verschmutzter Säuglings- oder Bettwä- 
sche; das Reinigen ekelerregend verschmutzter Matratzen sowie Ar- 
beiten beim Aufarbeiten von Matratzen.) 15,34 Euro 

5Die genannten Zulagen werden mit Ausnahme der Zulage nach Ziffer 8 beim Vorliegen der 
Voraussetzungen neben der monatlichen Zulage nach Ziffer 1 der Anmerkungen zu Teil B 
Abschnitt XI Ziffern 1 bis 2b Anhang Entgeltordnung gezahlt. 6Beginnt die zulageberechti- 
gende Tätigkeit nicht am Ersten, sondern im Laufe eines Kalendermonats, so ist in diesem 
Monat für jeden Kalendertag ab Beginn dieser Tätigkeit 1/30 des Monatsbetrages zu zahlen. 
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7Die Zulage entfällt mit Ablauf des Kalendermonats, in dem die Voraussetzungen für die Ge- 
währung der Zulage weggefallen sind. 

 
§ 33 Sonstige Zulagen 

      1Mitarbeiter, die durch die Art ihrer Tätigkeit aus ihrer Vergütungs- bzw. Entgeltgruppe 
hervorgehoben sind, können für die Dauer dieser Tätigkeit eine Stellenzulage erhalten. 2Bei 
besonders hochwertigen Leistungen des Mitarbeiters kann eine widerrufliche Leistungszu- 
lage gewährt werden. 3Die Stellenzulage und die Leistungszulage sollen als prozentualer Zu- 
schlag berechnet werden. 4Grundlage der Berechnung ist die Regelvergütung bzw. das Ta- 
bellenentgelt. 

      Durch Dienstvereinbarung kann eine besondere Zulage gezahlt werden, wenn auf- 
grund besonderer örtlicher Verhältnisse für vergleichbare Mitarbeiter in anderen Einrichtun- 
gen und Diensten eine Zulage wegen erhöhter Lebenshaltungskosten (sog. Ballungsraumzu- 
lage) gewährt wird. 

 
§ 34 Vergütung für Sonderleistungen der Mitarbeiter 

      1Die Mitarbeiter haben Gutachten, die ihnen dienstlich übertragen werden, anzufertigen 
oder bei der Anfertigung behilflich zu sein. 2Erhält der Dienstgeber vom Auftraggeber des 
Gutachtens eine besondere Bezahlung, durch die auch die Leistung des Mitarbeiters vergü- 
tet wird, so hat der das Gutachten anfertigende Mitarbeiter Anspruch auf Vergütung seiner 
Leistung entsprechend dem Maß seiner Beteiligung, soweit er das Gutachten außerhalb der 
Dienstzeit erstellt hat. 

      Falls Oberärzte oder Assistenzärzte im Einvernehmen mit dem Dienstgeber für Lei- 
tende Ärzte (Chefärzte) tätig werden, haben sie für diese Tätigkeit keinen Anspruch auf Ver- 
gütung gegenüber dem Dienstgeber. 

      Bei der Beteiligung an der Weiterbildung der Mitarbeiter oder am Unterricht an den 
Schulen des Dienstgebers (§ 4 Abs. 3) erhält der Mitarbeiter nur dann eine besondere Ver- 
gütung, wenn er diese Tätigkeit einschließlich einer angemessenen Vorbereitungszeit nicht 
im Rahmen der für ihn maßgebenden wöchentlichen Arbeitszeit ausüben kann. 

      1Die Mitarbeiter in der Pflege nach Teil B Abschnitt XI Ziffern 1 bis 2c Anhang Entgelt- 
ordnung sind verpflichtet, am Rettungsdienst im Notarztwagen oder Rettungshubschrauber 
teilzunehmen, wenn das Krankenhaus Träger oder Beteiligter des Rettungsdienstes ist. 2Für 
jeden Einsatz im Rettungsdienst erhält der Mitarbeiter einen nicht zusatzversorgungspflichti- 
gen Einsatzzuschlag. 3Der Einsatzzuschlag im Rettungsdienst beträgt 25,89 Euro. 4Dieser 
Betrag verändert sich zu demselben Zeitpunkt und in dem gleichen Ausmaß wie die Stun- 
denvergütung der Entgeltgruppe 12 Anhang Tabellen. 5Der Einsatzzuschlag steht nicht zu, 
wenn dem Mitarbeiter wegen der Teilnahme am Rettungsdienst außer den Vergütungen 
nach den AVR sonstige Leistungen vom Dienstgeber oder von einem Dritten (z.B. private 
Unfallversicherung, für die der Dienstgeber oder ein Träger des Rettungsdienstes die Bei- 
träge ganz oder teilweise trägt; die Liquidationsansprüche usw.) zustehen. 6Der Mitarbeiter 
kann auf die Leistungen verzichten. 

      Besteht nach den vorstehenden Bestimmungen ein Anspruch auf Sondervergütung, so 
wird diese auf die Dienstbezüge (§ 27) nicht angerechnet. 

 
§ 35 Jahressonderzahlung 

      Mitarbeiter, die am 1. Dezember im Dienstverhältnis stehen, haben Anspruch auf eine 
Jahressonderzahlung. 

      1Die Jahressonderzahlung beträgt bei Mitarbeitern 

- in den Entgeltgruppen 1 bis 8 86 v.H., 
- in den Entgeltgruppen 9a bis 12 76 v.H. und 
- in den Entgeltgruppen 13 bis 17 56 v.H. 
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des dem Mitarbeiter in den Kalendermonaten Juli, August und September durchschnittlich 
gezahlten monatlichen Entgelts; unberücksichtigt bleiben hierbei das zusätzlich für Überstun- 
den und Mehrarbeit gezahlte Entgelt (mit Ausnahme der im Dienstplan vorgesehenen Über- 
stunden und Mehrarbeit), Leistungszulagen, Leistungs- und Erfolgsprämien. 2Der Bemes- 
sungssatz bestimmt sich nach der Entgeltgruppe am 1. September. 3Bei Mitarbeitern, deren 
Dienstverhältnis nach dem 30. September begonnen hat, tritt an die Stelle des Bemessungs- 
zeitraums der erste volle Kalendermonat des Dienstverhältnisses. 4In den Fällen, in denen im 
Kalenderjahr der Geburt des Kindes während des Bemessungszeitraums eine elterngeldun- 
schädliche Teilzeitbeschäftigung ausgeübt wird, bemisst sich die Jahressonderzahlung nach 
dem Beschäftigungsumfang am Tag vor dem Beginn der Elternzeit. 

Anmerkung zu Absatz 2: 
1Bei der Berechnung des durchschnittlich gezahlten monatlichen Entgelts werden die 
gezahlten Entgelte der drei Monate addiert und durch drei geteilt; dies gilt auch bei ei- 
ner Änderung des Beschäftigungsumfangs. 2Ist im Bemessungszeitraum nicht für alle 
Kalendertage Entgelt gezahlt worden, werden die gezahlten Entgelte der drei Monate 
addiert, durch die Zahl der Kalendertage mit Entgelt geteilt und sodann mit 30,67 multi- 
pliziert. 3Zeiträume, für die Krankengeldzuschuss gezahlt worden ist, bleiben hierbei 
unberücksichtigt. 4Besteht während des Bemessungszeitraums an weniger als 30 Ka- 
lendertagen Anspruch auf Entgelt, ist der letzte Kalendermonat, in dem für alle Kalen- 
dertage Anspruch auf Entgelt bestand, maßgeblich. 

(2a) Für die Jahressonderzahlung von Mitarbeitern in der Entgeltgruppe S 9 findet der in 
Absatz 2 Satz 1 für die Entgeltgruppen 1 bis 8 ausgewiesene Prozentsatz Anwendung. 

      1Der Anspruch nach den Absätzen 1 bis 2a vermindert sich um ein Zwölftel für jeden 
Kalendermonat, in dem Mitarbeiter keinen Anspruch auf Entgelt oder Fortzahlung des Ent- 
gelts haben. 2Die Verminderung unterbleibt für Kalendermonate, 

1. für die Mitarbeiter kein Tabellenentgelt erhalten haben wegen 

a) Ableistung von Grundwehrdienst oder Zivildienst, wenn sie diesen vor dem 1. De- 
zember beendet und die Beschäftigung unverzüglich wieder aufgenommen haben, 

b) Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz, 
c) Inanspruchnahme der Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz 

bis zum Ende des Kalenderjahres, in dem das Kind geboren ist, wenn am Tag vor 
Antritt der Elternzeit Entgeltanspruch bestanden hat; 

2. in denen Mitarbeitern Krankengeldzuschuss gezahlt wurde oder nur wegen der Höhe 
des zustehenden Krankengelds ein Krankengeldzuschuss nicht gezahlt worden ist. 

      1Die Jahressonderzahlung wird mit dem Tabellenentgelt für November ausgezahlt. 2Ein 
Teilbetrag der Jahressonderzahlung kann zu einem früheren Zeitpunkt ausgezahlt werden. 

      1Mitarbeiter erhalten die Jahressonderzahlung auch dann, wenn ihr Dienstverhältnis 
vor dem 1. Dezember endet. 2Bei Mitarbeitern, deren Dienstverhältnis vor dem 1. Dezember 
geendet hat, tritt an die Stelle des Bemessungszeitraums nach Absatz 2 der letzte volle Ka- 
lendermonat des Dienstverhältnisses mit der Maßgabe, dass Bemessungsgrundlage für die 
Jahressonderzahlung nur das Tabellenentgelt und die in Monatsbeträgen festgelegten Zula- 
gen sind. 

 
§ 36 Bezüge während des Erholungsurlaubs 

      1Während des Erholungsurlaubs erhält der Mitarbeiter die Dienstbezüge (§ 27) ein- 
schließlich der Zulagen, die in Monatsbeträgen festgelegt sind, die er erhalten würde, wenn 
er sich nicht im Urlaub befände. 2Haben sich die Dienstbezüge und die Zulagen oder eine 
dieser Leistungen während der letzten drei Kalendermonate vor dem Beginn des Erholungs- 
urlaubs zuungunsten des Mitarbeiters verändert, so bemessen sich diese während des Erho- 
lungsurlaubs nach den durchschnittlichen Dienstbezügen bzw. Zulagen, die der Mitarbeiter 
im genannten Berechnungszeitraum erhalten hat. 3Dabei bleiben Kürzungen der 
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Dienstbezüge bzw. der Zulagen, die im Berechnungszeitraum infolge von Kurzarbeit, Ar- 
beitsausfällen oder unverschuldeter Arbeitsversäumnis eintreten, für die Berechnung der 
Dienstbezüge bzw. Zulagen außer Betracht. 4Beim Vorliegen der Voraussetzungen erhält der 
Mitarbeiter zusätzlich pro Urlaubstag einen Aufschlag nach Absatz 3. 

Anmerkung zu Absatz 1: 

Bei der Bemessungsgrundlage nach Satz 1 ist der Zuschlag gemäß § 8 Abs. 3 Sätze 3 
und 4 Anhang Ärztlicher Dienst in jedem Monat des Berechnungszeitraumes mit einem 
Sechstel zu berücksichtigen. 

      1Als Zulagen, die in Monatsbeträgen festgelegt sind, gelten auch Monatspauschalen 
der in Absatz 3 genannten Bezüge. 2Solange dem Mitarbeiter die Monatspauschale zusteht, 
sind die entsprechenden Bezüge bei der Errechnung des Aufschlages nicht zu berücksichti- 
gen. 

      Der Aufschlag ermittelt sich aus dem Tagesdurchschnitt 

- der Zeitzuschläge nach § 18 Abs. 1 Satz 2 Buchst. b bis f, § 7 Abs. 1 Buchst. b bis e 
Anhang Ärztlicher Dienst, 

- der Überstundenvergütung nach § 18 Abs. 1 Satz 2 Buchst. a, § 7 Abs. 1 Satz 1 
Buchst. a Anhang Ärztlicher Dienst, 

- dem Zeitzuschlag nach § 18 Abs. 1 Satz 2 Buchst. a, § 7 Abs. 1 Satz 1 Buchst. a An- 
hang Ärztlicher Dienst, 

- für ausgeglichene Überstunden, der Vergütung für Bereitschaftsdienst und Rufbereit- 
schaft nach § 17 Abs. 10 bis 15 und § 18 Abs. 3, für Mitarbeiter in Krankenhäusern 
§ 17a Abs.10 bis 16 und § 18 Abs. 3, § 8 und § 7 Abs. 3 Anhang Ärztlicher Dienst, 

- der Mehrarbeitsvergütung für teilzeitbeschäftigte Mitarbeiter nach § 18 Abs. 2, sowie 
den Aufschlagszahlungen nach dieser Vorschrift während der letzten drei Kalender- 
monate vor Beginn des Urlaubs. 

      1Der Tagesdurchschnitt nach Absatz 3 beträgt bei der Verteilung der durchschnittlichen 
regelmäßigen Arbeitszeit auf fünf Tage 1/65, bei einer Verteilung auf sechs Tage 1/78 aus 
der Summe der in den dem Urlaubsbeginn vorangegangenen drei Kalendermonaten gezahl- 
ten 

- Zeitzuschläge nach § 18 Abs. 1 Satz 2 Buchst. b bis f, § 7 Abs. 1 Buchst. b bis e An- 
hang Ärztlicher Dienst, 

- der Überstundenvergütung nach § 18 Anmerkung zu Absatz 1 Satz 1, § 7 Abs. 1 
Satz 1 Anmerkung zu Absatz 1 Satz 1 Anhang Ärztlicher Dienst, 

- des Zeitzuschlages nach § 18 Abs. 1 Satz 2 Buchst. a, § 7 Abs. 1 Satz 1 Buchst. a 
Anhang Ärztlicher Dienst, 

- für ausgeglichene Überstunden, der Vergütung für Bereitschaftsdienst und Rufbereit- 
schaft nach§ 17 Abs. 10 bis 15 und § 18 Abs. 3, für Mitarbeiter in Krankenhäusern 
§ 17a Abs.10 bis16 und § 18 Abs. 3, § 8 und § 7 Abs. 3 Anhang Ärztlicher Dienst, 

- der Mehrarbeitsvergütung für teilzeitbeschäftigte Mitarbeiter nach § 18 Abs. 2 sowie 
der Aufschlagszahlungen nach Absatz 3. 2Ist die durchschnittliche regelmäßige wö- 
chentliche Arbeitszeit weder auf fünf noch auf sechs Tage verteilt, ist der Tages- 
durchschnitt entsprechend zu ermitteln. 3Maßgebend ist die Verteilung der Arbeitszeit 
zu Beginn des Drei-Kalendermonate-Berechnungszeitraumes. 

      1Werden die in Absatz 3 genannten Bezüge in Monatspauschalen festgesetzt, ist Ab- 
satz 2 zu beachten. 2Wird eine der Leistungen nach Absatz 3, die im Drei-Kalendermonate- 
Berechnungszeitraum zur Auszahlung gelangt, dem Mitarbeiter nicht für jeden Monat mit ei- 
ner Monatspauschale vergütet, gilt die Monatspauschale in diesem Falle nicht als eine in Mo- 
natsbeträgen festgelegte Zulage. 3Die Monatspauschale ist in diesem Falle in die Berech- 
nung des Tagesdurchschnitts gemäß Absatz 4 einzubeziehen. 

      Mitarbeiter, die ohne Erlaubnis während des Urlaubs gegen Entgelt arbeiten, verlieren 
hierdurch den Anspruch auf die Urlaubsvergütung für die Tage der Erwerbstätigkeit. 
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§ 37 Krankenbezüge 
      1Wird der Mitarbeiter durch Arbeitsunfähigkeit infolge Krankheit an seiner Arbeitsleis- 

tung verhindert, ohne dass ihn ein Verschulden trifft, erhält er Krankenbezüge nach Maß- 
gabe der Absätze 2 bis 9. 2Als unverschuldete Arbeitsunfähigkeit im Sinne des Satzes 1 gilt 
auch die Arbeitsverhinderung infolge einer Maßnahme der medizinischen Vorsorge oder Re- 
habilitation, die ein Träger der gesetzlichen Renten-, Kranken- oder Unfallversicherung, eine 
Verwaltungsbehörde der Kriegsopferversorgung oder ein sonstiger Sozialleistungsträger be- 
willigt hat und die in einer Einrichtung der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation durch- 
geführt wird. 3Bei Mitarbeitern, die nicht Mitglied einer gesetzlichen Krankenkasse oder nicht 
in der gesetzlichen Rentenversicherung versichert sind, gilt Satz 2 entsprechend, wenn eine 
Maßnahme der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation ärztlich verordnet worden ist und 
in einer Einrichtung der medizinischen Vorsorge oder Rehabilitation oder einer vergleichba- 
ren Einrichtung durchgeführt wird. 

      1Der Mitarbeiter erhält bis zur Dauer von sechs Wochen Krankenbezüge in Höhe der 
Urlaubsvergütung, die ihm zustehen würde, wenn er Erholungsurlaub hätte. 2Der Anspruch 
nach Satz 1 entsteht erstmals nach vierwöchiger ununterbrochener Dauer des Dienstverhält- 
nisses. 3Wird der Mitarbeiter infolge derselben Krankheit (Absatz 1) erneut arbeitsunfähig, 
hat er wegen der erneuten Arbeitsunfähigkeit Anspruch auf Krankenbezüge nach den Sätzen 
1 und 2 für einen weiteren Zeitraum von sechs Wochen, wenn 

a) er vor der erneuten Arbeitsunfähigkeit mindestens sechs Monate nicht infolge der- 
selben Krankheit arbeitsunfähig war oder 

b) seit dem Beginn der ersten Arbeitsunfähigkeit infolge derselben Krankheit eine Frist 
von zwölf Monaten abgelaufen ist. 

4Der Anspruch auf die Krankenbezüge nach den Sätzen 1 bis 3 wird nicht dadurch berührt, 
dass der Dienstgeber das Dienstverhältnis aus Anlass der Arbeitsunfähigkeit kündigt. 5Das 
Gleiche gilt, wenn der Mitarbeiter das Dienstverhältnis aus einem vom Dienstgeber zu vertre- 
tenden Grund kündigt, der den Mitarbeiter zur Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhal- 
tung einer Kündigungsfrist berechtigt. 6Endet das Dienstverhältnis vor Ablauf der in den Sät- 
zen 1 bis 2 oder 3 genannten Frist von sechs Wochen nach dem Beginn der Arbeitsunfähig- 
keit, ohne dass es einer Kündigung bedarf, oder infolge einer Kündigung aus anderen als 
den in den Sätzen 4 und 5 bezeichneten Gründen, endet der Anspruch mit dem Ende des 
Dienstverhältnisses. 

      1Nach Ablauf des nach Absatz 2 maßgebenden Zeitraumes erhält der Mitarbeiter für 
den Zeitraum, für den ihm Krankengeld oder die entsprechenden Leistungen aus der gesetz- 
lichen Renten- oder Unfallversicherung oder nach dem Bundesversorgungsgesetz gezahlt 
werden, als Krankenbezüge einen Krankengeldzuschuss. 2Dies gilt nicht, 

a) wenn der Mitarbeiter Rente wegen voller Erwerbsminderung (§ 43 SGB VI) oder we- 
gen Alters aus der gesetzlichen Rentenversicherung erhält, 

b) für den Zeitraum, für den die Mitarbeiterin Anspruch auf Mutterschaftsgeld nach 
§ 19 Abs. 2 MuSchG hat. 

3Steht dem Mitarbeiter Anspruch auf Krankengeld aus der gesetzlichen Krankenversicherung 
für den Tag, an dem die Arbeitsunfähigkeit ärztlich festgestellt wird, nicht zu, erhält er für die- 
sen Tag einen Krankenzuschuss in Höhe von 100 v.H. des Nettoarbeitsentgelts, wenn für 
diesen Tag infolge der Arbeitsunfähigkeit ein Vergütungsausfall eintritt. 

      1Der Krankengeldzuschuss wird bei einer Beschäftigungszeit (§ 10) 

- von mehr als einem Jahr, längstens bis zum Ende der 13. Woche, 
- von mehr als drei Jahren, längstens bis zum Ende der 26. Woche, 

seit dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit, jedoch nicht über den Zeitpunkt der Beendigung des 
Dienstverhältnisses hinaus, gezahlt. 2Vollendet der Mitarbeiter im Laufe der Arbeitsunfähig- 
keit eine Beschäftigungszeit von mehr als einem Jahr bzw. von mehr als drei Jahren, wird 
der Krankengeldzuschuss gezahlt, wie wenn er die maßgebende Beschäftigungszeit bei 
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Beginn der Arbeitsunfähigkeit vollendet hätte. 3In den Fällen des Absatzes 1 Satz 2 und 3 
wird die Zeit der Maßnahme bis zu höchstens zwei Wochen nicht auf die Fristen des Satzes 
1 angerechnet. 

      1Innerhalb eines Kalenderjahres können die Bezüge nach Absatz 2 Sätze 1 bis 2 oder 
3 und der Krankengeldzuschuss bei einer Beschäftigungszeit 

- von mehr als einem Jahr, längstens für die Dauer von 13 Wochen, 
- von mehr als drei Jahren, längstens für die Dauer von 26 Wochen 

bezogen werden; Absatz 4 Satz 3 gilt entsprechend. 
2Erstreckt sich eine Erkrankung ununterbrochen von einem Kalenderjahr in das nächste Ka- 
lenderjahr oder erleidet der Mitarbeiter im neuen Kalenderjahr innerhalb von 13 Wochen 
nach Wiederaufnahme der Arbeit einen Rückfall, bewendet es bei dem Anspruch aus dem 
vorhergehenden Jahr. 3Bei jeder neuen Arbeitsunfähigkeit besteht jedoch mindestens der 
sich aus Absatz 2 ergebende Anspruch. 

      Bei der jeweils ersten Arbeitsunfähigkeit, die durch einen bei dem Dienstgeber erlitte- 
nen Arbeitsunfall oder durch eine bei dem Dienstgeber zugezogene Berufskrankheit verur- 
sacht ist, wird der Krankengeldzuschuss ohne Rücksicht auf die Beschäftigungszeit bis zum 
Ende der 26. Woche seit dem Beginn der Arbeitsunfähigkeit, jedoch nicht über den Zeitpunkt 
der Beendigung des Dienstverhältnisses hinaus, gezahlt, wenn der zuständige Unfallversi- 
cherungsträger den Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit anerkennt. 

      1Krankengeldzuschuss wird nicht über den Zeitpunkt hinaus gezahlt, von dem an der 
Mitarbeiter Bezüge aufgrund eigener Versicherung aus der gesetzlichen Rentenversicherung 
(einschließlich eines rentenersetzenden Übergangsgeldes im Sinne des § 20 SGB VI in Ver- 
bindung mit § 8 SGB IX), aus einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung oder 
aus einer sonstigen Versorgungseinrichtung erhält, zu der der Dienstgeber oder ein anderer 
Dienstgeber, der die AVR, eine vergleichbare kircheneigene Regelung, den Bundesange- 
stelltentarifvertrag oder einen Tarifvertrag wesentlich gleichen Inhalts angewendet hat, die 
Mittel ganz oder teilweise beigesteuert hat. 2Überzahlter Krankengeldzuschuss und sonstige 
überzahlte Bezüge gelten als Vorschüsse auf die zustehenden Bezüge im Sinne des Sat- 
zes 1. 3Die Ansprüche des Mitarbeiters gehen insoweit auf den Dienstgeber über; § 53 SGB I 
bleibt unberührt. 4Der Dienstgeber kann von der Rückforderung des Teils des überzahlten 
Betrages, der nicht durch die für den Zeitraum der Überzahlung zustehenden Bezüge im 
Sinne des Satzes 1 ausgeglichen worden ist, absehen, es sei denn, der Mitarbeiter hat dem 
Dienstgeber die Zustellung des Rentenbescheides schuldhaft verspätet mitgeteilt. 

      1Der Krankengeldzuschuss wird in Höhe des Unterschiedsbetrages zwischen der Net- 
tourlaubsvergütung und der um die gesetzlichen Beitragsanteile des Mitarbeiters zur gesetz- 
lichen Renten-, Arbeitslosen- und sozialen Pflegeversicherung verminderten Leistungen der 
Sozialleistungsträger gezahlt. 2Nettourlaubsvergütung ist die um die gesetzlichen Abzüge 
verminderte Urlaubsvergütung (§ 36 Abs. 1). 

      1Anspruch auf Krankengeldzuschuss nach den Absätzen 3 bis 8 hat auch der Mitarbei- 
ter, der in der gesetzlichen Krankenversicherung versicherungsfrei oder von der Versiche- 
rungspflicht in der gesetzlichen Krankenversicherung befreit ist. 2Dabei sind für die Anwen- 
dung des Absatzes 8 die Leistungen zugrunde zu legen, die dem Mitarbeiter als Pflichtversi- 
cherten in der gesetzlichen Krankenversicherung zustünden. 

    Abweichend von Absatz 3 Satz 1 und Absatz 4 erhält der Mitarbeiter in den ersten vier 
Wochen einer ununterbrochenen Dauer seines Dienstverhältnisses für den Zeitraum, für den 
ihm Krankengeld oder entsprechende Leistungen aus der gesetzlichen Renten- oder Unfall- 
versicherung oder nach dem Bundesversorgungsgesetz gezahlt werden, als Krankenbezüge 
einen Krankengeldzuschuss. 

Anmerkung zu Absatz 1: 

Ein Verschulden im Sinne des Absatzes 1 liegt nur dann vor, wenn die Arbeitsunfähig- 
keit vorsätzlich oder grob fahrlässig herbeigeführt wurde. 
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Anmerkung zu Absatz 6: 

Hat der Mitarbeiter in einem Fall des Absatzes 6 die Arbeit vor Ablauf der Bezugsfrist 
von 26 Wochen wieder aufgenommen und wird er vor Ablauf von sechs Monaten auf- 
grund desselben Arbeitsunfalls oder derselben Berufskrankheit erneut arbeitsunfähig, 
wird der Ablauf der Bezugsfrist, wenn dies für den Mitarbeiter günstiger ist, um die Zeit 
der Arbeitsfähigkeit hinausgeschoben. 

Anmerkung zu § 37: 

Für Mitarbeiter, die am 31. Dezember 1995 in einem Dienstverhältnis stehen, das am 
1. Januar 1996 bei demselben Dienstgeber fortbesteht, gilt für die Anwendung der vor- 
stehenden Regelungen die zu diesem Zeitpunkt erreichte Dienstzeit als Beschäfti- 
gungszeit. 

 
§ 38 Anzeige- und Nachweispflichten 

      1In den Fällen des § 37 Abs. 1 Satz 1 ist der Mitarbeiter verpflichtet, dem Dienstgeber 
die Arbeitsunfähigkeit und deren voraussichtliche Dauer unverzüglich mitzuteilen. 2Dauert die 
Arbeitsunfähigkeit länger als drei Kalendertage, hat der Mitarbeiter eine ärztliche Bescheini- 
gung über das Bestehen der Arbeitsunfähigkeit sowie deren voraussichtliche Dauer spätes- 
tens an dem darauffolgenden allgemeinen Arbeitstag dem Dienstgeber vorzulegen. 3Der 
Dienstgeber ist berechtigt, in Einzelfällen die Vorlage der ärztlichen Bescheinigung früher zu 
verlangen. 4Dauert die Arbeitsunfähigkeit länger als in der Bescheinigung angegeben, ist der 
Mitarbeiter verpflichtet, eine neue ärztliche Bescheinigung vorzulegen. 

      1Hält sich der Mitarbeiter bei Beginn der Arbeitsunfähigkeit im Ausland auf, ist er über 
Absatz 1 hinaus verpflichtet, dem Dienstgeber die Arbeitsunfähigkeit, deren voraussichtliche 
Dauer und die Adresse am Aufenthaltsort in der schnellstmöglichen Art der Übermittlung mit- 
zuteilen. 2Die durch die Mitteilung entstehenden Kosten hat der Dienstgeber zu tragen. 3Dar- 
über hinaus ist der Mitarbeiter, wenn er Mitglied einer gesetzlichen Krankenkasse ist, ver- 
pflichtet, auch dieser die Arbeitsunfähigkeit und deren voraussichtliche Dauer unverzüglich 
anzuzeigen. 4Kehrt ein arbeitsunfähig erkrankter Mitarbeiter in das Inland zurück, ist er ver- 
pflichtet, dem Dienstgeber seine Rückkehr unverzüglich anzuzeigen. 

      Der Dienstgeber ist berechtigt, die Fortzahlung der Bezüge zu verweigern, solange der 
Mitarbeiter die von ihm nach Absatz 1 Sätze 1 bis 4 vorzulegende ärztliche Bescheinigung 
nicht vorlegt oder den ihm nach Absatz 2 obliegenden Verpflichtungen nicht nachkommt, es 
sei denn, dass der Mitarbeiter die Verletzung dieser ihm obliegenden Verpflichtungen nicht 
zu vertreten hat. 

      1Absatz 1 Sätze 2 bis 4 gelten nicht für Mitarbeiter, die Versicherte einer gesetzlichen 
Krankenkasse sind, § 5 Abs. 1a EFZG. 2Diese sind zum Nachweis ihrer Arbeitsunfähigkeit 
gegenüber dem Dienstgeber verpflichtet, zu den in Absatz 1 Satz 2 bis 4 genannten Zeit- 
punkten das Bestehen einer Arbeitsunfähigkeit sowie deren voraussichtliche Dauer feststel- 
len und sich eine ärztliche Bescheinigung nach Absatz 1 Satz 2 oder 4 aushändigen zu las- 
sen. 3Kommt der Mitarbeiter der Pflicht aus Satz 2 nicht nach, gilt Absatz 3 Alternative 1 ent- 
sprechend. 4Liegt ein Fall des § 5 Abs. 1a Satz 3 EFZG vor, verbleibt es bei der Anwendung 
des Absatz 1 Sätze 2 bis 4. 

      In den Fällen des § 37 Abs. 1 Satz 2 bis 3 ist der Mitarbeiter verpflichtet, dem Dienst- 
geber den Zeitpunkt des Antritts der Maßnahme, die voraussichtliche Dauer und die Verlän- 
gerung der Maßnahme unverzüglich mitzuteilen und ihm Maßnahme der medizinischen Vor- 
sorge und Rehabilitation 

a) eine Bescheinigung über die Bewilligung der Maßnahme durch einen Sozialleis- 
tungsträger nach § 37 Abs. 1 Satz 2 oder 

b) eine ärztliche Bescheinigung über die Erforderlichkeit der Maßnahme im Sinne § 37 
Abs. 1 Satz 3 unverzüglich vorzulegen. 
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§ 39 Besondere Zahlungen – vermögenswirksame Leistungen 
      1Nach Maßgabe des Vermögensbildungsgesetzes in seiner jeweiligen Fassung haben 

Mitarbeiter, deren Dienstverhältnis voraussichtlich mindestens sechs Monate dauert, einen 
Anspruch auf vermögenswirksame Leistungen. 2Für vollzeitbeschäftigte Mitarbeiter beträgt 
die vermögenswirksame Leistung für jeden vollen Kalendermonat mindestens 6,65 Euro; für 
Auszubildende beträgt sie mindestens 13,29 Euro. 3Der Anspruch entsteht frühestens für 
den Kalendermonat, in dem der Mitarbeiter dem Dienstgeber die erforderlichen Angaben 
schriftlich mitteilt, und für die beiden vorangegangenen Monate desselben Kalenderjahres; 
die Fälligkeit tritt nicht vor acht Wochen nach Zugang der Mitteilung beim Dienstgeber ein. 
4Die vermögenswirksame Leistung wird nur für Kalendermonate gewährt, für die den Mitar- 
beitern Tabellenentgelt, Entgeltfortzahlung oder Krankengeldzuschuss zusteht. 5Für Zeiten, 
für die Krankengeldzuschuss zusteht, ist die vermögenswirksame Leistung Teil des Kranken- 
geldzuschusses. 6Die vermögenswirksame Leistung ist kein zusatzversorgungspflichtiges 
Entgelt. 

      Der Mitarbeiter und der Auszubildende teilen dem Dienstgeber schriftlich die Art der 
gewählten Anlage mit und geben hierbei, soweit dies nach der Art der Anlage erforderlich ist, 
das Unternehmen oder Institut mit der Nummer des Kontos an, auf das die Leistungen ein- 
gezahlt werden sollen. 

      1Der Mitarbeiter und der Auszubildende (Anhang Auszubildende) erhalten auf Antrag 
anstelle der vermögenswirksamen Leistung nach Absatz 2 eine monatliche Zulage in glei- 
cher Höhe wie nach Absatz 1 zur Brutto- Entgeltumwandlung, wenn diese gemäß der Rege- 
lung zur Entgeltumwandlung der Zentralen Kommission zur Ordnung des Arbeitsvertrags- 
rechts im kirchlichen Dienst (Zentral-KODA) vom 15. April 2002 in ihrer jeweils gültigen Fas- 
sung durchgeführt wird. 2Auf die Zulage nach Satz 1 sind die Regelungen über vermögens- 
wirksame Leistungen entsprechend anzuwenden. 

 
§ 40 Besondere Zahlungen – Jubiläumszuwendung 

      Der Mitarbeiter erhält nach einer Jubiläumsdienstzeit von 25, 40 und 50 Jahren jeweils 
eine Jubiläumszuwendung. 

      Die Jubiläumsdienstzeit umfasst die Beschäftigungszeit (§ 10). 
      1Anzurechnen sind ferner die Zeiten, die ein Mitarbeiter in einem Dienstverhältnis oder 

Ausbildungsverhältnis (Anhang Auszubildende) im Tätigkeitsbereich des Deutschen Caritas- 
verbandes oder eines ihm angeschlossenen Mitgliedes oder in einem anderen Tätigkeitsbe- 
reich der katholischen Kirche verbrachte. 2Zeiten mit weniger als der durchschnittlichen re- 
gelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit werden in vollem Umfang berücksichtigt. 

      1Die in Absatz 3 aufgeführten Zeiten werden nicht angerechnet, wenn der Mitarbeiter 
aus seinem Verschulden oder auf eigenen Wunsch aus dem Dienstverhältnis ausgeschieden 
ist. 2Dies gilt nicht, wenn der Mitarbeiter im Anschluss an das bisherige Dienstverhältnis zu 
einer anderen Einrichtung desselben Dienstgebers oder zu einem anderen Dienstgeber im 
Tätigkeitsbereich des Deutschen Caritasverbandes oder eines ihm angeschlossenen Mitglie- 
des oder in einen anderen Tätigkeitsbereich der katholischen Kirche übergetreten ist oder 
wenn er das Dienstverhältnis wegen eines mit Sicherheit erwarteten Personalabbaus oder 
wegen Unfähigkeit zur Fortsetzung der Arbeit infolge einer Körperschädigung oder in Aus- 
übung oder infolge seiner Arbeit erlittenen Gesundheitsbeschädigung aufgelöst hat oder die 
Nichtanrechnung eine unbillige Härte darstellen würde. 

      Die Jubiläumszuwendung beträgt nach einer Jubiläumsdienstzeit 

- von 25 Jahren 613,55 Euro 
- von 40 Jahren 1.022,58 Euro 
- von 50 Jahren 1.227,10 Euro. 

      1Durch Vereinbarung zwischen Dienstgeber und Mitarbeiter kann statt der Jubiläums- 
zuwendung Zusatzurlaub in entsprechendem Umfang vereinbart werden. 2Für diesen 
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Zusatzurlaub finden die Regelungen des § 47 Abs. 7 und 7a und des § 17 Abs. 5 Anhang 
Ärztlicher Dienst keine Anwendung. 

 
§ 41 Besondere Zahlungen – Zuwendungen im Todesfall 

      1Beim Tode des Mitarbeiters, der sich nicht im Sonderurlaub nach § 48 befindet und 
dessen Dienstverhältnis nicht nach § 53 Abs. 1 Satz 6 ruht, erhalten 

a) der überlebende Ehegatte, der Lebenspartner im Sinne des Lebenspartnerschafts- 
gesetzes, 

b) die Abkömmlinge des Mitarbeiters 

Sterbegeld. 2Als Sterbegeld werden für die restlichen Kalendertage des Sterbemonats und 
für zwei weitere Monate die Dienstbezüge (§ 27) des Verstorbenen gewährt. 

      Sind Anspruchsberechtigte im Sinne des Absatzes 1 nicht vorhanden, ist Sterbegeld 
auf Antrag zu gewähren 

a) Verwandten der aufsteigenden Linie, Geschwistern, Geschwisterkindern sowie 
Stiefkindern, wenn sie zur Zeit des Todes des Mitarbeiters mit diesem in häuslicher 
Gemeinschaft gelebt haben oder wenn der Verstorbene ganz oder überwiegend ihr 
Ernährer gewesen ist; 

b) sonstigen Personen, die die Kosten der letzten Krankheit oder der Bestattung getra- 
gen haben, bis zur Höhe ihrer Aufwendungen. 

      1Hat der Mitarbeiter im Sterbemonat keinen Anspruch auf Dienstbezüge (§ 27) wegen 
Elternzeit oder auf Krankenbezüge wegen Ablauf der Fristen des § 37 oder hat die Mitarbei- 
terin zur Zeit ihres Todes Mutterschaftsgeld nach § 19 MuschG bezogen, werden als Sterbe- 
geld für den Sterbetag und die restlichen Kalendertage des Sterbemonats sowie für zwei 
weitere Monate die Dienstbezüge des Verstorbenen gewährt. 2Das Sterbegeld wird in einer 
Summe ausgezahlt. 

      Sind an den Verstorbenen Dienstbezüge (§ 27) oder Vorschüsse über den Sterbetag 
hinaus gezahlt worden, werden diese auf das Sterbegeld angerechnet. 

      1Die Zahlung an einen der nach Absatz 1 oder 2 Berechtigten bringt den Anspruch der 
übrigen gegenüber dem Dienstgeber zum Erlöschen. 2Sind Berechtigte nach Absatz 1 oder 2 
nicht vorhanden, werden über den Sterbetag hinausbezahlte Bezüge für den Sterbemonat 
nicht zurückgefordert. 

      Wer den Tod des Mitarbeiters vorsätzlich herbeigeführt hat, hat keinen Anspruch auf 
das Sterbegeld. 

      Das Sterbegeld verringert sich um den Betrag, den die nach Absatz 1 oder 2 Berech- 
tigten als Sterbegeld aus einer zusätzlichen Alters- und Hinterbliebenenversorgung oder aus 
einer Ruhegeldeinrichtung erhalten. 

Anmerkung: 

Vergütungsgruppenzulagen gelten bei der Berechnung des Sterbegeldes als Bestand- 
teil der Dienstbezüge (§ 27). 

 
§ 42 Berechnung und Auszahlung des Entgelts 

      1Bemessungszeitraum für das Tabellenentgelt und die sonstigen Entgeltbestandteile ist 
der Kalendermonat, soweit tarifvertraglich nicht ausdrücklich etwas Abweichendes geregelt 
ist. 2Die Zahlung erfolgt am letzten Tag des Monats (Zahltag) für den laufenden Kalendermo- 
nat auf ein von dem Mitarbeiter benanntes Konto innerhalb eines Mitgliedstaats der Europäi- 
schen Union. 3Fällt der Zahltag auf einen Samstag, einen Wochenfeiertag oder den 31. De- 
zember, gilt der vorhergehende Werktag, fällt er auf einen Sonntag, gilt der zweite vorherge- 
hende Werktag als Zahltag. 4Entgeltbestandteile, die nicht in Monatsbeträgen festgelegt sind, 
sowie der Tagesdurchschnitt nach § 36 sind am Zahltag des zweiten Kalendermonats, der 
auf ihre Entstehung folgt, fällig. 
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Anmerkungen zu Absatz 1: 

1. Teilen Mitarbeiter ihrem Dienstgeber die für eine kostenfreie bzw. kostengünsti- 
gere Überweisung in einen anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union erfor- 
derlichen Angaben nicht rechtzeitig mit, so tragen sie die dadurch entstehenden 
zusätzlichen Überweisungskosten. 

2. Soweit Dienstgeber die Bezüge am 15. eines jeden Monats für den laufenden Mo- 
nat zahlen, können sie jeweils im Dezember eines Kalenderjahres den Zahltag 
vom 15. auf den letzten Tag des Monats gemäß Absatz 1 Satz 1 verschieben. 

      Soweit in den AVR nicht ausdrücklich etwas anderes geregelt ist, erhalten teilzeitbe- 
schäftigte Mitarbeiter das Tabellenentgelt (§ 28) und alle sonstigen Entgeltbestandteile in 
dem Umfang, der dem Anteil ihrer individuell vereinbarten durchschnittlichen Arbeitszeit an 
der regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer Vollzeitmitarbeiter entspricht. 

      1Besteht der Anspruch auf das Tabellenentgelt oder die sonstigen Entgeltbestandteile 
nicht für alle Tage eines Kalendermonats, wird nur der Teil gezahlt, der auf den Anspruchs- 
zeitraum entfällt. 2Besteht nur für einen Teil eines Kalendertags Anspruch auf Entgelt, wird 
für jede geleistete dienstplanmäßige oder betriebsübliche Arbeitsstunde der auf eine Stunde 
entfallende Anteil des Tabellenentgelts sowie der sonstigen in Monatsbeträgen festgelegten 
Entgeltbestandteile gezahlt. 3Zur Ermittlung des auf eine Stunde entfallenden Anteils sind die 
in Monatsbeträgen festgelegten Entgeltbestandteile durch das 4,348-fache der regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit (§ 15 Abs. 1 und entsprechende Sonderregelungen) zu teilen. 4Än- 
dert sich die Höhe der Dienstbezüge (§ 27) und der in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen 
im Laufe des Kalendermonats, so gelten die Sätze 1 bis 3 entsprechend. 

      1Ergibt sich bei der Berechnung von Beträgen ein Bruchteil eines Cents von mindes- 
tens 0,5, ist er aufzurunden; ein Bruchteil von weniger als 0,5 ist abzurunden. 2Zwischen- 
rechnungen werden jeweils auf zwei Dezimalstellen durchgeführt. 3Jeder Entgeltbestandteil 
ist einzeln zu runden. 

      Entfallen die Voraussetzungen für eine Zulage im Laufe eines Kalendermonats, gilt Ab- 
satz 3 entsprechend. 

      Einzelvertraglich können neben dem Tabellenentgelt zustehende Entgeltbestandteile 
(z.B. Zeitzuschläge, Erschwerniszuschläge) pauschaliert werden. 

      1Dem Mitarbeiter wird eine Abrechnung zur Verfügung gestellt, in der die Beträge, aus 
denen sich die Bezüge zusammensetzen, und die Abzüge getrennt aufgeführt sind. 2Der Mit- 
arbeiter hat sich bei der Auszahlung der Dienstbezüge (§ 27) sofort zu vergewissern, dass 
die Höhe der ausgezahlten Bezüge mit der Abrechnung übereinstimmt, und die etwaige 
Nichtübereinstimmung unverzüglich zu beanstanden. 3Unterlässt der Mitarbeiter eine unver- 
zügliche Beanstandung, so kann er diese später nicht mehr geltend machen. 4Hiervon bleibt 
die Nachprüfung der Richtigkeit der Berechnung der Dienstbezüge unberührt. 5Für Bean- 
standungen wegen nichtzutreffender Berechnung der Dienstbezüge ist die Ausschlussfrist 
(§ 57) einzuhalten. 

      Bestandteile der Vergütung bzw. des Entgelts können einzelvertraglich zu Zwecken 
des Leasings von Fahrrädern im Sinne von § 63a StVZO umgewandelt werden. 

      1Die Abtretung von Vergütungsansprüchen ist ausgeschlossen (§ 399 BGB). 2Im Ein- 
zelfall kann der Mitarbeiter mit dem Dienstgeber die Abtretbarkeit seiner Vergütungsansprü- 
che schriftlich vereinbaren. 3Sätze 1 und 2 gelten nur für Dienstverträge, die vor dem 1. Ok- 
tober 2021 abgeschlossen wurden. 

 
§ 43 Zusätzliche Altersversorgung 

Der Dienstgeber ist verpflichtet, die Versorgung der Mitarbeiter für Alter und Invalidität ge- 
mäß den Bestimmungen des Anhangs Zusätzliche Altersversorgung zu veranlassen. 
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§ 44 Erholungsurlaub 

Abschnitt IV 
Urlaub und Arbeitsbefreiung 

      1Die Mitarbeiter und die Auszubildenden (Anhang Auszubildende) erhalten in jedem Ur- 
laubsjahr den gesetzlichen Mindesturlaub von vier Wochen und haben einen weitergehen- 
den Urlaubsanspruch im Gesamtumfang des § 45 Abs. 1. 2Urlaubsjahr ist das Kalenderjahr. 

      1Der Erholungsurlaub dient der Erhaltung der Gesundheit. 2Der Mitarbeiter ist deshalb 
verpflichtet, den Erholungsurlaub tatsächlich zu nehmen und darf während des Erholungsur- 
laubs keine dem Urlaubszweck widersprechende Erwerbstätigkeit leisten. 

      1Der Dienstgeber setzt auf Antrag des Mitarbeiters den Erholungsurlaub zeitlich fest. 
2Dabei hat er die Urlaubswünsche des Mitarbeiters zu berücksichtigen, es sei denn, dass 
dringende dienstliche Belange oder Urlaubswünsche anderer Mitarbeiter, die unter sozialen 
Gesichtspunkten den Vorrang verdienen, diesen entgegenstehen. 3Der Urlaub ist zu gewäh- 
ren, wenn der Mitarbeiter dies im Anschluss an eine Maßnahme der medizinischen Vorsorge 
oder Rehabilitation (§ 37 Abs. 1 Sätze 2 und 3) verlangt. 

      1Der Erholungsurlaub soll grundsätzlich zusammenhängend gewährt werden. 2Kann 
der Erholungsurlaub aus dringenden dienstlichen Gründen nicht zusammenhängend gewährt 
werden oder ist eine Teilung des Erholungsurlaubs aus Gründen gerechtfertigt, die in der 
Person des Mitarbeiters liegen, so ist diese zulässig. 3Bei einer Teilung muss jedoch ein Teil 
des Erholungsurlaubs so bemessen sein, dass der Mitarbeiter mindestens für 14 aufeinan- 
derfolgende Werktage vom Dienst befreit ist. 

      1Der Erholungsurlaub ist spätestens bis zum Ende des Urlaubsjahres anzutreten. 
2Kann der Erholungsurlaub aus dringenden dienstlichen Gründen oder aus Gründen, die in 
der Person des Mitarbeiters liegen, bis zum Ende des Urlaubsjahres nicht angetreten wer- 
den, ist er bis zum 30. April des folgenden Urlaubsjahres anzutreten. 3Hat der Mitarbeiter den 
ihm zustehenden Urlaub vor dem Beginn der Elternzeit nicht oder nicht vollständig erhalten, 
so ist ihm der Resturlaub nach der Elternzeit im laufenden oder im nächsten Urlaubsjahr zu 
gewähren. 4Wird die Wartezeit (Absatz 6) erst nach Ablauf des Urlaubsjahres erfüllt, ist der 
Urlaub spätestens bis zum Ende des folgenden Urlaubsjahres anzutreten. 5Kann der gesetz- 
liche Mindesturlaub und der Zusatzurlaub nach § 208 SGB IX infolge Arbeitsunfähigkeit nicht 
angetreten werden, erlischt dieser Urlaubsanspruch 15 Monate nach Ablauf des Urlaubsjah- 
res. 6Kann der weitergehende Urlaubsanspruch infolge von Arbeitsunfähigkeit nicht angetre- 
ten werden, gilt § 44 Abs. 5 Satz 2. 

      1Der Erholungsurlaub kann erstmalig nach Ablauf von sechs Monaten seit Einstellung 
(Wartezeit) geltend gemacht werden. 

      1Beginnt oder endet das Dienstverhältnis im Laufe des Urlaubsjahres, so beträgt der 
Urlaubsanspruch ein Zwölftel für jeden vollen Beschäftigungsmonat. 2Entsprechendes gilt, 
wenn gemäß § 53 Abs.1 Satz 6 das Ruhen des Dienstverhältnisses eintritt. 3Scheidet der 
Mitarbeiter wegen verminderter Erwerbsfähigkeit (§ 53 Abs. 1 und 3) oder durch Erreichung 
der Altersgrenze (§ 54 Abs. 3 und 4) aus dem Dienstverhältnis aus, so beträgt der Urlaubs- 
anspruch sechs Zwölftel, wenn das Dienstverhältnis in der ersten Hälfte des Urlaubsjahres 
endet, und zwölf Zwölftel, wenn das Dienstverhältnis in der zweiten Hälfte des Urlaubsjahres 
endet. 

      1Der Urlaubsanspruch vermindert sich für jeden vollen Kalendermonat der Elternzeit 
ohne Teilzeitbeschäftigung und eines Sonderurlaubs nach § 48 jeweils um ein Zwölftel. 2Die 
Verminderung unterbleibt für drei Kalendermonate eines Sonderurlaubs zum Zwecke der be- 
ruflichen Fortbildung, wenn der Dienstgeber ein dienstliches oder betriebliches Interesse an 
der Beurlaubung schriftlich anerkannt hat. 

      1Ergeben sich bei der Berechnung des anteiligen Jahresurlaubs Bruchteile eines Ur- 
laubstages, die mindestens einen halben Tag ergeben, sind diese auf einen vollen Urlaubs- 
tag aufzurunden. 2Vor Anwendung der Absätze 7 und 8 sind der Erholungsurlaub und ein 
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etwaiger Zusatzurlaub, mit Ausnahme des Zusatzurlaubs nach dem Neunten Sozialgesetz- 
buch, zusammenzurechnen. 

    1Erkrankt der Mitarbeiter während des Erholungsurlaubs und zeigt er dies unverzüglich 
an, so werden ihm die durch ärztliches Zeugnis nachgewiesenen Krankheitstage, an denen 
der Mitarbeiter arbeitsunfähig war, auf den Urlaub nicht angerechnet; § 38 Abs. 1 bis 4 gilt 
entsprechend. 2Der Mitarbeiter hat nach Ablauf des Erholungsurlaubs seinen Dienst an dem 
im Voraus festgelegten Tag wieder aufzunehmen. 3Dauert die Arbeitsunfähigkeit über diesen 
Zeitpunkt hinaus an, so hat er nach Wiederherstellung der Dienstfähigkeit unverzüglich den 
Dienst aufzunehmen. 4Die wegen Arbeitsunfähigkeit nachzugewährenden Urlaubstage wer- 
den vom Dienstgeber auf Antrag des Mitarbeiters erneut festgesetzt. 

 
§ 45 Dauer des Erholungsurlaubs 

      Der Urlaub des Mitarbeiters, dessen durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Ar- 
beitszeit auf 5 Arbeitstage in der Kalenderwoche verteilt ist (Fünftagewoche), beträgt 30 Ar- 
beitstage, soweit nicht eine für den Mitarbeiter günstigere gesetzliche Regelung (z.B. für Ju- 
gendliche und schwerbehinderte Menschen) oder für die Auszubildenden (Anhang Auszubil- 
dende) eine Sonderregelung getroffen ist. 

      Abweichend von Absatz 1 Satz 1 beträgt der Urlaub für Ärztinnen und Ärzte, die unter 
den Geltungsbereich des Anhangs Ärztlicher Dienst fallen, 31 Arbeitstage. 

      (weggefallen) 
      1Arbeitstage sind alle Kalendertage, an denen der Mitarbeiter dienstplanmäßig oder in 

seiner Einrichtung oder Dienststelle üblicherweise zu arbeiten hat oder zu arbeiten hätte, mit 
Ausnahme der auf Arbeitstage fallenden gesetzlichen Feiertage, für die kein Freizeitaus- 
gleich gewährt wird. 2Endet eine Dienstleistung nicht an dem Kalendertag, an dem sie be- 
gonnen hat, gilt als Arbeitstag der Kalendertag, an dem die Dienstleistung begonnen hat. 

      1Ist die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit regelmäßig oder dienst- 
planmäßig im Durchschnitt des Urlaubsjahres auf mehr als fünf Arbeitstage in der Kalender- 
woche verteilt, erhöht sich der Urlaub für jeden zusätzlichen Arbeitstag im Urlaubsjahr um 
1/260 des Urlaubs nach Absatz 1 und § 47 zuzüglich eines etwaigen Zusatzurlaubs. 2Ein Zu- 
satzurlaub nach § 47, nach dem Neunten Sozialgesetzbuch und nach den Vorschriften für 
politisch Verfolgte bleibt dabei unberücksichtigt. 3Ist die durchschnittliche regelmäßige wö- 
chentliche Arbeitszeit regelmäßig oder dienstplanmäßig im Durchschnitt des Urlaubsjahres 
auf weniger als fünf Arbeitstage in der Kalenderwoche verteilt, vermindert sich der Urlaub für 
jeden zusätzlichen arbeitsfreien Tag im Urlaubsjahr um 1/260 des Urlaubs nach Absatz 1 
und § 47 zuzüglich eines etwaigen Zusatzurlaubs. 4Ein Zusatzurlaub nach § 47, nach dem 
Neunten Sozialgesetzbuch und nach den Vorschriften für politisch Verfolgte bleibt dabei un- 
berücksichtigt. 5Wird die Verteilung der durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Ar- 
beitszeit während des Urlaubsjahres auf Dauer oder jahreszeitlich bedingt vorübergehend 
geändert, ist die Zahl der Arbeitstage zugrunde zu legen, die sich ergeben würde, wenn die 
für die Urlaubszeit maßgebende Verteilung der Arbeitszeit für das ganze Urlaubsjahr gelten 
würde. 6Ergeben sich bei der Berechnung des Erholungsurlaubs nach den Sätzen 1 bis 5 
Bruchteile eines Urlaubstages, die mindestens einen halben Tag ergeben, so sind diese auf 
einen vollen Urlaubstag aufzurunden. 

 
§ 46 Urlaub bei Beendigung des Dienstverhältnisses 

(1) 1Soweit im Zeitpunkt einer Kündigung des Dienstverhältnisses der entstandene Ur- 
laubsanspruch (§ 44 Abs. 6) noch nicht erfüllt ist, ist der Erholungsurlaub während der Kündi- 
gungsfrist zu gewähren und zu nehmen. 2Soweit der Erholungsurlaub aus dienstlichen Grün- 
den nicht gewährt werden kann oder die Kündigungsfrist nicht ausreicht oder das Dienstver- 
hältnis durch Auflösungsvertrag (§ 54 Abs. 2) endet, ist der Erholungsurlaub abzugelten. 
3Dasselbe gilt, wenn das Dienstverhältnis wegen verminderter Erwerbsfähigkeit endet (§ 53 
Abs. 1 und 3) oder zum Ruhen kommt (§ 53 Abs. 1 Satz 6). 4Kann wegen Arbeitsunfähigkeit 
der Erholungsurlaub bis zur Beendigung des Dienstverhältnisses nicht mehr genommen 
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werden, besteht ein Abgeltungsanspruch für den gesetzlichen Mindesturlaub und den Zu- 
satzurlaub nach § 208 SGB IX. 5Der weitergehende Urlaubsanspruch wird nur dann abgegol- 
ten, wenn nach Ausscheiden des Mitarbeiters aus dem Dienstverhältnis dessen Arbeitsunfä- 
higkeit noch im Urlaubsjahr, für das der Urlaubsanspruch entstanden ist, bzw. im Übertra- 
gungszeitraum (§ 44 Abs. 5) so rechtzeitig endet, dass bei bestehendem Dienstverhältnis  
der Urlaub hätte verwirklicht werden können. 6Wird Urlaub abgegolten, so erhält der Mitarbei- 
ter für jeden abzugeltenden Urlaubstag bei einer Verteilung der durchschnittlichen regelmä- 
ßigen wöchentlichen Arbeitszeit auf fünf Tage 1/22, bei einer Verteilung auf sechs Tage 1/26 
der Dienstbezüge (§ 27) einschließlich der Zulagen, die in Monatsbeträgen festgelegt sind. 
7Zusätzlich erhält der Mitarbeiter beim Vorliegen der Voraussetzungen pro Urlaubstag, der 
abgegolten wird, einen Aufschlag nach § 36 Abs. 3. 8In anderen Fällen ist der Bruchteil ent- 
sprechend zu ermitteln. 

(2) 1Erholungsurlaub, der im selben Urlaubsjahr von einem früheren Dienstgeber gewährt 
oder abgegolten wurde, wird auf die Urlaubsdauer angerechnet. 2Beim Ausscheiden eines 
Mitarbeiters ist der Dienstgeber verpflichtet, in einer Bescheinigung die Dauer des in dem 
laufenden Urlaubsjahr erhaltenen oder abgegoltenen Erholungsurlaubs zu vermerken und 
dem Mitarbeiter auszuhändigen. 

 
§ 47 Zusatzurlaub 

      1Mitarbeiter, die ständig Wechselschichtarbeit nach § 16 Abs. 1 oder ständig Schichtar- 
beit nach § 16 Abs. 2 leisten und denen die Zulage nach § 18 Abs. 4 Satz 1, Abs. 4a Satz 1 
oder Abs. 5 Satz 1 zusteht, erhalten 

a) bei Wechselschichtarbeit für je zwei zusammenhängende Monate und 
b) bei Schichtarbeit für je vier zusammenhängende Monate 

einen Arbeitstag Zusatzurlaub. 

Anmerkung für Mitarbeiter in Krankenhäusern: 

Es wird für je zwei Tage Zusatzurlaubsanspruch nach Satz 1 Buchst. a ein zusätzlicher 
Tag Zusatzurlaub gewährt. 

      Im Falle nicht ständiger Wechselschichtarbeit und nicht ständiger Schichtarbeit soll bei 
annähernd gleicher Belastung die Gewährung zusätzlicher Urlaubstage durch Dienstverein- 
barung geregelt werden. 

      1Mitarbeiter erhalten bei einer Leistung im Kalenderjahr von mindestens 

- 150 Nachtarbeitsstunden 1 Arbeitstag 

- 300 Nachtarbeitsstunden 2 Arbeitstage 

- 450 Nachtarbeitsstunden 3 Arbeitstage 

- 600 Nachtarbeitsstunden 4 Arbeitstage 

Zusatzurlaub im Kalenderjahr. 2Nachtarbeitsstunden, die in Zeiträumen geleistet werden, für 
die Zusatzurlaub für Wechselschicht- oder Schichtarbeit zusteht, bleiben unberücksichtigt. 

      Bei Anwendung des Absatzes 3 werden nur die im Rahmen der regelmäßigen Arbeits- 
zeit (§ 15) in der Zeit zwischen 21 Uhr und 6 Uhr dienstplanmäßig bzw. betriebsüblich geleis- 
teten Nachtarbeitsstunden berücksichtigt. 

      1Bei Teilzeitmitarbeitern ist die Zahl der nach Absatz 3 geforderten Nachtarbeitsstun- 
den entsprechend dem Verhältnis ihrer individuell vereinbarten durchschnittlichen regelmäßi- 
gen Arbeitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer Vollzeitzeitmitarbeiter zu kürzen. 
2Ist die vereinbarte Arbeitszeit im Durchschnitt des Urlaubsjahres auf weniger als fünf Ar- 
beitstage in der Kalenderwoche verteilt, ist der Zusatzurlaub in entsprechender Anwendung 
des § 45 Abs. 5 Satz 1, Satz 3 und Satz 6 zu ermitteln. 
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      1Die Mitarbeiter erhalten für die Zeit der Bereitschaftsdienste in den Nachtstunden ei- 
nen Zusatzurlaub in Höhe von zwei Arbeitstagen pro Kalenderjahr, sofern mindestens 288 
Stunden der Bereitschaftsdienste kalenderjährlich in die Zeit zwischen 21 Uhr bis 6 Uhr fal- 
len. 2Absatz 3 Satz 2 und Absatz 5 gelten entsprechend. 

      1Zusatzurlaub nach dieser Regelung und sonstigen Bestimmungen mit Ausnahme von 
§ 208 SGB IX wird nur bis zu insgesamt sechs Arbeitstagen im Kalenderjahr gewährt. 2Erho- 
lungsurlaub und Zusatzurlaub (Gesamturlaub) dürfen im Kalenderjahr zusammen 35 Arbeits- 
tage, bei Zusatzurlaub wegen Wechselschichtarbeit 36 Tage, nicht überschreiten. 3Bei Mitar- 
beitern, die das 50. Lebensjahr vollendet haben, gilt abweichend von Satz 2 eine Höchst- 
grenze von 36 Arbeitstagen; maßgebend für die Berechnung der Urlaubsdauer ist das Le- 
bensjahr, das im Laufe des Kalenderjahres vollendet wird. 

(7a) 1Für Mitarbeiter in Krankenhäusern wird Zusatzurlaub nach dieser Regelung und 
sonstigen Bestimmungen mit Ausnahme von § 208 SGB IX nur bis zu insgesamt zehn Ar- 
beitstagen gewährt. 2Erholungsurlaub und Zusatzurlaub (Gesamturlaub) mit Ausnahme von 
§ 208 SGB IX dürfen dabei zusammen 40 Arbeitstage nicht überschreiten. 

      Im Übrigen gelten die §§ 36, 44 und 45 mit Ausnahme von § 44 Abs. 7 Satz 1 entspre- 
chend. 

Anmerkungen zu den Absätzen 1, 3 und 6: 

1. 1 Der Anspruch auf Zusatzurlaub nach den Absätzen 1 und 2 bemisst sich nach 
der abgeleisteten Schicht- oder Wechselschichtarbeit und entsteht im laufenden 
Jahr, sobald die Voraussetzungen nach Absatz 1 erfüllt sind. 2 Für die Feststellung, 
ob ständige Wechselschichtarbeit oder ständige Schichtarbeit vorliegt, ist eine Un- 
terbrechung durch Arbeitsbefreiung, Freizeitausgleich, bezahlten Urlaub oder Ar- 
beitsunfähigkeit in den Grenzen des § 37 unschädlich. 

2. Der Anspruch auf Zusatzurlaub nach Absatz 3 sowie nach Absatz 6 bemisst sich 
nach den abgeleisteten Nachtarbeitsstunden und entsteht im laufenden Jahr, so- 
bald die Voraussetzungen nach Absatz 3 Satz 1 bzw. nach Absatz 6 Satz 1 erfüllt 
sind. 

Anmerkung zu den Absätzen 1 bis 8: 
1Hat der Mitarbeiter im Kalenderjahr 2026 die Voraussetzungen für einen Anspruch auf 
Zusatzurlaub nach § 4 der Anlage 14 in der bis zum 31. Dezember 2026 geltenden 
Fassung der AVR erfüllt, wird der sich daraus ergebende Zusatzurlaub im Kalenderjahr 
2027 gewährt. 2Erwirbt der Mitarbeiter im Kalenderjahr 2027 einen weiteren Anspruch 
auf Zusatzurlaub, werden die in den Kalenderjahren 2026 und 2027 erworbenen An- 
sprüche miteinander verglichen. 3Der Mitarbeiter erhält in diesem Fall ausschließlich 
den jeweils höheren Anspruch auf Gewährung von Zusatzurlaub. 

 
§ 48 Sonderurlaub 

Der Mitarbeiter soll auf Antrag Sonderurlaub unter Wegfall der Bezüge erhalten, wenn 
er 

a) mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder 
b) einen nach ärztlichem Attest pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen 

tatsächlich betreut oder pflegt und dringende dienstliche bzw. betriebliche Belange nicht ent- 
gegenstehen. 

      Sonderurlaub unter Wegfall der Bezüge aus anderen als den in Absatz 1 genannten 
Gründen kann bei Vorliegen eines wichtigen Grundes gewährt werden, wenn die dienstlichen 
oder betrieblichen Verhältnisse es gestatten. 

      Der Mitarbeiter soll den Sonderurlaub schriftlich spätestens drei Monate vor dem Zeit- 
punkt, ab dem Sonderurlaub in Anspruch genommen werden soll, beim Dienstgeber unter 
Angabe des Zeitraums, für den er ihn in Anspruch nehmen will, beantragen. 
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      1Der Sonderurlaub soll nicht länger als fünf Jahre einschließlich der Elternzeit des Mit- 
arbeiters betragen. 2Er kann verlängert werden; ein Antrag auf Verlängerung ist spätestens 
sechs Monate vor Ablauf des Sonderurlaubs zu stellen. 

      Sonderurlaub kann mit Zustimmung des Dienstgebers vorzeitig beendet werden. 

      Wenn der Sonderurlaub vier Wochen übersteigt, gilt die Zeit des Sonderurlaubs nicht 
als Beschäftigungszeit nach § 10, es sei denn, der Dienstgeber hat vor Antritt des Sonderur- 
laubs ein dienstliches oder betriebliches Interesse an der Beurlaubung schriftlich anerkannt. 

      1Während der Zeit des Sonderurlaubs kann der Mitarbeiter eine entgeltliche Beschäfti- 
gung nur mit Zustimmung des Dienstgebers ausüben. 2Die wöchentliche Arbeitszeit soll 19 
Stunden nicht übersteigen. 3Die Beschäftigung darf dem Zweck des Sonderurlaubs nicht zu- 
widerlaufen. 

Anmerkung 1 zu §§ 44 bis 48: 
1Eine für den jugendlichen Mitarbeiter günstigere Regelung gilt nach § 19 Abs. 2 
JArbSchG nur, wenn der Jugendliche zu Beginn des Kalenderjahres noch nicht 16 
Jahre alt ist; in diesem Falle erhält der Jugendliche einen Urlaub von 30 Werktagen. 
2Als Werktage gelten dabei alle Kalendertage, die nicht Sonn- oder gesetzliche Feier- 
tage sind. 

Anmerkung 2 zu §§ 44 bis 48: 

Schwerbehinderte Menschen erhalten gemäß § 208 SGB IX einen Zusatzurlaub. 
 

§ 49 Arbeitsbefreiung 

Persönliche Angelegenheiten hat der Mitarbeiter außerhalb der Arbeitszeit zu erledi- 
gen. 

Als Fälle des § 616 BGB, in denen der Mitarbeiter unter Fortzahlung der Dienstbezüge 
(§ 27) und der in Monatsbeiträgen festgelegten Zulagen in nachstehend genanntem Ausmaß 
von der Arbeit freigestellt wird, gelten nur die folgenden Anlässe: 

a) Umzug aus dienstlichem oder betrieblichem 
Grund an einen anderen Ort 1 Arbeitstag 

b) Niederkunft der Ehefrau, Lebenspartnerin im Sinne des 
Lebenspartnerschaftsgesetzes oder der in ehe- oder 
lebenspartnerschaftsähnlicher Gemeinschaft lebenden 
Lebensgefährtin 1 Arbeitstag 

c) Tod des Ehegatten, des Lebenspartners im Sinne des 
Lebenspartnerschaftsgesetzes oder des in ehe- oder 
lebenspartnerschaftsähnlicher Gemeinschaft lebenden 
Lebensgefährten, eines Kindes oder Elternteils 2 Arbeitstage 

d) Kirchliche Eheschließung des Mitarbeiters 1 Arbeitstag 
e) Taufe, Erstkommunion, Firmung und entsprechende 

religiöse Feiern eines Kindes des Mitarbeiters 1 Arbeitstag 
f) Kirchliche Eheschließung eines Kindes des Mitarbeiters 1 Arbeitstag 
g) Schwere Erkrankung 

aa) eines Angehörigen, soweit er in demsel- 
ben Haushalt lebt 1 Arbeitstag im Kalenderjahr 

bb) eines Kindes, das das 14. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat, wenn im laufenden 
Kalenderjahr kein Anspruch nach § 45 SGB V 
besteht oder bestanden hat bis zu vier Arbeitstagen im 

Kalenderjahr 

cc) einer Betreuungsperson, wenn der Mit- 
arbeiter deshalb die Betreuung seines Kindes, 
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das das 8. Lebensjahr noch nicht vollendet 
hat oder wegen körperlicher, geistiger oder 
seelischer Behinderung dauernd pflegebedürf- 
tig ist, übernehmen muss. bis zu vier Arbeitstagen im 

Kalenderjahr 

Eine Freistellung erfolgt nur, soweit eine andere Person zur Pflege oder Betreuung 
nicht sofort zur Verfügung steht und der Arzt in den Fällen der Doppelbuchstaben 
aa und bb die Notwendigkeit der Anwesenheit des Mitarbeiters zur vorläufigen 
Pflege bescheinigt. Die Freistellung darf insgesamt fünf Arbeitstage im Kalenderjahr 
nicht überschreiten. 

h) Ärztliche Behandlung des Mitarbeiters, 
wenn diese nach ärztlicher Bescheinigung 
während der Arbeitszeit erfolgen muss. erforderliche nachgewiesene 

Abwesenheitszeit 
einschließlich erforderlicher 
Wegezeiten 

      1Bei Erfüllung allgemeiner staatsbürgerlicher Pflichten nach deutschem Recht, soweit 
die Arbeitsbefreiung gesetzlich vorgeschrieben ist und soweit die Pflichten nicht außerhalb 
der Arbeitszeit, gegebenenfalls nach ihrer Verlegung, wahrgenommen werden können, be- 
steht der Anspruch auf Fortzahlung der Dienstbezüge (§ 27) und der in Monatsbeträgen fest- 
gelegten Zulagen nur insoweit, als der Mitarbeiter nicht Ansprüche auf Ersatz dieser Bezüge 
geltend machen kann. 2Die fortgezahlten Bezüge gelten in Höhe des Ersatzanspruchs als 
Vorschuss auf die Leistungen der Kostenträger. 3Der Mitarbeiter hat den Ersatzanspruch gel- 
tend zu machen und die erhaltenen Beträge an den Dienstgeber abzuführen. 

      Der Dienstgeber kann aus anderen besonderen Anlässen als den in Absatz 2 
Buchst. a bis h genannten Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung der Dienstbezüge (§ 27) und 
der in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen bis zu drei Tagen gewähren, sofern die dienstli- 
chen und betrieblichen Verhältnisse es zulassen. 

      Der Mitarbeiter, der im Einverständnis mit dem Dienstgeber an Exerzitien teilnimmt, er- 
hält hierfür im Kalenderjahr bis zu drei Arbeitstage Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung der 
Dienstbezüge (§ 27) und der in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen. 

      1Der Mitarbeiter, der im Einverständnis mit dem Dienstgeber an fachlichen Fortbil- 
dungskursen teilnimmt, erhält hierfür im Kalenderjahr bis zu fünf Arbeitstage und, wenn er 
regelmäßig mehr als fünf Arbeitstage in der Woche arbeitet, bis zu sechs Arbeitstage Ar- 
beitsbefreiung unter Fortzahlung der Dienstbezüge (§ 27) und der in Monatsbeträgen festge- 
legten Zulagen. 2Diese ist auf einen gesetzlichen Anspruch auf Bildungsurlaub anzurechnen. 

      1Die Mitglieder der Arbeitsrechtlichen Kommission erhalten für ihre Tätigkeit Arbeitsbe- 
freiung unter Fortzahlung der Dienstbezüge (§ 27) und der in Monatsbeträgen festgelegten 
Zulagen. 2Die Mitglieder von Schlichtungsstellen (§ 56) erhalten für die Teilnahme an deren 
Verhandlungen und die Mitglieder von Organen der Versorgungseinrichtungen der Mitarbei- 
ter erhalten für die notwendige Dauer der Abwesenheit Arbeitsbefreiung unter Fortzahlung 
der Dienstbezüge und der in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen. 3Zur Teilnahme an Sit- 
zungen von Prüfungs- und von Berufsbildungsausschüssen nach dem Berufsbildungsgesetz 
sowie für eine Tätigkeit in Organen von Sozialversicherungsträgern kann den Mitgliedern Ar- 
beitsbefreiung unter Fortzahlung der Dienstbezüge und der in Monatsbeiträgen festgelegten 
Zulagen gewährt werden, sofern nicht dringende dienstliche oder betriebliche Interessen ent- 
gegenstehen. 

      Soweit in einer diözesanen KODA-Regelung eine Arbeitsbefreiung für die Teilnahme 
an Tagungen von Vereinigungen im Sinne des Artikel 10 der Grundordnung des kirchlichen 
Dienstes besteht, hat der Mitarbeiter in einer Einrichtung mit Sitz in dieser Diözese einen An- 
spruch auf entsprechende Freistellung in demselben Umfang. 
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      In begründeten Fällen kann bei Verzicht auf die Dienstbezüge kurzfristige Arbeitsbe- 
freiung gewährt werden, wenn es die dienstlichen und betrieblichen Verhältnisse gestatten. 

 
Abschnitt V 

Befristung und Beendigung des Dienstverhältnisses 
 

§ 50 Führung auf Probe 
      1Führungspositionen können als befristetes Dienstverhältnis bis zur Gesamtdauer von 

zwei Jahren vereinbart werden. 2Innerhalb dieser Gesamtdauer ist eine höchstens zweima- 
lige Verlängerung des Dienstvertrages zulässig. 3Die beiderseitigen Kündigungsrechte blei- 
ben unberührt. 

      Führungspositionen sind die ab Entgeltgruppe 10 zugewiesenen Tätigkeiten mit Wei- 
sungsbefugnis, die vor Übertragung vom Dienstgeber ausdrücklich als Führungspositionen 
auf Probe bezeichnet worden sind. 

      1Besteht bereits ein Dienstverhältnis mit demselben Dienstgeber, kann dem Mitarbeiter 
vorübergehend eine Führungsposition bis zu der in Absatz 1 genannten Gesamtdauer über- 
tragen werden. 2Dem Mitarbeiter wird für die Dauer der Übertragung eine Zulage in Höhe 
des Unterschiedsbetrags zwischen den Tabellenentgelten nach der bisherigen Entgeltgruppe 
und dem sich bei Höhergruppierung nach § 30 Abs. 4 Satz 1 und 2 ergebenden Tabellenent- 
gelt gewährt. 3Nach Fristablauf endet die Erprobung. 4Bei Bewährung wird die Führungsfunk- 
tion auf Dauer übertragen; ansonsten erhält der Mitarbeiter eine der bisherigen Eingruppie- 
rung entsprechende Tätigkeit. 

 
§ 51 Führung auf Zeit 

      1Führungspositionen können als befristetes Dienstverhältnis bis zur Dauer von vier 
Jahren vereinbart werden. 2Folgende Verlängerungen des Dienstvertrages sind zulässig: 

a) in den Entgeltgruppen 10 bis 12 eine höchstens zweimalige Verlängerung bis zu ei- 
ner Gesamtdauer von acht Jahren, 

b) ab Entgeltgruppe 13 eine höchstens dreimalige Verlängerung bis zu einer Gesamt- 
dauer von zwölf Jahren. 

3Zeiten in einer Führungsposition nach Buchstabe a bei demselben Dienstgeber können auf 
die Gesamtdauer nach Buchstabe b zur Hälfte angerechnet werden. 4Die allgemeinen Vor- 
schriften über die Probezeit (§ 6 Abs. 4) und die beiderseitigen Kündigungsrechte bleiben 
unberührt. 

      Führungspositionen sind die ab Entgeltgruppe 10 zugewiesenen Tätigkeiten mit Wei- 
sungsbefugnis, die vor Übertragung vom Dienstgeber ausdrücklich als Führungspositionen 
auf Zeit bezeichnet worden sind. 

      1Besteht bereits ein Dienstverhältnis mit demselben Dienstgeber, kann dem Mitarbeiter 
vorübergehend eine Führungsposition bis zu den in Absatz 1 genannten Fristen übertragen 
werden. 2Dem Mitarbeiter wird für die Dauer der Übertragung eine Zulage gewährt in Höhe 
des Unterschiedsbetrags zwischen den Tabellenentgelten nach der bisherigen Entgeltgruppe 
und dem sich bei Höhergruppierung nach § 30 Abs. 4 Satz 1 und 2 ergebenden Tabellenent- 
gelt, zuzüglich eines Zuschlags von 75 v.H. des Unterschiedsbetrags zwischen den Tabel- 
lenentgelten der Entgeltgruppe, die der übertragenen Funktion entspricht, zur nächsthöheren 
Entgeltgruppe nach § 30 Abs. 4 Satz 1 und 2. 3Nach Fristablauf erhält der Mitarbeiter eine 
der bisherigen Eingruppierung entsprechende Tätigkeit; der Zuschlag entfällt. 

 
§ 52 Kündigung des Dienstverhältnisses 

      Befristete und unbefristete Dienstverhältnisse können von beiden Vertragsparteien or- 
dentlich gekündigt werden. 
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      1Bis zum Ende der Probezeit beträgt die Kündigungsfrist zwei Wochen zum Monats- 
schluss. 2Im Übrigen beträgt die Kündigungsfrist bei einer Beschäftigungszeit 

bis zu einem Jahr ein Monat zum Monatsschluss, 

von mehr als einem Jahr 6 Wochen, 

von mindestens 5 Jahren 3 Monate, 

von mindestens 8 Jahren 4 Monate, 

von mindestens 10 Jahren 5 Monate, 

von mindestens 12 Jahren 6 Monate 

zum Schluss eines Kalendervierteljahres. 

      Dienstverhältnisse von Mitarbeitern, die das 40. Lebensjahr vollendet haben, können 
nach einer Beschäftigungszeit (Absatz 4 Satz 1 und 2) von mehr als 15 Jahren durch den 
Dienstgeber nur aus einem wichtigen Grund gekündigt werden. 

      1Beschäftigungszeit im Sinne der Absätze 2 und 3 ist abweichend von § 10 die bei 
demselben Dienstgeber im Dienstverhältnis zurückgelegte Zeit, auch wenn sie unterbrochen 
ist. 2Unberücksichtigt bleibt die Zeit eines Sonderurlaubs (§ 48), es sei denn, der Dienstgeber 
hat vor Antritt des Sonderurlaubs schriftlich ein dienstliches oder betriebliches Interesse an- 
erkannt. 3Wechseln Mitarbeiter zwischen Dienstgebern, die vom Geltungsbereich dieser AVR 
erfasst werden, werden die Zeiten bei dem anderen Dienstgeber als Beschäftigungszeit an- 
erkannt. 4Satz 3 gilt entsprechend bei einem Wechsel von einem anderen Dienstgeber im 
sonstigen Tätigkeitsbereich der katholischen Kirche, der evangelischen Kirche, in einem Dia- 
konischen Werk oder in einer Einrichtung, die dem Diakonischen Werk angeschlossen ist. 

      1Kündigungen bedürfen zu ihrer Wirksamkeit der Schriftform (§ 623 BGB). 2Kündigt der 
Dienstgeber das Dienstverhältnis nach Ablauf der Probezeit (§ 6 Abs. 4), soll er in dem Kün- 
digungsschreiben den Kündigungsgrund angeben. 

 
§ 53 Beendigung des Dienstverhältnisses wegen verminderter Erwerbsfähigkeit 

      1Das Dienstverhältnis endet mit Ablauf des Monats, in dem der Bescheid eines Trägers 
der gesetzlichen Rentenversicherung (Rentenbescheid) zugestellt wird, wonach der Mitarbei- 
ter voll oder teilweise erwerbsgemindert ist. 2Der Mitarbeiter hat den Dienstgeber von der Zu- 
stellung des Rentenbescheids unverzüglich zu unterrichten. 3Beginnt die Rente erst nach der 
Zustellung des Rentenbescheids, endet das Dienstverhältnis mit Ablauf des dem Rentenbe- 
ginn vorangehenden Tages. 4Liegt im Zeitpunkt der Beendigung des Dienstverhältnisses 
eine nach § 175 SGB IX erforderliche Zustimmung des Integrationsamtes noch nicht vor, en- 
det das Dienstverhältnis mit Ablauf des Tages der Zustellung des Zustimmungsbescheids 
des Integrationsamtes. 5Das Dienstverhältnis endet nicht, wenn nach dem Bescheid des 
Rentenversicherungsträgers eine Rente auf Zeit gewährt wird. 6In diesem Fall ruht das 
Dienstverhältnis für den Zeitraum, für den eine Rente auf Zeit gewährt wird; beginnt die 
Rente rückwirkend, ruht das Dienstverhältnis ab dem ersten Tag des Monats, der auf den 
Monat der Zustellung des Rentenbescheids folgt. 7Der Dienstgeber teilt dem Mitarbeiter 
schriftlich mit, ob und zu welchem Zeitpunkt das Dienstverhältnis endet oder ruht. 8Bei einer 
Beendigung des Dienstverhältnisses hat die schriftliche Mitteilung mindestens zwei Wochen 
vor dem Beendigungszeitpunkt zu erfolgen. 

      Im Falle teilweiser Erwerbsminderung endet bzw. ruht das Dienstverhältnis nicht, wenn 
der Mitarbeiter nach seinem vom Rentenversicherungsträger festgestellten Leistungsvermö- 
gen auf seinem bisherigen oder einem anderen geeigneten und freien Arbeitsplatz weiterbe- 
schäftigt werden könnte, soweit dringende dienstliche bzw. betriebliche Gründe nicht entge- 
genstehen, und der Mitarbeiter innerhalb von zwei Wochen nach Zugang der Mitteilung des 
Dienstgebers nach Absatz 1 Satz 7 seine Weiterbeschäftigung schriftlich beantragt. 

      Die Absätze 1 und 2 finden entsprechende Anwendung, wenn eine Erwerbsminderung 
oder eine Berufsunfähigkeit durch Bescheid einer öffentlich-rechtlichen 
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Versicherungseinrichtung oder Versorgungseinrichtung einer Berufsgruppe festgestellt wird, 
deren Mitgliedschaft bei einem angenommenen Vorliegen der persönlichen Voraussetzun- 
gen die Voraussetzungen der Befreiung von der Versicherungspflicht nach §§ 6 Abs. 1 Nr. 1 
und 231 SGB VI erfüllen würde oder eine solche Befreiung erfolgt ist. 

 
§ 54 Sonstige Beendigung des Dienstverhältnisses 

      Befristete Dienstverhältnisse enden ohne Kündigung mit Ablauf des Zeitraumes, für 
den sie eingegangen sind, sofern nicht vorher eine Vertragsverlängerung schriftlich verein- 
bart worden ist. 

      Das Dienstverhältnis kann im gegenseitigen Einverständnis jederzeit durch einen Auf- 
lösungsvertrag beendigt werden. 

(2a) 1Der Mitarbeiter, der beabsichtigt, eine Altersrente im Sinne des § 33 Abs. 2 SGB VI für 
einen Zeitpunkt zu beantragen, in dem er die Regelaltersgrenze (§ 35 Satz 2 SGB VI i.V.m. 
§ 235 SGB VI) noch nicht erreicht, und deswegen sein Dienstverhältnis beenden will, kann 
von seinem Dienstgeber verlangen, dass er mit dem Mitarbeiter die Inhalte eines Auflö- 
sungsvertrages, insbesondere den Beendigungszeitpunkt, erörtert mit dem Ziel, dass ein 
Auflösungsvertrag abgeschlossen wird. 2Macht der Mitarbeiter hierzu einen Vorschlag, hat 
der Dienstgeber zu diesem Vorschlag zeitnah Stellung zu nehmen. 

      Das Dienstverhältnis endet, ohne dass es einer Kündigung bedarf, mit Ablauf des Mo- 
nats, in dem der Mitarbeiter das Alter der Regelaltersgrenze (§ 35 Satz 2 SGB VI i.V.m. 
§ 235 SGB VI) vollendet. 

      1Erfolgt während des laufenden Dienstverhältnisses für den Mitarbeiter anstatt der Ver- 
sicherung bei der gesetzlichen Rentenversicherung die Versicherung bei einer öffentlich- 
rechtlichen Versicherungseinrichtung oder Versorgungseinrichtung einer Berufsgruppe, de- 
ren Mitgliedschaft bei einem angenommenen Vorliegen der persönlichen Voraussetzungen 
die Voraussetzungen der Befreiung von der Versicherungspflicht nach §§ 6 Abs. 1 Nr. 1 und 
231 SGB VI erfüllen würde oder für die eine solche Befreiung erfolgt ist, finden Absatz 3 und 
Absatz 5 mit der Maßgabe Anwendung, dass an die Stelle der Regelaltersgrenze diejenige 
Altersgrenze tritt, mit der der Mitarbeiter nach der Satzung oder den sonstigen Versiche- 
rungsbestimmungen dieser Versorgungseinrichtung ein nicht vorgezogenes Altersruhegeld 
(Altersrente) beanspruchen kann. 2Der Mitarbeiter ist verpflichtet, dem Dienstgeber die diese 
Bestimmung enthaltende jeweils gültige Satzung oder sonstige Versicherungsbestimmung in 
der jeweils geltenden Fassung in Textform zur Verfügung zu stellen. 3Besteht für den Mitar- 
beiter gleichzeitig eine Versicherung bei der gesetzlichen Rentenversicherung z.B. aus einer 
Vorbeschäftigung, verbleibt es bei der Regelaltersgrenze, sofern der Mitarbeiter dies inner- 
halb der letzten drei Jahre vor deren Erreichen in Textform unter Nachweis der Versicherung 
beantragt hat. 4Ist der Mitarbeiter während des laufenden Dienstverhältnisses zwar in der ge- 
setzlichen Rentenversicherung mit laufenden Beiträgen versichert und es besteht gleichzeitig 
eine Anwartschaft bei einer in Satz 1 genannten Versorgungseinrichtung, so gilt die in Satz 1 
genannte Altersgrenze dieser Versorgungseinrichtung, sofern der Mitarbeiter dies innerhalb 
der letzten drei Jahre vor Erreichen der Regelaltersgrenze in Textform unter Nachweis der 
Anwartschaft beantragt hat. 5Der Dienstgeber bestätigt in Textform Anträge nach den Sätzen 
3 und 4. 6Liegt in den Fällen des Satzes 1 oder des Satzes 4 die in Satz 1 genannte Alters- 
grenze der Versorgungseinrichtung höher als die Regelaltersgrenze, so gilt bei Anwendung 
dieser höheren Altersgrenze der Beendigungszeitpunkt als auf die höhere Altersgrenze hin- 
ausgeschoben i.S.d. § 41 Satz 3 SGB VI. 

      1Endet das Dienstverhältnis nach Absatz 3 mit Erreichen der Regelaltersgrenze, so 
können Dienstgeber und Mitarbeiter während des Dienstverhältnisses durch schriftliche Ver- 
einbarung den Beendigungszeitpunkt, ggf. auch mehrfach, hinausschieben. 2Erfolgt die erst- 
malige Vereinbarung über die Fortsetzung des Dienstverhältnisses erst nach Erreichen der 
Regelaltersgrenze des Mitarbeiters, soll das Dienstverhältnis verändert fortgesetzt werden 
oder erfolgt die Einstellung des Mitarbeiters erst nach dessen Erreichen der Regelalters- 
grenze, kann auf schriftlichen Antrag des Mitarbeiters das Dienstverhältnis befristet werden. 
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3Sofern die Befristung wegen der Personal- und Nachwuchsplanungen des Dienstgebers er- 
folgt, werden diese dem Mitarbeiter in angemessener Form schriftlich mitgeteilt. 4Eine Befris- 
tung im Sinn der Sätze 2 und 3 setzt den Bezug einer Altersrente als Vollrente oder den An- 
spruch des Mitarbeiters auf eine solche Rente voraus. 

 
§ 55 Zeugnis 

      Bei Beendigung des Dienstverhältnisses haben die Mitarbeiter Anspruch auf ein schrift- 
liches Zeugnis über Art und Dauer ihrer Tätigkeit, das sich auch auf Führung und Leistung 
erstrecken muss (Endzeugnis). 

      Aus triftigen Gründen können Mitarbeiter auch während des Dienstverhältnisses ein 
Zeugnis verlangen (Zwischenzeugnis). 

      Bei bevorstehender Beendigung des Dienstverhältnisses können die Mitarbeiter ein 
Zeugnis über Art und Dauer ihrer Tätigkeit verlangen (vorläufiges Zeugnis). 

      Die Zeugnisse gemäß den Absätzen 1 bis 3 sind unverzüglich auszustellen. 

 
Abschnitt VI 

Übergangs- und Schlussvorschriften 
 

§ 56 Schlichtungsverfahren 

      Dienstgeber und Mitarbeiter sind verpflichtet, bei Meinungsverschiedenheiten, die sich 
bei der Anwendung der AVR oder aus dem Dienstverhältnis ergeben, zunächst die bei dem 
zuständigen Diözesancaritasverband errichtete Schlichtungsstelle anzurufen, der es obliegt, 
aufgetretene Streitfälle zu schlichten. 

      1Die Schlichtungsstelle kann Fragen von grundsätzlicher Bedeutung der beim Deut- 
schen Caritasverband errichteten Zentralen Schlichtungsstelle zur Begutachtung vorlegen. 
2Die Zentrale Schlichtungsstelle ist unmittelbar zuständig für solche Meinungsverschieden- 
heiten, an denen ein Diözesancaritasverband beteiligt ist. 

      Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen Dienstgeber und einem Mitarbeiter der Zent- 
rale des Deutschen Caritasverbandes wird unter Vermittlung des Erzbischofs von Freiburg 
eine besondere Schlichtungsstelle gebildet. 

(3a) 1Die Schlichtungsstellen nach den Absätzen 1 bis 3 sind auch für die Entscheidungen 
bei Streitigkeiten über die ordnungsgemäße Einbeziehung der AVR nach Art. 9 Abs. 5 Satz 1 
Alternative 2 GrO zuständig. 2Die Mitgliedschaft in der Arbeitsrechtlichen Kommission kann 
keinen Ausschlussgrund für die Wahrnehmung einer Aufgabe in einer Schlichtungsstelle dar- 
stellen. 3Der Erlass oder die Änderung einer Schlichtungsordnung bedarf der Zustimmung 
der Bundeskommission mit der Mehrheit ihrer Mitglieder gemäß § 16 Abs. 2 Satz 1 AK-O. 

      Die Behandlung eines Falles vor der Schlichtungsstelle schließt die fristgerechte Anru- 
fung des Arbeitsgerichtes nicht aus. 

Anmerkungen: 

1. Die Bundeskommission kann die Entscheidung nach Absatz 3a auf einen beschlie- 
ßenden Ausschuss übertragen, der mit der Mehrheit der Mitglieder des Ausschus- 
ses Beschlüsse fasst. 

2. 1Absätze 1 bis 3 wirken für Meinungsverschiedenheiten zwischen Dienstgebern 
und Mitarbeitern, wenn die Zustimmung zu ab dem 1. Januar 2023 erlassenen 
oder geänderten Schlichtungsordnungen nach Absatz 3a Satz 3 erfolgt ist. 2Für bis 
zum 19. Oktober 2023 erlassene oder geänderte Schlichtungsordnungen finden 
diese bis zu einer Beschlussfassung über die Zustimmung nach Absatz 3a Satz 3 
Anwendung. 
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3. Das in Absatz 3a beschriebene Verfahren wird von der Bundeskommission bis 
spätestens zum 31. Oktober 2026 evaluiert. 

 
§ 57 Ausschlussfrist 

      1Ansprüche aus dem Dienstverhältnis verfallen, wenn sie nicht innerhalb einer Aus- 
schlussfrist von sechs Monaten nach Fälligkeit vom Mitarbeiter oder vom Dienstgeber in 
Textform geltend gemacht werden, soweit die AVR nichts anderes bestimmen. 2Diese Aus- 
schlussfrist gilt nicht für die Haftung aufgrund Vorsatzes, für Schäden aus der Verletzung des 
Lebens, des Körpers oder der Gesundheit oder für Ansprüche des Mitarbeiters, die kraft Ge- 
setzes dieser Ausschlussfrist entzogen sind. 

      Für denselben Sachverhalt reicht die einmalige Geltendmachung des Anspruches aus, 
um die Ausschlussfrist auch für später fällig werdende Leistungen unwirksam zu machen. 

 
§ 58 Einsatz von Leiharbeitnehmern 
1Mitarbeiter, die an Einrichtungen und Dienststellen innerhalb des Geltungsbereiches nach 
dem Arbeitnehmerüberlassungsgesetz überlassen werden, dürfen abweichend von § 1 
Abs. 1b Satz 1 AÜG bis zu fünf Jahren überlassen werden, wenn für sie mindestens die Ver- 
gütungsregelungen der AVR in ihrer jeweils gültigen Fassung zur Anwendung kommen. 2Die 
betreffenden Mitarbeiter dürfen dabei gleichzeitig nicht schlechter gestellt werden als für die 
Einrichtung und Dienststelle des Entleihers vergleichbare Mitarbeiter des Entleihers gelten- 
den wesentlichen Arbeitsbedingungen einschließlich des Arbeitsentgeltes, § 8 Abs. 1 AÜG. 

 
§ 59 Inkrafttreten und Geltung 

      1Diese Fassung der AVR tritt einschließlich ihrer Anhänge am 1. Januar 2027 in Kraft 
und ersetzt die bis dahin geltende Fassung der AVR und ihrer Anlagen. 2Sie findet ab dem 
1. Januar 2027 Anwendung auf alle Dienstverhältnisse im Geltungsbereich gemäß § 2. 

      Die Bestimmungen des Anhangs Überleitung sind unter Berücksichtigung der Regelun- 
gen dieser Fassung der AVR zur Bestimmung der Überleitung von Mitarbeitern, die am 
31. Dezember 2026 nach den Regelungen der Anlage 2, 2d oder 2e der am 31. Dezember 
2026 geltenden Fassung der AVR eingruppiert sind, bereits vor dem 1. Januar 2027 anzu- 
wenden. 

      1Für andere als die in § 1 Teil I. Anhang Überleitung benannten Mitarbeiter gilt der An- 
hang Überleitung nicht. 2Die Neufassung der AVR zum 1. Januar 2027 hat keinen Einfluss 
auf die Eingruppierung der zuvor genannten Mitarbeiter und auf die jeweils erreichte Stufe 
und die Stufenlaufzeit. 3Die bisherigen Eingruppierungen finden sich ab dem 1. Januar 2027 
in: 

 

AVR in der am 31. Dezember 2026 
geltenden Fassung 

AVR ab 1. Januar 2027 

Anlage 21 Anhang Lehrkräfte, Teil I. 

Anlage 21a Anhang Lehrkräfte, Teil II. 

Anlage 30 Anhang Ärztlicher Dienst 

Anlage 31, Anhang D Abschnitt I Anhang Entgeltordnung, Teil B Abschnitt XI Nr. 1 

Anlage 31, Anhang D Abschnitt II Anhang Entgeltordnung, Teil B Abschnitt XI Nr. 2a 

Anlage 32, Anhang D Abschnitt I Anhang Entgeltordnung, Teil B Abschnitt XI Nr. 1 

Anlage 32, Anhang D Abschnitt II Anhang Entgeltordnung, Teil B Abschnitt XI Nr. 2b 

Anlage 32, Anhang E Abschnitt I Anhang Entgeltordnung, Teil B Abschnitt XI Nr. 1 

Anlage 32, Anhang E Abschnitt II Anhang Entgeltordnung, Teil B Abschnitt XI Nr. 2c 



55 
 

 

Anlage 33, Anhang B Anhang Entgeltordnung, Teil B Abschnitt XXIV 

 
      1Auf Ansprüche, die bis zum 31. Dezember 2026 entstanden sind, ist unabhängig von 

einem späteren Abrechnungs- oder Auszahlungstermin die am 31. Dezember 2026 geltende 
Fassung der AVR anzuwenden. 2Die in den Anlagen 2e, 21, 21a und 30 bis 33 der am 
31. Dezember 2026 geltenden Fassung der AVR enthaltenen Überleitungs- und Besitz- 
standsregelungen finden auch weiterhin Anwendung. 3Auf vor dem 1. Juli 2024 begonnene 
Altersteilzeitdienstverhältnisse oder flexible Altersarbeitszeit finden die Regelungen der An- 
lage 17a der am 31. Dezember 2026 geltenden Fassung der AVR weiterhin Anwendung. 

      Die am 31. Dezember 2026 geltende Fassung der AVR wird vom Deutschen Caritas- 
verband e.V. in Textform in geeigneter Weise öffentlich bereitgestellt. 
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Grundsätzliche Eingruppierungsregelungen (Vorbemerkungen) 
 

1. Vorrang spezieller Tätigkeitsmerkmale 
1Für Mitarbeiter, deren Tätigkeit in einem speziellen Tätigkeitsmerkmal aufgeführt 
ist, gelten die allgemeinen Tätigkeitsmerkmale (Teil A Abschnitt I) weder in der 
Entgeltgruppe, in der sie aufgeführt sind, noch in einer höheren Entgeltgruppe. 
2Die Allgemeinen Tätigkeitsmerkmale der Entgeltgruppen 2 bis 12 für Mitarbeiter 
im Büro-, Buchhalterei-, sonstigen Innendienst und Außendienst (Teil A Ab- 
schnitt I Ziffer 3) gelten, sofern die auszuübende Tätigkeit einen unmittelbaren Be- 
zug zu den eigentlichen Aufgaben der betreffenden Einrichtungen und Dienste 
hat. 
3Für Mitarbeiter mit handwerklichen Tätigkeiten, deren Tätigkeit nicht in einem 
speziellen Tätigkeitsmerkmal aufgeführt ist, gelten die allgemeinen Tätigkeits- 
merkmale für Mitarbeiter mit handwerklichen Tätigkeiten (Teil A Abschnitt I Ziffer 
2); die allgemeinen Tätigkeitsmerkmale für Mitarbeiter im Büro-, Buchhalterei-, 
sonstigen Innendienst und Außendienst (Teil A Abschnitt I Ziffer 3) gelten nicht. 
4Für Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und 
entsprechender Tätigkeit sowie für sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwerti- 
ger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, gelten 
die allgemeinen Tätigkeitsmerkmale der Entgeltgruppen 13 bis 17 (Teil A Ab- 
schnitt I Ziffer 4), es sei denn, dass ihre Tätigkeit in einem speziellen Tätigkeits- 
merkmal aufgeführt ist. 

5Wird ein Arbeitsvorgang von einem speziellen Tätigkeitsmerkmal erfasst, findet 
dieses auch dann Anwendung, wenn der Mitarbeiter außerhalb des Geltungsbe- 
reichs des Besonderen Teils bzw. der Besonderen Teile der AVR beschäftigt ist, 
zu dem bzw. denen dieses Tätigkeitsmerkmal vereinbart ist. 

Anmerkung zu Nr. 1 Satz 2: 

Die allgemeinen Tätigkeitsmerkmale für Mitarbeiter im Büro-, Buchhalterei-, sons- 
tigen Innendienst und im Außendienst (Teil A Abschnitt I Ziffer 3) besitzen eine 
Auffangfunktion in dem gleichen Umfang wie – bestätigt durch die bisherige stän- 
dige Rechtsprechung des BAG – die bisherigen ersten Fallgruppen des Allgemei- 
nen Teils der Anlage 1a zum BAT. 

 
 

2. Tätigkeitsmerkmale mit Anforderungen in der Person 
1Ist in einem Tätigkeitsmerkmal eine Vorbildung oder Ausbildung als Anforderung 
bestimmt, sind Mitarbeiter, die die geforderte Vorbildung oder Ausbildung nicht be- 
sitzen, 

- wenn nicht auch „sonstige Mitarbeiter“ von diesem Tätigkeitsmerkmal erfasst 
werden oder 

- wenn auch „sonstige Mitarbeiter“ von diesem Tätigkeitsmerkmal erfasst wer- 
den, diese Mitarbeiter jedoch nicht die Voraussetzungen des „sonstigen Mit- 
arbeiter“ erfüllen, 

bei Erfüllung der sonstigen Anforderungen dieses Tätigkeitsmerkmals in der 
nächst niedrigeren Entgeltgruppe eingruppiert. 2Satz 1 gilt entsprechend für Tätig- 
keitsmerkmale, die bei Erfüllung qualifizierter Anforderungen eine höhere Eingrup- 
pierung vorsehen. 3Satz 1 gilt nicht, wenn die Entgeltordnung für diesen Fall ein 
Tätigkeitsmerkmal (z.B. „in der Tätigkeit von …“) enthält. 
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3. Wissenschaftliche Hochschulbildung 
1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung liegt vor, wenn das 
Studium an einer staatlichen Hochschule im Sinne des § 1 HRG oder einer nach 
§ 70 HRG staatlich anerkannten Hochschule 

a) mit einer nicht an einer Fachhochschule abgelegten ersten Staatsprüfung, 
Magisterprüfung oder Diplomprüfung oder 

b) mit einer Masterprüfung 

beendet worden ist. 2Diesen Prüfungen steht eine Promotion oder die Akademi- 
sche Abschlussprüfung (Magisterprüfung) einer Philosophischen Fakultät nur in 
den Fällen gleich, in denen die Ablegung einer ersten Staatsprüfung, einer Mas- 
terprüfung oder einer Diplomprüfung nach den einschlägigen Ausbildungsvor- 
schriften nicht vorgesehen ist. 3Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hoch- 
schulbildung im Sinne des Satzes 1 Buchst. a setzt voraus, dass die Abschluss- 
prüfung in einem Studiengang abgelegt wurde, der seinerseits mindestens das 
Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife oder einschlägige fachge- 
bundene Hochschulreife) oder eine andere landesrechtliche Hochschulzugangs- 
berechtigung als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für den Abschluss eine 
Regelstudienzeit von mindestens acht Semestern – ohne etwaige Praxissemester, 
Prüfungssemester o.Ä. – vorschreibt. 4Ein Bachelorstudiengang erfüllt diese Vo- 
raussetzung auch dann nicht, wenn mehr als sechs Semester für den Abschluss 
vorgeschrieben sind. 5Der Masterstudiengang muss nach den Regelungen des 
Akkreditierungsrats akkreditiert sein. 6Ein Abschluss an einer ausländischen Hoch- 
schule gilt als abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung, wenn er von 
der zuständigen staatlichen Stelle als dem deutschen Hochschulabschluss ver- 
gleichbar bewertet wurde. 

Anmerkung zu Satz 5: 

Das Akkreditierungserfordernis ist bis zum 31. Dezember 2029 ausgesetzt. 

 
4. Hochschulbildung 

1Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, wenn von einer staatlichen 
Hochschule im Sinne des § 1 HRG oder einer nach § 70 HRG staatlich anerkann- 
ten Hochschule ein Diplomgrad mit dem Zusatz "Fachhochschule" ("FH"), ein ande- 
rer nach § 18 HRG gleichwertiger Abschlussgrad oder ein Bachelorgrad verliehen 
wurde. 2Die Abschlussprüfung muss in einem Studiengang abgelegt worden sein, 
der seinerseits mindestens das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschul- 
reife oder einschlägige fachgebundene Hochschulreife) oder eine andere landes- 
rechtliche Hochschulzugangsberechtigung als Zugangsvoraussetzung erfordert, 
und für den Abschluss eine Regelstudienzeit von mindestens sechs Semestern – 
ohne etwaige Praxissemester, Prüfungssemester o.Ä. – vorschreibt. 3Der Ba- 
chelorstudiengang muss nach den Regelungen des Akkreditierungsrats akkredi- 
tiert sein. 4Dem gleichgestellt sind Abschlüsse in akkreditierten Bachelorausbil- 
dungsgängen an Berufsakademien. 5Nr. 3 Satz 6 gilt entsprechend. 

Anmerkung zu Satz 3 und 4: 

Das Akkreditierungserfordernis ist bis zum 31. Dezember 2029 ausgesetzt. 
 
 

5. Anerkannte Ausbildungsberufe 
1Anerkannte Ausbildungsberufe sind nur solche, die auf der Grundlage des Be- 
rufsbildungsgesetzes bzw. der Handwerksordnung geregelt sind. 
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2 

In Tätigkeitsmerkmalen genannte Ausbildungsberufe umfassen auch die entspre- 
chenden früheren Ausbildungsberufe vor Inkrafttreten des Anhangs Entgeltord- 
nung. 

 
 

6. Übergangsregelungen zu in der DDR erworbenen Abschlüssen 

(1) 1Aufgrund des Artikels 37 des Einigungsvertrages und der Vorschriften hierzu 
als gleichwertig festgestellte Abschlüsse, Prüfungen und Befähigungsnach- 
weise stehen ab dem Zeitpunkt ihres Erwerbs den in den Tätigkeitsmerkma- 
len geforderten entsprechenden Anforderungen gleich. 2Ist die Gleichwertig- 
keit erst nach Erfüllung zusätzlicher Erfordernisse festgestellt worden, gilt die 
Gleichstellung ab der Feststellung. 

(2) Facharbeiterinnen und Facharbeiter mit einem im Beitrittsgebiet erworbenen 
Facharbeiterzeugnis, das nach Artikel 37 des Einigungsvertrages und der 
Vorschriften hierzu dem Prüfungszeugnis in einem anerkannten Ausbildungs- 
beruf mit einer Ausbildungsdauer von mindestens drei Jahren bzw. mit einer 
kürzeren Ausbildungsdauer gleichgestellt ist, werden bei entsprechender Tä- 
tigkeit wie Mitarbeiter mit erfolgreich abgeschlossener Ausbildung in einem 
solchen Ausbildungsberuf eingruppiert. 

 
7. [nicht besetzt] 

 
8. Geltungsausschluss für Lehrkräfte 

Die Entgeltordnung gilt nicht für Mitarbeiter, die als Lehrkräfte beschäftigt sind, so- 
weit nicht ein besonderes Tätigkeitsmerkmal vereinbart ist. 

 
9. Unterstellungsverhältnisse 

1Bei der Zahl der unterstellten oder in der Regel unterstellten bzw. beaufsichtigten 
oder der in dem betreffenden Bereich beschäftigten Personen zählen Teilzeitmit- 
arbeiter entsprechend dem Verhältnis der mit ihnen im Dienstvertrag vereinbarten 
Arbeitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit einer/eines Vollzeitzeitmitarbeiter. 2Für 
die Eingruppierung ist es unschädlich, wenn im Organisations- und Stellenplan 
zur Besetzung ausgewiesene Stellen nicht besetzt sind. 

 

10. Ständige Vertreter 

Ständige Vertreter sind nicht die Vertreter in Urlaubs- und sonstigen Abwesen- 
heitsfällen. 
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Teil A 
Allgemeiner Teil 

 
 
 

I. 
Allgemeine Tätigkeitsmerkmale 

 
1. Entgeltgruppe 1 (einfachste Tätigkeiten) 

Entgeltgruppe 1 

Mitarbeiter mit einfachsten Tätigkeiten, zum Beispiel 

- Essens- und Getränkeausgeber, 
- Garderobenpersonal, 
- Spülen und Gemüseputzen und sonstige Tätigkeiten im Haus- und Küchen- 

bereich, 
- Reiniger in Außenbereichen wie Höfe, Wege, Grünanlagen, Parks, 
- Wärter von Bedürfnisanstalten, 
- Servierer, 
- Hausarbeiter, 
- Hausgehilfe, 
- Bote (ohne Aufsichtsfunktion). 

 
Anmerkung: 

Hier sind auch Mitarbeiter eingruppiert, deren Beschäftigung nach § 2 Abs. 2 
Buchst. a und b erfolgt, wenn die Anwendung der AVR mit ihnen nicht ausdrücklich 
durch schriftlichen Vertrag ausgeschlossen wurde. 

2. Entgeltgruppen 2 bis 9a (handwerkliche Tätigkeiten) 

Entgeltgruppe 2 

Mitarbeiter mit einfachen Tätigkeiten. 

(1Einfache Tätigkeiten sind Tätigkeiten, die keine Vor- oder Ausbildung, aber eine 
fachliche Einarbeitung erfordern, die über eine sehr kurze Einweisung oder An- 
lernphase hinausgeht. 2Einarbeitung dient dem Erwerb derjenigen Kenntnisse 
und Fertigkeiten, die für die Beherrschung der Arbeitsabläufe als solche erforder- 
lich sind.) 

Anmerkung: 

Diese Mitarbeiter erhalten bis zum 31. Dezember 2035 in den Stufen 5 und 6 das 
Tabellenentgelt der Stufe 4. 

 
 

Entgeltgruppe 3 

Mitarbeiter, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 2 heraushebt, 
dass sie eine eingehende fachliche Einarbeitung erfordert. 
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Entgeltgruppe 4 

1. Mitarbeiter mit erfolgreich abgeschlossener Ausbildung in einem anerkann- 
ten Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungsdauer von weniger als drei Jah- 
ren, die in ihrem oder einem diesem verwandten Beruf beschäftigt werden. 

2. Mitarbeiter mit schwierigen Tätigkeiten. 

(1Schwierige Tätigkeiten sind Tätigkeiten, die mehr als eine eingehende fachliche 
Einarbeitung im Sinne der Entgeltgruppe 3 erfordern. 2Danach müssen Tätigkei- 
ten anfallen, die an das Überlegungsvermögen oder das fachliche Geschick An- 
forderungen stellen, die über das Maß dessen hinausgehen, was üblicherweise 
von Mitarbeitern der Entgeltgruppe 3 verlangt werden kann.) 

 
Entgeltgruppe 5 

Mitarbeiter mit erfolgreich abgeschlossener Ausbildung in einem anerkannten 
Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungsdauer von mindestens drei Jahren, die in 
ihrem oder einem diesem verwandten Beruf beschäftigt werden. 

 
 

Entgeltgruppe 6 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 5, die hochwertige Arbeiten verrichten. 

(Hochwertige Arbeiten sind Arbeiten, die an das Überlegungsvermögen und das 
fachliche Geschick des Mitarbeiters Anforderungen stellen, die über das Maß 
dessen hinausgehen, was üblicherweise von Mitarbeitern der Entgeltgruppe 5 
verlangt werden kann.) 

 
 

Entgeltgruppe 7 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 5, die besonders hochwertige Arbeiten verrichten. 

(Besonders hochwertige Arbeiten sind Arbeiten, die neben vielseitigem, hochwer- 
tigem fachlichen Können besondere Umsicht und Zuverlässigkeit erfordern.) 

 
 

Entgeltgruppe 8 [nicht besetzt] 

Entgeltgruppe 9a [nicht besetzt] 

 
3. Entgeltgruppen 2 bis 12 (Büro-, Buchhalterei-, sonstiger Innendienst und Außen- 

dienst) 

 
Vorbemerkung 

Buchhaltereidienst bezieht sich nur auf Tätigkeiten von Mitarbeitern, die mit kaufmän- 
nischer Buchführung beschäftigt sind. 

 
 

Entgeltgruppe 2 

Mitarbeiter mit einfachen Tätigkeiten. 

(1Einfache Tätigkeiten sind Tätigkeiten, die keine Vor- oder Ausbildung, aber eine 
fachliche Einarbeitung erfordern, die über eine sehr kurze Einweisung oder 
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Anlernphase hinausgeht. 2Einarbeitung dient dem Erwerb derjenigen Kenntnisse 
und Fertigkeiten, die für die Beherrschung der Arbeitsabläufe als solche erforder- 
lich sind.) 

Anmerkung: 

Diese Mitarbeiter erhalten bis zum 31. Dezember 2035 in den Stufen 5 und 6 das 
Tabellenentgelt der Stufe 4. 

 
 

Entgeltgruppe 3 

Mitarbeiter, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 2 heraushebt, 
dass sie eine eingehende fachliche Einarbeitung erfordert. 

 
 

Entgeltgruppe 4 

1. Mitarbeiter, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 3 heraus- 
hebt, dass sie mindestens zu einem Viertel gründliche Fachkenntnisse erfor- 
dert. 

(Gründliche Fachkenntnisse erfordern nähere Kenntnisse von Rechtsvor- 
schriften oder näheres kaufmännisches oder technisches Fachwissen usw. 
des Aufgabenkreises.) 

2. Mitarbeiter mit schwierigen Tätigkeiten. 

(1Schwierige Tätigkeiten sind Tätigkeiten, die mehr als eine eingehende 
fachliche Einarbeitung im Sinne der Entgeltgruppe 3 erfordern. 2Danach 
müssen Tätigkeiten anfallen, die an das Überlegungsvermögen oder das 
fachliche Geschick Anforderungen stellen, die über das Maß dessen hin- 
ausgehen, was üblicherweise von Mitarbeitern der Entgeltgruppe 3 verlangt 
werden kann.) 

 

Entgeltgruppe 5 

1. Mitarbeiter mit erfolgreich abgeschlossener Ausbildung in einem anerkann- 
ten Ausbildungsberuf mit einer Ausbildungsdauer von mindestens drei Jah- 
ren und entsprechender Tätigkeit. 

2. Mitarbeiter, deren Tätigkeit gründliche Fachkenntnisse erfordert. 
(Gründliche Fachkenntnisse erfordern nähere Kenntnisse von Rechtsvor- 
schriften oder näheres kaufmännisches oder technisches Fachwissen usw. 
des Aufgabenkreises. 

 
 

Entgeltgruppe 6 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 1, deren Tätigkeit gründliche und viel- 
seitige Fachkenntnisse erfordert, sowie Mitarbeiter der Entgeltgruppe 5 Fall- 
gruppe 2, deren Tätigkeit vielseitige Fachkenntnisse erfordert. 

(1Die gründlichen und vielseitigen Fachkenntnisse brauchen sich nicht auf das 
gesamte Gebiet der Verwaltung (des Betriebes), bei der der Mitarbeiter tätig ist, zu 
beziehen. 2Der Aufgabenkreis des Mitarbeiters muss aber so gestaltet sein, dass 
er nur beim Vorhandensein gründlicher und vielseitiger Fachkenntnisse ordnungs- 
gemäß bearbeitet werden kann.) 
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Entgeltgruppe 7 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 6, deren Tätigkeit mindestens zu einem Fünftel 
selbstständige Leistungen erfordert. 

(Selbstständige Leistungen erfordern ein den vorausgesetzten Fachkenntnissen 
entsprechendes selbstständiges Erarbeiten eines Ergebnisses unter Entwicklung 
einer eigenen geistigen Initiative; eine leichte geistige Arbeit kann diese Anforde- 
rung nicht erfüllen.) 

 
 

Entgeltgruppe 8 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 6, deren Tätigkeit mindestens zu einem Drittel 
selbstständige Leistungen erfordert. 

(Selbstständige Leistungen erfordern ein den vorausgesetzten Fachkenntnissen 
entsprechendes selbstständiges Erarbeiten eines Ergebnisses unter Entwicklung 
einer eigenen geistigen Initiative; eine leichte geistige Arbeit kann diese Anforde- 
rung nicht erfüllen.) 

 
 

Entgeltgruppe 9a 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 6, deren Tätigkeit selbstständige Leistungen er- 
fordert. 

(Selbstständige Leistungen erfordern ein den vorausgesetzten Fachkenntnissen 
entsprechendes selbstständiges Erarbeiten eines Ergebnisses unter Entwicklung 
einer eigenen geistigen Initiative; eine leichte geistige Arbeit kann diese Anforde- 
rung nicht erfüllen.) 

 
 

Entgeltgruppe 9b 

1. Mitarbeiter mit abgeschlossener Hochschulbildung und entsprechender Tä- 
tigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 

2. Mitarbeiter, deren Tätigkeit gründliche, umfassende Fachkenntnisse und 
selbstständige Leistungen erfordert. 
(Gründliche, umfassende Fachkenntnisse bedeuten gegenüber den in den 
Entgeltgruppen 6 bis 9a geforderten gründlichen und vielseitigen Fach- 
kenntnissen eine Steigerung der Tiefe und der Breite nach.) 

 
 

Entgeltgruppe 9c 

Mitarbeiter, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 9b heraushebt, 
dass sie besonders verantwortungsvoll ist. 

 
 

Entgeltgruppe 10 

Mitarbeiter, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel durch besondere 
Schwierigkeit und Bedeutung aus der Entgeltgruppe 9c heraushebt. 

 
 

Entgeltgruppe 11 

Mitarbeiter, deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung 
aus der Entgeltgruppe 9c heraushebt. 



67 
 

 
 

Entgeltgruppe 12 

Mitarbeiter, deren Tätigkeit sich durch das Maß der damit verbundenen Verant- 
wortung erheblich aus der Entgeltgruppe 11 heraushebt. 

4. Entgeltgruppen 13 bis 17 

Entgeltgruppe 13 

1. Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und ent- 
sprechender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fä- 
higkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 

2. Mitarbeiter in Einrichtungen und Diensten, deren Tätigkeit wegen der Schwierigkeit 
der Aufgaben und der Größe ihrer Verantwortung ebenso zu bewerten ist wie Tä- 
tigkeiten der Fallgruppe 1. 

 
 

Entgeltgruppe 14 

1. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1, deren Tätigkeit sich mindestens zu 
einem Drittel 

- durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung oder 

- durch das Erfordernis hochwertiger Leistungen bei besonders schwierigen Auf- 
gaben 

aus der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1 heraushebt. 

2. Mitarbeiter in Einrichtungen und Diensten, deren Tätigkeit wegen der Schwierigkeit 
der Aufgaben und der Größe ihrer Verantwortung ebenso zu bewerten ist wie Tä- 
tigkeiten der Fallgruppe 1. 

3. Mitarbeiter mit der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1, denen mindestens drei Mitar- 
beiter mindestens der Entgeltgruppe 13 durch ausdrückliche Anordnung ständig 
unterstellt sind. 

(Hierzu Anmerkung) 
 
 

Entgeltgruppe 15 

1. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1, deren Tätigkeit sich 

- durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung sowie 

- erheblich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung 

aus der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1 heraushebt. 

2. Mitarbeiter in Einrichtungen und Diensten, deren Tätigkeit wegen der Schwierigkeit 
der Aufgaben und der Größe ihrer Verantwortung ebenso zu bewerten ist wie Tä- 
tigkeiten der Fallgruppe 1. 

3. Mitarbeiter mit der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1, denen mindestens fünf Mitar- 
beiter mindestens der Entgeltgruppe 13 durch ausdrückliche Anordnung ständig 
unterstellt sind. 

(Hierzu Anmerkung) 
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Anmerkung: 

Bei der Zahl der Unterstellten zählen nicht Mitarbeiter der Entgeltgruppe 13 nach Ab- 
schnitt II Ziffern 2 und 3 mit. 

 
 

Entgeltgruppe 16 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 15, deren Tätigkeit sich durch einen besonders hohen 
Entscheidungsspielraum oder besonders hohe Anforderungen an die Mitarbeiterfüh- 
rung aus der Tätigkeit der Entgeltgruppe 15 heraushebt. 

Entgeltgruppe 17 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 15, deren Tätigkeit sich durch einen besonders hohen 
Entscheidungsspielraum und besonders hohe Anforderungen an die Mitarbeiterfüh- 
rung aus der Tätigkeit der Entgeltgruppe 15 heraushebt. 

(Ein besonders hoher Entscheidungsspielraum ist gegeben, wenn neue komplexe 
Problemstellungen innovatives, konzeptionelles Denken erfordern, Lösungswege me- 
thodisch offen und inhaltlich wenig vorgegeben sind, grundlegende längerfristige Ent- 
wicklungen mit übergeordneter Bedeutung aufgrund der Tragweite der Entscheidun- 
gen zu berücksichtigen sind.) 

(Besonders hohe Anforderungen an die Mitarbeiterführung sind gegeben, wenn die 
Tätigkeit die gemeinsame, auf persönliche Überzeugung der Mitarbeiter ausgerich- 
tete Entwicklung und Ausgestaltung von aufgaben-/bereichsbezogenen sowie indivi- 
duellen Zielen erfordert, wobei regelmäßig unterschiedliche Interessenlagen zu be- 
rücksichtigen sind. Diese sind besonders gegeben, wenn in Netz-, Projekt- oder sons- 
tigen funktions- und/oder bereichsübergreifenden fluiden Teamstrukturen mit erhebli- 
cher Schnittstellenkomplexität und lediglich fachlicher Weisungsfunktionen ausge- 
prägte Management- und Kommunikationskompetenzen erfordern.) 
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II. 
Spezielle Tätigkeitsmerkmale 

 

 

1. Bezügerechner 
 

Entgeltgruppe 5 

Berechner von Dienst- oder Versorgungsbezügen, von Entgelten, einschließlich der 
Krankenbezüge oder Urlaubsentgelte deren Tätigkeit gründliche Fachkenntnisse erfor- 
dert. 

(Gründliche Fachkenntnisse erfordern nähere Kenntnisse von Rechtsvorschriften oder 
näheres kaufmännisches oder technisches Fachwissen usw. des Aufgabenkreises.) 

(Hierzu Anmerkung) 
 
 

Entgeltgruppe 6 

1. Mitarbeiter, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 5 heraushebt, 
dass aufgrund der angegebenen Merkmale Dienst- oder Versorgungsbezüge, 
Entgelte einschließlich der Krankenbezüge und Urlaubsentgelte selbstständig 
zu errechnen sind. 

(Hierzu Anmerkung) 

2. Mitarbeiter, die aufgrund der angegebenen Merkmale die für die Errechnung und 
Zahlbarmachung der Dienst- oder Versorgungsbezüge, Entgelte einschließlich 
der Krankenbezüge und Urlaubsentgelte im DV-Verfahren erforderlichen Arbei- 
ten und Kontrollen zur maschinellen Berechnung verantwortlich vornehmen. 

(Hierzu Anmerkung) 

 
Entgeltgruppe 7 

1. Mitarbeiter, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 5 heraushebt, 
dass aufgrund der angegebenen Merkmale Entgelte einschließlich der Kranken- 
bezüge und Urlaubsentgelte selbstständig zu errechnen sind und der damit zu- 
sammenhängende Schriftwechsel selbstständig zu führen ist. 

(Hierzu Anmerkung) 

2. Mitarbeiter, die aufgrund der angegebenen Merkmale die für die Errechnung und 
Zahlbarmachung der Dienst- oder Versorgungsbezüge, Entgelte einschließlich 
der Krankenbezüge und Urlaubsentgelte im DV-Verfahren erforderlichen Arbei- 
ten und Kontrollen zur maschinellen Berechnung verantwortlich vornehmen und 
den damit zusammenhängenden Schriftwechsel selbstständig führen. 

(Hierzu Anmerkung) 

 
Entgeltgruppe 9a 

1. Mitarbeiter, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 6 Fallgruppe 1 
heraushebt, dass aufgrund der angegebenen tatsächlichen Verhältnisse Ent- 
gelte einschließlich der Krankenbezüge und Urlaubsentgelte selbständig zu er- 
rechnen und die damit zusammenhängenden Arbeiten (z.B. Feststellen der Ver- 
sicherungspflicht in der Sozialversicherung und der Zusatzversicherung, Bear- 
beiten von Abtretungen und Pfändungen) selbstständig auszuführen sind sowie 
der damit zusammenhängende Schriftwechsel selbstständig zu führen ist. 
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(Das Tätigkeitsmerkmal ist auch erfüllt, wenn der Mitarbeiter die Beschäfti- 
gungszeit sowie das Tabellenentgelt nach §§ 28 und 29 AVR bei der Einstellung 
nicht festzusetzen und Abtretungen und Pfändungen nicht zu bearbeiten hat.) 

(Hierzu Anmerkung) 

2. Mitarbeiter, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 6 Fallgruppe 2 
heraushebt, dass aufgrund der angegebenen tatsächlichen Verhältnisse die für 
die Errechnung und Zahlbarmachung der Dienst- oder Versorgungsbezüge, Ent- 
gelte, einschließlich der Krankenbezüge und Urlaubsentgelte im DV-Verfahren 
notwendigen Merkmale und die sonstigen Anspruchsvoraussetzungen festzu- 
stellen, die erforderlichen Arbeiten (z.B. Feststellen der Versicherungspflicht in 
der Sozialversicherung und der Zusatzversicherung, Bearbeiten von Abtretun- 
gen und Pfändungen) und Kontrollen zur maschinellen Berechnung verantwort- 
lich vorzunehmen sind sowie der damit zusammenhängende Schriftwechsel 
selbstständig zu führen ist. 

(Das Tätigkeitsmerkmal ist auch erfüllt, wenn der Mitarbeiter das Besoldungs- 
dienstalter nicht erstmals, die ruhegehaltfähigen Dienstbezüge nicht erstmals, 
die ruhegehaltfähige Dienstzeit, die Beschäftigungszeit sowie das Tabellenent- 
gelt nach §§ 28 und 29 AVR bei der Einstellung nicht festzusetzen, keine Wider- 
spruchsbescheide zu erteilen und Abtretungen und Pfändungen nicht zu bear- 
beiten hat.) 

(Hierzu Anmerkung) 

3. Mitarbeiter, denen mindestens drei Mitarbeiter mit Tätigkeiten mindestens der 
Entgeltgruppe 6 Fallgruppen 1 oder 2 durch ausdrückliche Anordnung ständig 
unterstellt sind. 

 
Entgeltgruppe 9b 

Mitarbeiter, denen mindestens vier Mitarbeiter mit Tätigkeiten mindestens der Entgelt- 
gruppe 9a Fallgruppen 1 oder 2 durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 

 
Anmerkung: 

Zu den Dienst- oder Versorgungsbezügen, Entgelten im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals 
gehören gegebenenfalls auch sonstige Leistungen, z.B. Kindergeld, Beitragszuschuss 
nach § 257 SGB V, vermögenswirksame Leistungen, Beiträge nach Anhang Zusätzliche 
Altersversorgung. 

2. Mitarbeiter in der Informations- und Kommunikationstechnik 

Vorbemerkung 
1Nach dem Abschnitt II Ziffer 2 sind Mitarbeiter eingruppiert, die sich mit Systemen der In- 
formations- und Kommunikationstechnik befassen ohne Rücksicht auf ihre organisatorische 
Eingliederung. 2Zu diesen Systemen zählen insbesondere informationstechnische Hard- 
und Softwaresysteme, Anwendungsprogramme, Datenbanken, Komponenten der Kommu- 
nikationstechnik in lokalen IKT-Netzen und IKT-Weitverkehrsnetzen sowie Produkte und 
Services, die mit diesen Systemen erstellt werden. 3Dabei werden Tätigkeiten im gesamten 
Lebenszyklus eines solchen IKT-Systems erfasst, also dessen Planung, Spezifikation, Ent- 
wurf, Design, Erstellung, Implementierung, Test, Integration in die operative Umgebung, 
Produktion, Optimierung und Tuning, Pflege, Fehlerbeseitigung und Qualitätssicherung. 
4Auch Tätigkeiten zur Sicherstellung der Informationssicherheit fallen unter die nachfolgen- 
den Merkmale. 5Da mit den informationstechnischen Systemen in der Regel Produkte oder 



71 
 

Services erstellt werden, gelten die nachfolgenden Tätigkeitsmerkmale auch für die Mitar- 
beitern in der Produktionssteuerung und im IKT-Servicemanagement. 

6Nicht unter den Abschnitt II Ziffer 2 fallen Mitarbeiter, die lediglich IKT-Systeme anwenden 
oder Mitarbeiter, die lediglich die Rahmenbedingungen für die Informations- und Kommuni- 
kationstechnik schaffen und sich die informationstechnischen Spezifikationen von den IKT- 
Fachleuten zuarbeiten lassen. 

 
 

Entgeltgruppe 6 

1. Mitarbeiter mit einschlägiger abgeschlossener Berufsausbildung (z.B. Fachinformati- 
ker der Fachrichtungen Anwendungsentwicklung oder Systemintegration, Technische 
Systeminformatiker, IT-System-Kaufleute oder IT-Systemelektroniker) und entspre- 
chender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 

2. Mitarbeiter, deren Tätigkeit gründliche und vielseitige Fachkenntnisse erfordert. 

(1Gründliche Fachkenntnisse erfordern nähere Kenntnisse von Rechtsvorschriften 
oder näheres kaufmännisches oder technisches Fachwissen usw. des Aufgabenkrei- 
ses. 2Die gründlichen und vielseitigen Fachkenntnisse brauchen sich nicht auf das ge- 
samte Gebiet der Verwaltung [des Betriebes], bei der der Mitarbeiter tätig ist, zu bezie- 
hen. 3Der Aufgabenkreis der Mitarbeiter muss aber so gestaltet sein, dass er nur beim 
Vorhandensein gründlicher und vielseitiger Fachkenntnisse ordnungsgemäß bearbei- 
tet werden kann.) 

 
Entgeltgruppe 7 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 6, die ohne Anleitung tätig sind. 
 
 

Entgeltgruppe 8 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 7, deren Tätigkeit über die Standardfälle hinaus Gestaltungs- 
spielraum erfordert. 

 
 

Entgeltgruppe 9a 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 8, deren Tätigkeit zusätzliche Fachkenntnisse erfordert. 
 
 

Entgeltgruppe 9b 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 9a, deren Tätigkeit umfassende Fachkenntnisse erfordert. 

(Umfassende Fachkenntnisse bedeuten gegenüber den in der Entgeltgruppe 9a geforderten 
Fachkenntnissen eine Steigerung der Tiefe und der Breite nach.) 

 
 

Entgeltgruppe 10 

1. Mitarbeiter mit einschlägiger abgeschlossener Hochschulbildung (z.B. in der Fachrich- 
tung Informatik) und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund 
gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 

2. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 9b, deren Tätigkeit einen Gestaltungsspielraum erfor- 
dert, der über den Gestaltungsspielraum in Entgeltgruppe 8 hinausgeht. 
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Entgeltgruppe 11 

1. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 10, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel 
durch besondere Leistungen aus der Entgeltgruppe 10 heraushebt. 

(Besondere Leistungen sind Tätigkeiten, deren Bearbeitung besondere Fachkennt- 
nisse und besondere praktische Erfahrung voraussetzt oder die eine fachliche Wei- 
sungsbefugnis beinhalten.) 

2. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 10, deren Tätigkeit sich durch besondere Leistungen 
aus der Entgeltgruppe 10 heraushebt. 

(Besondere Leistungen sind Tätigkeiten, deren Bearbeitung besondere Fachkennt- 
nisse und besondere praktische Erfahrung voraussetzt oder die eine fachliche Wei- 
sungsbefugnis beinhalten.) 

 
Entgeltgruppe 12 

1. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 11 Fallgruppe 2 mit mindestens dreijähriger praktischer 
Erfahrung, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel durch besondere Schwie- 
rigkeit und Bedeutung oder durch Spezialaufgaben aus der Entgeltgruppe 11 Fall- 
gruppe 2 heraushebt. 

2. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 11 Fallgruppe 2 mit mindestens dreijähriger praktischer 
Erfahrung, deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung oder 
durch Spezialaufgaben aus der Entgeltgruppe 11 Fallgruppe 2 heraushebt. 

3. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 10 mit mindestens dreijähriger praktischer Erfahrung, 
die durch ausdrückliche Anordnung als Leiterin oder Leiter einer IT-Gruppe bestellt sind 
und denen mindestens 

a) zwei Mitarbeiter dieses Abschnitts mindestens der Entgeltgruppe 11 oder 

b) drei Mitarbeiter dieses Abschnitts mindestens der Entgeltgruppe 10 

durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 

 
Entgeltgruppe 13 

1. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 12 Fallgruppe 2, deren Tätigkeit sich mindestens zu ei- 
nem Drittel durch das Maß der Verantwortung erheblich aus der Entgeltgruppe 12 Fall- 
gruppe 2 heraushebt. 

2. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 10 mit mindestens dreijähriger praktischer Erfahrung, 
die durch ausdrückliche Anordnung als Leiterin oder Leiter einer IT-Gruppe bestellt 
sind und denen mindestens 

a. zwei Mitarbeiter dieses Abschnitts mindestens der Entgeltgruppe 12 oder 

b. drei Mitarbeiter dieses Abschnitts mindestens der Entgeltgruppe 11 

durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 
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3. Ingenieure 

 
Vorbemerkungen 

1. Ingenieure sind Mitarbeiter, die einen erfolgreichen Abschluss eines technisch-ingeni- 
eurwissenschaftlichen Studiengangs im Sinne der Nr. 4 der grundsätzlichen Eingrup- 
pierungsregelungen (Vorbemerkungen). einschließlich der Fachrichtungen Gartenbau 
oder der Fachrichtung Forstwirtschaft nachweisen. 

2. Die Tätigkeitsmerkmale der Fallgruppen 2 des Abschnitts I Ziffer 4 finden auch auf 
Ingenieure im Sinne der Nr. 1 Anwendung; Nr. 1 Satz 4 der grundsätzlichen Eingrup- 
pierungsregelungen (Vorbemerkungen) bleibt unberührt. 

 
Entgeltgruppe 10 

Ingenieure mit entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleich- 
wertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 

(Hierzu Anmerkung Nr. 1) 
 
 

Entgeltgruppe 11 

1. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 10, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel 
durch besondere Leistungen aus der Entgeltgruppe 10 heraushebt. 

(Hierzu Anmerkung Nr. 2) 

2. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 10, deren Tätigkeit sich durch besondere Leistungen 
aus der Entgeltgruppe 10 heraushebt. 

(Hierzu Anmerkung Nr. 2) 

 
Entgeltgruppe 12 

1. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 11 Fallgruppe 2 mit langjähriger praktischer Erfahrung, 
deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel durch besondere Schwierigkeit und 
Bedeutung oder durch künstlerische oder Spezialaufgaben aus der Entgeltgruppe 11 
Fallgruppe 2 heraushebt. 

2. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 11 Fallgruppe 2 mit langjähriger praktischer Erfahrung, 
deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung oder durch künst- 
lerische oder Spezialaufgaben aus der Entgeltgruppe 11 Fallgruppe 2 heraushebt. 

 
Entgeltgruppe 13 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 12 Fallgruppe 2, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem 
Drittel durch das Maß der Verantwortung erheblich aus der Entgeltgruppe 12 Fallgruppe 2 
heraushebt. 

 
 

Anmerkungen: 

1. Entsprechende Tätigkeiten sind z.B.: 

a) Aufstellung oder Prüfung von Entwürfen nicht nur einfacher Art einschließlich 
Massen-, Kosten- und statischen Berechnungen und Verdingungsunterlagen, 
Bearbeitung der damit zusammenhängenden laufenden technischen Angele- 
genheiten – auch im technischen Rechnungswesen –, örtliche Leitung oder Mit- 
wirkung bei der Leitung von Bauten und Bauabschnitten sowie deren Abrech- 
nung. 
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b) Im Bereich Garten- und Landschaftsbau: Aufstellung und Prüfung von Entwürfen 
nicht nur einfacher Art einschließlich Massen- und Kostenberechnung oder von 
Verdingungsunterlagen, Bearbeiten der damit zusammenhängenden techni- 
schen Angelegenheiten – auch im technischen Rechnungswesen; örtliche Lei- 
tung oder Mitwirkung bei der Leitung von nicht nur einfachen Gartenbau-, Land- 
schaftsbau-, Obstbau-, Pflanzenbau-, Pflanzenschutz- oder Weinbaumaßnah- 
men und deren Abrechnung. 

2. Besondere Leistungen sind z.B.: 

a) Aufstellung oder Prüfung von Entwürfen, deren Bearbeitung besondere Fach- 
kenntnisse und besondere praktische Erfahrung oder künstlerische Begabung 
voraussetzt, sowie örtliche Leitung bzw. Mitwirkung bei der Leitung von schwie- 
rigen Bauten und Bauabschnitten und deren Abrechnung. 

b) Im Bereich Garten- und Landschaftsbau: Aufstellung oder Prüfung von Entwürfen 
einschließlich Massen- und Kostenberechnungen oder Verdingungsunterlagen, 
deren Bearbeitung besondere Fachkenntnisse und besondere praktische Erfah- 
rungen oder künstlerische Begabung voraussetzt, örtliche Leitung schwieriger 
Baumaßnahmen und deren Abrechnung sowie selbstständige Planung und Or- 
ganisation von Pflanzenschutz- oder Schädlingsbekämpfungsmaßnahmen, die 
sich auf das Gebiet einer oder mehrerer Gemeinden erstrecken, und das Über- 
wachen ihrer Auswirkungen. 
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4. Meister 

 
Vorbemerkung 
1Meister sind Mitarbeiter, die eine Meisterprüfung auf Grundlage der Handwerksordnung 
oder des Berufsbildungsgesetzes aufbauend auf einer einschlägigen mindestens dreijähri- 
gen Ausbildung bestanden haben. 2Die Voraussetzung der Meisterprüfung ist auch erfüllt, 
wenn diese auf einer früheren Ausbildung mit einer kürzeren Ausbildungsdauer aufbaut. 

 

Entgeltgruppe 8 

Meister mit entsprechender Tätigkeit. 
 
 

Entgeltgruppe 9a 

1. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 8, 

die große Arbeitsstätten (Bereiche, Werkstätten, Abteilungen oder Betriebe) zu beauf- 
sichtigen haben, in denen Handwerker oder Facharbeiter beschäftigt sind, oder 

die an einer besonders wichtigen Arbeitsstätte mit einem höheren Maß von Verantwort- 
lichkeit beschäftigt sind. 

2. Gärtnermeister der Entgeltgruppe 8, 

die besonders schwierige Arbeitsbereiche zu beaufsichtigen haben, in denen Gärtner 
mit abgeschlossener Berufsausbildung beschäftigt werden, oder 

deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 8 heraushebt, dass sie in einem 
besonders bedeutenden Arbeitsbereich mit einem höheren Maß von Verantwortlichkeit 
auszuüben ist. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 2) 

 
Entgeltgruppe 9b 

1. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 9a Fallgruppe 1, deren Tätigkeit sich durch den Umfang 
und die Bedeutung des Aufgabengebietes sowie durch große Selbstständigkeit we- 
sentlich aus der Entgeltgruppe 9a Fallgruppe 1 heraushebt. 

2. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 9a Fallgruppe 2, deren Tätigkeit sich durch den Umfang 
und die Bedeutung ihres Aufgabengebietes sowie durch große Selbstständigkeit we- 
sentlich aus der Entgeltgruppe 9a Fallgruppe 2 heraushebt. 

 
Entgeltgruppe 9c 

Meister mit besonders verantwortungsvoller Tätigkeit als Leiter von großen und vielschich- 
tig strukturierten Instandsetzungsbereichen oder mit vergleichbarer Tätigkeit, die wegen der 
Schwierigkeit der Aufgaben und der Größe der Verantwortung ebenso zu bewerten ist. 

(Hierzu Anmerkung Nr. 3) 

Anmerkungen: 

1. Arbeitsbereiche im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind z.B. Reviere (Bezirke), Be- 
triebsstätten, Friedhöfe. 

2. Besonders schwierige Arbeitsbereiche im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind sol- 
che, die erheblich über den normalen Schwierigkeitsgrad hinausgehen. 

3. 1Ein vielschichtig strukturierter Bereich liegt vor, wenn in diesem Bereich die Arbeit von 
mindestens drei Gewerken zu koordinieren ist und mindestens drei Gewerken jeweils 
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Meister vorstehen. 2Gewerke sind Fachrichtungen im Sinne anerkannter Ausbildungs- 
berufe, in denen die Meisterprüfung abgelegt werden kann. 3Im Mehrschichtbetrieb ist 
es unschädlich, wenn in den mindestens drei Gewerken nicht in allen Schichten jeweils 
Meister eingesetzt sind. 
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5. Techniker 

 
Vorbemerkung 

Staatlich geprüfte Techniker sind Mitarbeiter, die nach dem Berufsordnungsrecht diese Be- 
rufsbezeichnung führen. 

 
 

Entgeltgruppe 8 

Staatlich geprüfte Techniker mit entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die 
aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten aus- 
üben. 

 
 

Entgeltgruppe 9a 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 8, die selbstständig tätig sind. 

(Hierzu Anmerkung Nr. 1) 

Entgeltgruppe 9b 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 9a, die schwierige Aufgaben erfüllen. 

(Hierzu Anmerkung Nr. 2) 

Anmerkungen: 

1. 1Techniker sind selbstständig tätig, wenn sie bei technischen Arbeitsabläufen in Aus- 
führung technischer, mehr routinemäßiger Entwurfs-, Leitungs- und Planungsarbeiten 
eigene technische Entscheidungen zu treffen haben. 2Dass das Arbeitsergebnis einer 
Kontrolle, einer fachlichen Anleitung und Überwachung durch Vorgesetzte unterworfen 
wird, berührt die Selbstständigkeit der Tätigkeit nicht. 3Anhand der nach der Ausbildung 
vorauszusetzenden Kenntnisse sind der zur Erfüllung der Aufgabe einzuschlagende 
Weg und die anzuwendende Methode zu finden. 

2. Schwierige Aufgaben sind Aufgaben, die in dem betreffenden Fachgebiet im oberen 
Bereich der Schwierigkeitsskala liegen oder die in konkreten Einzelfällen wegen der 
Besonderheiten Leistungen erfordern, die über das im Regelfall erforderliche Maß an 
Kenntnissen und Fähigkeiten wesentlich hinausgehen, z.B. durch die Breite des gefor- 
derten fachlichen Wissens und Könnens, die geforderten Spezialkenntnisse, außerge- 
wöhnliche Erfahrungen oder sonstige Qualifizierungen vergleichbarer Wertigkeit. 

 
6. [nicht besetzt] 



78 
 

Teil B 
Besonderer Teil 

 
 
 

I. 
Apotheker 

 

 

Entgeltgruppe 14 

mit entsprechender Tätigkeit. 
 
 

Entgeltgruppe 15 

Apotheker als Leiter von Apotheken, denen mindestens vier Apotheker durch aus- 
drückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 

 
 

II. – IX. 
[nicht besetzt] 
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X. 
Gartenbau-, landwirtschafts- und weinbautechnische Mitarbeiter 

 
 

Entgeltgruppe 5 

Gartenbau-, landwirtschafts- und weinbautechnische Mitarbeiter aller Fachrichtungen mit ein- 
schlägiger abgeschlossener Berufsausbildung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige 
Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende 
Tätigkeiten ausüben. 

 
 

Entgeltgruppe 6 

1. Gartenbau-, landwirtschafts- und weinbautechnische Mitarbeiter (staatlich geprüfte 
Landwirte und staatlich geprüfte Weinbauer sowie Mitarbeiter mit abgeschlossener 
gleichwertiger Ausbildung) mit entsprechender Tätigkeit nach Abschluss der Ausbildung 
sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrun- 
gen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 

2. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 5, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 5 
heraushebt, dass auf dem jeweiligen Fachgebiet technische Beratungen einfacherer Art 
oder Versuche und sonstige Arbeiten mit entsprechendem Schwierigkeitsgrad durchzu- 
führen sind. 

 
Entgeltgruppe 8 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 6 Fallgruppe 1 in Tätigkeiten, die vielseitige Fachkenntnisse 
und zu mindestens einem Viertel selbstständige Leistungen erfordern. 

 
 

Entgeltgruppe 9a 

1. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 6 Fallgruppe 1, deren Tätigkeit sich durch den Umfang 
und die Bedeutung ihres Aufgabengebietes und große Selbstständigkeit wesentlich aus 
der Entgeltgruppe 8 heraushebt. 

2. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 5, deren Tätigkeit sich durch den Umfang und die Bedeu- 
tung ihres Aufgabengebietes und große Selbstständigkeit wesentlich aus der Entgelt- 
gruppe 6 Fallgruppe 2 heraushebt. 
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XI. 
Mitarbeiter in Gesundheitsberufen 

 

 

1. Mitarbeiter in der Pflege 

 
Vorbemerkungen 

1. Die Bezeichnung „Pflegehelfer“ umfasst auch Gesundheits- und Krankenpflegehelfer 
sowie Altenpflegehelfer. Die Bezeichnung „Pfleger“ umfasst Gesundheits- und Kranken- 
pfleger, Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger sowie Altenpfleger in allen Fachrich- 
tungen bzw. Spezialisierungen. 

2. Gesundheits- und Krankenpfleger, die die Tätigkeiten von Gesundheits- und Kinder- 
krankenpflegern oder von Altenpflegern ausüben, sind als Gesundheits- und Kinder- 
krankenpfleger bzw. als Altenpfleger eingruppiert. 

3. Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger, die die Tätigkeiten von Gesundheits- und 
Krankenpfleger oder von Altenpfleger ausüben, sind als Gesundheits- und Krankenpfle- 
ger bzw. als Altenpfleger eingruppiert. 

4. Altenpfleger, die die Tätigkeiten von Gesundheits- und Krankenpfleger ausüben, sind 
als Gesundheits- und Krankenpfleger eingruppiert. 

5. Nach den Tätigkeitsmerkmalen für Pfleger sind auch Hebammen und Entbindungspfle- 
ger, die die Tätigkeit von Gesundheits- und Krankenpflegern oder von Gesundheits- 
und Kinderkrankenpflegern auszuüben haben, eingruppiert. 

6. Zu der entsprechenden Tätigkeit von Pflegehelfern bzw. von Pflegern gehört auch die 
Tätigkeit in Ambulanzen, Blutzentralen und Dialyseeinheiten, soweit es sich nicht über- 
wiegend um eine Verwaltungs- oder Empfangstätigkeit handelt. 

7. Die Bezeichnungen 
 Gesundheits- und Krankenpflegehelfer umfassen auch Krankenpflegehelfer, 

 Gesundheits- und Krankenpfleger umfassen auch Krankenschwestern und Kran- 
kenpfleger, 

 Gesundheits- und Kinderkrankenpfleger umfassen auch Kinderkrankenschwestern 
und Kinderkrankenpfleger. 

 

Entgeltgruppe P 4 

Pflegehelfer mit entsprechender Tätigkeit. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 bis 3) 

 
Entgeltgruppe P 6 

Pflegehelfer mit mindestens einjähriger Ausbildung und entsprechender Tätigkeit. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 bis 3) 

 
Entgeltgruppe P 7 

1. Pfleger mit mindestens dreijähriger Ausbildung und entsprechender Tätigkeit. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 bis 3 und 7) 

2. Operationstechnische Assistenten sowie Anästhesietechnische Assistenten mit abge- 
schlossener Ausbildung nach der DKG-Empfehlung vom 17. September 2013 in der 
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jeweiligen Fassung oder nach gleichwertiger landesrechtlicher Regelung und jeweils 
entsprechender Tätigkeit. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 bis 3) 
 

Entgeltgruppe P 8 

1. Mitarbeiter der Entgeltgruppe P 7 Fallgruppe 1, deren Tätigkeit sich aufgrund besonde- 
rer Schwierigkeit erheblich aus der Entgeltgruppe P 7 Fallgruppe 1 heraushebt. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 bis 6) 

2. Praxisanleiter in der Pflege mit berufspädagogischer Zusatzqualifikation nach bundes- 
rechtlicher Regelung und entsprechender Tätigkeit. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 bis 3) 

3. Hebammen und Entbindungspfleger mit mindestens dreijähriger Ausbildung und ent- 
sprechender Tätigkeit. 

4. Mitarbeiter der Entgeltgruppe P 7 Fallgruppe 2, deren Tätigkeit sich aufgrund besonde- 
rer Schwierigkeit erheblich aus der Entgeltgruppe P 7 Fallgruppe 2 heraushebt. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 bis 6) 
 

Entgeltgruppe P 9 

1. Mitarbeiter der Entgeltgruppe P 7 Fallgruppe 1 mit abgeschlossener Fachweiterbildung 
und entsprechender Tätigkeit. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 bis 3 und 6) 

2. Mitarbeiter der Entgeltgruppe P 7 Fallgruppe 1 mit erfolgreich abgeschlossener Fach- 
weiterbildung zur Hygienefachkraft und entsprechender Tätigkeit. 

 

Entgeltgruppe 9b 

Mitarbeiter mit abgeschlossener Hochschulbildung und einer den Anforderungen der An- 
merkung Nr. 7 entsprechenden Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleich- 
wertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 

(Hierzu Anmerkung Nr. 7) 
 

Entgeltgruppe 9c 

Mitarbeiter, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgeltgruppe 9b heraushebt, dass sie 
besonders verantwortungsvoll ist. 

 

Entgeltgruppe 10 

Mitarbeiter, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel durch besondere Schwierig- 
keit und Bedeutung aus der Entgeltgruppe 9c heraushebt. 

 

Entgeltgruppe 11 

Mitarbeiter, deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der 
Entgeltgruppe 9c heraushebt. 
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Entgeltgruppe 12 

Mitarbeiter, deren Tätigkeit sich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung er- 
heblich aus der Entgeltgruppe 11 heraushebt. 

 

Anmerkungen: 

1. 1Mitarbeiter der Entgeltgruppen P 4 bis P 9, die die Grund- und Behandlungspflege zeit- 
lich überwiegend bei 
a) an schweren Infektionskrankheiten erkrankten Patienten (z.B. Tuberkulose-Patien- 

tinnen oder -Patienten), die wegen der Ansteckungsgefahr in besonderen Infekti- 
onsabteilungen oder Infektionsstationen untergebracht sind, 

b) Kranken in geschlossenen oder halbgeschlossenen (Open-door-system) psychiatri- 
schen Abteilungen oder Stationen, 

c) Kranken in geriatrischen Abteilungen und Stationen, 
d) Gelähmten oder an multipler Sklerose erkrankten Patienten, 
e) Patienten nach Transplantationen innerer Organe oder von Knochenmark, 
f) an AIDS (Vollbild) erkrankten Patienten, 
g) Patienten, bei denen Chemotherapien durchgeführt oder die mit Strahlen oder mit 

inkorporierten radioaktiven Stoffen behandelt werden, 

ausüben, erhalten für die Dauer dieser Tätigkeit eine monatliche Zulage in Höhe von 
46,02 Euro. 2Gleiches gilt für Mitarbeiter der Entgeltgruppen P 4 bis P 9, die die Grund- 
und Behandlungspflege zeitlich überwiegend in der häuslichen Pflege ausüben, für die 
Dauer dieser Tätigkeit. 

2. Mitarbeiter der Entgeltgruppen P 4 bis P 9, die zeitlich überwiegend in Einheiten für In- 
tensivmedizin (Stationen für Intensivbehandlungen und Intensivüberwachung sowie 
Wachstationen, die für Intensivüberwachung eingerichtet sind) Patienten pflegen, erhal- 
ten für die Dauer dieser Tätigkeit eine monatliche Zulage von 100 Euro. 

3. 1Mitarbeiter der Entgeltgruppen P 4 bis P 9, die die Grund- und Behandlungspflege bei 
schwerbrandverletzten Patienten in Einheiten für Schwerbrandverletzte, denen durch 
die Einsatzzentrale/Rettungsleitstelle der Feuerwehr Hamburg Schwerbrandverletzte 
vermittelt werden, ausüben, erhalten eine Zulage in Höhe von 1,80 Euro für jede volle 
Arbeitsstunde dieser Pflegetätigkeit. 2Eine nach den Anmerkungen Nrn. 1 und 2 zu- 
stehende Zulage vermindert sich um den Betrag, der in demselben Kalendermonat 
nach Satz 1 zusteht. 

4. Tätigkeiten, die sich aufgrund besonderer Schwierigkeit erheblich aus der Entgelt- 
gruppe P 7 herausheben, sind 
a) Tätigkeiten in Spezialbereichen, in denen eine Fachweiterbildung nach den DKG- 

Empfehlungen zur Weiterbildung von Gesundheits- und (Kinder-) Krankenpflege- 
kräften (siehe Anmerkung Nr. 6) vorgesehen ist, oder 

b) die Wahrnehmung einer der folgenden besonderen pflegerischen Aufgaben außer- 
halb von Spezialbereichen nach Buchstabe a: 
- Wundmanager, 
- Gefäßassistent, 
- Breast Nurse/Lactation, 
- Painnurse, 
- auf einer Stroke-Unit-Station, 
- auf einer Intermediate-Care-Station, 
- bei den Begleitenden Psychiatrischen Diensten (BPD) oder 

c) die Tätigkeit im Case- oder Caremanagement. 

Für Mitarbeiter in Pflege- und Betreuungseinrichtungen gilt abweichend: 
1Tätigkeiten, die sich aufgrund besonderer Schwierigkeit erheblich aus der Entgelt- 
gruppe P 7 herausheben, sind solche, die besondere, durch eine Weiterbildung 
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erworbene Kenntnisse oder Fähigkeiten erfordern. 2Die schwierige Tätigkeit muss über- 
wiegend ausgeübt werden. 3Die Weiterbildung muss einen Gesamtumfang von mindes- 
tens 220 Stunden (Theorie und Praxis) haben. 

5. Auf Pfleger in Psychiatrien und psychiatrischen Krankenhäusern oder Einrichtungen, 
die aufgrund Erfüllung der Anforderung des Buchstaben a der Anmerkung Nr. 4 in Ent- 
geltgruppe P 8 eingruppiert sind, finden 
a) Buchstabe b der Anmerkung Nr. 1 und 
b) § 32 Abs. 5 Satz 4 Nr. 4 erster Spiegelstrich AVR 

keine Anwendung. 

6. Bei den Fachweiterbildungen muss es sich um eine Fachweiterbildung nach § 1 der 
DKG-Empfehlung zur pflegerischen Fachweiterbildung in der jeweils aktuellen Fassung 
bzw. um eine gleichwertige Weiterbildung nach § 24 dieser DKG-Empfehlungen han- 
deln. 

7. Die hochschulische Ausbildung befähigt darüber hinaus insbesondere 
a) zur Steuerung und Gestaltung hochkomplexer Pflegeprozesse auf der Grundlage 

wissenschaftsbasierter oder wissenschaftsorientierter Entscheidungen, 
b) vertieftes Wissen über Grundlagen der Pflegewissenschaft, des gesellschaftlich in- 

stitutionellen Rahmens des pflegerischen Handelns sowie des normativ-institutio- 
nellen Systems der Versorgung anzuwenden und die Weiterentwicklung der ge- 
sundheitlichen und pflegerischen Versorgung dadurch maßgeblich mitzugestalten, 

c) sich Forschungsgebiete der professionellen Pflege auf dem neuesten Stand der ge- 
sicherten Erkenntnisse erschließen und forschungsgestützte Problemlösungen wie 
auch neue Technologien in das berufliche Handeln übertragen zu können sowie be- 
rufsbezogene Fort- und Weiterbildungsbedarfe zu erkennen, 

d) sich kritisch reflexiv und analytisch sowohl mit theoretischem als auch praktischem 
Wissen auseinandersetzen und wissenschaftsbasiert innovative Lösungsansätze 
zur Verbesserung im eigenen beruflichen Handlungsfeld entwickeln und implemen- 
tieren zu können und 

e) an der Entwicklung von Qualitätsmanagementkonzepten, Leitlinien und Experten- 
standards mitzuwirken. 

 
 

2a. Leitende Mitarbeiter in der Pflege 
(Krankenhaus – § 2 Abs. 3 AVR) 

 

Vorbemerkungen 

1. 1Dem Aufbau der Tätigkeitsmerkmale für Leitungskräfte in der Pflege wird folgende re- 
gelmäßige Organisationsstruktur zu Grunde gelegt: 
a) Die Gruppen- bzw. Teamleitung stellt die unterste Leitungsebene dar. Einer Grup- 

pen- bzw. einer Teamleitung sind in der Regel nicht mehr als neun Mitarbeiter un- 
terstellt. 

b) Die Station ist die kleinste organisatorische Einheit. Einer Stationsleitung sind in der 
Regel nicht mehr als zwölf Mitarbeiter unterstellt. 

c) Ein Bereich bzw. eine Abteilung umfasst in der Regel mehrere Stationen. Einer Be- 
reichs- bzw. Abteilungsleitung sind in der Regel nicht mehr als 48 Mitarbeiter unter- 
stellt. 

2Die Mitarbeiter müssen fachlich unterstellt sein. 

2. Soweit für vergleichbare organisatorische Einheiten von den vorstehenden Bezeichnun- 
gen abweichende Bezeichnungen verwandt werden, ist dies unbeachtlich. 

3. Diese Regelungen gelten auch für Leitungskräfte in der Entbindungspflege. 
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Entgeltgruppe P 9 

Mitarbeiter als ständige Vertreter von Gruppenleitern oder Teamleitern. 

(Hierzu Anmerkung) 

 
Entgeltgruppe P 10 

1. Mitarbeiter als Gruppenleiter oder Teamleiter. 

2. Mitarbeiter als ständige Vertreter von Gruppenleitern oder Teamleitern der Entgelt- 
gruppe P 11 Fallgruppe 1. 

 

Entgeltgruppe P 11 

1. Mitarbeiter als Gruppenleiter bzw. Teamleiter mit einem höheren Maß von Verantwort- 
lichkeit oder von großen Gruppen oder Teams. 

2. Mitarbeiter als ständige Vertreter von Stationsleitern. 
 

Entgeltgruppe P 12 

1. Mitarbeiter als Stationsleiter. 

2. Mitarbeiter als ständige Vertreter von Stationsleitern der Entgeltgruppe P 13 oder von 
Bereichsleitern oder Abteilungsleitern. 

 

Entgeltgruppe P 13 

Mitarbeiter als Stationsleiter mit einem höheren Maß von Verantwortlichkeit oder von gro- 
ßen Stationen. 

 

Entgeltgruppe P 14 

1. Mitarbeiter als Bereichsleiter oder als Abteilungsleiter. 

2. Mitarbeiter als ständige Vertreter von Bereichsleitern der Entgeltgruppe P 15. 
 

Entgeltgruppe P 15 

Mitarbeiter als Bereichsleiter oder als Abteilungsleiter, deren Tätigkeit sich durch den Um- 
fang und die Bedeutung ihres Aufgabengebietes sowie durch große Selbständigkeit erheb- 
lich aus der Entgeltgruppe P 14 heraushebt oder von großen Bereichen bzw. Abteilungen. 

 

Entgeltgruppe P 16 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe P 15, deren Tätigkeit sich durch das Maß der damit verbun- 
denen Verantwortung erheblich aus der Entgeltgruppe P 15 heraushebt. 

 

Entgeltgruppe 13 

1. Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und entsprechen- 
der Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ih- 
rer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 
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2. Mitarbeiter in Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen, deren Tätigkeit wegen der 
Schwierigkeit der Aufgaben und der Größe ihrer Verantwortung ebenso zu bewerten ist 
wie Tätigkeiten nach Fallgruppe 1. 

 

Entgeltgruppe 14 

1. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1, deren Tätigkeit sich mindestens zu ei- 
nem Drittel 

- durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung oder 

- durch das Erfordernis hochwertiger Leistungen bei besonders schwierigen Aufga- 
ben aus der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1 heraushebt. 

2. Mitarbeiter in Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen, deren Tätigkeit wegen der 
Schwierigkeit der Aufgaben und der Größe ihrer Verantwortung ebenso zu bewerten ist 
wie Tätigkeiten nach Fallgruppe 1. 

 

Entgeltgruppe 15 

1. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1, deren Tätigkeit sich 

- durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung sowie 

- erheblich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung aus der Entgelt- 
gruppe 13 Fallgruppe 1 heraushebt. 

2. Mitarbeiter in Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen, deren Tätigkeit wegen der 
Schwierigkeit der Aufgaben und der Größe ihrer Verantwortung ebenso zu bewerten ist 
wie Tätigkeiten nach Fallgruppe 1. 

 

Anmerkung: 

Diese Mitarbeiter erhalten die Zulage nach den Anmerkungen Nrn. 1 und 2 zu Abschnitt XI, 
1. (Mitarbeiter in der Pflege) ebenfalls, wenn alle dem Gruppenleiter bzw. dem Teamleiter 
durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellten Pflegekräfte Anspruch auf die jewei- 
lige Zulage haben. 

 
 

2b. Leitende Mitarbeiter in der Pflege 
(stationär – § 2 Abs. 4 Buchst. a bis d AVR) 

 

Vorbemerkungen 

1. Die Mitarbeiter müssen fachlich unterstellt sein. 

2. Soweit für vergleichbare organisatorische Einheiten von den nachfolgenden Bezeich- 
nungen abweichende Bezeichnungen verwandt werden, ist dies unbeachtlich. 

 

Entgeltgruppe P 9 

Mitarbeiter als ständige Vertreter von Wohnbereichs-, Wohngruppen- bzw. Teamleitern der 
Entgeltgruppe P 10 Fallgruppe 1. 

(Hierzu Anmerkung) 
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Entgeltgruppe P 10 

1. Mitarbeiter als Wohnbereichs-, Wohngruppen- bzw. Teamleiter. 

2. Mitarbeiter als ständige Vertreter von Wohnbereichs-, Wohngruppen- bzw. Teamleitern 
der Entgeltgruppe P 11 Fallgruppe 1. 

 

Entgeltgruppe P 11 

1. Mitarbeiter als Wohnbereichs-, Wohngruppen- bzw. Teamleiter, denen mindestens 12 
Mitarbeiter durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 

2. Mitarbeiter als ständige Vertreter von Pflegedienstleitungen der Entgeltgruppe P 12 
Fallgruppe 1. 

3. Mitarbeiter als ständige Vertreter von Wohnbereichs-, Wohngruppen- bzw. Teamleitern 
der Entgeltgruppe P 12 Fallgruppe 2. 

 

Entgeltgruppe P 12 

1. Mitarbeiter als Pflegedienstleitungen 

2. Mitarbeiter als Wohnbereichs-, Wohngruppen- bzw. Teamleiter, denen mindestens 25 
Mitarbeiter durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 

3. Mitarbeiter als ständige Vertreter von Pflegedienstleitungen der Entgeltgruppe P 13 
Fallgruppe 1. 

 

Entgeltgruppe P 13 

1. Mitarbeiter als Pflegedienstleitungen, denen mindestens 50 Mitarbeiter durch ausdrück- 
liche Anordnung ständig unterstellt sind. 

2. Mitarbeiter als ständige Vertreter von Pflegedienstleitungen der Entgeltgruppe P 14 
Fallgruppe 1. 

 

Entgeltgruppe P 14 

1. Mitarbeiter als Pflegedienstleitungen, denen mindestens 80 Mitarbeiter durch ausdrück- 
liche Anordnung ständig unterstellt sind. 

2. Mitarbeiter als ständige Vertreter von Pflegedienstleitungen der Entgeltgruppe P 15. 
 

Entgeltgruppe P 15 

Mitarbeiter als Pflegedienstleitung, deren Tätigkeit sich durch den Umfang und die Bedeu- 
tung ihres Aufgabengebietes sowie durch große Selbständigkeit erheblich aus der Entgelt- 
gruppe P 14 Fallgruppe 1 heraushebt. 

 

Entgeltgruppe P 16 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe P 15, deren Tätigkeit sich durch das Maß der damit verbun- 
denen Verantwortung erheblich aus der Entgeltgruppe P 15 heraushebt. 

 

Entgeltgruppe 13 

1. Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und entsprechen- 
der Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und 
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ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 

2. Mitarbeiter in Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen, deren Tätigkeit wegen der 
Schwierigkeit der Aufgaben und der Größe ihrer Verantwortung ebenso zu bewerten ist 
wie Tätigkeiten nach Fallgruppe 1. 

 

Entgeltgruppe 14 

3. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1, deren Tätigkeit sich mindestens zu ei- 
nem Drittel 

- durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung oder 

- durch das Erfordernis hochwertiger Leistungen bei besonders schwierigen Aufga- 
ben aus der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1 heraushebt. 

4. Mitarbeiter in Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen, deren Tätigkeit wegen der 
Schwierigkeit der Aufgaben und der Größe ihrer Verantwortung ebenso zu bewerten ist 
wie Tätigkeiten nach Fallgruppe 1. 

 

Entgeltgruppe 15 

3. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1, deren Tätigkeit sich 

- durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung sowie 

- erheblich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung aus der Entgelt- 
gruppe 13 Fallgruppe 1 heraushebt. 

4. Mitarbeiter in Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen, deren Tätigkeit wegen der 
Schwierigkeit der Aufgaben und der Größe ihrer Verantwortung ebenso zu bewerten ist 
wie Tätigkeiten nach Fallgruppe 1. 

 

Anmerkung: 

Diese Mitarbeiter erhalten die Zulage nach den Anmerkungen Nrn. 1 und 2 zu Abschnitt XI, 
1. (Mitarbeiter in der Pflege) ebenfalls, wenn alle dem Gruppenleiter bzw. dem Teamleiter 
durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellten Pflegekräfte Anspruch auf die jeweilige 
Zulage haben. 

 
 

2c. Leitende Mitarbeiter in der Pflege 
(ambulant und teilstationär – § 2 Abs. 4 Buchst. e AVR) 

 

Vorbemerkungen 

1. Die Mitarbeiter müssen fachlich unterstellt sein. 

2. Soweit für vergleichbare organisatorische Einheiten von den nachfolgenden Bezeich- 
nungen abweichende Bezeichnungen verwandt werden, ist dies unbeachtlich. 

 

Entgeltgruppe P 8 

Mitarbeiter als ständige Vertreter von Gruppenleitern bzw. Teamleitern der Entgeltgruppe 
P 9 Fallgruppe 1. 

(Hierzu Anmerkung) 
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Entgeltgruppe P 9 

1. Mitarbeiter als Gruppenleiter bzw. Teamleiter. 

(Hierzu Anmerkung) 

2. Mitarbeiter als ständige Vertreter von Pflegedienstleitungen der Entgeltgruppe P 10 
Fallgruppe 1. 

(Hierzu Anmerkung) 

3. Mitarbeiter als ständige Vertreter von Gruppenleitern bzw. Teamleitern der Entgelt- 
gruppe P 10 Fallgruppe 3. 

(Hierzu Anmerkung) 
 

Entgeltgruppe P 10 

1. Mitarbeiter als Pflegedienstleitung. 

(Hierzu Anmerkung) 

2. Mitarbeiter als ständige Vertreter von Pflegedienstleitungen der Entgeltgruppe P 11 
Fallgruppe 1. 

(Hierzu Anmerkung) 

3. Mitarbeiter als Gruppenleiter bzw. Teamleiter, denen mindestens 6 Mitarbeiter oder 4 
Pflegefachkräfte durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 

(Hierzu Anmerkung) 

4. Mitarbeiter als ständige Vertreter von Gruppenleitern bzw. Teamleitern der Entgelt- 
gruppe P 11 Fallgruppe 3. 

(Hierzu Anmerkung) 
 

Entgeltgruppe P 11 

1. Mitarbeiter als Pflegedienstleitung, denen mindestens 10 Mitarbeiter oder 6 Pflegefach- 
kräfte durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 

(Hierzu Anmerkung) 

2. Mitarbeiter als ständige Vertreter von Pflegedienstleitungen der Entgeltgruppe P 12 
Fallgruppe 1. 

(Hierzu Anmerkung) 

3. Mitarbeiter als Gruppenleiter bzw. Teamleiter, denen mindestens 12 Mitarbeiter oder 8 
Pflegefachkräfte durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 

(Hierzu Anmerkung) 
 

Entgeltgruppe P 12 

1. Mitarbeiter als Pflegedienstleitung, denen mindestens 25 Mitarbeiter oder 10 Pflege- 
fachkräfte durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 

(Hierzu Anmerkung) 

2. Mitarbeiter als ständige Vertreter von Pflegedienstleitungen der Entgeltgruppe P 13 
Fallgruppe 1. 

(Hierzu Anmerkung) 
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Entgeltgruppe P 13 

1. Mitarbeiter als Pflegedienstleitung, denen mindestens 50 Mitarbeiter oder 23 Pflege- 
fachkräfte durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 

2. Mitarbeiter als ständige Vertreter von Pflegedienstleitungen der Entgeltgruppe P 14 
Fallgruppe 1. 

 

Entgeltgruppe P 14 

1. Mitarbeiter als Pflegedienstleitung, denen mindestens 75 Mitarbeiter oder 39 Pflege- 
fachkräfte durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 

2. Mitarbeiter als ständige Vertreter von Pflegedienstleitungen der Entgeltgruppe P 15. 
 

Entgeltgruppe P 15 

Mitarbeiter als Pflegedienstleitung, deren Tätigkeit sich durch den Umfang und die Bedeu- 
tung ihres Aufgabengebietes sowie durch große Selbständigkeit erheblich aus der Entgelt- 
gruppe P 14 Fallgruppe 1 heraushebt. 

 

Entgeltgruppe P 16 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe P 15, deren Tätigkeit sich durch das Maß der damit verbun- 
denen Verantwortung erheblich aus der Entgeltgruppe P 15 heraushebt. 

 

Anmerkung: 

Mitarbeiter der Entgeltgruppen P 8 bis P 12, die die Grund- und Behandlungspflege zeitlich 
überwiegend in der häuslichen Pflege ausüben, erhalten für die Dauer dieser Tätigkeit eine 
monatliche Zulage von 46,02 Euro. 

 

Entgeltgruppe 13 

1. Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und entsprechen- 
der Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ih- 
rer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 

2. Mitarbeiter in Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen, deren Tätigkeit wegen der 
Schwierigkeit der Aufgaben und der Größe ihrer Verantwortung ebenso zu bewerten ist 
wie Tätigkeiten nach Fallgruppe 1. 

 

Entgeltgruppe 14 

1. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1, deren Tätigkeit sich mindestens zu ei- 
nem Drittel 

- durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung oder 

- durch das Erfordernis hochwertiger Leistungen bei besonders schwierigen Aufga- 
ben aus der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1 heraushebt. 

2. Mitarbeiter in Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen, deren Tätigkeit wegen der 
Schwierigkeit der Aufgaben und der Größe ihrer Verantwortung ebenso zu bewerten ist 
wie Tätigkeiten nach Fallgruppe 1. 
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Entgeltgruppe 15 

1. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 13 Fallgruppe 1, deren Tätigkeit sich 

- durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung sowie 

- erheblich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung aus der Entgelt- 
gruppe 13 Fallgruppe 1 heraushebt. 

2. Mitarbeiter in Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen, deren Tätigkeit wegen der 
Schwierigkeit der Aufgaben und der Größe ihrer Verantwortung ebenso zu bewerten ist 
wie Tätigkeiten nach Fallgruppe 1. 

 

Anmerkung: 

Mitarbeiter der Entgeltgruppen P 8 bis P 12, die die Grund- und Behandlungspflege zeitlich 
überwiegend in der häuslichen Pflege ausüben, erhalten für die Dauer dieser Tätigkeit eine 
monatliche Zulage von 46,02 Euro. 

 
 

3. [nicht besetzt] 

4. Kardiotechniker 

Es finden die Tätigkeitsmerkmale des Teils A Abschnitt II Ziffer 5 entsprechende Anwendung. 

 
4a. Alltagsbegleiter, Betreuungskräfte sowie Präsenzkräfte 

Es finden die allgemeinen Tätigkeitsmerkmale des Teils A Abschnitt I Ziffer 3 Anwendung. 

 
Anmerkung: 

Abweichend gilt bis zum 31. Dezember 2035 folgendes: 

Entgeltgruppe 2 

1. Betreuungskräfte in der ambulanten Pflege mit Tätigkeiten zur Unterstützung im All- 
tag, soweit sie im Rahmen der von ihnen auszuübenden Tätigkeiten in einem Umfang 
von mindestens 25 v.H. ihrer vereinbarten Arbeitszeit gemeinsam mit Bezieherinnen und 
Beziehern von Pflegeleistungen tagesstrukturierend, aktivierend, betreuend oder pfle- 
gend tätig werden. 

 
2. Betreuungskräfte mit Tätigkeiten in der Betreuung und Aktivierung in stationären Pflege- 

einrichtungen, soweit sie im Rahmen der von ihnen auszuübenden Tätigkeiten in einem 
Umfang von mindestens 25 v.H. ihrer vereinbarten Arbeitszeit gemeinsam mit Beziehe- 
rinnen und Beziehern von Pflegeleistungen tagesstrukturierend, aktivierend, betreuend 
oder pflegend tätig werden. 

 
Pflegefachliche Tätigkeiten und Pflegehilfstätigkeiten werden von dieser Anmerkung nicht 
erfasst. 

Diese Mitarbeiter erhalten bis zum 31. Dezember 2035 in der Stufe 6 das Tabellenentgelt 
der Stufe 5. 
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5. Diätassistenten 

 
Entgeltgruppe 5 

Mitarbeiter in der Tätigkeit von Diätassistenten. 
 
 

Entgeltgruppe 7 

Staatlich anerkannte Diätassistenten mit entsprechender Tätigkeit. 
 

Entgeltgruppe 8 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 7, die mindestens zu einem Viertel schwierige Aufgaben erfül- 
len. 

(Hierzu Anmerkung) 
 
 

Entgeltgruppe 9a 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 7, die schwierige Aufgaben erfüllen. 

(Hierzu Anmerkung) 

 
Entgeltgruppe 9b 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 7 mit Fortbildung zum Ernährungsberater oder mit vergleich- 
barer Fortbildung (z.B. Diabetesberater) und entsprechender Tätigkeit. 

 
 

Anmerkung: 

Schwierige Aufgaben sind z.B. Diätberatung von einzelnen Patienten, selbstständige Durch- 
führung von Ernährungserhebungen, Mitarbeit bei Grundlagenforschung im Fachbereich 
klinische Ernährungslehre, Herstellung und Berechnung spezifischer Diätformen bei de- 
kompensierten Leberzirrhosen, Niereninsuffizienz, Hyperlipidämien, Stoffwechsel-Bilanz- 
Studien, Maldigestion und Malabsorption, nach Shuntoperationen, Kalzium-Test-Diäten, 
spezielle Anfertigung von Sonderernährung für Patienten auf Intensiv- und Wachstationen. 

6. Ergotherapeuten 

Entgeltgruppe 5 

Mitarbeiter in der Tätigkeit von Ergotherapeuten. 
 
 

Entgeltgruppe 7 

Ergotherapeuten mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit. 
 
 

Entgeltgruppe 8 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 7, die mindestens zu einem Viertel schwierige Aufgaben er- 
füllen. 

(Hierzu Anmerkung) 
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Entgeltgruppe 9a 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 7, die schwierige Aufgaben erfüllen. 

(Hierzu Anmerkung) 

 
Entgeltgruppe 9b 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 7, die mindestens zur Hälfte folgende Aufgabe erfüllen: 

Ergotherapie bei Patienten mit Demenz. 

Anmerkung: 

Schwierige Aufgaben sind z.B. Ergotherapie bei Querschnittslähmungen, in Kinderläh- 
mungsfällen, bei Schlaganfällen, mit spastisch Gelähmten, in Fällen von Dysmelien, in der 
Psychiatrie oder Geriatrie oder bei Kleinkindern bis sechs Jahren. 

7. HNO-Audiologie-Assistenten 

Entgeltgruppe 5 

Mitarbeiter in der Tätigkeit von HNO-Audiologie-Assistenten. 
 
 

Entgeltgruppe 7 

HNO-Audiologie-Assistenten mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit. 
 

Entgeltgruppe 8 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 7, die mindestens zu einem Viertel schwierige Aufgaben erfül- 
len. 

(Hierzu Anmerkung Nr. 1) 
 

Entgeltgruppe 9a 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 7, die schwierige Aufgaben erfüllen. (Hierzu Anmerkung Nr. 1) 
 
 

Entgeltgruppe 9b 

1. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 7, die als Hilfskräfte bei wissenschaftlichen Forschungs- 
aufgaben mit einem besonders hohen Maß von Verantwortlichkeit tätig sind. 

(Hierzu Anmerkung Nr. 2) 

2. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 7, die mindestens zur Hälfte eine oder mehrere der fol- 
genden Aufgaben erfüllen: 

- Gehörprüfungen bei Säuglingen oder schwersterkrankten Patienten, 

- Durchführung des Hörtrainings nach Cochlea-Implantationen, 

- Mitwirkung bei der BAHA- oder Soundbridge-Versorgung, Hörtraining nach der 
Versorgung mit BAHA- oder Soundbridge-Implantaten, 

- spezifische Diagnostik (z.B. BERA-Untersuchung) während Operationen. 
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Anmerkungen: 

1. Schwierige Aufgaben sind z.B. 

- Fertigung von Sprach-, Spiel- und Reflexaudiogrammen, 

- Gehörprüfung oder Gehörtraining bei Kleinkindern und Menschen mit Einschrän- 
kungen oder 

- Gehörgeräteanpassung und Gehörerziehung. 

2. Mitarbeiter, die im Rahmen ihrer Tätigkeit als Hilfskräfte bei wissenschaftlichen For- 
schungsaufgaben mit einem besonders hohen Maß von Verantwortlichkeit tätig sind, 
sind auch dann als solche eingruppiert, wenn sie im Rahmen dieser Tätigkeit Aufga- 
ben erfüllen, die in der Anmerkung Nr. 1 genannt sind. 

8. Logopäden 

Entgeltgruppe 5 

Mitarbeiter in der Tätigkeit von Logopäden mit staatlicher Anerkennung. 
 
 

Entgeltgruppe 7 

Logopäden mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit. 
 

Entgeltgruppe 8 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 7, die mindestens zu einem Viertel schwierige Aufgaben erfül- 
len. 

(Hierzu Anmerkung Nr. 1) 
 

Entgeltgruppe 9a 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 7, die schwierige Aufgaben erfüllen. 

(Hierzu Anmerkung Nr. 1) 

 
Entgeltgruppe 9b 

1. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 7, die als Hilfskräfte bei wissenschaftlichen Forschungs- 
aufgaben mit einem besonders hohen Maß von Verantwortlichkeit tätig sind. 

(Hierzu Anmerkung Nr. 2) 

2. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 7, die mindestens zur Hälfte eine oder mehrere der fol- 
genden Aufgaben erfüllen: 

- Behandlung von Dysphagien (Schluckstörungen) oder Sprach- und Sprechstö- 
rungen im Zusammenhang mit neurologischen Erkrankungen oder Demenzen 
oder im geriatrischen Bereich, 

- Behandlung von Dysphagien und Fütterstörungen von Säuglingen, 

- Durchführung des Trachealkanülenmanagements. 
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Anmerkungen: 

1. Schwierige Aufgaben sind z.B. die Erhebung der logopädisch relevanten Anamnese 
sowie die Auswahl und Durchführung geeigneter Untersuchungsverfahren bei Kin- 
dern, die Erstellung patientenbezogener therapeutischer Konzepte unter Berücksich- 
tigung der jeweiligen individuellen Störungsbilder bei Demenzen oder nach Hirnver- 
letzungen, die Behandlung von Kehlkopflosen, von Patienten nach Schlaganfällen 
oder anderen Hirnverletzungen, die Behandlung von schwer intelligenzgeminderten 
Patienten oder von Patienten mit frühkindlichen Hirnschäden oder anderen schweren 
Erkrankungen mit lang anhaltenden und schweren Auswirkungen auf die Sprachent- 
wicklung sowie Durchführung von Therapien bei Kindern mit Sprachentwicklungsstö- 
rungen. 

2. Mitarbeiter, die im Rahmen ihrer Tätigkeit als Hilfskräfte bei wissenschaftlichen For- 
schungsaufgaben mit einem besonders hohen Maß von Verantwortlichkeit tätig sind, 
sind auch dann als solche eingruppiert, wenn sie im Rahmen dieser Tätigkeit Aufga- 
ben erfüllen, die in der Anmerkung Nr. 1 genannt sind. 

9. Masseure und medizinische Bademeister 

Entgeltgruppe 3 

Mitarbeiter in der Tätigkeit von Masseuren und medizinischen Bademeistern. 
 
 

Entgeltgruppe 5 

Masseure und medizinische Bademeister mit entsprechender Tätigkeit. 
 
 

Entgeltgruppe 6 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 5, die mindestens zu einem Viertel schwierige Aufgaben er- 
füllen. 

(Schwierige Aufgaben sind z.B. Verabreichung von Kohlensäure- und Sauerstoffbädern bei 
Herz- und Kreislaufbeschwerden, Massage- oder Bäderbehandlung nach Schlaganfällen 
oder bei Kinderlähmung, Massagebehandlung von Frischoperierten). 

 
 

10. Medizinisch-technische Assistenten 

Vorbemerkung 

Medizinisch-technische Assistenten im Sinne dieses Abschnitts sind Medizinisch-technische 
Assistenten für Funktionsdiagnostik, Medizinisch-technische Laboratoriumsassistenten und 
Medizinisch-technische Radiologieassistenten. 

 
 

Entgeltgruppe 7 
Staatlich geprüfte Medizinisch-technische Assistenten sowie Zytologisch-technische Assis- 
tenten mit jeweils entsprechender Tätigkeit. 

 
 

Entgeltgruppe 8 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 7, die mindestens zu einem Viertel schwierige Aufgaben er- 
füllen. 

(Hierzu Anmerkung Nr. 1) 
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Entgeltgruppe 9a 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 7, die schwierige Aufgaben erfüllen. 

(Hierzu Anmerkung Nr. 1) 

 
Entgeltgruppe 9b 

1. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 7, die als Hilfskräfte bei wissenschaftlichen Forschungs- 
aufgaben mit einem besonders hohen Maß von Verantwortlichkeit tätig sind. 

(Hierzu Anmerkung Nr. 2) 

2. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 7, die mindestens zur Hälfte eine oder mehrere der fol- 
genden Aufgaben erfüllen: 

- Wartung und Kalibrierung von hochwertigen und schwierig zu bedienenden Mess- 
geräten (z.B. Autoanalyzern), 

- Virusisolierungen oder ähnlich schwierige mikrobiologische Verfahren, Gewebe- 
züchtungen, schwierige Antikörperbestimmungen (z.B. Coombs-Test), 

- schwierige intraoperative Röntgenaufnahmen, 

- interoperatives Monitoring, Mitwirkung bei der prächirurgischen Epilepsiediagnos- 
tik und -OP, Mitwirkung bei der Implantation von Hirnelektroden, Mitwirkung bei 
der Komadiagnostik, 

- Vorbereitung und Mitwirkung bei der Protonentherapie. 
 
 

Anmerkungen: 

1. Schwierige Aufgaben sind z.B. 

- der Diagnostik vorausgehende technische Arbeiten bei selbstständiger Ver- 
fahrenswahl auf histologischem, mikrobiologischem, hämatologischem, sero- 
logischem, molekularbiologischem oder quantitativ klinisch- chemischem Ge- 
biet; 

- die Durchführung von Untersuchungsverfahren zur röntgenologischen Funkti- 
onsdiagnostik; 

- messtechnische Aufgaben und Hilfeleistung bei der Verwendung von radioak- 
tiven Stoffen; 

- schwierige medizinisch radiologische Verfahren; 

- Tätigkeiten in der radiologischen Untersuchung von Kindern bis zum sechsten 
Lebensjahr; 

- Bedienung eines Elektronenmikroskops sowie Vorbereitung der Präparate für 
Elektronenmikroskopie; 

- Durchführung schwieriger molekularbiologischer Untersuchungsverfahren 
(z.B. Hybridisierung oder Blot), schwierige Hormonbestimmungen, schwierige 
Fermentaktivitatsbestimmungen, schwierige gerinnungsphysiologische Unter- 
suchungen); 

- Vorbereitung und Durchführung von röntgenologischen Gefäßuntersuchun- 
gen in der Schädel-, Brust- und Bauchhöhle, Mitwirkung bei Herzkatheterisie- 
rungen, Schichtaufnahmen in den drei Dimensionen mit Spezialgeräten (CT, 
MRT, SPECT, etc.), Arbeiten an Linearbeschleunigern, Durchführung von 
Szintigraphien unter Belastung (z.B. Myokardszintigraphie), szintigraphische 
Spezialuntersuchungen (z.B. Sentinelszintigraphie); 
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- Durchführung von Untersuchungsverfahren, bei denen mehrere Untersu- 
chungsmethoden kombiniert werden, z.B. SPECT-CT; 

- Vorbereitung und Mitwirkung von röntgenologisch gestützten Gewebeentnah- 
men; 

- Tätigkeiten in der Telemedizin oder Teleradiologie; 

- Mitwirkung bei der Hirntodbestimmung oder 

- invasive Eingriffe mit z.B. kryostatischen Maßnahmen im EPU-Labor. 

2. Mitarbeiter, die im Rahmen ihrer Tätigkeit als Hilfskräfte bei wissenschaftlichen 
Forschungsaufgaben mit einem besonders hohen Maß von Verantwortlichkeit tä- 
tig sind, sind auch dann als solche eingruppiert, wenn sie im Rahmen dieser Tä- 
tigkeit Aufgaben erfüllen, die in der Anmerkung Nr. 1 genannt sind. 

 
11. Medizinische Dokumentarinnen und Dokumentare 

Es finden die allgemeinen Tätigkeitsmerkmale des Teils A Abschnitt I Ziffer 3 Anwendung. 
 

12. Medizinische und Zahnmedizinische Fachangestellte 

Es finden die allgemeinen Tätigkeitsmerkmale des Teils A Abschnitt I Ziffer 3 Anwendung. 
 

13. Orthoptistinnen und Orthoptisten 

Entgeltgruppe 5 

Mitarbeiter in der Tätigkeit von Orthoptistinnen und Orthoptisten. 
 
 

Entgeltgruppe 7 

Orthoptisten mit abgeschlossener Ausbildung und entsprechender Tätigkeit. 
 
 

Entgeltgruppe 8 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 7, die mindestens zu einem Viertel schwierige Aufgaben erfül- 
len. 

(Hierzu Anmerkung Nr. 1) 
 
 

Entgeltgruppe 9a 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 7, die schwierige Aufgaben erfüllen. 

(Hierzu Anmerkung Nr. 1) 

 
Entgeltgruppe 9b 

1. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 7, die als Hilfskräfte bei wissenschaftlichen Forschungs- 
aufgaben mit einem besonders hohen Maß von Verantwortlichkeit tätig sind. 

(Hierzu Anmerkung Nr. 2) 

2. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 7, die mindestens zur Hälfte eine oder mehrere der fol- 
genden Aufgaben erfüllen: 
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- orthoptische Untersuchungen bei Säuglingen, Kleinkindern oder geistig behinderten 
Patienten mit Schielerkrankungen oder Nystagmus, 

- diagnostische Untersuchungen zur Vorbereitung auf Schieloperationen und Mitwir- 
ken bei der Dosierung der Operationsstrecken, 

- Durchführung und Auswertung von VEP-Messungen, 

- Untersuchung von komplizierten infra- und supranukleären Mobilitätsstörungen so- 
wie nystagmusbedingten Kopfzwangshaltungen an z.B. Tangentenskalen oder Sy- 
noptometern, 

- neuroophthalmologische Untersuchungen bei Orbitaerkrankungen (z.B. Tumorer- 
krankungen). 

 
 

Anmerkungen: 

1. Schwierige Aufgaben sind z.B. 

- Behandlung eingefahrener beidäugiger Anomalien, exzentrischer Fixationen 
oder Kleinstanomalien, 

- Messungen bei Doppelbildern, 

- Anpassung von Prismenbrillen, 

- Kontaktlinsenanpassung bei komplizierten Hornhautsituationen (z.B. Ausdün- 
nung der Hornhaut, Hornhautnarben, Zustand nach der operativen Entfernung 
der Hornhaut), 

- Durchführung orthoptistischer oder plebtischer Schulungen. 

2. Mitarbeiter, die im Rahmen ihrer Tätigkeit als Hilfskräfte bei wissenschaftlichen For- 
schungsaufgaben mit einem besonders hohen Maß von Verantwortlichkeit tätig 
sind, sind auch dann als solche eingruppiert, wenn sie im Rahmen dieser Tätigkeit 
Aufgaben erfüllen, die in der Anmerkung Nr. 1 genannt sind. 

 
 

14. Pharmazeutisch-kaufmännische Angestellte 

Es finden die allgemeinen Tätigkeitsmerkmale des Teils A Abschnitt I Ziffer 3 Anwendung. 
 
 

15. Pharmazeutisch-technische Assistenten 

Entgeltgruppe 7 

Pharmazeutisch-technische Assistenten mit staatlicher Erlaubnis und entsprechender Tätig- 
keit. 

 
 

Entgeltgruppe 8 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 7, die mindestens zu einem Viertel schwierige Aufgaben erfül- 
len. 

(Hierzu Anmerkung Nr. 1) 
 
 

Entgeltgruppe 9a 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 7, die schwierige Aufgaben erfüllen. 

(Hierzu Anmerkung Nr. 1) 
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Entgeltgruppe 9b 

1. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 7, die als Hilfskräfte bei wissenschaftlichen Forschungs- 
aufgaben mit einem besonders hohen Maß von Verantwortlichkeit tätig sind. 

(Hierzu Anmerkung Nr. 2) 

2. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 7 mit Fortbildung als Spezialistin oder Spezialist für Kran- 
kenhaus- und krankenhausversorgende Apotheken und entsprechender Tätigkeit. 

 
 

Anmerkungen: 

1. Schwierige Aufgaben sind z.B. Tätigkeiten unter Reinraumluftbedingungen wie die ste- 
rile Herstellung von Zytostatikazubereitungen, Mischbeuteln zur parenteralen Anwen- 
dung und applikationsfertigen Spritzen, Infusionen und Injektionen oder Augensalben 
und –tropfen; schwierige Identitäts- und Reinheitsprüfungen nach Deutschem Arznei- 
buch, gravimetrische, titrimetrische oder fotometrische Bestimmungen, Komplexomet- 
rie, Leitfähigkeitsmessungen oder chromatografische Analysen. 

2. Mitarbeiter, die im Rahmen ihrer Tätigkeit als Hilfskräfte bei wissenschaftlichen For- 
schungsaufgaben mit einem besonders hohen Maß von Verantwortlichkeit tätig sind, 
sind auch dann als solche eingruppiert, wenn sie im Rahmen dieser Tätigkeit Aufgaben 
erfüllen, die in der Anmerkung Nr. 1 genannt sind. 

 
 

16. Physiotherapeuten 

Entgeltgruppe 5 

Mitarbeiter in der Tätigkeit von Physiotherapeuten. 
 
 

Entgeltgruppe 7 

Physiotherapeuten mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit. 
 
 

Entgeltgruppe 8 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 7, die mindestens zu einem Viertel schwierige Aufgaben erfül- 
len. 

(Hierzu Anmerkung) 
 
 

Entgeltgruppe 9a 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 7, die schwierige Aufgaben erfüllen. 

(Hierzu Anmerkung) 

 
Entgeltgruppe 9b 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 7, die mindestens zur Hälfte eine oder mehrere der folgenden 
Aufgaben erfüllen: 

- Physiotherapie bei Patienten mit Demenz oder auf einer Intensivstation nach einem Po- 
lytrauma. 
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Anmerkung: 

Schwierige Aufgaben sind z.B. Physiotherapie nach Lungen- oder Herzoperationen, nach 
Herzinfarkten, bei Querschnittslähmungen, in Kinderlähmungsfällen, mit spastisch Gelähm- 
ten, in Fällen von Dysmelien, in der Psychiatrie oder Geriatrie, nach Einsatz von Endopro- 
thesen, nach Verbrennungen zweiten oder dritten Grades oder bei Kleinkindern bis sechs 
Jahren. 

 
17. [nicht besetzt] 

 
18. Psychologische Psychotherapeuten sowie Kinder- und Jugendlichenpsychothera- 

peuten 

 
Entgeltgruppe 14 

Psychologische Psychotherapeuten sowie Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten 
jeweils mit Approbation und entsprechender Tätigkeit. 

 
 

19. [nicht besetzt] 
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20. Leitende Mitarbeiter 

Vorbemerkungen 

1. Diese Tätigkeitsmerkmale finden in den Bereichen der vorstehenden Ziffern 4 bis 10, 
13, 15, 16 und 19 Anwendung. 

2. Dem Aufbau der Tätigkeitsmerkmale für Abteilungs-, Gruppen- bzw. Teamleitung (or- 
ganisatorische Einheiten) folgende werden folgende regelmäßige Organisationsstruk- 
tur zu Grunde gelegt: 

a. Der Leitung einer kleineren organisatorischen Einheit sind in der Regel nicht 
mehr als neun Mitarbeiter unterstellt. 

b. Der Leitung einer größeren organisatorischen Einheit sind in der Regel nicht 
mehr als 16 Mitarbeiter unterstellt. 

c. Der Leitung einer besonders großen organisatorischen Einheit sind in der Regel 
mehr als 24 Mitarbeiter unterstellt. 

3. Soweit für vergleichbare organisatorische Einheiten von den vorstehenden Bezeich- 
nungen abweichende Bezeichnungen verwandt werden, ist dies unbeachtlich. 

 
 

Entgeltgruppe 9b 

Leiter einer kleineren organisatorischen Einheit. 
 
 

Entgeltgruppe 9c 

Ständige Vertreter von Leitern der Entgeltgruppe 10 Fallgruppe 1. 
 
 

Entgeltgruppe 10 

1. Leiter einer größeren organisatorischen Einheit. 

2. Ständige Vertreter von Leitern der Entgeltgruppe 11. 
 
 

Entgeltgruppe 11 

Leiter einer besonders großen organisatorischen Einheit. 
 
 

Entgeltgruppe 12 

Mitarbeiter, deren Tätigkeit sich durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung er- 
heblich aus der Entgeltgruppe 11 heraushebt. 

 
 

21. [nicht besetz] 
 
 

XII. – XV. 
[nicht besetzt] 
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XVI. 
Laboranten 

 
Vorbemerkung 

Den Laboranten mit Abschlussprüfung werden milchwirtschaftliche Laboranten mit verwal- 
tungseigener Abschlussprüfung gleichgestellt, wenn die nach der Ausbildungs- und Prü- 
fungsordnung vorgesehene Ausbildungszeit mindestens drei Jahre beträgt. 

 
 

Entgeltgruppe 3 

Mitarbeiter ohne Abschlussprüfung in der Tätigkeit von Laboranten. 
 

Entgeltgruppe 5 

1. Laboranten mit Abschlussprüfung und entsprechender Tätigkeit. 

2. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 3, die sich durch schwierigere Tätigkeiten aus der Ent- 
geltgruppe 3 herausheben. 

 
 

Entgeltgruppe 6 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 1, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgelt- 
gruppe 5 heraushebt, dass sie besondere Leistungen erfordert. 

 
 

Entgeltgruppe 8 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 5 Fallgruppe 1, deren Tätigkeit sich dadurch aus der Entgelt- 
gruppe 6 heraushebt, dass sie selbstständige Leistungen erfordert. 

 
 

XVII. 
[nicht besetzt] 
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Vorbemerkungen 

XVIII. 
Mitarbeiter in Leitstellen 

1. Schichtführer sind Mitarbeiter, denen die Verantwortung in der jeweiligen Schicht einer 
Leitstelle übertragen ist. 

2. Lagedienstleiter sowie Schichtleiter sind Mitarbeiter, denen die Steuerung der Be- 
triebsabläufe in dem gesamten Schichtbetrieb einer Leitstelle übertragen ist. 

 
 

Entgeltgruppe 9a 

Disponenten in Leitstellen mit der nach Landesrecht jeweils geforderten Qualifikation mit ent- 
sprechender Tätigkeit. 

 
 

Entgeltgruppe 9b 

1. Schichtführer. 

2. Ständige Vertreter von Leitern von Leitstellen. 

3. Ständige Vertreter von Lagedienstleitern oder Schichtleitern. 
 
 

Entgeltgruppe 9c 

1. Leiter von Leitstellen. 

2. Ständige Vertreter von Leitern von Leitstellen, denen mindestens zwölf Mitarbeiter 
durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 

3. Lagedienstleiter sowie Schichtleiter. 

4. Ständige Vertreter von Lagedienstleitern oder Schichtleitern, denen mindestens zwölf 
Mitarbeiter durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 

 
 

Entgeltgruppe 10 

1. Leiter von Leitstellen, denen mindestens zwölf Mitarbeiter durch ausdrückliche Anord- 
nung ständig unterstellt sind. 

2. Ständige Vertreter von Leitern von Leitstellen, denen mindestens 20 Mitarbeiter durch 
ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 

3. Lagedienstleiter sowie Schichtleiter, denen mindestens zwölf Mitarbeiter durch aus- 
drückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 

4. Ständige Vertreter von Lagedienstleitern oder Schichtleitern, denen mindestens 20 Mit- 
arbeiter durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 

 
 

Entgeltgruppe 11 

1. Leiter von Leitstellen, denen mindestens 20 Mitarbeiter durch ausdrückliche An-ordnung 
ständig unterstellt sind. 

2. Ständige Vertreter von Leitern von Leitstellen, denen mindestens 25 Mitarbeiter durch 
ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 
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3. Lagedienstleiter sowie Schichtleiter, denen mindestens 20 Mitarbeiter durch ausdrückli- 
che Anordnung ständig unterstellt sind. 

4. Ständige Vertreter von Lagedienstleitern oder Schichtleitern, denen mindestens 25 Mit- 
arbeiter durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 

 
 

Entgeltgruppe 12 

1. Leiter von Leitstellen, denen mindestens 25 Mitarbeiter durch ausdrückliche Anordnung 
ständig unterstellt sind. 

2. Ständige Vertreter von Leitern von Leitstellen, denen mindestens 35 Mitarbeiter durch 
ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 

3. Lagedienstleiter sowie Schichtleiter, denen mindestens 25 Mitarbeiter durch ausdrückli- 
che Anordnung ständig unterstellt sind. 

 
 

Entgeltgruppe 13 

Leiter von Leitstellen, denen mindestens 35 Mitarbeiter durch ausdrückliche Anordnung stän- 
dig unterstellt sind. 

 
 
 

XIX. – XXI. 
[nicht besetzt] 
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XXII. 
Mitarbeiter im Rettungsdienst 

1. Mitarbeiter im Rettungsdienst 

Entgeltgruppe 3 

Rettungshelfer mit entsprechenden Tätigkeiten. 

(Hierzu Anmerkung Nr. 1) 

 
Entgeltgruppe 4 

Rettungssanitäter mit entsprechenden Tätigkeiten. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 3) 

 
Entgeltgruppe 6 

Rettungsassistenten mit entsprechenden Tätigkeiten. 

(Hierzu Anmerkung Nr. 1) 

 
Entgeltgruppe N 

Notfallsanitäter mit entsprechenden Tätigkeiten. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 2 und 4) 

 
Entgeltgruppe 9a 

Ständige Vertreter von Leitern von Rettungswachen. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 2) 

 
Entgeltgruppe 9b 

1. Leiter von Rettungswachen. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 2) 

2. Ständige Vertreter von Leitern von Rettungswachen, denen mindestens 20 Mit- 
arbeiter durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 2) 
 
 

Entgeltgruppe 9c 

1. Leiter von Rettungswachen, denen mindestens 20 Mitarbeiter durch ausdrückli- 
che Anordnung ständig unterstellt sind. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 2) 

2. Ständige Vertreter von Leitern von Rettungswachen, denen mindestens 40 Mit- 
arbeiter durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 2) 
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Entgeltgruppe 10 

Leiter von Rettungswachen, denen mindestens 40 Mitarbeiter durch ausdrückliche 
Anordnung ständig unterstellt sind. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 2) 
 
 

Anmerkungen: 

1. 1Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung zu einer der in Satz 2 beispiel- 
haft aufgeführten Tätigkeiten schriftlich bestellt sind, erhalten für die Dauer die- 
ser Tätigkeit eine monatliche Funktionszulage in Höhe von 100,00 Euro. 2Dies 
sind insbesondere folgende Tätigkeiten: 

- Qualitätsbeauftragte 

- Medizinproduktebeauftragte (MPG-Beauftragte) bzw. als Beauftragte für Me- 
dizinproduktesicherheit 

- Desinfektoren/Hygienebeauftragte 

- Arzneimittelbeauftragte 

- Lagerverantwortliche 

- Fuhrparkverantwortliche 

- (nur RK Bayern) Beauftragte der elektronischen Einsatzdokumentation. 
3Die Funktionszulage ist eine dynamische Zulage und nimmt an allgemeinen 
Entgelterhöhungen teil. 

2. Mitarbeiter, die schriftlich als Praxisanleiter bestellt sind, erhalten für die Dauer 
der Tätigkeit eine nach dem Anteil der für die Tätigkeit erteilten Freistellung ge- 
staffelte monatliche Zulage: 

Anteil der Praxisanleitertätigkeit Höhe der Zulage 

bis 25 Prozent 100,00 Euro 

bis 50 Prozent 150,00 Euro 

bis 75 Prozent 200,00 Euro 

bis 100 Prozent 250,00 Euro 

3. Mitarbeiter in der Entgeltgruppe 4 erhalten eine Entgeltgruppenzulage in Höhe 
von 2,3 Prozent ihres jeweiligen Tabellenentgelts. 

4. 

(1) 1Abweichend von § 28 Abs. 2 gelten für diese Mitarbeiter folgende Tabellen- 
werte der Entgeltgruppe N: 

 

 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

gültig ab 
1. Februar 2026 

3.701,21 3.862,80 4.075,58 4.247,92 4.488,98 

 
2Diese Tabellenwerte verändern sich bei allgemeinen Entgeltanpassungen 
um denselben Prozentsatz bzw. in demselben Umfang wie die Tabellenwerte 
der Entgeltgruppe P 8. 3Soweit in den AVR auf bestimmte Entgeltgruppen 
Bezug genommen wird, entspricht die Entgeltgruppe N der Entgeltgruppe 8. 
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(2) Abweichend von § 29 Abs. 5 wird bei Notfallsanitätern in der Entgeltgruppe N 
die Stufe 3 nach drei Jahren in Stufe 2 erreicht. 

(3) Mitarbeiter in der Entgeltgruppe N erhalten ab dem 1. Januar 2028 zuzüglich 
zur Regelvergütung eine Zulage gemäß Absatz 4. 

(4) 1Die Höhe der Zulage beträgt unter Anrechnung bisheriger Tätigkeiten beim 
selben Dienstgeber monatlich: 

ab dem 3. Tätigkeitsjahr 150,00 Euro 

ab dem 5. Tätigkeitsjahr 250,00 Euro 

ab dem 7. Tätigkeitsjahr 400,00 Euro 
2Für die Berechnung der für die Zulage relevanten Tätigkeitsjahre werden al- 
le ununterbrochen zurückgelegten Zeiten in der Tätigkeit als Rettungsassis- 
tent und Notfallsanitäter beim selben Dienstgeber sowie die Zeiten der Aus- 
bildung zum Notfallsanitäter berücksichtigt. 3Den Zeiten einer ununterbroche- 
nen Tätigkeit stehen gleich: 

a) Zeiten von Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz so- 
wie Elternzeiten bis zu drei Jahren nach dem Bundeselterngeld- und 
Elternzeitgesetz, 

b) Zeiten einer Arbeitsunfähigkeit nach § 37 AVR bis zu 26 Wochen, 

c) Zeiten einer sonstigen Unterbrechung der Tätigkeit von weniger als 
einem Monat im Kalenderjahr. 

4Soweit es zur Deckung des Personalbedarfs erforderlich ist, sind bei Neu- 
einstellung Zeiten in der Tätigkeit als Notfallsanitäter und Rettungsassistent 
auch bei anderen Dienst- oder Dienstgebern anzurechnen. 5Soweit es zur 
Bindung von Mitarbeitern erforderlich ist, sind im bestehenden Dienstverhält- 
nis Zeiten in der Tätigkeit als Notfallsanitäter und Rettungsassistent auch bei 
anderen Dienst- oder Dienstgebern anzurechnen. 6Zeiten der Tätigkeit als 
Notfallsanitäter und Rettungsassistent bei anderen Dienst- oder Dienstge- 
bern müssen zur Anrechnung nachgewiesen werden. 

(5) 1Abweichend von der Regelung in Absatz 3 ist die Zulage gemäß Absatz 4 
bei Neuausschreibungen schon ab dem Zeitpunkt des Auftragsbeginns zu 
zahlen. 2Satz 1 gilt entsprechend für den Fall, dass ein vertraglicher An- 
spruch auf Anpassung der Vergütung für die rettungsdienstliche Leistung ge- 
genüber dem Auftraggeber vorliegt, in deren Bereich der Notfallsanitäter ein- 
gesetzt ist, oder wenn unabhängig davon eine neue Vergütung vereinbart 
wird. 

(6) Abweichend von der Regelung in Absatz 3 kann die Zulage gem. Absatz 4 
zur Deckung des Personalbedarfs in einer Rettungswache allen Mitarbeitern 
in Entgeltgruppe N auch vor dem 1. Januar 2028 gezahlt werden. 

 
 

2. Mitarbeiter in Rettungsdienstschulen 

(nicht besetzt) 
 
 

Anmerkung: 

In Teil II. Anhang Lehrkräfte AVR geregelt. 
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Vorbemerkungen 

XXIII. 
Schulhausmeister 

1. Schulhausmeister sind Hausmeister in Schulen außer Akademien, Kunsthochschu- 
len, Musikhochschulen, Musikschulen und verwaltungseigenen Schulen. 

2. 1Eine einschlägige Berufsausbildung liegt dann vor, wenn die in der Berufsausbildung 
vermittelten Kenntnisse und Fertigkeiten einen unmittelbaren sachlichen Zusammen- 
hang mit den wesentlichen Tätigkeitsschwerpunkten von Schulhausmeistern aufwei- 
sen. 2Dies ist insbesondere bei Berufsausbildungen in den Berufsfeldern Metallbau, 
Anlagenbau, Installation, Montierer, Elektroberufe, Bauberufe und Holzverarbeitung 
der Fall. 

 

Entgeltgruppe 5 

Schulhausmeister, die eine einschlägige mindestens dreijährige Berufsausbildung abge- 
schlossen haben. 

 
 

Entgeltgruppe 6 

1. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 5 in Tagesschulen für gehörgeschädigte, sprachge- 
schädigte, sehbehinderte oder anderweitig körperbehinderte oder für entwicklungsge- 
störte oder geistig behinderte Schüler. 

2. Mitarbeiter der Entgeltgruppe 5, denen mindestens ein Schulhausmeister durch aus- 
drückliche Anordnung ständig unterstellt ist. 

 
 

Entgeltgruppe 7 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 5, deren Tätigkeit sich aufgrund erhöhter technischer 

Anforderungen erheblich aus der Entgeltgruppe 5 heraushebt. 

(Eine erhebliche Heraushebung aufgrund erhöhter technischer Anforderungen liegt vor, 
wenn der Schulhausmeister elektronische Schließ-, Alarm-, Brandmeldeanlagen oder Anla- 
gen der Gebäudeleittechnik mit erheblich erweiterten Möglichkeiten zur Steuerung eigen- 
verantwortlich zu bedienen, zu überwachen und zu konfigurieren hat.) 

 
Entgeltgruppe 8 

Mitarbeiter der Entgeltgruppe 7, deren Tätigkeit sich dadurch erheblich aus der Entgelt- 
gruppe 7 heraushebt, dass ihnen die eigenverantwortliche Entscheidung über die Verwen- 
dung der Mittel eines Bau- und Bewirtschaftungsbudgets in einer Größenordnung von min- 
destens 30.000 Euro je Kalenderjahr übertragen ist. 
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Entgeltgruppe S 2 

XXIV. 
Mitarbeiter im Sozial- und Erziehungsdienst 

Mitarbeiter in der Tätigkeit von Kinderpflegern, Sozialassistenten und Heilerziehungs- 
(pflege)helfern mit staatlicher Anerkennung oder mit staatlicher Prüfung. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 3b) 
 
 

Entgeltgruppe S 3 

Kinderpfleger, Sozialassistenten und Heilerziehungs(pflege)helfer mit staatlicher Anerken- 
nung oder mit staatlicher Prüfung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, 
die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten 
ausüben. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 3b) 
 
 

Entgeltgruppe S 4 

1. Kinderpfleger, Sozialassistenten und Heilerziehungs(pflege)helfer mit staatlicher Aner- 
kennung oder mit staatlicher Prüfung und entsprechender Tätigkeit sowie sonstige Mit- 
arbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende 
Tätigkeiten ausüben, mit schwierigen fachlichen Tätigkeiten. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 2 und 3b) 

2. Mitarbeiter in der Tätigkeit von Erziehern, Heilerziehungspflegern, Heilerziehern mit 
staatlicher Anerkennung. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 3a) 

3. Mitarbeiter mit abgeschlossener Berufsausbildung in der beruflichen Ausbildung/Anlei- 
tung in Einrichtungen der Erziehungs-, Behinderten-, Suchtkranken-, Wohnungslosen- 
oder Straffälligenhilfe 21 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 21) 

4. Mitarbeiter mit abgeschlossener Berufsausbildung als Handwerker oder Facharbeiter 
oder entsprechender abgeschlossener Berufsausbildung als Gruppenleiter in einer 
Werkstatt für behinderte Menschen. 

 
 

Entgeltgruppe S 5 

[nicht besetzt] 
 
 

Entgeltgruppe S 6 

[nicht besetzt] 
 
 

Entgeltgruppe S 7 

1. (weggefallen) 

2. (weggefallen) 

3. Mitarbeiter mit abgeschlossener Berufsausbildung in der beruflichen Ausbildung/Anlei- 
tung in Einrichtungen der Erziehungs-, Behinderten-, Suchtkranken-, Wohnungslosen- 
oder Straffälligenhilfe. 
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(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a, 21, 26 und 27) 

4. Mitarbeiter mit abgeschlossener Berufsausbildung als Handwerker oder Facharbeiter 
oder entsprechender abgeschlossener Berufsausbildung und mit sonderpädagogischer 
Zusatzqualifikation als Gruppenleiter in einer Werkstatt für behinderte Menschen. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a und 14) 

5. (weggefallen) 

6. (weggefallen) 

7. (weggefallen) 
 
 

Entgeltgruppe S 8a 

1. Erzieher, Heilerziehungspfleger, Heilerzieher mit staatlicher Anerkennung und entspre- 
chender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a, 3a und 5) 

2. Mitarbeiter mit abgeschlossener Berufsausbildung und einer abgeschlossenen Weiter- 
bildung als geprüfte Fachkraft für Arbeits- und Berufsförderung als Gruppenleite- 
rin/Gruppenleiter in Ausbildungs- oder Berufsförderungswerkstätten oder in Werkstätten 
für behinderte Menschen. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 1a) 

3. Arbeitserzieher mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 1a) 

4. Mitarbeiter mit Meisterprüfung in der beruflichen Ausbildung/Anleitung in Einrichtungen 
der Erziehungs-, Behinderten-, Suchtkranken-, Wohnungslosen- oder Straffälligenhilfe. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 21 und 22) 

5. Mitarbeiter mit Meisterprüfung/Techniker als Gruppenleiter in einer Werkstatt für behin- 
derte Menschen. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 20) 
 
 

Entgeltgruppe S 8b 

1. Erzieher, Heilerziehungspfleger, Heilerzieher mit staatlicher Anerkennung und entspre- 
chender Tätigkeit sowie sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten 
und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, mit besonders schwierigen 
fachlichen Tätigkeiten. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a, 3a, 5 und 6) 

2. Mitarbeiter in der Tätigkeit von Sozialarbeitern bzw. Sozialpädagogen mit staatlicher An- 
erkennung. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 1a) 

3. Mitarbeiter mit Meisterprüfung/Techniker und mit sonderpädagogischer Zusatzqualifika- 
tion oder Arbeitserzieher mit staatlicher Anerkennung als Gruppenleiter in einer Werk- 
statt für behinderte Menschen. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a, 14 und 20) 

4. Mitarbeiter mit Meisterprüfung/Erzieher am Arbeitsplatz in der beruflichen Ausbil- 
dung/Anleitung in Einrichtungen der Erziehungs-, Behinderten-, Suchtkranken, Woh- 
nungslosen- oder Straffälligenhilfe. 
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(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a, 21, 22, 26 und 27) 

5. Arbeitserzieher mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit als verant- 
wortlicher Leiter eines Arbeitsbereiches, wenn ihnen mindestens zwei Mitarbeiter durch 
ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 1a) 
 
 

Entgeltgruppe S 9 

1. Erzieher/Heilerziehungspfleger/Heilerzieher mit staatlicher Anerkennung und entspre- 
chender Tätigkeit mit besonders schwierigen fachlichen Tätigkeiten und mit fachlichen 
koordinierenden Aufgaben für mindestens zwei Mitarbeiter im Erziehungsdienst. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a, 3a, 5, 6 und 30) 

2. (weggefallen) 

3. Mitarbeiter als Leiter von Kindertagesstätten. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a und 8) 

4. Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreter von Leitern von 
Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 40 Plätzen bestellt 
sind. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a, 4, 8 und 9) 

5. Heilpädagogen mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a und 7) 

 
Entgeltgruppe S 10 

1. (weggefallen) 

2. (weggefallen) 

3. Handwerksmeister, Industriemeister oder Gärtnermeister im handwerklichen Erzie- 
hungsdienst als Leiter von großen Ausbildungs- oder Berufsförderungswerkstätten oder 
Werkstätten für behinderte Menschen 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 1a) 

4. Mitarbeiter als technische Leiter einer Werkstatt für behinderte Menschen. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a und 16) 

5. Mitarbeiter mit Meisterprüfung/Techniker und mit sonderpädagogischer Zusatzqualifika- 
tion oder Arbeitserzieher mit staatlicher Anerkennung in einer Werkstatt für behinderte 
Menschen als Leiter einer Abteilung. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a, 14, 19 und 20) 

6. Mitarbeiter als Leiter eines Teilbereiches in der beruflichen Ausbildung/Anleitung in Ein- 
richtungen der Erziehungs-, Behinderten-, Suchtkranken-, Wohnungslosen- oder Straf- 
fälligenhilfe. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a, 21 und 23) 

7. Heilpädagogen mit staatlicher Anerkennung/Erzieher mit staatlicher Anerkennung und 
mit sonderpädagogischer Zusatzausbildung mit entsprechender Tätigkeit in Sonder- 
schulen und Einrichtungen, die der Vorbereitung auf den Sonderschulbesuch dienen. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a, 7 und 18) 
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8. Heilpädagogen mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit 

a) in der Erziehungsberatung, der psychosozialen Beratung, der Frühförderung, der 
Pflegeelternberatung 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a und 7) 

b) in gruppenergänzenden Diensten in Einrichtungen der Erziehungs-, Behinderten- 
oder Gefährdetenhilfe 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a und 7) 

c) als Leiter einer Gruppe in Einrichtungen der Erziehungs-, Behinderten- oder Gefähr- 
detenhilfe 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a und 7) 

b) in entsprechenden eigenverantwortlichen Tätigkeiten 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a und 7) 

 
Entgeltgruppe S 11a 

Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreter von Leitern von Kin- 
dertagesstätten für Menschen mit Behinderung im Sinne von § 2 SGB IX oder für Kinder 
und Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten oder von Tagesstätten für er- 
wachsene Menschen mit Behinderung im Sinne von § 2 SGB IX bestellt sind. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a, 4 und 8) 
 
 

Entgeltgruppe S 11b 

Sozialarbeiter und Sozialpädagogen mit staatlicher Anerkennung sowie Heilpädagogen mit 
abgeschlossener Hochschulbildung und – soweit nach dem jeweiligen Landesrecht vorge- 
sehen – mit staatlicher Anerkennung mit jeweils entsprechender Tätigkeit sowie sonstige 
Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende 
Tätigkeiten ausüben. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 13) 
 
 

Entgeltgruppe S 12 

1. Sozialarbeiter und Sozialpädagogen mit staatlicher Anerkennung sowie Heilpädagogen 
mit abgeschlossener Hochschulbildung und – soweit nach dem jeweiligen Landesrecht 
vorgesehen – mit staatlicher Anerkennung mit jeweils entsprechender Tätigkeit sowie 
sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen ent- 
sprechende Tätigkeiten ausüben, mit schwierigen Tätigkeiten. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 11, 13 und 28) 

2. Mitarbeiter als Leiter einer Werkstatt für behinderte Menschen. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 15 und 32) 

3. Mitarbeiter als technische Leiter einer Werkstatt für behinderte Menschen mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 180 Plätzen. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 17 und 32) 

4. Mitarbeiter als Leiter des Bereiches der beruflichen Ausbildung/Anleitung mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 60 Plätzen oder mindestens sechs Gruppen in 
Einrichtungen der Erziehungs-, Behinderten-, Suchtkranken-, Wohnungslosen- oder 
Straffälligenhilfe. 
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(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 21, 24, 25 und 32) 

5. Mitarbeiter als Leiter von mindestens drei Teilbereichen in der beruflichen Ausbil- 
dung/Anleitung in Einrichtungen der Erziehungs-, Behinderten-, Suchtkranken-, Woh- 
nungslosen- oder Straffälligenhilfe. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 21, 23 und 32) 
 
 

Entgeltgruppe S 13 

1. (weggefallen) 

2. (weggefallen) 

3. (weggefallen) 

4. (weggefallen) 

5. (weggefallen) 

6. Handwerksmeister, Industriemeister oder Gärtnermeister im handwerklichen Erzie- 
hungsdienst als Leiter von Ausbildungs- oder Berufsförderungswerkstätten oder Werk- 
stätten für behinderte Menschen, die sich durch den Umfang und die Bedeutung ihres 
Aufgabengebietes wesentlich aus der Entgeltgruppe S 10 Fallgruppe 3 herausheben 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a und 32) 

7. Mitarbeiter als Leiter von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von min- 
destens 40 Plätzen 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a, 8, 9 und 32) 

8. Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreter von Leitern von 
Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 70 Plätzen bestellt 
sind 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a, 4, 8, 9 und 32) 
 
 

Entgeltgruppe S 14 

Sozialarbeiter und Sozialpädagogen mit staatlicher Anerkennung sowie Heilpädagogen mit 
abgeschlossener Hochschulbildung und – soweit nach dem jeweiligen Landesrecht vorge- 
sehen – mit staatlicher Anerkennung mit jeweils entsprechender Tätigkeit sowie sonstige 
Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende 
Tätigkeiten ausüben, die Entscheidungen zur Vermeidung der Gefährdung des Kindes- 
wohls treffen und in Zusammenarbeit mit dem Familiengericht bzw. Betreuungsgericht Maß- 
nahmen einleiten, welche zur Gefahrenabwehr erforderlich sind, oder mit gleichwertigen Tä- 
tigkeiten, die für die Entscheidung zur zwangsweisen Unterbringung von Menschen mit psy- 
chischen Krankheiten erforderlich sind (z.B. Sozialpsychiatrischer Dienst der örtlichen Stel- 
len der Städte, Gemeinden und Landkreise). 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 12 und 13) 
 
 

Entgeltgruppe S 15 

1. (weggefallen) 

2. (weggefallen) 

3. (weggefallen) 

4. (weggefallen) 

5. (weggefallen) 
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6. (weggefallen) 

7. Sozialarbeiter und Sozialpädagogen mit staatlicher Anerkennung sowie Heilpädagogen 
mit abgeschlossener Hochschulbildung und – soweit nach dem jeweiligen Landesrecht 
vorgesehen – mit staatlicher Anerkennung mit jeweils entsprechender Tätigkeit sowie 
sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen ent- 
sprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich mindestens zu einem Drittel durch 
besondere Schwierigkeit und Bedeutung aus der Entgeltgruppe S 12 heraushebt. 

(Hierzu Anmerkung Nr. 13) 

8. Mitarbeiter als Leiter von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von min- 
destens 70 Plätzen. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a, 8, 9 und 32) 

9. Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreter von Leitern von 
Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 100 Plätzen be- 
stellt sind. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a, 4, 8, 9 und 32) 

10. Mitarbeiter als Leiter von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung im Sinne 
von § 2 SGB IX oder für Kinder und Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierig- 
keiten oder von Tagesstätten für erwachsene Menschen mit Behinderung im Sinne von 
§ 2 SGB IX. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a, 8 und 32) 

11. Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreter von Leitern von 
Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung im Sinne von § 2 SGB IX oder für 
Kinder und Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten oder von Tages- 
stätten für erwachsene Menschen mit Behinderung im Sinne von § 2 SGB IX mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 40 Plätzen bestellt sind. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a, 4, 8, 9 und 32) 

12. Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreter von Leitern von 
Heimen der Erziehungs-, Behinderten- oder Gefährdetenhilfe bestellt sind. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a, 4, 10 und 32) 
 
 

Entgeltgruppe S 16 

1. (weggefallen) 

2. (weggefallen) 

3. (weggefallen) 

4. (weggefallen) 

5. Mitarbeiter als Leiter von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von min- 
destens 100 Plätzen. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a, 8, 9 und 32) 

6. Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreter von Leitern von 
Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 130 Plätzen be- 
stellt sind. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a, 4, 8, 9 und 32) 

7. Mitarbeiter als Leiter von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung im Sinne 
von § 2 SGB IX oder für Kinder und Jugendliche mit wesentlichen 
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Erziehungsschwierigkeiten oder von Tagesstätten für erwachsene Menschen mit Behin- 
derung im Sinne von § 2 SGB IX mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 40 
Plätzen. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a, 8, 9 und 32) 

8. Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreter von Leitern von 
Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung im Sinne von § 2 SGB IX oder für 
Kinder- und Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten oder von Tages- 
stätten für erwachsene Menschen mit Behinderung im Sinne von § 2 SGB IX mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 70 Plätzen bestellt sind. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a, 4, 8, 9 und 32) 

9. Mitarbeiter als Leiter von Heimen der Erziehungs-, Behinderten- oder Gefährdetenhilfe. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a, 10 und 32) 

10. Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreter von Leitern von 
Heimen der Erziehungs-, Behinderten- oder Gefährdetenhilfe mit einer Durchschnittsbe- 
legung von mindestens 50 Plätzen bestellt sind. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a, 4, 9, 10 und 32) 
 

Entgeltgruppe S 17 

1. (weggefallen) 

2. (weggefallen) 

3. (weggefallen) 

4. Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreter von Leitern von 
Heimen der Erziehungs-, Behinderten- oder Gefährdetenhilfe mit einer Durchschnittsbe- 
legung von mindestens 90 Plätzen bestellt sind. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a, 4, 9, 10 und 32) 

5. Sozialarbeiter und Sozialpädagogen mit staatlicher Anerkennung sowie Heilpädagogen 
mit abgeschlossener Hochschulbildung und – soweit nach dem jeweiligen Landesrecht 
vorgesehen – mit staatlicher Anerkennung mit jeweils entsprechender Tätigkeit sowie 
sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen ent- 
sprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich durch besondere Schwierigkeit 
und Bedeutung aus der Entgeltgruppe S 12 heraushebt. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 13) 

6. Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten und Psychagogen mit staatlicher Anerken- 
nung oder staatlich anerkannter Prüfung und entsprechender Tätigkeit. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 29) 

7. Mitarbeiter als Leiter des Bereiches der beruflichen Ausbildung/Anleitung mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 120 Plätzen oder mindestens zwölf Gruppen in 
Einrichtungen der Erziehungs-, Behinderten-, Suchtkranken-, Wohnungslosen- oder 
Straffälligenhilfe. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 9, 21, 24, 25 und 32) 

8. Mitarbeiter als technischer Leiter einer Werkstatt für behinderte Menschen mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 300 Plätzen. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 16, 17 und 32) 

9. Mitarbeiter als Leiter einer Werkstatt für behinderte Menschen mit einer Durchschnitts- 
belegung von mindestens 120 Plätzen. 
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(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 15, 17 und 32) 

10. Mitarbeiter als Leiter von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von min- 
destens 130 Plätzen. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a, 8, 9 und 32) 

11. Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreter von Leitern von 
Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 180 Plätzen be- 
stellt sind. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a, 4, 8, 9 und 32) 

12. Mitarbeiter als Leiter von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung im Sinne 
von § 2 SGB IX oder für Kinder- und Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierig- 
keiten oder von Tagesstätten für erwachsene Menschen mit Behinderung im Sinne von 
§ 2 SGB IX mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 70 Plätzen. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a, 8, 9 und 32) 

13. Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreter von Leitern von 
Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung im Sinne von § 2 SGB IX oder für 
Kinder- und Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten oder von Tages- 
stätten für erwachsene Menschen mit Behinderung im Sinne von § 2 SGB IX mit einer 
Durchschnittsbelegung von mindestens 90 Plätzen bestellt sind. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a, 4, 8, 9 und 32) 
 
 

Entgeltgruppe S 18 

1. (weggefallen) 

2. Sozialarbeiter und Sozialpädagogen mit staatlicher Anerkennung sowie Heilpädagogen 
mit abgeschlossener Hochschulbildung und – soweit nach dem jeweiligen Landesrecht 
vorgesehen – mit staatlicher Anerkennung mit jeweils entsprechender Tätigkeit sowie 
sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen ent- 
sprechende Tätigkeiten ausüben, deren Tätigkeit sich durch das Maß der damit verbun- 
denen Verantwortung erheblich aus der Entgeltgruppe S 17 Fallgruppe 5 heraushebt. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1 und 13) 

3. Mitarbeiter als Leiter des Bereiches der beruflichen Ausbildung mit einer Durchschnitts- 
belegung von mindestens 180 Plätzen in Einrichtungen der Erziehungs-, Behinderten-, 
Suchtkranken-, Wohnungslosen- oder Straffälligenhilfe. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 9, 24 und 32) 

4. Mitarbeiter mit abgeschlossener Fachhochschulausbildung in der Tätigkeit als Leiter/in- 
nen einer Werkstatt für behinderte Menschen mit einer Durchschnittsbelegung von min- 
destens 180 Plätzen. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 15, 17 und 32) 

5. Mitarbeiter als Leiter von Kindertagesstätten mit einer Durchschnittsbelegung von min- 
destens 180 Plätzen. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a, 8, 9 und 32) 

6. Mitarbeiter als Leiter von Kindertagesstätten für Menschen mit Behinderung im Sinne 
von § 2 SGB IX oder für Kinder- und Jugendliche mit wesentlichen Erziehungsschwierig- 
keiten oder von Tagesstätten für erwachsene Menschen mit Behinderung im Sinne von 
§ 2 SGB IX mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 90 Plätzen. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a, 8, 9 und 32) 
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7. Mitarbeiter als Leiter von Heimen der Erziehungs-, Behinderten- oder Gefährdetenhilfe 
mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 50 Plätzen. 

(Hierzu Anmerkungen Nrn. 1, 1a, 9, 10 und 32) 
 
 

Anmerkungen: 

1. a) 1Mitarbeiter erhalten für die Dauer der Tätigkeit in einer besonderen Wohnform (ins- 
besondere stationäre Einrichtungen, Wohngruppen für Menschen mit Behinderung im 
Sinne von SGB IX, Kinder- und Jugendwohnheimen oder vergleichbaren Einrichtungen 
[Heim]) oder in der ambulant unterstützten Einzel- oder Gruppenbetreuung, wenn diese 
als Präsenzleistung durchgängig für 24 Stunden täglich erfolgt, oder in der Heimerzie- 
hung nach § 34 SGB VIII eine Zulage in Höhe von 100,00 Euro monatlich, wenn dort ein 
überwiegender Teil der Menschen mit durchgängigem Unterstützungs- oder Betreu- 
ungsbedarf untergebracht ist bzw. betreut wird. 2Voraussetzung ist, dass die Mitarbeiter 
in der Pflege, Betreuung, Erziehung oder heilpädagogisch-therapeutischen Behandlung 
tätig sind. 3Überwiegt der Teil der Menschen mit durchgängigem Unterstützungs- oder 
Betreuungsbedarf nicht, beträgt die Zulage 50,00 Euro monatlich. 

b) 1Mitarbeiter 

1. in Ausbildungs- oder Berufsbildungsstätten oder Berufsförderungswerkstätten 

2. oder in Werkstätten für Menschen mit Behinderung 

erhalten für die Dauer ihrer Tätigkeit in der beruflichen Anleitung/Ausbildung oder im be- 
gleitenden sozialen Dienst eine monatliche Zulage von 65,00 Euro. 
2Die Zulage erhalten auch Mitarbeiter in Versorgungsbetrieben für die Dauer ihrer Tätig- 
keit, wenn sie in der beruflichen Anleitung/Ausbildung von Menschen mit Behinderungen 
tätig sind. 

c) 1Die Zulage wird nur für Zeiträume gezahlt, für die Entgelt, Urlaubsvergütung oder 
Krankenbezüge zustehen. 2Sie ist bei der Bemessung der Zuwendungen im Todesfall 
(§ 41 AVR) zu berücksichtigen. 

1a. 1Mitarbeiter, denen entsprechende Tätigkeiten als Praxisanleiter in der Ausbildung von 
Erziehern, von Kinderpflegern, von Sozialassistenten, von Heilerziehungspflegern oder 
von Heilerziehungspflegehelfern übertragen sind und die die übertragene Tätigkeit mit 
einem zeitlichen Anteil von mindestens 15 v.H. an ihrer Gesamttätigkeit ausüben, erhal- 
ten ab dem 1. Januar 2023 für die Dauer dieser Tätigkeit eine Zulage in Höhe von 70,00 
Euro monatlich. 2Die Zulage wird nur für Zeiträume gezahlt, in denen Mitarbeiter einen 
Anspruch auf Dienstbezüge (§ 27 AVR) oder Fortzahlung der Dienstbezüge (§§ 15 Abs. 
4 Satz 1, 36, 37 Abs. 1 und 2, 47 und 49 AVR) haben. 

2. Schwierige fachliche Tätigkeiten sind z.B. 

a) Tätigkeiten in Einrichtungen für behinderte Menschen im Sinne des § 2 SGB IX, in 
Einrichtungen für Personen, die Hilfen nach § 67 SGB XII erhalten und in psychiatri- 
schen Kliniken, 

b) alleinverantwortliche Betreuung von Gruppen z.B. in Randzeiten, 

c) Tätigkeiten in Integrationsgruppen (Erziehungsgruppen, denen besondere Aufgaben 
in der gemeinsamen Förderung behinderter und nicht behinderter Kinder zugewie- 
sen sind) mit einem Anteil von mindestens einem Drittel von behinderten Menschen 
im Sinne des § 2 SGB IX in Einrichtungen der Kindertagesbetreuung, 

d) Tätigkeiten in Gruppen von behinderten Menschen im Sinne des § 2 SGB IX, in 
Gruppen von Personen, die Hilfen nach § 67 SGB XII erhalten oder in Gruppen von 
Kindern und Jugendlichen mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten, 

e) Tätigkeiten in geschlossenen (gesicherten) Gruppen. 
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3a. 1Als entsprechende Tätigkeit von Erziehern gilt auch die Tätigkeit in Schulkindergärten, 
Ganztagsangeboten für Schulkinder, Vorklassen oder Vermittlungsgruppen für nicht 
schulpflichtige Kinder und die Betreuung von über 18jährigen Personen (z.B. in Einrich- 
tungen für behinderte Menschen im Sinne des § 2 SGB IX oder in Einrichtungen der 
Gefährdetenhilfe). 

3b. Als entsprechende Tätigkeit von Kinderpflegern gilt auch die Tätigkeit in Schulkindergär- 
ten, Ganztagsangeboten für Schulkinder, Vorklassen oder Vermittlungsgruppen für nicht 
schulpflichtige Kinder und die Betreuung von über 18jährigen Personen (z.B. in Einrich- 
tungen für behinderte Menschen im Sinne des § 2 SGB IX oder in Einrichtungen der Ge- 
fährdetenhilfe). 

4. 1Ständige Vertreter sind nicht Vertreter in Urlaubs- und sonstigen Abwesenheitsfällen. 
2Je Kindertagesstätte soll ein ständiger Vertreter des Leiters bestellt werden. 

5. Nach diesem Tätigkeitsmerkmal sind auch 

a) Kindergärtner und Hortner mit staatlicher Anerkennung oder staatlicher Prüfung, 

b) Kinderkrankenschwester/-pfleger, die in Kinderkrippen tätig sind, 

c) Krankenschwestern/-pfleger, Kinderkrankenschwestern/-pfleger, Altenpfleger mit 
staatlicher Anerkennung in Einrichtungen der Behindertenhilfe, 

d) Arbeitserzieher, sofern ihnen die im Tätigkeitsmerkmal beschriebenen Aufgaben 
übertragen sind und keine speziellere Eingruppierungsziffer zutrifft, eingruppiert. 

6. Besonders schwierige fachliche Tätigkeiten sind z.B. die 

a) Tätigkeiten in Integrationsgruppen (Erziehungsgruppen, denen besondere Aufgaben 
in der gemeinsamen Förderung behinderter und nicht behinderter Kinder zugewie- 
sen sind) mit einem Anteil von mindestens einem Drittel von behinderten Menschen 
im Sinne des § 2 SGB IX in Einrichtungen der Kindertagesbetreuung, 

b) Tätigkeiten in Gruppen von behinderten Menschen im Sinne des § 2 SGB IX, von 
Personen, die Hilfen nach § 67 SGB XII erhalten oder von Kindern und Jugendlichen 
mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten, 

c) Tätigkeiten in Jugendzentren/Häusern der offenen Tür, 

d) Tätigkeiten in geschlossenen (gesicherten) Gruppen, 

e) fachlichen Koordinierungstätigkeiten für mindestens vier Mitarbeiter mindestens der 
Entgeltgruppe S 6, 

f) Tätigkeiten einer Facherzieherin/eines Facherziehers mit entsprechender abge- 
schlossener Fort- bzw. Weiterbildung im Umfang von mindestens 160 Stunden, 

g) Tätigkeiten in Gruppen mit einem Anteil von mindestens 15 Prozent von Kindern und 
Jugendlichen mit einem erhöhten Förderbedarf, 

h) Tätigkeiten von Mitarbeitern, die vom Dienstgeber zur insoweit erfahrenen Fachkraft 
nach § 8a SGB VIII (Kinderschutzfachkraft) bestellt worden sind, 

i) Tätigkeiten in Abteilungen oder Stationen psychiatrischer Kliniken. 

7. Unter Heilpädagogen mit staatlicher Anerkennung sind Mitarbeiter zu verstehen, die ei- 
nen nach Maßgabe der Rahmenvereinbarung über die Ausbildung und Prüfung an 
Fachschulen (Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 7. November 2002) gestalte- 
ten Ausbildungsgang für Heilpädagogen mit der vorgeschriebenen Prüfung erfolgreich 
abgeschlossen und die Berechtigung zur Führung der Berufsbezeichnung „staatlich an- 
erkannter Heilpädagoge“ erworben haben. 

8. Kindertagesstätten im Sinne dieses Tarifmerkmals sind Krippen, Kindergärten, Horte, 
Kinderbetreuungsstuben, Kinderhäuser und Kindertageseinrichtungen der örtlichen Kin- 
dererholungsfürsorge. 
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9. 1Der Ermittlung der Durchschnittsbelegung ist für das jeweilige Kalenderjahr grundsätz- 
lich die Zahl der vom 1. Januar bis 31. Dezember des vorangegangenen Kalenderjahres 
vergebenen, je Tag gleichzeitig belegbaren Plätze zugrunde zu legen. 2Eine Unter- 
schreitung der maßgeblichen je Tag gleichzeitig belegbaren Plätze von nicht mehr als 
7,5 v.H. führt nicht zur Herabgruppierung. 3Eine Unterschreitung um mehr als 7,5 v.H. 
führt erst dann zur Herabgruppierung, wenn die maßgebliche Platzzahl drei Jahre hin- 
tereinander unterschritten wird. 4Die Unterschreitung der maßgeblich je Tag gleichzeitig 
belegbaren Plätze führt auch dann nicht zu einer Herabgruppierung, wenn aufgrund von 
zu betreuenden Kindern mit erhöhtem oder wesentlich erhöhtem Förderungsbedarf ent- 
sprechende Betreuungsanforderungen festgestellt werden. 5Eine Unterschreitung auf 
Grund vom Dienstgeber verantworteter Maßnahmen (z.B. Qualitätsverbesserungen) 
führt ebenfalls nicht zur Herabgruppierung. 6Hiervon bleiben organisatorische Maßnah- 
men infolge demografischer Handlungsnotwendigkeiten unberührt. 

10. Heime der Erziehungs-, Behinderten- oder Jugendhilfe sind Heime, in denen überwie- 
gend Personen ständig leben, die Hilfen nach den §§ 53ff. SGB XII oder § 67 SGB XII 
erhalten, oder in denen überwiegend Kinder oder Jugendliche oder junge Erwachsene 
mit wesentlichen Erziehungsschwierigkeiten ständig leben. 

11. Schwierige Tätigkeiten sind z.B. die 

a) Beratung von Suchtmittel-Abhängigen, 

b) begleitende Fürsorge für Heimbewohner und nachgehende Fürsorge für ehemalige 
Heimbewohner, 

c) begleitende Fürsorge für Strafgefangene und nachgehende Fürsorge für ehemalige 
Strafgefangene, 

d) Koordinierung der Arbeiten mehrerer Mitarbeiter mindestens der Entgeltgruppe S 9, 

e) Tätigkeiten in der Unterstützung/Assistenz von behinderten Menschen im Sinne des 
§ 2 SGB IX, bei denen in mindestens vier der neun Lebensbereiche im Sinne von 
§ 118 SGB IX nicht nur vorübergehende Beeinträchtigungen der Aktivität und Teil- 
habe vorliegen, 

f) Tätigkeiten in der Schulsozialarbeit, 

g) Tätigkeiten in der Unterstützung/Assistenz von Menschen mit multiplen psychosozi- 
alen Beeinträchtigungen, 

h) Tätigkeit in gruppenergänzenden Diensten oder als Leiter einer Gruppe in Einrich- 
tungen der Erziehungs-, Behinderten- oder Gefährdetenhilfe oder eine dem entspre- 
chende eigenverantwortliche Tätigkeit, 

i) schwierige Fachberatung, 

j) schwierige fachlich koordinierende Tätigkeit, 

k) Beratung von HIV-Infizierten oder an AIDS erkrankten Personen. 

12. Unter die Entgeltgruppe S 14 fallen auch Mitarbeiter mit dem Abschluss Diplompäda- 
goge, Erziehungswissenschaftler (Bachelor/Master) oder Kindheitspädagoge (Ba- 
chelor/Master), die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entspre- 
chende Tätigkeiten von Sozialarbeitern bzw. Sozialpädagogen mit staatlicher Anerken- 
nung ausüben, denen Tätigkeiten der Entgeltgruppe S 14 übertragen sind. 

13. 1Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, wenn von einer staatlichen Hoch- 
schule im Sinne des § 1 HRG oder einer nach § 70 HRG staatlich anerkannten Hoch- 
schule ein Diplomgrad mit dem Zusatz „Fachhochschule“ („FH“), ein anderer nach § 18 
HRG gleichwertiger Abschlussgrad oder ein Bachelorgrad verliehen wurde. 2Die Ab- 
schlussprüfung muss in einem Studiengang abgelegt worden sein, der seinerseits min- 
destens das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife oder einschlägige 
fachgebundene Hochschulreife) oder eine andere landesrechtliche 
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Hochschulzugangsberechtigung als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für den Ab- 
schluss eine Regelstudienzeit von mindestens sechs Semestern – ohne etwaige Praxis- 
semester, Prüfungssemester o.Ä. – vorschreibt. 3Der Bachelorstudiengang muss nach 
den Regelungen des Akkreditierungsrats akkreditiert sein. 4Dem gleichgestellt sind Ab- 
schlüsse in akkreditierten Bachelorausbildungsgängen an Berufsakademien. 5Ein Ab- 
schluss an einer ausländischen Hochschule gilt als abgeschlossene Hochschulbildung, 
wenn er von der zuständigen staatlichen Stelle als dem deutschen Hochschulabschluss 
vergleichbar bewertet wurde. 

Anmerkung zu Satz 3 und 4: 

Das Akkreditierungserfordernis ist bis zum 31. Dezember 2029 ausgesetzt. 

14. Voraussetzung für die Eingruppierung ist, dass der Mitarbeiter über eine sonderpädago- 
gische Zusatzqualifikation im Sinne der Werkstättenverordnung nach dem Neunten 
Buch des Sozialgesetzbuches oder über eine der sonderpädagogischen Zusatzqualifi- 
kation gleichgestellte Qualifikation verfügt. 

15. 1Der Werkstattleiter soll in der Regel über einen Fachhochschulabschluss im kaufmänni- 
schen oder technischen Bereich oder einen gleichwertigen Bildungsstand, über ausrei- 
chende Berufserfahrung und eine sonderpädagogische Zusatzqualifikation verfügen. 
2Entsprechende Berufsqualifikationen aus dem sozialen Bereich reichen aus, wenn die 
zur Leitung einer Werkstatt erforderlichen Kenntnisse und Fähigkeiten im kaufmänni- 
schen und technischen Bereich anderweitig erworben worden sind. 3Ihm muss die tech- 
nische, kaufmännische, verwaltungs- und personalmäßige Leitung der Werkstatt oblie- 
gen. 

16. Nach diesem Tätigkeitsmerkmal ist nur der Mitarbeiter eingruppiert, dem die Verantwor- 
tung für den technischen Bereich der Werkstatt nach Weisung des Leiters der Werkstatt 
für behinderte Menschen obliegt. 

17. 1Der Ermittlung der Durchschnittsbelegung ist die Zahl der tatsächlich belegten, nicht 
jedoch die Zahl der vorhandenen Plätze zugrunde zu legen. 2Vorübergehend oder für 
kurze Zeit, z.B. wegen Erkrankung, nicht belegte Plätze sind mitzurechnen. 3Der Ermitt- 
lung der Durchschnittsbelegung ist ein längerer Zeitraum zugrunde zu legen. Zeiten, in 
denen die Einrichtung vorübergehend nicht oder nur gering belegt ist, sind außer Be- 
tracht zu lassen. 4Bei der Feststellung der Durchschnittsbelegung ist von der täglichen 
Höchstbelegung auszugehen. 

18. Die sonderpädagogische Zusatzqualifikation verlangt, dass sie durch einen mindestens 
einjährigen Lehrgang oder in einer mindestens zweijährigen berufsbegleitenden Ausbil- 
dung vermittelt worden ist; die Ausbildung muss mit einer staatlichen oder staatlich an- 
erkannten Prüfung abgeschlossen werden. 

19. Nach diesem Tätigkeitsmerkmal ist der Gruppenleiter eingruppiert, dem die Leitung ei- 
nes Arbeitsbereichs (z.B. Holz, Metall) übertragen ist und dem zusätzlich mindestens 
zwei weitere Gruppen zugeordnet sind. 

20. Unter Techniker im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind Mitarbeiter zu verstehen, die 

a) einen nach Maßgabe der Rahmenordnung für die Ausbildung von Technikern (Be- 
schluss der Kultusministerkonferenz vom 27. April 1964 bzw. vom 18. Januar 1973) 
gestalteten Ausbildungsgang mit der vorgeschriebenen Prüfung erfolgreich abge- 
schlossen und die Berechtigung zur Führung der Berufsbezeichnung „Staatlich ge- 
prüfter Techniker“ bzw. „Techniker mit staatlicher Abschlussprüfung“ mit einem die 
Fachrichtung bezeichnenden Zusatz erworben haben, oder 

b) einem nach Maßgabe über Fachschulen mit zweijähriger Ausbildungsdauer (Be- 
schluss der Kultusministerkonferenz vom 27. Oktober 1980) gestalteten Ausbil- 
dungsgang mit der vorgeschriebenen Prüfung erfolgreich abgeschlossen und die 
Berechtigung zur Führung der ihrer Fachrichtung/Schwerpunkt zugeordneten Be- 
rufsbezeichnung „Staatlich geprüfter Techniker“ erworben haben. 
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21. Berufliche Anleitung umfasst im Wesentlichen Arbeitstraining, Arbeitsanleitung und Ar- 
beitstherapie im Rahmen der medizinischen, beruflichen und sozialen Rehabilitation so- 
wie der Resozialisierung. 

22. Dem Mitarbeiter mit Meisterprüfung sind gleichgestellt Techniker im Sinne der Anmer- 
kung 20 sowie Mitarbeiter, die einen vergleichbaren Ausbildungsgang mit vorgeschrie- 
bener Prüfung erfolgreich abgeschlossen haben (z.B. staatlich geprüfte Betriebswirte, 
staatlich geprüfte Ökotrophologen). 

23. 1Ein Teilbereich ist die Zusammenfassung von mehreren Ausbildungs- oder Anleitungs- 
gruppen. 2Eine Gruppe ist eine Organisationseinheit, in der mehrere auszubildende oder 
anzuleitende Personen zusammengefasst sind und für die ein Ausbilder/Anleiter verant- 
wortlich ist. 

24. Die Leitung des Bereiches der beruflichen Ausbildung/Anleitung umfasst im Wesentli- 
chen die Verantwortung für Organisation, Koordination, Überwachung und Planung der 
beruflichen Ausbildung/Anleitung in einer Einrichtung. 

25. Eine Gruppe ist eine Organisationseinheit, in der mehrere auszubildende oder anzulei- 
tende Personen zusammengefasst sind und für die ein Ausbilder/Anleiter verantwortlich 
ist. 

26. Voraussetzung für die Eingruppierung von Mitarbeitern mit abgeschlossener Berufsaus- 
bildung/Meisterprüfung ist 

a) in Einrichtungen der Suchtkranken-, Wohnungslosen- oder Straffälligenhilfe, dass 
der Mitarbeiter über eine sonderpädagogische Zusatzqualifikation verfügt, die der 
sonderpädagogischen Zusatzqualifikation im Sinne der Werkstättenverordnung nach 
dem Neunten Sozialgesetzbuch entspricht, 

b) in Einrichtungen der Erziehungshilfe, dass der Mitarbeiter über eine sonderpädago- 
gische Zusatzqualifikation verfügt, die den Richtlinien über die Ausbilder-Fortbildung 
des Bundesverbandes katholischer Einrichtungen und Dienste der Erziehungshilfe 
(BVkE) entspricht. 

27. Voraussetzung für die Eingruppierung ist in Einrichtungen der Behindertenhilfe, dass der 
Mitarbeiter anstelle der sonderpädagogischen Zusatzqualifikation über die Ausbildereig- 
nungsprüfung verfügt. 

28. 1Für Mitarbeiter, die am Tag vor dem Inkrafttreten der Anlage 33 AVR durch Beschluss 
der jeweiligen Regionalkommission in einem Dienstverhältnis gestanden haben, das am 
Tag des Inkrafttretens der Anlage 33 AVR durch Beschluss der jeweiligen Regionalkom- 
mission im Geltungsbereich der AVR fortbesteht und die bis zum Tag vor dem Inkrafttre- 
ten der Anlage 33 AVR durch Beschluss der jeweiligen Regionalkommission in Vergü- 
tungsgruppe 4b der Anlage 2d eingruppiert waren, ohne dass der Bewährungsaufstieg 
von Vergütungsgruppe 4b in 4a der Anlage 2d vollzogen wurde, wird innerhalb eines 
Zeitraumes von längstens 4 Jahren ab dem Tag des Inkrafttretens der Anlage 33 AVR 
durch Beschluss der jeweiligen Regionalkommission zum Zeitpunkt des fiktiven Bewäh- 
rungsaufstiegs eine entsprechende Neuberechnung des Besitzstandes vorgenommen. 
2Hierbei ist der Mitarbeiter so zu stellen, als hätte er den Bewährungsaufstieg erreicht. 
3Die Sätze 1 und 2 beziehen sich auf die AVR in der am 31. Dezember 2026 geltenden 
Fassung. 

29. Unter dieses Tätigkeitsmerkmal fallen nicht Mitarbeiter mit abgeschlossener wissen- 
schaftlicher Hochschulbildung und entsprechender Tätigkeit. 

30. 1Der Dienstgeber kann zur Deckung des Personalbedarfs eine monatliche Zulage an 
den Mitarbeiter zahlen, deren Höhe mindestens 180,00 Euro betragen soll. 2Hat der 
Dienstgeber bereits vor dem 1. April 2020 eine solche Zulage an den Mitarbeiter ge- 
zahlt, kann er an diesen Mitarbeiter weiterhin eine monatliche Zulage zahlen, deren 
Höhe mindestens 80,00 Euro betragen soll. 
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31. Der Dienstgeber kann zur Deckung des Personalbedarfs an Mitarbeiter mit koordinie- 
render Tätigkeit (Anmerkung 11, Buchstabe e oder als Leiter einer Gruppe (Anmerkung 
11, Buchstabe h, 2. Alternative) eine monatliche Zulage zahlen, deren Höhe mindestens 
180,00 Euro betragen soll. 

32. 1Der Dienstgeber kann zur Deckung des Personalbedarfs eine monatliche Zulage an 
den Mitarbeiter zahlen, deren Höhe mindestens 180,00 Euro betragen soll. 2Die Rege- 
lung ist befristet bis zum 31. Dezember 2027. 

 
 
 
 

XXV. - XXXII. 
[nicht besetzt] 
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Tabellenentgelt für Mitarbeiter in den Entgeltgruppen (in Euro) 
 

Entgelt- 
gruppe 

Grundentgelt Entwicklungsstufen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

EG 17 6.585,48 7.016,12 7.496,48 8.152,27 8.826,85 9.270,64 

EG 16 6.119,25 6.519,40 6.965,76 7.575,12 8.201,94 8.614,31 

EG 15 5.827,86 6.208,96 6.634,05 7.214,39 7.811,37 8.204,11 

EG 14 5.298,27 5.643,35 6.094,01 6.594,12 7.151,57 7.551,78 

EG 13 4.901,11 5.279,32 5.709,87 6.177,31 6.727,38 7.025,87 

EG 12 4.415,70 4.850,91 5.359,50 5.923,82 6.586,00 6.900,18 

EG 11 4.269,64 4.669,92 5.046,03 5.454,10 6.012,56 6.326,77 

EG 10 4.124,53 4.438,16 4.794,69 5.181,37 5.611,95 5.753,35 

EG 9c 4.010,72 4.290,50 4.594,76 4.922,61 5.275,05 5.527,70 

EG 9b 3.779,84 4.039,01 4.203,56 4.690,55 4.979,11 5.313,37 

EG 9a 3.658,61 3.877,94 4.097,67 4.586,77 4.697,43 4.979,97 

EG 8 3.486,40 3.697,29 3.843,36 3.992,40 4.153,50 4.230,97 

EG 7 3.294,98 3.537,94 3.682,69 3.828,76 3.969,05 4.045,24 

EG 6 3.240,30 3.440,25 3.580,46 3.719,22 3.855,50 3.926,20 

EG 5 3.124,08 3.318,04 3.449,05 3.587,78 3.716,70 3.783,33 

EG 4 2.994,17 3.190,45 3.355,14 3.457,66 3.560,17 3.620,20 

EG 3 2.953,13 3.164,20 3.215,57 3.332,99 3.421,10 3.501,81 

EG 2 2.767,54 2.975,32 3.027,12 3.101,04 3.263,52 3.433,49 

EG 1  2.534,55 2.568,83 2.611,69 2.651,64 2.754,50 
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Tabellenentgelt für Mitarbeiter in den S-Gruppen (in Euro) 
 

Entgelt- 
gruppe 

Grundentgelt Entwicklungsstufen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

S 18 4.720,52 4.840,79 5.436,63 5.883,46 6.553,73 6.963,31 

S 17 4.352,39 4.654,62 5.138,69 5.436,63 6.032,40 6.382,42 

S 16 4.263,29 4.557,82 4.885,49 5.287,64 5.734,48 6.002,61 

S 15 4.112,68 4.393,93 4.691,87 5.034,44 5.585,57 5.823,86 

S 14 4.073,39 4.351,17 4.682,24 5.019,00 5.391,41 5.652,06 

S 13 3.978,03 4.248,70 4.617,39 4.915,26 5.287,64 5.473,83 

S 12 3.967,57 4.237,49 4.590,75 4.903,53 5.290,81 5.454,65 

S 11b 3.915,12 4.181,19 4.368,13 4.844,78 5.217,14 5.440,57 

S 11a 3.846,25 4.106,12 4.291,48 4.766,33 5.138,69 5.362,12 

S 10 3.602,94 3.937,02 4.108,27 4.619,86 5.037,17 5.379,92 

S 9 3.648,68 3.887,42 4.166,69 4.580,02 4.970,99 5.272,60 

S 8b 3.578,87 3.812,64 4.091,94 4.503,48 4.892,59 5.190,90 

S 8a 3.509,44 3.738,13 3.976,82 4.207,08 4.432,16 4.668,84 

S 7 3.426,93 3.649,60 3.871,14 4.098,95 4.270,11 4.528,02 

S 6 nicht besetzt 

S 5 nicht besetzt 

S 4 3.291,46 3.504,21 3.698,06 3.829,61 3.956,37 4.156,33 

S 3 3.119,87 3.320,05 3.506,28 3.677,28 3.755,52 3.848,98 

S 2 2.908,36 3.030,97 3.121,67 3.220,16 3.330,92 3.441,69 
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Tabellenentgelt für Mitarbeiter in P-Gruppen (in Euro) 
 

Entgelt- 
gruppe 

Grundentgelt Entwicklungsstufen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

P 16  5.240,04 5.415,90 5.983,76 6.645,71 6.937,70 

P 15  5.132,29 5.293,23 5.695,60 6.177,16 6.361,06 

P 14  5.013,53 5.170,59 5.563,22 6.096,68 6.194,02 

P 13  4.894,78 5.047,94 5.430,82 5.707,28 5.778,68 

P 12  4.657,22 4.802,61 5.166,04 5.389,29 5.493,13 

P 11  4.419,71 4.557,30 4.901,27 5.129,69 5.233,54 

P 10  4.184,40 4.312,38 4.675,42 4.850,63 4.960,96 

P 9  3.992,39 4.184,40 4.312,38 4.558,59 4.662,42 

P 8  3.701,21 3.862,80 4.075,58 4.247,92 4.488,98 

P 7  3.510,30 3.701,21 3.998,33 4.149,59 4.305,40 

P 6 3.012,49 3.187,41 3.363,47 3.737,95 3.833,41 4.013,41 

P 4 2.941,25 3.003,12 3.048,99 3.083,60 3.111,77 3.154,01 
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Bereitschaftsdienstentgelt (§ 17 AVR) 
 

 

Entgeltgruppe 

 
Stundenentgelte 

in Euro 

EG 17 49,14 

EG 16 45,66 

EG 15 43,49 

EG 14 40,14 

EG 13 36,80 

EG 12 36,08 

EG 11 35,60 

EG 10 32,33 

EG 9c 28,36 

EG 9b 27,68 

EG 9a 26,99 

EG 8 25,76 

EG 7 24,80 

EG 6 23,94 

EG 5 22,47 

EG 4 21,76 

EG 3 21,14 

EG 2 20,49 

EG 1 16,55 

 
 

 

Entgeltgruppe 

 
Stundenentgelte 

in Euro 

P 16 38,77 

P 15 35,90 

P 14 33,84 

P 13 31,84 

P 12 30,31 

P 11 29,49 

P 10 27,98 

P 9 27,37 

P 8 26,82 

P 7 25,81 

P 6 23,60 

P 4 19,95 
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Bereitschaftsdienstentgelt für Mitarbeiter in Krankenhäusern (§ 17a AVR) 
 

 

Entgeltgruppe 

 
Stundenentgelte 

in Euro 

EG 17 42,09 

EG 16 39,12 

EG 15 37,24 

EG 14 34,35 

EG 13 32,85 

EG 12 31,07 

EG 11 28,42 

EG 10 26,18 

EG 9c 26,10 

EG 9b 24,74 

EG 9a 23,93 

EG 8 23,45 

EG 7 22,46 

EG 6 21,52 

EG 5 20,67 

EG 4 19,70 

EG 3 18,93 

EG 2 17,79 

EG 1 14,77 
 
 

 

Entgeltgruppe 

 
Stundenentgelte 

in Euro 

P 16 33,77 

P 15 31,54 

P 14 29,80 

P 13 27,93 

P 12 26,89 

P 11 25,93 

P 10 24,75 

P 9 24,36 

P 8 23,29 

P 7 22,31 

P 6 20,67 

P 4 17,47 



 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Vergütungs- 
gruppe 

Grundvergütungssätze  in Stufe 

1 2 3 4 5 6 7 8 9 10 11 12 

1 5.916,55 € 6.415,13 € 6.913,74 € 7.175,34 € 7.436,86 € 7.698,32 € 7.959,90 € 8.221,41 € 8.482,90 € 8.744,48 € 9.006,00 € 9.245,45 € 

1a 5.493,73 € 5.923,93 € 6.354,09 € 6.593,60 € 6.833,12 € 7.072,63 € 7.312,23 € 7.551,68 € 7.791,28 € 8.030,73 € 8.270,27 € 8.377,80 € 

1b 5.110,04 € 5.479,08 € 5.848,16 € 6.082,76 € 6.317,44 € 6.552,05 € 6.786,68 € 7.021,31 € 7.255,91 € 7.490,61 € 7.588,37 €  

2 4.874,15 € 5.189,39 € 5.504,69 € 5.700,20 € 5.895,73 € 6.091,32 € 6.286,88 € 6.482,41 € 6.677,87 € 6.873,40 € 6.998,13 €  

3 4.456,57 € 4.727,84 € 4.999,11 € 5.177,60 € 5.356,00 € 5.534,46 € 5.712,81 € 5.891,23 € 6.069,70 € 6.248,14 € 6.275,00 €  

4a 4.175,73 € 4.400,28 € 4.632,52 € 4.789,00 € 4.945,42 € 5.101,80 € 5.258,20 € 5.414,70 € 5.571,10 € 5.720,21 €   

4b 3.925,28 € 4.112,53 € 4.299,74 € 4.434,56 € 4.571,40 € 4.708,28 € 4.845,19 € 4.982,07 € 5.118,97 € 5.226,44 €   

5b 3.708,16 € 3.855,96 € 4.014,29 € 4.131,26 € 4.243,60 € 4.356,39 € 4.473,67 € 4.590,97 € 4.708,28 € 4.786,49 €   

5c 3.481,11 € 3.595,84 € 3.714,53 € 3.813,75 € 3.919,33 € 4.026,95 € 4.134,64 € 4.242,25 € 4.338,17 €    

6b 3.323,15 € 3.418,70 € 3.514,25 € 3.581,51 € 3.651,06 € 3.720,71 € 3.793,30 € 3.870,50 € 3.949,77 € 4.008,25 €   

7 3.180,81 € 3.260,80 € 3.340,72 € 3.397,23 € 3.453,75 € 3.510,28 € 3.567,17 € 3.626,51 € 3.685,90 € 3.722,79 €   

8 3.050,24 € 3.116,53 € 3.182,83 € 3.225,71 € 3.264,70 € 3.303,65 € 3.342,64 € 3.381,65 € 3.420,62 € 3.459,63 € 3.496,65 €  

9a 2.965,48 € 3.015,50 € 3.065,51 € 3.104,35 € 3.143,17 € 3.182,07 € 3.220,95 € 3.259,84 € 3.298,66 €    

9 2.907,06 € 2.961,60 € 3.016,21 € 3.057,16 € 3.094,19 € 3.131,27 € 3.168,27 € 3.205,33 €     

10 2.733,77 € 2.776,28 € 2.818,82 € 2.857,60 € 2.893,73 € 2.930,75 € 2.967,81 € 3.004,85 € 3.030,22 €    

11 2.593,99 € 2.646,90 € 2.680,18 € 2.706,08 € 2.731,91 € 2.757,83 € 2.783,65 € 2.809,57 € 2.835,42 €    

12 2.506,51 € 2.539,75 € 2.573,04 € 2.598,87 € 2.624,78 € 2.650,63 € 2.676,52 € 2.702,37 € 2.728,23 €    
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Grundsatz der Versorgung für Alter und Invalidität 
 

      1Der Dienstgeber ist verpflichtet, die Versorgung der Mitarbeiter für Alter und Invalidität 
gemäß dieser Bestimmungen (Versorgungsordnung A/Versorgungsordnung B) zu veranlas- 
sen. 2Grundsätzlich findet Versorgungsordnung A Anwendung. 3Versorgungsordnung C ist 
anzuwenden, sofern der Dienstgeber nicht Beteiligter einer öffentlich-rechtlichen Zusatzver- 
sorgungseinrichtung ist; für Versicherungsverhältnisse die vor dem 31. Dezember 2018 be- 
gründet wurden, gilt die Versorgungsordnung B. 

      1Die aus der Anwendung dieser Anlage und dem Beschluss der Zentral-KODA zur Ent- 
geltumwandlung vom 15. April 2002 in der jeweils geltenden Fassung entstehenden Versor- 
gungsansprüche gegen die die Versorgung durchführenden Versorgungsträger und den 
Dienstgeber können nicht abgetreten werden. 2Sehen die Regelungen nach Satz 1 oder die 
den Versorgungsverhältnissen durch die Versorgungsträger zugrunde gelegten Vertragsbe- 
dingungen ausdrücklich eine Abtretbarkeit der Versorgungsansprüche vor, gelten für die Ab- 
tretbarkeit die dort getroffenen Regelungen. 

 
Versorgungsordnung A (VersO A) 

 
§ 1 Versorgungszusage 

      Mitarbeiter und die zur ihrer Ausbildung Beschäftigten (Anhang Auszubildende), für die 
nach der Satzung der Kirchlichen Zusatzversorgungskasse des Verbandes der Diözesen 
Deutschlands (im Folgenden Zusatzversorgungskasse genannt) Versicherungspflicht be- 
steht, sind durch ihren Dienstgeber bei der Zusatzversorgungskasse zum Zwecke der 
Alters-, Berufsunfähigkeits- und Erwerbsunfähigkeitsversorgung sowie der Versorgung ihrer 
Hinterbliebenen zu versichern. 

      Der Versorgungsanspruch des Mitarbeiters und des zu seiner Ausbildung Beschäftig- 
ten sowie der Versorgungsanspruch eines ihrer Hinterbliebenen richten sich ausschließlich 
nach der Satzung der Zusatzversorgungskasse und ihrer Ausführungsbestimmungen und 
können nur gegenüber der Zusatzversorgungskasse geltend gemacht werden. 

 
§ 1a Beitragssatz 

      1Der Dienstgeber trägt die von der Zusatzversorgungskasse nach § 62 der Satzung der 
Zusatzversorgungskasse festgesetzten Beiträge bis zu einer Höhe von 5,2 v.H. des zusatz- 
versorgungspflichtigen Entgelts des Mitarbeiters allein. 2An dem darüber hinausgehenden 
Beitrag des Dienstgebers zur Pflichtversicherung beteiligt sich der Mitarbeiter zur Hälfte mit 
einem Eigenbeitrag im Sinne des § 61 Abs. 2 der Satzung der Zusatzversorgungskasse. 

      1Der Dienstgeber führt die Beiträge als Schuldner nach § 61 Abs. 1 Buchst. a der Sat- 
zung der Zusatzversorgungskasse ab. 2Dies umfasst auch die Eigenbeiträge der Beschäftig- 
ten. 3Der Dienstgeber behält den Eigenbeitrag des Beschäftigten vom Arbeitsentgelt des Be- 
schäftigten ein. 4Die Beteiligung erfolgt für jeden Kalendermonat, für den der Beschäftigte ei- 
nen Anspruch auf Bezüge (Entgelt, sonstige Zuwendungen, Krankenbezüge) oder einen An- 
spruch auf Krankengeldzuschuss hat, auch wenn dieser wegen der Höhe der Barleistungen 
des Sozialversicherungsträgers nicht gezahlt wird. 

      1Dem Beschäftigten wird unter Bezug auf § 30e Abs. 2 BetrAVG das Recht, nach § 1b 
Abs. 5 Nr. 2 BetrAVG die Pflichtversicherung nach Ausscheiden aus dem Beschäftigungs- 
verhältnis mit eigenen Beiträgen fortzusetzen, nicht eingeräumt, sofern die Satzung der Zu- 
satzversorgungskasse dies nicht ausdrücklich vorsieht. 2Ist die persönliche Beteiligung des 
Beschäftigten und die Übernahme der Pflichtbeitragsschuld nach der Satzung der Zusatzver- 
sorgungskasse vorgesehen, richten sich alle weiteren Ansprüche, die aus diesen Beiträgen 
entstehen, ausschließlich nach deren Satzung, ohne dass Ansprüche gegenüber dem 
Dienstgeber entstehen. 
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      Der Anspruch des Beschäftigten nach § 1 Abs. 2 Nr. 4 zweiter Halbsatz BetrAVG in 
Verbindung mit § 1a Abs. 3 BetrAVG, zu verlangen, dass die Voraussetzungen für eine För- 
derung nach den §§ 10a, 82 Abs. 2 EStG erfüllt werden, ist ausgeschlossen, wenn die Sat- 
zung der Zusatzversorgungskasse diese Förderungsmöglichkeit nicht ausdrücklich vorsieht 

      1Der Anspruch des Beschäftigten nach § 1 Abs. 2 Nr. 4 zweiter Halbsatz BetrAVG in 
Verbindung mit § 1a Abs. 4 BetrAVG auf Fortführung der Versicherung mit eigenen Beiträ- 
gen in entgeltlosen Zeiten während des Beschäftigungsverhältnisses ist für die Pflichtversi- 
cherung ausgeschlossen, sofern die Satzung der Zusatzversorgungskasse dies nicht aus- 
drücklich vorsieht. 2Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend. 

      1Soweit die Zusatzversorgungskasse einen Beitrag im Sinne von Absatz 1 ab dem 
1. Januar 2024 von mehr als 7,1 v.H. erhebt, ist der Eigenbeitrag des Mitarbeiters nach Ab- 
satz 1 Satz 2 auf die jeweilige Hälfte der Differenz zwischen 5,2 v.H. und 7,1 v.H. des zu- 
satzversorgungspflichtigen Entgelts beschränkt. 2Erhebt die Zusatzversorgungskasse einen 
geringeren Beitrag als 7,1 v.H., verbleibt es bei der Anwendung von Absatz 1 Satz 2. 

      1Die Regelungen des Absatz 1 Satz 2, Absatz 2 Sätze 2 bis 4 und Absatz 6 treten mit 
Ablauf des Tages vor dem Tag außer Kraft, an dem ein Leistungsrecht der Zusatzversor- 
gungskasse i.S.d. § 1 Abs. 2 wirksam wird, das nicht dem in dem Tarifvertrag über die zu- 
sätzliche Altersvorsorge der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes – Altersvorsorge-TV- 
Kommunal (ATV-K), abgeschlossen zwischen der Vereinigung kommunaler Arbeitgeberver- 
bände und u.a. ver.di – Vereinigte Dienstleistungsgewerkschaft, in der jeweils geltenden 
Fassung festgelegten Versorgungsanspruch entspricht. 2Sie treten außerdem mit dem Ablauf 
des Tages vor dem Tag außer Kraft, an dem eine Satzungsbestimmung der Zusatzversor- 
gungskasse wirksam wird, nach der nicht mindestens 50 Prozent der Mitglieder der Organe 
der Zusatzversorgungskasse ausgenommen deren Vorstand Versicherte oder ihre Vertreter 
sein sollen. 3Bei der Zahl der Organmitglieder im Sinne des Satzes 2 bleiben neutrale Vorsit- 
zende unberücksichtigt. 

 
§ 2 Ausnahmeregelung 

      1Die Versicherung bei der Zusatzversorgungskasse entfällt für die Mitarbeiter, die bei 
einem Dienstgeber beschäftigt sind, der Beteiligter ist bei einer Zusatzversorgungseinrich- 
tung, mit der die Zusatzversorgungskasse ein Überleitungsabkommen abgeschlossen hat 
oder ein solches abschließen kann, für die Dauer der Versicherung bei dieser Zusatzversor- 
gungseinrichtung. 2Die Ansprüche dieser Mitarbeiter bestimmen sich ausschließlich nach der 
Satzung der jeweiligen Zusatzversorgungseinrichtung. 

      1Soweit ein Dienstgeber die Versorgung der Mitarbeiter für Alter und Invalidität abwei- 
chend von § 1 über eine kommunale oder andere Zusatzversorgungseinrichtung i.S.d. Ab- 
satzes 1 veranlasst, findet § 1a mit Ausnahme von dessen Absätzen 6 und 7 entsprechende 
Anwendung. 2Dies gilt auch, wenn diese Zusatzversorgungseinrichtung durch Umlagen oder 
im Kombinationsmodell dazu zusätzlich kapitalgedeckt durch Zusatzbeiträge finanziert ist. 
3Die Höhe und Art des Eigenbetrages richten sich nach der Satzung und den dazu ergange- 
nen Ausführungsbestimmungen der jeweiligen Zusatzversorgungeinrichtung sowie den ihnen 
jeweils zugrunde liegenden Regelungen des Tarifvertrages über die betriebliche Altersver- 
sorgung der Beschäftigten des öffentlichen Dienstes (Tarifvertrag Altersversorgung – ATV), 
des Tarifvertrages über die zusätzliche Altersvorsorge der Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes – Altersvorsorge-TV-Kommunal (ATV-K) – und entsprechender arbeitsrechtlicher 
Regelungen und Tarifverträge nach dem Arbeitsrechtsregelungsgrundsätzegesetz – ARGG- 
EKD. 

 
§ 3 Versteuerung der Umlage 

Die auf die Umlage (§ 62 Abs. 1 Satzung der Zusatzversorgungskasse) entfallende Lohn- 
steuer trägt der Dienstgeber, solange die rechtliche Möglichkeit der Pauschalierung der 
Lohnsteuer gegeben ist. 
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§ 4 Freiwillige Versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung 
      1Der bei der Zusatzversorgungskasse pflichtversicherte Mitarbeiter, der in der Renten- 

versicherung der Angestellten aufgrund des Artikels 2 § 1 AnVNG von der Versicherungs- 
pflicht befreit ist, aber die Möglichkeit der freiwilligen Versicherung nach § 10 AVG, § 1233 
RVO oder der Fortsetzung der Selbstversicherung oder Weiterversicherung nach Artikel 2 
§ 5 Abs. 1 AnVNG oder Artikel 2 § 4 Abs. 1 AnVNG (freiwillige Versicherung) hat, hat sich für 
jeden Kalendermonat, für den ihm Dienstbezüge (§ 27 AVR), Urlaubsvergütung (§ 36 AVR) 
oder Krankenbezüge (§ 37 AVR) zustehen, freiwillig zu versichern. 2Als Beitrag zur freiwilli- 
gen Versicherung ist der Betrag zu entrichten, der als Beitrag zur gesetzlichen Rentenversi- 
cherung zu zahlen wäre, wenn der Mitarbeiter dort pflichtversichert wäre, mindestens jedoch 
der Betrag, der als Mindestbeitrag für die freiwillige Versicherung in der gesetzlichen Renten- 
versicherung jeweils festgelegt ist. 3§ 2 Abs. 3 der Verordnung über das Entrichten von Bei- 
trägen zu den Rentenversicherungen der Arbeiter und Angestellten ist anzuwenden. 4Für die 
Bestimmung der Beitragsklasse gilt § 114 AVG sinngemäß. 5Der Dienstgeber trägt die Hälfte 
des Beitrages zu dieser Versicherung. 

      Der Dienstgeber behält den vom Mitarbeiter zu tragenden Teil des Beitrages von des- 
sen Bezügen ein und führt den Beitrag nach der Verordnung über das Entrichten von Beiträ- 
gen zu den Rentenversicherungen der Arbeiter und Angestellten ab. 

      Absatz 1 gilt nicht, solange der Mitarbeiter einen Zuschuss nach § 5 oder § 6 erhält. 
 

§ 5 Lebensversicherung anstelle der Versicherung in der gesetzlichen 
Rentenversicherung 

      1Der bei der Versorgungskasse pflichtversicherte Mitarbeiter, der in der Rentenversi- 
cherung der Angestellten aufgrund des Artikels 2 § 1 AnVNG von der Versicherungspflicht 
befreit ist und der für sich und seine Hinterbliebenen einen Lebensversicherungsvertrag ab- 
geschlossen hat, erhält auf seinen Antrag für die Zeit, für die ihm Dienstbezüge (§ 27 AVR), 
Urlaubsvergütung (§ 36 AVR) oder Krankenbezüge (§ 37 AVR) zustehen, einen Zuschuss in 
Höhe der Hälfte des Beitrages zu dieser Versicherung: 2Er erhält jedoch nicht mehr als den 
Betrag, den der Dienstgeber bei einer freiwilligen Versicherung des Mitarbeiters nach § 4 zu 
tragen hätte. 

      Der Zuschuss nach Abs. 1 wird nicht gewährt, wenn der Mitarbeiter über die Lebens- 
versicherung ohne vorherige Zustimmung des Dienstgebers durch Abtretung oder Verpfän- 
dung verfügt. 

 
§ 6 Versicherungs- oder Versorgungseinrichtungen im Sinne des § 7 Abs. 2 AVG 

      Der bei der Zusatzversorgungskasse pflichtversicherte Mitarbeiter, der Mitglied einer 
Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung im Sinne des § 7 Abs. 2 AVG ist und 

a) nach § 7 Abs. 2 AVG von der Versicherungspflicht in der Rentenversicherung der 
Angestellten befreit ist oder 

b) in der Rentenversicherung der Angestellten aufgrund des Artikels 2 § 1 AnVNG von 
der Versicherungspflicht befreit ist, 

erhält auf seinen Antrag für die Zeit, für die ihm Dienstbezüge (§ 27 AVR), Urlaubsvergütung 
(§ 36 AVR) oder Krankenbezüge (§ 37 AVR) zustehen, einen Zuschuss zu den Beiträgen zu 
dieser Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung. 

      Der Zuschuss beträgt die Hälfte des monatlichen Beitrages, jedoch nicht mehr als den 
Betrag, den der Dienstgeber bei einer freiwilligen Versicherung des Mitarbeiters nach § 4 zu 
tragen hätte. 

Solange ein Zuschuss nach Abs. 1 Satz 1 gewährt wird, ist § 5 nicht anzuwenden. 
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§ 7 Ergänzende freiwillige Versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung 
1Erreicht der Zuschuss des Dienstgebers nach § 5 oder § 6 nicht den Betrag, den der Dienst- 
geber bei einer freiwilligen Versicherung nach § 4 zu entrichten hätte, erhält der Mitarbeiter 
auf Antrag einen Zuschuss zu dem Beitrag zu einer freiwilligen Versicherung in der gesetzli- 
chen Rentenversicherung in Höhe des Differenzbetrages, höchstens jedoch in Höhe der 
Hälfte des Beitrages. 2§ 4 Abs. 2 gilt entsprechend. 

 
§ 8 Versicherungs- oder Versorgungseinrichtungen im Sinne des § 7 Abs. 2 AVG 

      Der nach § 17 Abs. 1 Satzung der Zusatzversorgungskasse bei der Zusatzversor- 
gungskasse nicht zu versichernde Mitarbeiter, der 

a) nach § 7 Abs. 2 AVG von der Versicherungspflicht in der Rentenversicherung der 
Angestellten befreit ist oder 

b) in der Rentenversicherung der Angestellten aufgrund des Artikels 2 § 1 AnVNG von 
der Versicherungspflicht befreit ist, 

erhält auf seinen Antrag für die Zeit, für die ihm Dienstbezüge (§ 27 AVR), Urlaubsvergütung 
(§ 36 AVR) oder Krankenbezüge (§ 37 AVR) zustehen, einen Zuschuss zu den Beiträgen zu 
der Versicherungs- oder Versorgungseinrichtung im Sinne des § 7 Abs. 2 AVG. 

      Der Zuschuss beträgt die Hälfte des monatlichen Beitrages, jedoch nicht mehr als den 
Betrag, den der Dienstgeber bei einer freiwilligen Versicherung des Mitarbeiters nach § 4 zu 
tragen hätte. 

 
§ 9 Berufsständische Versicherungs- oder Versorgungseinrichtungen 

      Der nach § 17 Abs. 5 Satzung der Zusatzversorgungskasse bei der Zusatzversor- 
gungskasse nicht zu versichernde Mitarbeiter, der in der Rentenversicherung der Angestell- 
ten aufgrund des Artikels 2 § 1 AnVNG von der Versicherungspflicht befreit ist, kann auf sei- 
nen Antrag für die Zeit, für die er ohne Befreiung bei der Zusatzversorgungskasse zu versi- 
chern wäre und für die ihm Dienstbezüge (§27 AVR), Urlaubsvergütung (§ 36 AVR) oder 
Krankenbezüge (§ 37 AVR) zustehen, einen Zuschuss zu den Beiträgen zu dieser Versiche- 
rungs- oder Versorgungseinrichtung erhalten. 

      Der Zuschuss beträgt die Hälfte des monatlichen Beitrages, jedoch nicht mehr als den 
Betrag, den der Dienstgeber bei einer freiwilligen Versicherung des Mitarbeiters nach § 4 zu 
tragen hätte. 

 
§ 10 Weitere Regelungen 

Diese Bestimmungen finden im Gebiet der Bundesländer Mecklenburg-Vorpommern, Bran- 
denburg, Sachsen-Anhalt, Thüringen und Sachsen sowie in dem Teil des Landes Berlin, für 
den das Grundgesetz bis einschließlich 2. Oktober 1990 nicht galt, ab 1. Januar 1997 An- 
wendung. 

 
Versorgungsordnung B (VersO B) 

 
1Die „Ständige Arbeitsrechtliche Kommission“ hat am 15. Oktober 1965 die nachstehende 
Versorgungsordnung für die Mitarbeiter im Geltungsbereich der AVR beschlossen und mit 
Wirkung vom 1. April 1966 in Kraft gesetzt. 2Diese bezweckt eine Alters-, Invaliden- und Hin- 
terbliebenenversorgung für Mitarbeiter durch Entrichtung von Versicherungsbeiträgen. 

 
§ 1 Geltungsbereich 

      Der Versicherungspflicht unterliegt vom Beginn des Dienst- und Ausbildungsverhältnis- 
ses an der Mitarbeiter bzw. der gemäß Buchstabe A, B und E der Anlage 7 zu seiner Ausbil- 
dung Beschäftigte, 

a) der das 17. Lebensjahr vollendet hat und 
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b) auf dessen Dienst- bzw. Ausbildungsverhältnis die AVR Anwendung finden (§ 2 
AVR). 

Anmerkung zu Absatz 1: 
1Der Verweis auf die Buchstaben A, B und E der Anlage 7 bezieht sich auf die am 
20. September 2018 geltende Fassung der Anlage 7 AVR. 2Die genannten Regelun- 
gen der Versorgungsordnung B gelten auch, soweit auf ein solches Ausbildungsver- 
hältnis nach dem 1. April 2022 die Regelungen der ab 1. August 2021 geltenden Fas- 
sung der Anlage 7 AVR Anwendung finden. 

      Ausgenommen von der Versicherungspflicht ist ein Mitarbeiter, 

a) der aus der gesetzlichen Rentenversicherung Altersruhegeld oder Renten wegen 
verminderter Erwerbsfähigkeit erhält, 

b) der für nicht mehr als sechs Monate eingestellt wird, es sei denn, dass er bis zum 
Beginn des Dienstverhältnisses bei der Selbsthilfe zusatzversichert gewesen ist, 

c) der nicht in der gesetzlichen Rentenversicherung zu versichern ist. 
 

§ 2 Versicherung 
1Die Zusatzversorgung erfolgt durch Abschluss einer Zusatzrentenversicherung bei der „Pen- 
sionskasse der Caritas VVaG“ nach Maßgabe dieser Versorgungsordnung. 2Die Ansprüche 
der Versicherten bestimmen sich nach der Satzung der Pensionskasse der Caritas. 

 
§ 3 Anmeldung und Abmeldung 

      1Der Dienstgeber meldet den Mitarbeiter mit Beginn des versicherungspflichtigen 
Dienst- bzw. Ausbildungsverhältnisses bei der Pensionskasse der Caritas an. 2Die Aufnahme 
des Mitarbeiters in die Pensionskasse der Caritas wird diesem durch Zustellung eines Mit- 
gliedsausweises, dem Dienstgeber durch eine entsprechende Bestätigung nachgewiesen. 

      1Der Dienstgeber meldet den Mitarbeiter mit Ende des versicherungspflichtigen Dienst- 
bzw. Ausbildungsverhältnisses bei der Pensionskasse der Caritas ab. 2Die vollzogene Ab- 
meldung wird dem Versicherten von der Pensionskasse der Caritas bestätigt; gleichzeitig 
wird der Versicherte unter Angabe der erreichten Rentenanwartschaft davon in Kenntnis ge- 
setzt, welche Möglichkeiten zur Fortsetzung des Versicherungsverhältnisses durch Beitrags- 
freistellung (§ 5) oder durch Begründung einer freiwilligen Mitgliedschaft (§ 6) bestehen. 

 
§ 4 Beiträge 

      1Die Beiträge zur Zusatzversicherung trägt der Dienstgeber. 2Er trägt des Weiteren die 
auf die Beiträge entfallende Lohnsteuer, solange die rechtliche Möglichkeit der Pauschalie- 
rung der Lohnsteuer gegeben ist. 3Beitragspflicht besteht für den Zeitraum, für den dem Mit- 
arbeiter ein Anspruch auf Dienstbezüge (§ 27 AVR), Urlaubsvergütung (§ 36 AVR) oder 
Krankenbezüge (§ 37 AVR) oder auf Sozialbezüge nach §§ 15 bis 49 AVR zusteht. 

      1Der Beitrag der Zusatzversicherung (Pflichtversicherung) ist vom versicherungspflichti- 
gen Beschäftigungsentgelt mit einem Beitragssatz von 7,5 v.H. zu berechnen. 2Als versiche- 
rungspflichtiges Beschäftigungsentgelt ist zu berücksichtigen: 

a) Dienstbezüge (§ 27 AVR), Urlaubsvergütung (§ 36 AVR) oder Krankenbezüge (§ 37 
AVR), 

b) tarifliche monatliche Zulagen für besondere Tätigkeiten (z.B. Wechselschicht- und 
Schichtzulage, Wohn- und Werkstattzulage, Pflegezulage), 

c) Vergütung für Bereitschafts- und Rufbereitschaftsdienste sowie Zuschläge für Über- 
stunden. 

      Überschreitet das versicherungspflichtige Beschäftigungsentgelt die jeweils gültige Bei- 
tragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung, ist für den übersteigenden 
Anteil des Beschäftigungsentgelts ein zusätzlicher Beitrag in Höhe von 9 v.H. zu entrichten. 
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(3a) Für Versicherungsverhältnisse, die vor dem 1. Januar 1997 begründet wurden, seither 
ununterbrochen bestehen und in denen bereits vor diesem Zeitpunkt das versicherungs- 
pflichtige Beschäftigungsentgelt die jeweils gültige Beitragsbemessungsgrenze in der gesetz- 
lichen Rentenversicherung überschritten hat oder bis zum 31. Dezember 2006 noch über- 
schreiten wird, ist für den übersteigenden Anteil des Beschäftigungsentgelts ein zusätzlicher 
Beitrag in der Höhe zu entrichten, der sich aus der Multiplikation dieses Anteils mit dem je- 
weils gültigen Beitragssatz in der gesetzlichen Rentenversicherung ergibt. 

      1Dem Mitarbeiter steht es frei, eine höhere Rentenanwartschaft durch zusätzliche Bei- 
träge oder einen zweiten Rentenvertrag (freiwillige Versicherung) sicherzustellen. 2Die hierfür 
erforderlichen Beiträge hat er selbst zu tragen. 

      Die Pflichtbeiträge sind der Pensionskasse der Caritas monatlich durch den Dienstge- 
ber für jeden einzelnen Versicherten nachzuweisen; die Beiträge sind unverzüglich nach Er- 
stellung der monatlichen Gehaltsabrechnung in einer Summe an die Pensionskasse der 
Caritas abzuführen. 

 
§ 5 Beitragsfreie Zeiten 

      Beitragspflicht besteht nicht für Zeiten, für die der Mitarbeiter keinen Anspruch auf 
Dienstbezüge (§ 27 AVR) oder auf Sozialbezüge nach §§ 15 bis 49 AVR hat. 

      1Entfällt wegen Beendigung des Dienst- bzw. Ausbildungsverhältnisses die Beitrags- 
pflicht des Dienstgebers für ein bestehendes Versicherungsverhältnis, ohne dass der Versi- 
cherte von der Möglichkeit der freiwilligen Beitragsentrichtung gemäß § 6 Gebrauch macht, 
wird das Versicherungsverhältnis beitragsfrei fortgesetzt. 2In diesem Fall wird eine Rentenan- 
wartschaft nach Maßgabe des zum Zeitpunkt der Beitragsfreistellung vorhandenen De- 
ckungskapitals berechnet. 3Der Anspruch des Versicherten auf Teilnahme an künftigen Leis- 
tungserhöhungen aus der satzungsmäßigen Überschussverwendung bleibt von der Beitrags- 
freistellung unberührt. 

      Wird die versicherungspflichtige Tätigkeit wegen des Eintritts einer verminderten Er- 
werbsfähigkeit beendet, so wird das Versicherungsverhältnis bis zur Vorlage des Rentenbe- 
scheides der gesetzlichen Rentenversicherung, höchstens jedoch für die Dauer von drei Mo- 
naten, ohne Beitragsleistung fortgesetzt; das Versicherungsverhältnis wird beitragsfrei ge- 
stellt, wenn der Rentenbescheid binnen der vorgenannten Frist nicht vorgelegt wird. 

 
§ 6 Freiwillige Versicherung 
1Entfällt die Beitragspflicht des Dienstgebers für eine bestehende Versicherung, so kann der 
Versicherte die bisherige Pflichtversicherung nach Maßgabe der Satzung der Pensionskasse 
der Caritas mit eigener Beitragsleistung als freiwillige Versicherung fortführen. 2Hinsichtlich 
der Beitragshöhe kann der Versicherte jeden Beitrag wählen zwischen dem tariflichen Min- 
destbeitrag und dem vom Dienstgeber für den letzten vollen Beschäftigungsmonat abgeführ- 
ten Pflichtbeitrag. 

 
§ 7 Arbeitsplatzwechsel 

Scheidet ein bei der Pensionskasse der Caritas pflichtversicherter Mitarbeiter aus dem 
Dienst- bzw. Ausbildungsverhältnis aus und nimmt er eine Tätigkeit bei einem Dienstgeber 
auf, der die Versorgungsordnung B anwendet, so ist die begonnene Pflichtversicherung fort- 
zusetzen. 

 
§ 8 Schlussbestimmungen 
1Soweit Dienstgeber vor Inkrafttreten dieser Versorgungsordnung B für ihre Mitarbeiter 
gleichwertige Maßnahmen zur Alterssicherung getroffen haben, werden diese als Ersatzre- 
gelung durch die „Arbeitsrechtliche Kommission“ auf Antrag dann anerkannt, wenn die 
Gleichwertigkeit nachgewiesen wird. 2Sofern Gleichwertigkeit nicht vorliegt, ist der Differenz- 
anspruch zu ermitteln und durch eine Zusatzrente nach Maßgabe der Versorgungsordnung 
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B zu decken. 3Die vorstehende Versorgungsordnung ist unter Wahrung des Grundsatzes von 
Treu und Glauben auszulegen und veränderten Verhältnissen in diesem Sinn anzupassen. 

 
§ 8a Versicherung bei anderer Versorgungseinrichtung 

      1Ist abweichend von § 2 der Abschluss einer Zusatzrentenversicherung bei der „Pensi- 
onskasse der Caritas VVaG“ aus auf deren Seite liegenden rechtlichen Gründen ausge- 
schlossen, erfolgt statt dessen die Zusatzversorgung durch Abschluss einer Zusatzrenten- 
versicherung bei der „Kölner Pensionskasse VVaG“, sofern diese für die Versicherung einen 
identischen Tarif anbietet, wie er mit Stand vom 30. April 2018 von der Pensionskasse der 
Caritas VVaG für das Versicherungsverhältnis angeboten worden wäre. 2Soweit die Voraus- 
setzungen vorliegen, kann eine solche Zusatzrentenversicherung durch den Dienstgeber auf 
die „Pensionskasse der Caritas VVaG“ ohne Änderung der Anwartschaft übergeleitet wer- 
den. 

      1Die übrigen Bestimmungen dieser Versorgungsordnung finden für eine Versorgung 
nach dem Absatz 1 entsprechende Anwendung. 2§ 9 findet mit der Maßgabe Anwendung, 
dass dessen Absatz 6 im Falle einer Versorgung nach Absatz 2 entsprechend auch für den 
Fall gilt, dass das Versicherungsunternehmen keine Eigenbeiträge zulässt. 3Die entspre- 
chende Anwendung des § 9 Abs. 6 erfolgt auch für am 30. April 2018 bestehende Zusatzver- 
sicherungen, solange eine Höherversicherung bei der Pensionskasse der Caritas VVaG aus 
rechtlichen Gründen, die auch den Abschluss einer Zusatzversicherung i.S.d. Absatzes 1 
hindern, ausgeschlossen ist. 4Wendet der Mitarbeiter im Fall des Satzes 3 zu den in § 9 
Abs. 6 Satz 1 genannten Terminen zusätzlich die dort genannten Mindest-Entgeltumwand- 
lungen auf, wird der Dienstgeber diese im Rahmen der Steuerfreiheit nach § 3 Nr. 63 EStG, 
der Möglichkeit der pauschalen Versteuerung nach § 40b EStG in der am 31. Dezember 
2004 geltenden Fassung und der Sozialversicherungsfreiheit § 1 Abs. 1 Nr. 4 bzw. Nr. 6 
SvEV mit demselben Vomhundertsatz des versicherungspflichtigen Beschäftigungsentgelts 
abzüglich 15 v.H. des sich aus der Entgeltumwandlung ergebenden Beitrags bezuschussen. 

      § 8a ist befristet bis zum 30. Juni 2019. 
 

§ 9 Weitere Regelungen 

      Die Bestimmungen dieser Versorgungsordnung finden im Gebiet der Bundesländer 
Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen-Anhalt, Thüringen und Sachsen sowie in 
dem Teil des Landes Berlin, für den das Grundgesetz bis einschließlich 2. Oktober 1990 
nicht galt, ab 1. Januar 1997 Anwendung. 

      Abweichend von § 4 Abs. 2 Satz 1 und ergänzend zu § 4 Abs. 1 Satz 1 wird der Bei- 
tragssatz nach § 4 Abs. 2 Satz 1 für Einrichtungen in dem in Absatz 1 genannten Gebiet mit 
1,5 v.H., ab dem 1. April 2018 mit 2,5 v.H., ab dem 1. April 2019 mit 4,5 v.H. und ab dem 
1. April 2020 mit 5,5 v.H. gerechnet. 

      1In diesem Gebiet beteiligen sich die Mitarbeiter an diesen Beiträgen mit einem Eigen- 
beitrag im Sinne von § 1 Abs. 2 Nr. 4 BetrAVG ab dem 1. April 2019 mit 1 v.H. und ab dem 
1. April 2020 mit 1,5 v.H. des versicherungspflichtigen Beschäftigungsentgelts. 2§ 1a Abs. 2 
bis 5 der Versorgungsordnung A finden entsprechende Anwendung. 

      1Der Dienstgeber führt die Beiträge als Schuldner nach § 4 Abs. 5 an die Kasse ab. 
2Dies umfasst auch die Eigenbeiträge der Beschäftigten. 3Der Dienstgeber behält den Eigen- 
beitrag des Beschäftigten vom Arbeitsentgelt des Beschäftigten ein. 4Die Beteiligung erfolgt 
für jeden Kalendermonat des Zeitraums der Beitragspflicht, für den der Beschäftigte einen 
Anspruch auf Bezüge (Entgelt, sonstige Zuwendungen, Krankenbezüge) oder einen An- 
spruch auf Krankengeldzuschuss hat, auch wenn dieser wegen der Höhe der Barleistungen 
des Sozialversicherungsträgers nicht gezahlt wird. 

      Der Anspruch des Beschäftigten nach § 1 Abs. 2 Nr. 4 zweiter Halbsatz BetrAVG in 
Verbindung mit § 1a Abs. 3 BetrAVG, zu verlangen, dass die Voraussetzungen für eine För- 
derung nach den §§ 10a, 82 Abs. 2 EStG erfüllt werden, ist für die Pflichtversicherung 
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ausgeschlossen, wenn die Versicherungsbedingungen der Kasse diese Förderungsmöglich- 
keit nicht ausdrücklich vorsehen. 

      1Der Eigenbeitrag nach Absatz 3 entfällt, wenn der Mitarbeiter für eine Entgeltumwand- 
lung i.S.d. Beschlusses der Zentral-KODA vom 15. April 2002 in seiner jeweiligen Fassung 
ab dem 1. April 2019 von mindestens 1 v.H., ab dem 1. April 2020 von mindestens 1,5 v.H. 
des versicherungspflichtigen Beschäftigungsentgelts im Kalenderjahr aufwendet. 2In diesem 
Fall vermindert sich der dem vom Dienstgeber abzuführenden Beitrag zugrunde liegende 
Beitragssatz um den jeweils geltenden Beitragssatz des Eigenbeitrags des Mitarbeiters. 

 
§ 10 Geltung der Versorgungsordnung B 

Abweichend von § 1 besteht eine Versicherungspflicht nur, wenn das Dienst- und Ausbil- 
dungsverhältnis des Mitarbeiters bzw. des gemäß Buchstabe A, B und E der Anlage 7 AVR 
zu seiner Ausbildung Beschäftigten vor dem 20. September 2018 begonnen wurde und die 
Zusatzrentenversicherung des betreffenden Mitarbeiters bei der Pensionskasse der Caritas 
VVaG (§ 2) oder der Kölner Pensionskasse VVaG (§ 8a) vor dem 20. September 2018 wirk- 
sam abgeschlossen war. 

Anmerkung: 

Der Verweis auf die Buchstaben A, B und E der Anlage 7 bezieht sich auf die am 
20. September 2018 geltende Fassung der Anlage 7 AVR. Die genannten Regelungen 
der Versorgungsordnung B gelten auch, soweit auf ein solches Ausbildungsverhältnis 
nach dem 1. April 2022 die Regelungen der ab 1. August 2021 geltenden Fassung der 
Anlage 7 AVR Anwendung finden. 

 
Versorgungsordnung C (VersO C) 

 
1Die „Ständige Arbeitsrechtliche Kommission“ hat am 15. Oktober 1965 die Versorgungsord- 
nung B für die Mitarbeiter im Geltungsbereich der AVR beschlossen und mit Wirkung vom 
1. April 1966 in Kraft gesetzt. 2Diese bezweckt eine Alters- und Hinterbliebenenversorgung 
für Mitarbeiter durch Entrichtung von Versicherungsbeiträgen. 3Die Bundeskommission der 
Arbeitsrechtlichen Kommission hat mit der nachstehenden Versorgungsordnung C die Ver- 
sorgungsordnung B mit Wirkung vom 1. Juli 2019 für ab dem 1. Januar 2019 erfolgende 
neue Zusagen zur Zusatzversorgung angepasst. 

 
§ 1 Geltungsbereich 

      Der Versicherungspflicht unterliegt vom Beginn des Dienst- und Ausbildungsverhältnis- 
ses an der Mitarbeiter bzw. der gemäß Anhang Auszubildende zu seiner Ausbildung Be- 
schäftigte, 

a) der das 15. Lebensjahr vollendet hat und 
b) auf dessen Dienst- bzw. Ausbildungsverhältnis die AVR Anwendung finden (§ 2 

AVR). 
      1Ausgenommen von der Versicherungspflicht ist ein Mitarbeiter oder zu seiner Ausbil- 

dung Beschäftigter, 

a) der aus der gesetzlichen Rentenversicherung Altersruhegeld oder Renten wegen 
verminderter Erwerbsfähigkeit erhält, 

b) der für nicht mehr als sechs Monate eingestellt wird und wegen dieser Befristung 
eine Wartezeit oder Aufschubzeit des Versicherungsvertrages nach § 2 nicht erfül- 
len kann oder 

c) der nicht in der gesetzlichen Rentenversicherung zu versichern ist. 

2Erfolgt im Falle des Satzes 1 Buchst. b eine Weiterbeschäftigung nach Ablauf der ursprüng- 
lichen Beschäftigung, besteht ab dem Weiterbeschäftigungsbeginn eine Versicherungspflicht 
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mit einer Beitragspflicht auch für den Zeitraum der ursprünglich vorgesehenen Beschäfti- 
gung. 

 
§ 2 Versicherung 

      1Die Zusatzversorgung erfolgt durch den Abschluss eines Versicherungsvertrages 
durch den Dienstgeber nach Maßgabe einer zwischen dem Versicherungsunternehmen 
(Versicherer) und dem Deutschen Caritasverband e.V. mit Zustimmung der Bundeskommis- 
sion der Arbeitsrechtlichen Kommission abgeschlossenen Rahmenvereinbarung. 2 Die Aus- 
wahl des Versicherers zu einer solchen Rahmenvereinbarung erfolgt durch die Arbeitsrechtli- 
che Kommission unter Beteiligung des Deutschen Caritasverbandes e.V. 

      1Die Rahmenvereinbarung kann nach Bestimmung durch die Arbeitsrechtliche Kom- 
mission einen oder mehrere Angebotsverträge enthalten. 2Mindestens ein Angebotsvertrag 
muss zu einer beitragsorientierten Leistungszusage (§ 1 Abs. 2 Nr. 1 BetrAVG) führen. 3So- 
weit mehr als ein Angebotsvertrag enthalten ist, können in der Rahmenvereinbarung der 
oder die weiteren Angebotsverträge auf die Nutzung für die Sicherstellung zusätzlicher An- 
wartschaften durch Entgeltumwandlung nach § 4 Abs. 3 beschränkt oder Altersgrenzen zur 
Bestimmung des für den Mitarbeiter geltenden Angebotsvertrages vorgesehen werden. 4Er- 
folgt keine solche Bestimmung, erfolgt die Auswahl durch den Mitarbeiter zu Beginn des ver- 
sicherungspflichtigen Dienst- bzw. Ausbildungsverhältnisses. 

 
§ 3 Anmeldung und Abmeldung 

      1Der Dienstgeber meldet den Mitarbeiter mit Beginn des versicherungspflichtigen 
Dienst- bzw. Ausbildungsverhältnisses bei dem Versicherer an und teilt dem Mitarbeiter die- 
ses in geeigneter Weise mit. 2Das Versicherungsverhältnis wird vom Dienstgeber nach sei- 
nem Zustandekommen dem Mitarbeiter in geeigneter Weise in Textform unverzüglich, spä- 
testens mit der darauf folgenden Entgeltabrechnung, nachgewiesen. 3Der Dienstgeber wird 
Versicherungsnehmer, der Mitarbeiter Versicherter. 

      1Der Dienstgeber meldet den Mitarbeiter mit Ende des versicherungspflichtigen Dienst- 
bzw. Ausbildungsverhältnisses bei dem Versicherer ab. 2Die vollzogene Abmeldung wird 
dem Versicherten durch den Dienstgeber unverzüglich in geeigneter Weise in Textform 
nachgewiesen; gleichzeitig wird der Versicherte unter Angabe der erreichten Rentenanwart- 
schaft davon in Kenntnis gesetzt, welche Möglichkeiten zur Fortsetzung des Versicherungs- 
verhältnisses bestehen. 

 
§ 4 Beiträge 

      1Die Beiträge zur Zusatzversicherung (Pflichtversicherung) trägt der Dienstgeber. 2Bei- 
tragspflicht besteht für den Zeitraum, für den dem Mitarbeiter ein Anspruch auf Dienstbezüge 
(§ 27 AVR) oder auf Sozialbezüge nach §§ 15 bis 49 AVR zusteht. 

      1Der Beitrag der Zusatzversicherung ist vom versicherungspflichtigen Beschäftigungs- 
entgelt mit einem Beitragssatz von 7,5 v.H. zu berechnen. 2Als versicherungspflichtiges Be- 
schäftigungsentgelt ist zu berücksichtigen 

a) Dienstbezüge (§ 27 AVR), 
b) tarifliche monatliche Zulagen für besondere Tätigkeiten (z.B. Wechselschicht- und 

Schichtzulage, Wohn- und Werkstattzulage, Pflegezulage), 
c) Vergütung für Bereitschafts- und Rufbereitschaftsdienste sowie Zuschläge für Über- 

stunden. 

      Dem Mitarbeiter steht es frei, eine zusätzliche Anwartschaft durch eine Entgeltum- 
wandlung (§ 1 Abs. 2 Nr. 3 BetrAVG) in einem weiteren Versicherungsvertrag sicherzustel- 
len. 

      1Der Dienstgeber erbringt die Beiträge an den Versicherer monatlich nach Maßgabe 
des sich aus der jeweiligen monatlichen Entgeltabrechnung ergebenden versicherungspflich- 
tigen Beschäftigungsentgelts. 2Unregelmäßig oder einmalig anfallende Entgeltbestandteile 
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werden auch bei einem zwischenzeitlich erfolgenden Jahreswechsel in dem Kalendermonat 
berücksichtigt, in dem sie endgültig in der Entgeltabrechnung berechnet werden. 3Soweit 
sich durch steuer- und sozialversicherungsrechtlich zulässige Rückrechnung eine Änderung 
des kalenderjährlichen versicherungspflichtigen Beschäftigungsentgelts ergibt, wird die sich 
daraus ergebende Änderung des Beitrags bei der Beitragshöhe des Kalenderjahres berück- 
sichtigt, in dem die Rückrechnung erfolgt. 

      1Die Steuer- und Sozialversicherungspflicht für die Beiträge richtet sich nach den ge- 
setzlichen Vorschriften. 2Der Dienstgeber trägt eine auf die Beiträge entfallende pauscha- 
lierte Lohnsteuer, solange die rechtliche Möglichkeit der Pauschalierung gegeben ist. 

 
§ 5 Beitragsfreie Zeiten 

      Beitragspflicht besteht nicht für Zeiten, für die der Mitarbeiter keinen Anspruch auf 
Dienstbezüge (§ 27 AVR) oder auf Sozialbezüge nach §§ 15 bis 49 AVR hat. 

      1Sofern die Versicherungsbedingungen des Versicherungsvertrages dies zulassen, 
kann der Mitarbeiter in den Zeiten, in denen nach Absatz 1 keine Beitragspflicht besteht, die- 
sen mit eigenen Beiträgen fortführen. 2Die hieraus entstehenden Anwartschaften und An- 
sprüche des Mitarbeiters sind keine solchen nach § 1 Abs. 1 S. 3 BetrAVG, soweit die eige- 
nen Beiträge nicht durch eine Entgeltumwandlung im Anschluss an diese Zeiten erbracht 
wurden. 

      1Entfällt wegen Beendigung des Dienst- bzw. Ausbildungsverhältnisses die Beitrags- 
pflicht des Dienstgebers für ein bestehendes Versicherungsverhältnis, ohne dass der Versi- 
cherte von der Möglichkeit der Fortführung der Versicherung gemäß § 6 Gebrauch macht, 
wird das Versicherungsverhältnis beitragsfrei fortgesetzt. 2In diesem Fall wird eine Anwart- 
schaft nach Maßgabe des zum Zeitpunkt der Beitragsfreistellung vorhandenen Deckungska- 
pitals berechnet. 3Der Anspruch des Versicherten auf Teilnahme an künftigen Leistungserhö- 
hungen aus der satzungsmäßigen Überschussverwendung bleibt von der Beitragsfreistellung 
unberührt. 

 
§ 6 Fortführung durch den Versicherten 
1Entfällt die Beitragspflicht des Dienstgebers für eine bestehende Versicherung wegen des 
Endes des Dienstverhältnisses, so kann der Versicherte nach Maßgabe des Versicherungs- 
vertrages die Versicherung als eigene Versicherung mit eigenen Beiträgen fortführen. 2Dieje- 
nigen Anwartschaften, die nach dem Ausscheiden in einer so fortgeführten Versicherung ent- 
stehen, führen nicht zu einer betriebsrentenrechtlichen Verpflichtung des Dienstgebers, so- 
weit sie nicht die aus den Pflichtbeiträgen entstehenden Überschussanteile betreffen. 3Bei 
Fortführung als eigene Versicherung ist eine Kündigung der Versicherung oder deren mit 
dem Versicherer einvernehmliche Aufhebung ohne Zustimmung des Dienstgebers ausge- 
schlossen. 

 
§ 7 Dienstgeberwechsel 

Scheidet ein bei dem Versicherer pflichtversicherter Mitarbeiter aus dem Dienst- bzw. Ausbil- 
dungsverhältnis aus und nimmt er eine Tätigkeit bei einem Dienstgeber auf, der ebenfalls die 
Pflichtversicherung bei diesem Versicherer nach der Versorgungsordnung C anwendet, so 
ist die begonnene Pflichtversicherung durch diesen Dienstgeber fortzusetzen, soweit die Ver- 
sicherungsbedingungen dies zulassen. 

 
§ 8 Weitere Regelungen 

      Die Bestimmungen dieser Versorgungsordnung finden im Gebiet der Bundesländer 
Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, Sachsen-Anhalt, Thüringen und Sachsen sowie in 
dem Teil des Landes Berlin, für den das Grundgesetz bis einschließlich 2. Oktober 1990 
nicht galt, mit den folgenden Maßgaben Anwendung. 
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      Abweichend von § 4 Abs. 2 Satz 1 und ergänzend zu § 4 Abs. 1 Satz 1 wird der Bei- 
tragssatz nach § 4 Abs. 2 Satz 1 für Einrichtungen in dem in Absatz 1 genannten Gebiet mit 
2,5 v.H., ab dem 1. April 2019 mit 4,5 v.H. und ab dem 1. April 2020 mit 5,5 v.H. gerechnet. 

      1In diesem Gebiet beteiligen sich die Mitarbeiter an diesen Beiträgen mit einem Eigen- 
beitrag im Sinne von § 1 Abs. 2 Nr. 4 BetrAVG ab dem 1. April 2019 mit 1 v.H. und ab dem 
1. April 2020 mit 1,5 v.H. des versicherungspflichtigen Beschäftigungsentgelts. 2§ 1a Absätze 
2 bis 5 der Versorgungsordnung A finden entsprechende Anwendung. 

      1Der Dienstgeber führt die Beiträge als Schuldner nach § 4 Abs. 4 an die Versicherung 
ab. 2Dies umfasst auch die Eigenbeiträge der Beschäftigten. 3Der Dienstgeber behält den Ei- 
genbeitrag des Beschäftigten vom Arbeitsentgelt des Beschäftigten ein. 4Die Beteiligung er- 
folgt für jeden Kalendermonat des Zeitraums der Beitragspflicht, für den der Beschäftigte ei- 
nen Anspruch auf Bezüge (Entgelt, sonstige Zuwendungen, Krankenbezüge) oder einen An- 
spruch auf Krankengeldzuschuss hat, auch wenn dieser wegen der Höhe der Barleistungen 
des Sozialversicherungsträgers nicht gezahlt wird. 

      Der Anspruch des Beschäftigten nach § 1 Abs. 2 Nr. 4 zweiter Halbsatz BetrAVG in 
Verbindung mit § 1a Abs. 3 BetrAVG, zu verlangen, dass die Voraussetzungen für eine För- 
derung nach den §§ 10a, 82 Abs. 2 EStG erfüllt werden, ist für die Pflichtversicherung aus- 
geschlossen, wenn die Versicherungsbedingungen der Versicherung diese Förderungsmög- 
lichkeit nicht ausdrücklich vorsehen. 

      1Der Eigenbeitrag nach Absatz 3 entfällt, wenn der Mitarbeiter für eine Entgeltumwand- 
lung i.S.d. Beschlusses der Zentral-KODA vom 15. April 2002 in seiner jeweiligen Fassung 
ab dem 1. April 2019 von mindestens 1 v.H., ab dem 1. April 2020 von mindestens 1,5 v.H. 
des versicherungspflichtigen Beschäftigungsentgelts im Kalenderjahr aufwendet. 2In diesem 
Fall vermindert sich der dem vom Dienstgeber abzuführenden Beitrag zugrunde liegende 
Beitragssatz um den jeweils geltenden Beitragssatz des Eigenbeitrags des Mitarbeiters. 

 
§ 9 Inkrafttreten und Übergangsregelung 

      Diese Regelung tritt am 1. Juli 2019 in Kraft. 
      1Soweit bei Inkrafttreten dieser Versorgungsordnung C bestehende Dienstverhältnisse 

bereits am 1. Januar 2019 bestanden haben und für diese keine Zusatzversorgung bei der 
Pensionskasse der Caritas VVaG oder der Kölner Pensionskasse bewirkt wurde, entrichtet 
der Dienstgeber auch Beiträge für die Beschäftigungszeiten des Jahres 2019, die vor dem 
Versicherungsbeginn lagen. 2Für im Laufe des Kalenderjahres 2019 begonnene, bei Inkraft- 
treten dieser Versorgungsordnung C noch bestehende Dienstverhältnisse gilt dies entspre- 
chend für Beiträge ab dem Beginn des Dienstverhältnisses. 

      Im Jahr 2019 reicht es aus, wenn die Anmeldung zu der Versicherung und die Bei- 
tragszahlung unter Beibehaltung des in dieser Ordnung vorgesehenen jeweiligen Beginns 
der Versicherung erst zum Ende des Kalenderjahres mit Wirkung für das Jahr 2019 erfolgt. 

      1Die Verzinsung der nach Absatz 2 für vor Versicherungsbeginn entrichtete Beiträge 
und für nach Absatz 3 bis zum Ende des Kalenderjahres 2019 erbrachte Beiträge richtet sich 
nach den Bedingungen des Versicherungsvertrages. 2Ein darüber hinausgehender Anspruch 
auf eine Verzinsung für den Zeitraum vor der Beitragszahlung besteht insoweit nicht. 

      Versorgungsordnung B findet weiterhin auf solche Mitarbeiter Anwendung, für die die 
Zusatzversorgung bei der Pensionskasse der Caritas VVaG oder der Kölner Pensionskasse 
VVaG bewirkt wird. 2Dies gilt auch für solche Mitarbeiter, für die eine Maßnahme nach § 8 
der Versorgungsordnung B Anwendung findet. 

      1Der Dienstgeber kann bis zum 1. Januar 2021 die Versicherungsverträge der Mitarbei- 
ter nach Absatz 5 per 1. Januar 2020 oder 1. Januar 2021 beitragsfrei stellen, soweit dies die 
Versicherungsbedingungen der in Absatz 5 genannten Pensionskassen zulassen. 2Voraus- 
setzung für die Anwendung des Satzes 1 ist, dass der Dienstgeber zum selben Termin in 
entsprechender Anwendung des § 3 Abs. 1 eine Anmeldung des Mitarbeiters vornimmt und 
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der Mitarbeiter der Beitragsfreistellung zugestimmt hatte. 3Auf die Beitragsfreistellung findet 
§ 5 Abs. 3 entsprechende Anwendung. 

      1Soweit nach Absatz 5 die Versorgungsordnung B Anwendung findet, kann für die 
Durchführung der Entgeltumwandlung nach dem Beschluss der Zentral-KODA vom 15. April 
2002 in der jeweils geltenden Fassung die Versicherung nach § 4 Abs. 3 genutzt werden, so- 
weit der Versicherer dies in seinen Bedingungen zulässt. 2In diesem Fall gilt ein sachlicher 
Grund i.S.d. Absatz 1 Satz 3 des Beschlusses der Zentral-KODA als gegeben. 
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Teil I. 
Ordnung über die Gewährung von Beihilfen in Krankheits-, Geburts- und Todesfällen 

 
(1) 1Der Mitarbeiter hat nach Maßgabe der nachstehenden Bestimmungen der Absätze 2 
bis 7 Anspruch auf Beihilfe. 
2Abweichend von Satz 1 hat keinen Anspruch auf Beihilfe: 

a) der Mitarbeiter, der aufgrund seiner Tätigkeit im öffentlichen Dienst eine Beihilfebe- 
rechtigung hat, 

b) der krankenversicherungspflichtige Mitarbeiter, der aufgrund der Tätigkeit seines 
Ehegatten im öffentlichen Dienst im Beihilfefalle eine berücksichtigungsfähige oder 
selbst beihilfeberechtigte Person darstellt. 

3Aufwendungen im Sinne des § 9 der Beihilfevorschriften (Bund) sind nicht beihilfefähig. 4In- 
nerhalb eines über den 31. Dezember 1991 hinaus fortbestehenden Dienstverhältnisses blei- 
ben solche Aufwendungen jedoch bis zum 31. Dezember 1992 weiter beihilfefähig, wenn für 
solche Aufwendungen für dieselbe Person vor dem 1. Januar 1992 Beihilfe zu gewähren 
war. 5Diese Regelung gilt, soweit eine diözesane Regelung nichts anderes bestimmt. 

(2) In Dienststellen und Einrichtungen, die in einer Diözese ihren Sitz haben, in der eine 
Beihilfeordnung (Beihilfevorschriften) rechtsverbindlich durch eine entsprechende Veröffentli- 
chung im Amtsblatt erlassen wurde, regelt sich der Anspruch des Mitarbeiters auf Beihilfe 
nach dieser Ordnung, sofern Ziffer 4 nichts anderes bestimmt. 

(3) Soweit in einer Diözese keine Beihilfeordnung im Sinne des Absatz 2 erlassen wurde, 
regelt sich bis zum Inkrafttreten einer solchen der Anspruch des Mitarbeiters auf Beihilfe 
nach den Beihilfevorschriften, die jeweils für die Angestellten des Bundeslandes Anwendung 
finden, in dem die Dienststelle oder Einrichtung ihren Sitz hat, sofern nicht Absatz 4 anzu- 
wenden ist. 

(4) Beihilfen werden nicht gewährt zu Aufwendungen aus Anlass medizinischer Eingriffe 
(z.B. Schwangerschaftsabbrüche und Sterilisationen), die gegen kirchliche Grundsätze ver- 
stoßen. 

(5) 1Die Beihilfen werden nur auf Antrag gewährt. 2Der Antrag ist beim Dienstgeber zu 
stellen. Die Beihilfe ist vom Dienstgeber zu zahlen. 

(6) Beihilfen sind nicht zusatzversorgungspflichtig. 

(7) Dieser Teil findet keine Anwendung im Gebiet der Bundesländer Mecklenburg-Vor- 
pommern, Brandenburg, Sachsen-Anhalt, Thüringen und Sachsen sowie in dem Teil des 
Bundeslandes Berlin, für den das Grundgesetz bis einschließlich 2. Oktober 1990 nicht galt. 
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Teil II. 
Geburtsbeihilfe 

 
1Der Mitarbeiter erhält bei der Geburt eines Kindes auf Antrag eine Geburtsbeihilfe von 358 
Euro je Kind. 2Die Geburtsbeihilfe erhält auch der Mitarbeiter, der ein Kind, das das zweite 
Lebensjahr noch nicht vollendet hat, als Kind annimmt oder mit dem Ziel der Annahme in sei- 
nen Haushalt aufnimmt und die zur Annahme erforderliche Einwilligung der Eltern (§§ 1747 
und 1748 BGB) erteilt ist. 3Die Geburtsbeihilfe ist nicht zusatzversorgungspflichtig. 4Hat ein 
Mitarbeiter aus mehreren Dienstverhältnissen im Geltungsbereich der AVR Anspruch auf 
Geburtsbeihilfe, erhält er diese von den Dienstgebern zu gleichen Anteilen. 5Haben beide El- 
ternteile aus einem Dienstverhältnis im Geltungsbereich der AVR Anspruch auf Geburtsbei- 
hilfe, erhält diese die Mutter. 6Wird einem Elternteil in Geburtsfällen nach Teil I. oder aus ei- 
nem Beschäftigungsverhältnis im kirchlichen oder öffentlichen Dienst oder aus einer Beihilfe- 
versicherung eine Beihilfe oder ähnliche Leistung gewährt, so ist diese auf den Anspruch auf 
Geburtsbeihilfe für den Mitarbeiter anzurechnen. 

 
Teil III. 

Bestimmungen über Umzugskostenvergütung und Trennungsgeld 
 

(1) Der Mitarbeiter hat nach Maßgabe der nachstehenden Bestimmungen Anspruch auf Um- 
zugskostenvergütung und Trennungsgeld. 

(2) In Dienststellen und Einrichtungen, die in einer Diözese ihren Sitz haben, in der Bestim- 
mungen über Umzugskostenvergütung und Trennungsgeld rechtsverbindlich durch eine ent- 
sprechende Veröffentlichung im Amtsblatt erlassen wurden, regelt sich der Anspruch des 
Mitarbeiters auf Umzugskostenvergütung und Trennungsgeld nach dieser Ordnung, sofern 
Absatz 4 nichts anderes bestimmt. 

(3) Soweit in einer Diözese keine Bestimmungen über Umzugskostenvergütung und Tren- 
nungsgeld im Sinne des Absatz 2 erlassen wurden, regelt sich bis zum Inkrafttreten solcher 
Bestimmungen der Anspruch des Mitarbeiters auf Umzugskostenvergütung und Trennungs- 
geld nach dem Umzugskostenrecht, das jeweils für die Angestellten des Bundeslandes An- 
wendung findet, in dem die Dienststelle oder Einrichtung ihren Sitz hat, sofern nicht Absatz 4 
anzuwenden ist. 

(4) 1Die Umzugskostenvergütung und das Trennungsgeld werden nur auf Antrag ge- 
währt. 2Der Antrag ist beim Dienstgeber zu stellen. 3Umzugskostenvergütung und Tren- 
nungsgeld ist vom Dienstgeber zu zahlen. 
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§ 1 Geltungsbereich 

Teil I. 
ALLGEMEINER TEIL 

(1) 1Diese Anlage gilt für Schüler, Auszubildende, Praktikanten nach abgelegtem Exa- 
men und Studenten*. 2Für die besonderen Regelungen finden die einschlägigen Abschnitte 
des Teils II. Anhang Auszubildende ergänzend Anwendung. 

* Nachfolgend einheitlich als Auszubildende bezeichnet. 

(2) Soweit in den AVR nichts anderes geregelt ist, gelten die jeweils einschlägigen ge- 
setzlichen Vorschriften. 

 
§ 2 Ausbildungsvertrag 

(1) 1Die Einrichtung als Träger der praktischen Ausbildung schließt mit dem Auszubilden- 
den vor Beginn der Ausbildung einen schriftlichen Ausbildungsvertrag. 2Zum Ausbildungsver- 
trag wird von der Einrichtung der mit der Schule abgestimmte Ausbildungsplan nachgewie- 
sen. 3Der Ausbildungsvertrag muss neben der Bezeichnung des Ausbildungsberufs mindes- 
tens enthalten Angaben über 

 

a) die maßgebliche Ausbildungs- und Prüfungsordnung in der jeweils geltenden Fas- 
sung sowie Art, sachliche und zeitliche Gliederung der Ausbildung, 

b) Beginn und Dauer der Ausbildung, 

c) Dauer der regelmäßigen täglichen oder wöchentlichen Ausbildungszeit, 

d) Dauer der Probezeit, 

e) Verpflichtung des Auszubildenden zur Teilnahme an der theoretischen Ausbildung, 

f) Zahlung und Höhe des Ausbildungsentgelts, 

g) Dauer des Urlaubs, 

h) Voraussetzungen, unter denen der Ausbildungsvertrag gekündigt werden kann, 

i) die Geltung der AVR sowie einen in allgemeiner Form gehaltenen Hinweis auf die auf 
das Ausbildungsverhältnis anzuwendenden Dienstvereinbarungen. 

(2) 1Nebenabreden sind nur wirksam, wenn sie schriftlich vereinbart werden. 2Sie können ge- 
sondert gekündigt werden, soweit dies einzelvertraglich vereinbart ist. 

 
§ 3 Ausbildungsvergütung 

(1) Der Auszubildende erhält eine monatliche Ausbildungsvergütung nach dem jeweili- 
gen Abschnitt in Teil II. 

(2) 1Für die Berechnung und Auszahlung der Bezüge gilt § 42 AVR entsprechend. 2So- 
weit nicht besonders geregelt gelten für die Zulagen und Zuschläge sowie Bereitschafts- 
dienst- und Rufbereitschaftsentgelte die Regelungen, die bei dem Träger der praktischen 
Ausbildung für den Mitarbeiter in dem Beruf gelten, zu dem die Ausbildung erfolgt, entspre- 
chend. 3Der Zeitzuschlag für Überstunden beträgt 30 v.H. des Stundenentgelts. 

(3) Auszubildende erhalten eine Jahressonderzahlung nach § 35 AVR. 

(4) 1Bei der Anwendung dieses Anhangs oder anderer Anhänge auf der Grundlage gilt 
als Stundenentgelt der auf die Stunde entfallende Anteil der jeweiligen Ausbildungsvergü- 
tung. 2Zur Ermittlung dieses Anteils ist die jeweilige Ausbildungsvergütung durch das 
4,348fache der durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Ausbildungszeit zu teilen. 
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§ 4 Wöchentliche und tägliche Ausbildungszeit 

(1) Die regelmäßige durchschnittliche wöchentliche Ausbildungszeit und die tägliche 
Ausbildungszeit der Auszubildenden, die nicht unter das Jugendarbeitsschutzgesetz fallen, 
richten sich nach den für die beim Träger der praktischen Ausbildung in dem künftigen Beruf 
des Auszubildenden beschäftigten Mitarbeiter maßgebenden Vorschriften über die Arbeits- 
zeit. 

(2) Wird das Führen von Berichtsheften (Ausbildungsnachweisen) verlangt, ist den Aus- 
zubildenden dazu Gelegenheit während der Ausbildungszeit zu geben. 

(3) An Tagen, an denen Auszubildende an einem theoretischen betrieblichen Unterricht von 
mindestens 270 tatsächlichen Unterrichtsminuten teilnehmen, dürfen sie nicht zur prakti- 
schen Ausbildung herangezogen werden. 

(4) 1Unterrichtszeiten einschließlich der Pausen gelten als Ausbildungszeit. 2Dies gilt 
auch für die notwendige Wegezeit zwischen Unterrichtsort und Ausbildungsstätte, sofern die 
Ausbildung nach dem Unterricht fortgesetzt wird. 

(5) Im Rahmen des Ausbildungszwecks darf der Auszubildende auch an Sonntagen und 
Wochenfeiertagen sowie in der Nacht ausgebildet werden. 

(6) Eine über die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Ausbildungszeit hinausge- 
hende Beschäftigung ist nur ausnahmsweise zulässig. 

 
§ 5 Sonstige Ausbildungsbedingungen 

(1) Für Belohnungen und Geschenke, Nebentätigkeiten, für die Ausbildung an Samsta- 
gen, Sonntagen, Feiertagen und Vorfesttagen, für den Bereitschaftsdienst und die Rufbereit- 
schaft, für die Überstunden und für die Zeitzuschläge gelten die Vorschriften sinngemäß, die 
jeweils für die beim Träger der Ausbildung in dem künftigen Beruf des Auszubildenden be- 
schäftigten Mitarbeiter maßgebend sind. 

(2) Bei Vorliegen der Voraussetzungen erhält der Auszubildende 

a) die Zulagen nach § 32 AVR und die Zulagen nach den Anmerkungen Nr. 1 zu den Tä- 
tigkeitsmerkmalen der Entgeltgruppen P 4 bis P 9 und 9b bis 12 nach Abschnitt XI, 1. 
(Mitarbeiter in der Pflege) Anhang Entgeltordnung zur Hälfte, 

b) die Wechselschicht- und Schichtzulage nach den für in dem künftigen Beruf des Aus- 
zubildenden beschäftigten Mitarbeiter maßgebenden Vorschriften zu drei Vierteln. 

(3) 1Sachbezüge sind in Höhe der durch Rechtsverordnung nach § 17 Abs. 1 Nr. 4 SGB IV 
bestimmten Werte anzurechnen, jedoch nicht über 75 v.H. der Brutto-Ausbildungsvergütung 
hinaus. 2Kann der Auszubildende während der Zeit, für die die Ausbildungsvergütung bei Ar- 
beitsunfähigkeit oder bei Erholungsurlaub fortzuzahlen ist, Sachbezüge aus berechtigtem 
Grund nicht abnehmen, sind diese nach den Sachbezugswerten abzugelten, jedoch nicht 
über 75 v.H. der Brutto-Ausbildungsvergütung hinaus. 

 
§ 6 Ärztliche Untersuchung 

(1) Auszubildende haben auf Verlangen des Trägers der Ausbildung vor ihrer Einstellung 
ihre körperliche Eignung (Gesundheits- und Entwicklungsstand, körperliche Beschaffenheit 
und Arbeitsfähigkeit) durch das Zeugnis einer Betriebsärztin/eines Betriebsarztes, nachzu- 
weisen, soweit sich Träger der praktischen Ausbildung und Auszubildender nicht auf eine an- 
dere Ärztin/einen anderen Arzt geeinigt haben. 

(2) 1Der Träger der praktischen Ausbildung ist bei begründeter Veranlassung berechtigt, 
Auszubildende zu verpflichten, durch ärztliche Bescheinigung nachzuweisen, dass sie in der 
Lage sind, die nach dem Ausbildungsvertrag übernommenen Verpflichtungen zu erfüllen. 
2Bei der beauftragten Ärztin/dem beauftragten Arzt kann es sich um eine Betriebsärztin/einen 
Betriebsarzt handeln, soweit sich der Träger der praktischen Ausbildung und Auszubildender 
nicht auf eine andere Ärztin/einen anderen Arzt geeinigt haben. 
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(3) Der Träger der praktischen Ausbildung hat den Auszubildenden, der besonderen Anste- 
ckungsgefahren ausgesetzt, mit gesundheitsgefährdenden Tätigkeiten beschäftigt oder mit 
der Zubereitung von Speisen beauftragt ist, in regelmäßigen Zeitabständen oder auf Antrag 
des Auszubildenden bei Beendigung des Ausbildungsverhältnisses ärztlich zu untersuchen. 

(4) 1Die Kosten der Untersuchung trägt der Träger der praktischen Ausbildung. 2Das Ergeb- 
nis der ärztlichen Untersuchung ist dem Auszubildenden bekanntzugeben. 

 
§ 7 Schweigepflicht 

(1) Auszubildende haben in demselben Umfang Verschwiegenheit zu wahren wie die Mitar- 
beiter des Trägers der praktischen Ausbildung. 

(2) Ohne Genehmigung des Trägers der praktischen Ausbildung darf der Auszubildende 

- von Schriftstücken, Zeichnungen oder bildlichen Darstellungen 
- von chemischen Stoffen oder Werkstoffen 
- von Herstellungsverfahren oder 
- von Maschinenteilen oder anderen geformten Körpern 

zu außerdienstlichen Zwecken weder sich noch einem anderen Kenntnis, Abschriften, Ab- 
oder Nachbildungen verschaffen. 

(3) Der Auszubildende hat auf Verlangen des Trägers der praktischen Ausbildung 
Schriftstücke, Zeichnungen, bildliche Darstellungen usw. sowie Aufzeichnungen über Vor- 
gänge der Einrichtung herauszugeben. 

(4) Der Auszubildende hat auch nach Beendigung des Ausbildungsverhältnisses über 
Angelegenheiten, die der Schweigepflicht unterliegen, Verschwiegenheit zu bewahren. 

 
§ 8 Entschädigung bei Ausbildungsfahrten 
1Abweichend von der bei Dienstreisen und Abordnungen maßgeblichen Reisekostenrege- 
lung (§ 23 AVR) werden bei Reisen zur vorübergehenden Ausbildung an einer anderen Ein- 
richtung außerhalb des Beschäftigungsortes (politische Gemeinde) sowie zur Teilnahme am 
Unterricht, an Vorträgen, an Arbeitsgemeinschaften oder an Übungen zum Zwecke der Aus- 
bildung die notwendigen Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten für die Fahrkarte der jeweils 
niedrigsten Klasse des billigsten regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels (im Eisen- 
bahnverkehr ohne Zuschläge) erstattet. 2Möglichkeiten zur Erlangung von Fahrpreisermäßi- 
gungen (z.B. Schülerfahrkarten oder Fahrkarten für Berufstätige) sind auszunutzen. 

 
§ 9 Familienheimfahrten 
1Für Familienheimfahrten vom Ort der Ausbildungsanstalt zum Wohnort der Eltern, des Er- 
ziehungsberechtigten oder des Ehegatten und zurück werden dem Auszubildenden monat- 
lich einmal die notwendigen Fahrtkosten bis zur Höhe der Kosten der Fahrkarte der jeweils 
niedrigsten Klasse des billigsten regelmäßig verkehrenden Beförderungsmittels (im Eisen- 
bahnverkehr ohne Zuschläge) - für Familienheimfahrten in das Ausland höchstens die ent- 
sprechenden Kosten für die Fahrt bis zum inländischen Grenzort - erstattet, wenn der Woh- 
nort der Eltern, des Erziehungsberechtigten oder des Ehegatten so weit vom Ort der Ausbil- 
dungsanstalt entfernt ist, dass der Auszubildende nicht täglich zu diesem Wohnort zurück- 
kehren kann und daher außerhalb wohnen muss. 2Möglichkeiten zur Erlangung von Fahr- 
preisermäßigungen (z.B. Schülerfahrkarten oder Fahrkarten für Berufstätige) sind auszunut- 
zen. 

 
§ 10 Krankenbezüge 
1Bei unverschuldeter Arbeitsunfähigkeit erhält der Auszubildende bis zur Dauer von sechs 
Wochen Krankenbezüge in Höhe des Entgeltes, das ihm während des Erholungsurlaubs zu- 
steht. 2Bei der jeweils ersten Arbeitsunfähigkeit, die durch einen bei dem Träger der prakti- 
schen Ausbildung erlittenen Arbeitsunfall oder durch eine bei dem Träger der praktischen 
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Ausbildung zugezogene Berufskrankheit verursacht ist, erhält der Auszubildende nach Ab- 
lauf des nach Satz 1 maßgebenden Zeitraums bis zum Ende der 26. Woche seit dem Beginn 
der Arbeitsunfähigkeit als Krankenbezüge einen Krankengeldzuschuss in Höhe des Unter- 
schiedsbetrages zwischen dem Nettoentgelt und der um die gesetzlichen Beitragsanteile des 
Auszubildenden zur gesetzlichen Renten-, Arbeitslosen- und sozialen Pflegeversicherung 
verminderten Leistungen des Sozialleistungsträgers gezahlt, wenn der zuständige Unfallver- 
sicherungsträger den Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit anerkennt. 3Im Übrigen gelten 
§ 37 Abs. 1 Sätze 2 und 3 AVR (Regelungen zur Maßnahme der medizinischen Vorsorge 
oder Rehabilitation und Wiederholungserkrankung) und § 38 AVR (Anzeige- und Nachweis- 
pflichten). 

 
§ 11 Urlaub 
1Der Auszubildende erhält Urlaub gemäß AVR, soweit nicht eine für den Auszubildenden 
günstigere gesetzliche Regelung besteht. 2Der Erholungsurlaub ist nach Möglichkeit zusam- 
menhängend während der unterrichtsfreien Zeit der beruflichen Schule bzw. Hochschule zu 
erteilen und in Anspruch zu nehmen. 

 
§ 12 Freistellung vor der Prüfung 
1Dem Auszubildenden ist vor der in der Ausbildungsordnung vorgeschriebenen Abschluss- 
prüfung an fünf Ausbildungstagen, bei der Sechstagewoche an sechs Ausbildungstagen Ge- 
legenheit zu geben, sich ohne Bindung an die planmäßige Ausbildung auf die Abschlussprü- 
fung vorzubereiten. 2Der Anspruch nach Satz 1 verkürzt sich um die Zeit, für die Auszubil- 
dende zur Vorbereitung auf die Abschlussprüfung besonders zusammengefasst werden; der 
Auszubildende erhält jedoch mindestens zwei freie Ausbildungstage. 3Dem Auszubildenden 
ist für diese Freistellung zur Prüfungsvorbereitung sowie zu der Freistellung zur Teilnahme 
an der Abschlussprüfung die Ausbildungsvergütung fortzuzahlen. 

 
§ 13 Ausbildungsmittel 

Der Träger der praktischen Ausbildung hat dem Auszubildenden kostenlos die Ausbildungs- 
mittel, Instrumente und Apparate zur Verfügung zu stellen, die zur Ausbildung und zum Able- 
gen der in der Ausbildungsordnung vorgeschriebenen Prüfungen (Zwischenprüfungen und 
Abschlussprüfung) erforderlich sind. 

 
§ 14 Schutzkleidung 

Für die Gewährung von Schutzkleidung gelten die für die in dem Beruf beim Träger der prak- 
tischen Ausbildung tätigen Mitarbeiter jeweils maßgebenden Bestimmungen, in dem die Aus- 
zubildenden ausgebildet werden. 

 
§ 15 Beendigung des Ausbildungsverhältnisses 

(1) 1Das Ausbildungsverhältnis endet mit Ablauf der Ausbildungszeit; abweichende ge- 
setzliche Regelungen bleiben unberührt. 2Im Falle des Nichtbestehens der Abschlussprüfung 
verlängert sich das Ausbildungsverhältnis auf Verlangen der Auszubildenden bis zur nächst- 
möglichen Wiederholungsprüfung, höchstens um ein Jahr. 3Während des Zeitraumes der 
Verlängerung wird das Entgelt des letzten regelmäßigen Ausbildungsabschnittes gezahlt. 
4Das Ausbildungsverhältnis endet im Falle des endgültigen Nichtbestehens spätestens mit 
der das Ausbildungsverhältnis abschließenden Prüfung. 

(2) Können Auszubildende ohne eigenes Verschulden die Abschlussprüfung erst nach 
beendeter Ausbildungszeit ablegen, gilt Absatz 1 Satz 2 entsprechend. 

(3) Nach der Probezeit (§ 6 Abs. 4 AVR) kann das Ausbildungsverhältnis unbeschadet der 
gesetzlichen Kündigungsgründe nur gekündigt werden 

a) aus einem sonstigen wichtigen Grund ohne Einhalten einer Kündigungsfrist, 
b) von Auszubildenden mit einer Kündigungsfrist von vier Wochen. 
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(4) 1Eine Kündigung aus einem wichtigen Grund ist unwirksam, wenn die ihr zugrunde 
liegenden Tatsachen der kündigungsberechtigten Person länger als 14 Tage bekannt sind. 
2Ist ein vorgesehenes Güteverfahren vor einer außergerichtlichen Stelle eingeleitet, so wird 
bis zu dessen Beendigung der Lauf dieser Frist gehemmt. 

 
§ 16 Mitteilungspflicht und Weiterarbeit 

(1) 1Beabsichtigt der Träger der praktischen Ausbildung, den Auszubildenden nach Ab- 
schluss der Ausbildung in ein Dienstverhältnis zu übernehmen, hat er dies dem Auszubilden- 
den drei Monate vor dem Ende der Ausbildungszeit schriftlich mitzuteilen. 2In der Mitteilung 
kann der Träger der praktischen Ausbildung die Übernahme von dem Ergebnis der in der 
Ausbildungsordnung vorgeschriebenen Abschlussprüfung abhängig machen. 3Innerhalb von 
vier Wochen nach Zugang der Mitteilung hat der Auszubildende schriftlich zu erklären, ob er 
beabsichtigt, in ein Dienstverhältnis zu dem Träger der praktischen Ausbildung zu treten. 
4Beabsichtigt der Träger der praktischen Ausbildung, den Auszubildenden nicht in ein Dienst- 
verhältnis zu übernehmen, hat er ihm dies drei Monate vor dem Ende der Ausbildungszeit 
schriftlich mitzuteilen. 

(2) Wird der Auszubildende im Anschluss an das Ausbildungsverhältnis beschäftigt, ohne 
dass hierüber ausdrücklich etwas vereinbart worden ist, so gilt ein Dienstverhältnis auf unbe- 
stimmte Zeit als begründet. 

§ 17 Sonstige Bestimmungen 

(1) Soweit in diesem Anhang für Auszubildende keine abweichenden Regelungen vorge- 
sehen sind, finden die AVR entsprechend Anwendung. 

(2) Die Ausbildungszeit des Auszubildenden wird auf die Beschäftigungszeit (§ 10 AVR) 
und die Dienstzeit (§ 11 AVR) nicht angerechnet. 

(3) Auszubildende, die im unmittelbaren Anschluss an ihre jeweilige Ausbildung von ih- 
rem Träger der praktischen Ausbildung in ein Dienstverhältnis übernommen werden und An- 
spruch auf eine Jahressonderzahlung oder eine Weihnachtszuwendung haben, erhalten ein- 
malig zusammen mit der anteiligen Jahressonderzahlung oder Weihnachtszuwendung aus 
dem Dienstverhältnis die anteilige Jahressonderzahlung oder Weihnachtszuwendung aus 
dem Ausbildungsverhältnis. 

 
Teil II. BESONDERER TEIL 

 
A. Ausbildung zur Pflegefachfrau oder zum Pflegefachmann 

 
§ 1 Anwendungsbereich 

(1) Dieser Abschnitt gilt für Auszubildende, die eine Ausbildung zur Pflegefachfrau oder zum 
Pflegfachmann im Sinne des Gesetzes über die Pflegeberufe vom 17. Juli 2017 (Pflegeberu- 
fegesetz – PflBG) absolvieren. 

(2) 1Der Auszubildende muss die Voraussetzung für den Zugang zur Ausbildung nach § 11 
PflBG erfüllen. 2Vor Beginn des Ausbildungsverhältnisses ist ein schriftlicher Ausbildungsver- 
trag zwischen dem Dienstgeber als Träger der praktischen Ausbildung im Sinne des § 8 
PflBG und dem Auszubildenden zu schließen. 3Der Ausbildungsvertrag muss die Angaben 
nach § 2 des Teils I. sowie den Mindestinhalt nach § 16 Abs. 2 PflBG enthalten. 

(3) Soweit in diesem Anhang und in gesetzlichen Regelungen für den Auszubildenden keine 
besonderen Vorschriften vorgesehen sind, finden die Vorschriften entsprechend Anwendung, 
die jeweils für die beim Träger der praktischen Ausbildung in dem künftigen Beruf des Aus- 
zubildenden beschäftigten Mitarbeiter maßgebend sind. 
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§ 2 Ausbildungsdauer 
1Die Ausbildungsdauer beträgt in Vollzeit drei Jahre. 2In Teilzeit beträgt die Ausbildungs- 
dauer höchstens fünf Jahre. 3Sie kann durch Anrechnung gleichwertiger Ausbildungen im 
Sinne des § 12 PflBG um bis zu zwei Drittel verkürzt werden. 

 
§ 3 Ausbildungsvergütung 

(1) 1Der Auszubildende erhält monatlich eine Ausbildungsvergütung. 2Sie beträgt: 

im ersten Ausbildungsjahr 1.490,69 Euro 

im zweiten Ausbildungsjahr 1.552,07 Euro 

im dritten Ausbildungsjahr 1.653,38 Euro 
3Bei einer Ausbildung in Teilzeit über insgesamt vier Jahre beträgt abweichend von Satz 2 
das Ausbildungsjahr jeweils 16 Monate. 4Bei einer Ausbildung in Teilzeit über insgesamt fünf 
Jahre beträgt abweichend von Satz 2 das Ausbildungsjahr jeweils 20 Monate. 

(2) 1Erfolgt eine Verkürzung der Ausbildungszeit durch Anrechnung nach § 2 Satz 3 des Ab- 
schnitts A des Teils II., wird zur Bestimmung des Ausbildungsjahres nach Absatz 1 die ange- 
rechnete Ausbildungszeit ebenfalls berücksichtigt. 2Wird die Ausbildungszeit gemäß § 21 
Abs. 2 PflBG verlängert, erhält der Auszubildende während der verlängerten Ausbildungszeit 
die Ausbildungsvergütung mit der Maßgabe, dass nach dem dritten Jahr der Ausbildung die 
Ausbildungsvergütung des dritten Ausbildungsjahres anzuwenden ist. 

(3) Für die Berechnung und Auszahlung der Bezüge gilt § 42 AVR entsprechend mit der 
Maßgabe, dass abhängig davon, unter welchen Geltungsbereich (§ 2 AVR) die Einrichtung 
des Trägers der praktischen Ausbildung fällt, in der der Auszubildende im maßgeblichen 
Zeitraum die Ausbildung absolviert, abgesehen der Ausbildungsvergütung nach Absatz 1. 

(4) Der Auszubildende erhält zusätzlich zur Ausbildungsvergütung eine monatliche Zulage in 
Höhe von 11,11 Euro. 

(5) Auszubildende erhalten eine Jahressonderzahlung nach § 35 mit einem abweichenden 
Bemessungssatz von 90 v.H. 

 
§ 4 Beendigung der Ausbildung 

(1) 1Bei einer Kündigung durch den Träger der praktischen Ausbildung ist das Benehmen mit 
der Pflegeschule herzustellen. 2In den Fällen des § 15 Abs. 3 Buchst. a des Teils I. sind die 
Kündigungsgründe anzugeben. 

(2) Werden Auszubildende im Anschluss an das Ausbildungsverhältnis beschäftigt, ohne 
dass hierüber ausdrücklich etwas vereinbart worden ist, so gilt ein Dienstverhältnis auf unbe- 
stimmte Zeit als begründet. 

 
B. Ausbildung zum Anästhesietechnischen, zum Operationstechnischen Assistenten 

oder zum Notfallsanitäter 
 

§ 1 Anwendungsbereich 

(1) 1Dieser Abschnitt gilt für Auszubildende, die eine Ausbildung zur Anästhesietechnischen 
Assistentin oder zum Anästhesietechnischen Assistenten oder zur Operationstechnischen 
Assistentin oder zum Operationstechnischen Assistenten nach dem Gesetz über den Beruf 
der Anästhesietechnischen Assistentin und des Anästhesietechnischen Assistenten und über 
den Beruf der Operationstechnischen Assistentin und des Operationstechnischen Assisten- 
ten (Anästhesietechnische- und Operationstechnische-Assistenten-Gesetz - ATAOTA- G) 
vom 14. Dezember 2019 sowie für Auszubildende, die eine Ausbildung zum Notfallsanitäter 
nach dem Notfallsanitätergesetz vom 22. Mai 2013 (NotSanG) absolvieren. 2Hierunter fallen 
auch Auszubildende, die bis zum 31. Dezember 2021 eine Ausbildung nach der Empfehlung 
der Deutschen Krankenhausgesellschaft (DKG) begonnen haben. 
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(2) 1Voraussetzung der Anwendung ist, dass die Einrichtung der praktischen Ausbildung 
oder die mit ihr in Trägerschaft verbundene Schule Ausbildungsträger ist. 2Ist die Schule 
Ausbildungsträger, gilt sie für die Anwendung der Regelungen dieses Anhangs zusammen 
mit der mit ihr in Trägerschaft verbundene Einrichtung der praktischen Ausbildung als Träger 
der praktischen Ausbildung im Sinne des § 2 des Teils I. 

 
§ 2 Ausbildungsdauer 
1Die Ausbildungsdauer beträgt in Vollzeit drei Jahre. 2In Teilzeit beträgt die Ausbildungs- 
dauer höchstens fünf Jahre. 3Sie kann durch Anrechnung gleichwertiger Ausbildungen um 
bis zu zwei Drittel verkürzt werden. 

 
§ 3 Ausbildungsvergütung 

(1) 1Der Auszubildende erhält monatlich eine Ausbildungsvergütung. 2Sie beträgt: 

im ersten Ausbildungsjahr 1.490,69 Euro 

im zweiten Ausbildungsjahr 1.552,07 Euro 

im dritten Ausbildungsjahr 1.653,38 Euro 
3Bei einer Ausbildung in Teilzeit über insgesamt vier Jahre beträgt abweichend von Satz 2 
das Ausbildungsjahr jeweils 16 Monate. 4Bei einer Ausbildung in Teilzeit über insgesamt fünf 
Jahre beträgt abweichend von Satz 2 das Ausbildungsjahr jeweils 20 Monate. 

(2) 1Erfolgt eine Verkürzung der Ausbildungszeit durch Anrechnung nach § 2 Satz 3, wird zur 
Bestimmung des Ausbildungsjahres nach Absatz 1 die angerechnete Ausbildungszeit eben- 
falls berücksichtigt. 2Wird die Ausbildungszeit verlängert, erhält der Auszubildende während 
der verlängerten Ausbildungszeit die Ausbildungsvergütung mit der Maßgabe, dass nach 
dem dritten Jahr der Ausbildung die Ausbildungsvergütung des dritten Ausbildungsjahres an- 
zuwenden ist. 

(3) Der Auszubildende erhält zusätzlich zur Ausbildungsvergütung eine monatliche Zulage in 
Höhe von 11,11 Euro. 

(4) Auszubildende erhalten eine Jahressonderzahlung nach § 35 mit einem abweichenden 
Bemessungssatz von 90 v.H. 

 
§ 4 Beendigung der Ausbildung 
1Bei einer Kündigung durch die Einrichtung der praktischen Ausbildung ist das Benehmen 
mit der Schule herzustellen. 2In den Fällen des § 15 Abs. 3 Buchst. a des Teils I. sind die 
Kündigungsgründe anzugeben. 

 
C. Ausbildung zum Pflegehelfer und zum Pflegeassistent 

 
§ 1 Anwendungsbereich 

Dieser Abschnitt gilt für Auszubildende, die eine nach Landesrecht geregelte Ausbildung 
zum Pflegehelfer oder zum Pflegeassistent absolvieren. 

 
§ 2 Ausbildungsdauer 
1Die Ausbildungsdauer beträgt in Vollzeitform mindestens ein Jahr und höchstens zwei 
Jahre. 2In Teilzeitform beträgt die Ausbildungsdauer vorbehaltlich anderer landesrechtlicher 
Regelung höchstens das Zweifache der Ausbildungsdauer in Vollzeitform. 3Die landesrecht- 
lich vorgesehene Regeldauer kann durch Anrechnung gleichwertiger Ausbildungen im lan- 
desrechtlich zulässigen Rahmen verkürzt werden. 

 
§ 3 Ausbildungsvergütung 

(1) 1Der Auszubildende erhält monatlich eine Ausbildungsvergütung. 2Sie beträgt: 
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im ersten Ausbildungsjahr 1.414,91 Euro 

im zweiten Ausbildungsjahr 1.473,21 Euro 
3Bei einer Ausbildung in Teilzeit über insgesamt drei Jahre beträgt abweichend von Satz 2 
das Ausbildungsjahr 18 Monate, bei insgesamt über vier Jahre 24 Monate. 

(2) 1Erfolgt eine Verkürzung der Ausbildungszeit durch Anrechnung nach § 2 Satz 3 des Ab- 
schnitts C des Teils II., wird zur Bestimmung des Ausbildungsjahres nach Absatz 1 die ange- 
rechnete Ausbildungszeit ebenfalls berücksichtigt. 2Wird die Ausbildungszeit verlängert, er- 
hält der Auszubildende während der verlängerten Ausbildungszeit die Ausbildungsvergütung 
mit der Maßgabe, dass nach dem zweiten Jahr der Ausbildung die Ausbildungsvergütung 
des zweiten Ausbildungsjahres anzuwenden ist. 

(3) Für die Berechnung und Auszahlung der Bezüge gilt § 42 AVR entsprechend mit der 
Maßgabe, dass die Werte für Mitarbeiter in Krankenhäusern (§ 2 Abs. 3 AVR) zugrunde ge- 
legt werden, abgesehen von der Ausbildungsvergütung nach Absatz 1. 

(4) Auszubildende erhalten eine Jahressonderzahlung nach § 31 mit einem abweichenden 
Bemessungssatz von 90 v.H. 

 
§ 4 Anzuwendende Regelungen 

Im Übrigen finden die Regelungen des Abschnitts A des Teils II. entsprechende Anwendung, 
soweit hier dazu nichts geregelt ist. 

 
D. Ausbildung in praxisintegrierten Ausbildungsgängen zum Erzieher 

und in betrieblich-schulischen Gesundheitsberufen 
 

§ 1 Anwendungsbereich 

(1) Dieser Abschnitt gilt für Auszubildende, die in praxisintegrierten Ausbildungsgängen zum 
Erzieher nach landesrechtlichen Regelungen ausgebildet werden sowie für Auszubildende in 
den Gesundheitsberufen Diätassistent, Ergotherapeut, Logopäde, Medizinisch-technischer 
Laboratoriumsassistent, Medizinisch-technischer Radiologieassistent, Medizinisch-techni- 
scher Assistent für Funktionsdiagnostik, Orthoptist oder Physiotherapeut, für ab dem 1. Ja- 
nuar 2023 begonnene Ausbildungsgänge: Medizinischer Technologe für Laboratoriumsana- 
lytik, Medizinischer Technologe für Radiologie, Medizinischer Technologe für Funktionsdiag- 
nostik, deren praktische Ausbildung bei einer Einrichtung im Geltungsbereich der AVR (§ 2 
Abs. 1 AVR) erfolgt, die entweder vom selben Träger wie die die theoretische Ausbildung er- 
bringende Schule getragen ist oder die eine Kooperationsvereinbarung mit dieser Schule ge- 
troffen hat. 

(2) Den Gesundheitsberufen im Sinne des Absatzes 1 liegen folgende Vorschriften zu 
Grunde: 

 
 

Ausbildungen 
 

1. Orthoptisten Orthoptistengesetz vom 28. November 
1989 (BGBl. I S. 2061) 

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 
Orthoptistinnen und Orthoptisten vom 
21. März 1990 (BGBl. I S. 563) 

2. Logopäden Gesetz über den Beruf des Logopäden vom 
7. Mai 1980 (BGBl. I S. 529) 
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  Ausbildungs- und Prüfungsordnung für Lo- 
gopäden vom 1. Oktober 1980 (BGBl. I S. 
1892) 

3a. a) Medizinisch-technische Labo- 
ratoriumsassistenten 

b) Medizinisch-technische Radio- 
logieassistenten 

c) Medizinisch-technische Assis- 
tenten für Funktionsdiagnostik 

MTA-Gesetz vom 2. August 1993 (BGBl. I 
S. 1402) 

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 
technische Assistenten in der Medizin vom 
25. April 1994 (BGBl. I S. 922) 

3b. Für ab dem 1. Januar 2023 be- 
gonnene Ausbildungsgänge: 

a) Medizinischer Technologe für 
Laboratoriumsanalytik 

b) Medizinischer Technologe für 
Radiologie 

c) Medizinischer Technologe für 
Funktionsdiagnostik 

MT-Berufe-Gesetz vom 1. Februar 2021 
(BGBl. I S. 274) 

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 
Medizinische Technologinnen und Medizini- 
sche Technologen (MT-Ausbildungs- und 
Prüfungsverordnung - MTAPrV) vom 24. 
September 2021 (BGBl. I. S. 4467) 

4. Ergotherapeuten Ergotherapeutengesetz vom 25. Mai 1976 
(BGBl. I S. 1246) 

Ergotherapeuten-Ausbildungs- und Prü- 
fungsverordnung vom 2. August 1999 
(BGBl. I S. 1731) 

5. Physiotherapeuten Masseur- und Physiotherapeutengesetz 
vom 26. Mai 1994 (BGBl. I S. 1084) 

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 
Physiotherapeuten vom 6. Dezember 1994 
(BGBl. I S. 3786) 

6. Diätassistenten Diätassistentengesetz vom 8. März 1994 
(BGBl. I S. 446) 

Ausbildungs- und Prüfungsverordnung für 
Diätassistentinnen und Diätassistenten vom 
1. August 1994 (BGBl. I S. 2088) 

 
 

§ 2 Ausbildungsvergütung 

(1) 1Der Auszubildende erhält monatlich eine Ausbildungsvergütung. 2Sie beträgt für Auszu- 
bildende in den Gesundheitsberufen im Sinne dieses Abschnittes 

im ersten Ausbildungsjahr 1.365,24 Euro 

im zweiten Ausbildungsjahr 1.425,30 Euro 

im dritten Ausbildungsjahr 1.522,03 Euro 

3Für Auszubildende in praxisintegrierten Ausbildungsgängen im Sinne dieses Abschnittes fin- 
den die Ausbildungsvergütungshöhen nach § 3 Abs. 1 des Abschnittes A des Teils II. An- 
wendung. 

(2) Der Auszubildende erhält zusätzlich zur Ausbildungsvergütung eine monatliche Zulage in 
Höhe von 11,11 Euro. 
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(3) Auszubildende erhalten eine Jahressonderzahlung nach § 35 mit einem abweichenden 
Bemessungssatz von 90 v.H. 

 
§ 3 Anzuwendende Regelungen 

Im Übrigen finden die Regelungen des Abschnitts A des Teils II. entsprechende Anwendung, 
soweit hier dazu nichts geregelt ist. 

 
E. Auszubildende in der dualen Berufsausbildung 

 
§ 1 Anwendungsbereich 

Dieser Abschnitt gilt für betrieblich Auszubildende in den Einrichtungen im Geltungsbereich 
der AVR (§ 2 Abs. 1 AVR) für die Dauer der Ausbildungszeit. 

 
§ 2 Ausbildungsvergütung 

(1) Der Auszubildende erhält monatlich eine Ausbildungsvergütung. Sie beträgt: 

im ersten Ausbildungsjahr 1.368,26 Euro 

im zweiten Ausbildungsjahr 1.418,20 Euro 

im dritten Ausbildungsjahr 1.464,02 Euro 

im vierten Ausbildungsjahr 1.527,59 Euro 

(2) Wird aufgrund der Ausbildungsbestimmungen (Berufsbild usw.) ein erfolgreicher Han- 
delsschulabschluss oder eine andere Vorbildung auf die Ausbildungszeit angerechnet, so gilt 
für die Höhe des Entgeltes der Zeitraum, um den die Ausbildungszeit verkürzt wird, als abge- 
leistete Ausbildungszeit. 

(3) Hat der Auszubildende vor der Beendigung der vereinbarten Ausbildungszeit die Ab- 
schlussprüfung bestanden, so erhält er, wenn er weiterbeschäftigt wird, von dem Tage an, 
der auf den Tag der bestandenen Abschlussprüfung folgt, die seiner Tätigkeit entsprechen- 
den Bezüge nach den Bestimmungen der AVR. 

(4) Auszubildende erhalten eine Jahressonderzahlung nach § 35 mit einem abweichenden 
Bemessungssatz von 90 v.H. 

 
F. Studieren in ausbildungsintegrierten dualen Studiengängen 

 
§ 1 Anwendungsbereich 
1Dieser Abschnitt gilt für Auszubildende, die mit Einrichtungen einen Vertrag für die Teil- 
nahme an einem ausbildungsintegrierten dualen Studiengang abschließen. 2Voraussetzung 
dafür, dass dieser Abschnitt auf Auszubildende Anwendung findet, ist auch, dass die Auszu- 
bildenden in einem staatlich anerkannten beziehungsweise als staatlich anerkannt geltenden 
Ausbildungsberuf nach den Abschnitten A, B, D oder E des Teils II. ausgebildet werden. 
3Das ausbildungsintegrierte Studium verbindet auf der Grundlage des Ausbildungsvertrages 
die Ausbildung in diesen Berufen mit einem Studium, das in einem vom Träger der prakti- 
schen Ausbildung vorgegebenen Studiengang an einer Hochschule absolviert wird. 4Es glie- 
dert sich in einen Ausbildungsteil und einen Studienteil, die beide jeweils dem Erreichen der 
entsprechenden Abschlussqualifikation dienen. 

 
§ 2 Ausbildungsvertrag und Kündigungsfristen 
1Die Form des Ausbildungsnachweises erfolgt nach dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) für 
Auszubildende mit einem Ausbildungsteil nach Abschnitt E des Teils II. 2Bei Auszubildenden 
mit einem Ausbildungsteil nach Abschnitt A des Teils II. mit einer integrierten Ausbildung 
nach dem Pflegeberufegesetz (PflBG) muss der Ausbildungs- und Studienvertrag darüber 
hinaus folgende Angaben enthalten: 
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a) den gewählten Vertiefungseinsatz einschließlich einer Ausrichtung nach § 7 Abs. 4 
Satz 2 PflBG, 

b) Verpflichtung der Auszubildenden zum Besuch der Ausbildungsveranstaltungen der 
Pflegeschule, 

c) Umfang etwaiger Sachbezüge nach § 19 Abs. 2 PflBG, 
d) Hinweis auf die Rechte als Mitarbeiter im Sinne von § 3 MAVO. 

3Unberührt bleiben weitere zwingende Anforderungen an den Inhalt des Ausbildungsvertra- 
ges in gesetzlichen Ausbildungsregelungen. 

 
§ 3 Nachweispflichten 

(1) 1Die Leistungsnachweise aus dem jeweiligen Ausbildungsteil sind Bestandteil der Perso- 
nalakte der Auszubildenden. 2Hierzu haben die Auszubildenden die von den Hochschulen 
auszustellenden Leistungsübersichten nach den jeweiligen Studien- und Prüfungsordnungen 
sowie eine Abschrift des Abschlusszeugnisses beziehungsweise nach den Berufs- oder Pfle- 
geschulen unverzüglich nach Aushändigung dem Träger der praktischen Ausbildung vorzule- 
gen. 

(2) 1Beurteilungen sind Auszubildenden unverzüglich bekannt zu geben. 2Die Bekanntgabe 
ist aktenkundig zu machen. 

 
§ 4 Wöchentliche und tägliche Ausbildungs- und Studienzeit 

(1) 1Die regelmäßige durchschnittliche wöchentliche Ausbildungs- und Studienzeit und tägli- 
che Ausbildungs- und Studienzeit der Auszubildenden richten sich während der fachtheoreti- 
schen Abschnitte nach der jeweiligen Ausbildungs-, Studien- und Prüfungsordnung. 2Die re- 
gelmäßige durchschnittliche wöchentliche Ausbildungs- und Studienzeit der Auszubildenden, 
die nicht unter das Jugendarbeitsschutzgesetz fallen, richtet sich während der berufsprakti- 
schen Abschnitte beim Träger der praktischen Ausbildung nach den für die Mitarbeiter des 
Trägers der praktischen Ausbildung maßgebenden Vorschriften über die Arbeitszeit. 3Die 
Sätze 1 und 2 gelten auch bei der Durchführung von berufspraktischen Abschnitten ein- 
schließlich der praktischen Ausbildung des Ausbildungsteils bei einem Dritten. 4In dem Aus- 
bildungs- und Studienvertrag nach § 2 Abschnitt F des Teils II. werden die berufspraktischen 
Abschnitte verbindlich in einem Ausbildungs- und Studienplan vereinbart. 

(2) An Tagen, an denen Auszubildende fachtheoretische Studienabschnitte an der Hoch- 
schule absolvieren, gilt die tägliche Ausbildungs- und Studienzeit als erfüllt. 

 
§ 5 Ausbildungsvergütung 

(1) 1Auszubildende erhalten bis zum Ablauf des Kalendermonats, in dem die Abschlussprü- 
fung des Ausbildungsteils erfolgreich abgelegt wird, ein Studienentgelt, das sich aus einem 
monatlichen Entgelt und einer monatlichen Zulage zusammensetzt. 2Das monatliche Entgelt 
beträgt für Auszubildende in einem ausbildungsintegrierten dualen Studiengang mit einem 
Ausbildungsteil nach 

a) Abschnitt A und Abschnitt B sowie der praxisintegrierten Erzieherausbildung nach Ab- 
schnitt D des Teils II. 

im ersten Ausbildungsjahr 1.490,69 Euro 

im zweiten Ausbildungsjahr 1.552,07 Euro 

im dritten Ausbildungsjahr 1.653,38 Euro 
 
 

b) nach Abschnitt E des Teils II. Anhang Auszubildende 

im ersten Ausbildungsjahr 1.368,26 Euro 

im zweiten Ausbildungsjahr 1.418,20 Euro 
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im dritten Ausbildungsjahr 1.464,02 Euro 

im vierten Ausbildungsjahr 1.527,59 Euro 
 
 

c) nach Abschnitt D des Teils II. (betrieblich-schulische Gesundheitsberufe) 

im ersten Ausbildungsjahr 1.365,24 Euro 

im zweiten Ausbildungsjahr 1.425,30 Euro 

im dritten Ausbildungsjahr 1.522,03 Euro 
3Die monatliche Zulage beträgt 150 Euro. 4Die Zulage erfolgt als monatliche Pauschale und 
damit unabhängig von der zeitlichen Verteilung der Ausbildungs- und Studienanteile. 

(2) Nach dem Ablauf des Kalendermonats, in dem die Abschlussprüfung des Ausbil- 
dungsteils erfolgreich abgelegt wurde, erhalten die Auszubildenden anstelle des Studienent- 
gelts nach Absatz 1 bis zur Beendigung des ausbildungsintegrierten dualen Studiums ein 
monatliches Ausbildungsentgelt in Höhe von für Auszubildende in einem ausbildungsinte- 
grierten dualen Studiengang mit einem Ausbildungsteil 

a) nach Absatz 1 Satz 2 Buchst. a 1.815,00 Euro 
b) nach Absatz 1 Satz 2 Buchst. b 1.625,00 Euro 
c) nach Absatz 1 Satz 2 Buchst. c 1.685,00 Euro 

(3) Der Träger der praktischen Ausbildung übernimmt die notwendigen Studiengebühren. 

(4) Ist wegen des Besuchs einer weiterführenden oder einer berufsbildenden Schule oder 
wegen einer Berufsausbildung in einer sonstigen Einrichtung die Ausbildungszeit des Ausbil- 
dungsteils verkürzt, gilt für die Höhe des Studienentgelts nach Absatz 1 der Zeitraum, um 
den die Ausbildungszeit des Ausbildungsteils verkürzt wird, als abgeleistete Ausbildungszeit. 

(5) Wird bei einem ausbildungsintegrierten dualen Studiengang mit einem Ausbildungsteil 
nach Maßgabe des Abschnitts E des Teils II. die Ausbildungszeit des Ausbildungsteils 

a) im Falle des Nichtbestehens der Abschlussprüfung auf Verlangen der Auszubilden- 
den bis zur nächstmöglichen Wiederholungsprüfung, höchstens um ein Jahr, verlän- 
gert oder 

b) auf Antrag der Auszubildenden nach § 8 Abs. 2 BBiG von der zuständigen Stelle oder 
nach § 27c Abs. 2 HwO von der Handwerkskammer verlängert, 

wird während des Zeitraums der Verlängerung das Studienentgelt nach Absatz 1 Satz 1 in 
Verbindung mit Satz 2 Buchst. b des letzten regelmäßigen Ausbildungsabschnitts des Aus- 
bildungsteils gezahlt. 

(6) 1Können Auszubildende bei einem ausbildungsintegrierten dualen Studiengang mit einem 
Ausbildungsteil nach dem Abschnitt E des Teils II. ohne eigenes Verschulden die Abschluss- 
prüfung des Ausbildungsteils erst nach beendeter Ausbildungszeit ablegen, erhalten die Aus- 
zubildenden bis zur Ablegung der Abschlussprüfung des Ausbildungsteils ein Studienentgelt 
nach Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit Satz 2 Buchst. b für den letzten regelmäßigen Aus- 
bildungsabschnitt. 2Im Falle des Bestehens der Prüfung erhalten die Auszubildenden darüber 
hinaus rückwirkend von dem Zeitpunkt an, an dem der Ausbildungsteil geendet hat, den Un- 
terschiedsbetrag zwischen dem ihnen gezahlten Studienentgelt nach Satz 1 und dem für das 
vierte Ausbildungsjahr maßgebenden Studienentgelt nach Absatz 1 Satz 1 in Verbindung mit 
Satz 2 Buchst. b. 

(7) 1Für Auszubildende mit einem Ausbildungsteil nach Abschnitt A oder Abschnitt D des 
Teils II. beträgt der Zeitzuschlag für Nachtarbeit mindestens 1,28 Euro pro Stunde. 2Auszu- 
bildende mit einem Ausbildungsteil nach Abschnitt A oder Abschnitt D des Teils II. erhalten 
die Wechselschicht- und Schichtzulage nach den für in dem künftigen Beruf des Auszubil- 
denden beschäftigten Mitarbeiter maßgebenden Vorschriften zu 75 v.H. 
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(8) 1Auszubildende mit einem Ausbildungsteil nach Abschnitt E des Teils II. erhalten bis zum 
Abschluss des Ausbildungsteils einmal jährlich einen Lernmittelzuschuss in Höhe von 50 
Euro brutto. 2§ 13 Teil I. bleibt unberührt. 3Der Lernmittelzuschuss ist möglichst mit dem Aus- 
bildungsentgelt des ersten Monats des jeweiligen Ausbildungsjahres zu zahlen; er ist spätes- 
tens im Zahlungsmonat September des betreffenden Ausbildungsjahres fällig. 

(9) Der Auszubildende erhält zusätzlich zur Ausbildungsvergütung eine monatliche Zulage in 
Höhe von 11,11 Euro. 

 
§ 6 Zusatzurlaub 

Auszubildende mit einem Ausbildungsteil nach Abschnitt A oder Abschnitt D des Teils II., die 
im Ausbildungsteil im Schichtdienst eingesetzt werden, erhalten im zweiten und dritten Jahr 
des Ausbildungsteils pauschal jeweils einen Tag Zusatzurlaub. 

 
§ 7 Ausbildungs- und Studienmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte 

(1) 1Die nachgewiesenen notwendigen Kosten einer Unterkunft am auswärtigen Ort (außer- 
halb der politischen Gemeinde) werden, soweit nicht eine unentgeltliche Unterkunft zur Ver- 
fügung steht, erstattet soweit der durch § 2 SvEV festgelegte Rahmen nicht überschritten 
wird. 2Zu den Auslagen des bei notwendiger auswärtiger Unterbringung entstehenden Ver- 
pflegungsmehraufwands wird für volle Kalendertage der Anwesenheit am auswärtigen Aus- 
bildungsort ein Verpflegungszuschuss in Höhe der nach der Sozialversicherungsentgeltver- 
ordnung maßgebenden Sachbezugswerte für Frühstück, Mittagessen und Abendessen ge- 
währt. 3Bei unentgeltlicher Verpflegung wird der jeweilige Sachbezugswert einbehalten. 4Bei 
einer über ein Wochenende oder einen Feiertag hinaus andauernden Ausbildungsmaß- 
nahme werden die dadurch entstandenen Mehrkosten für Unterkunft und Verpflegungsmehr- 
aufwand nach Maßgabe der Sätze 1 bis 3 erstattet. 5Die Sätze 1 bis 4 gelten auch für Reisen 
im Rahmen der fachtheoretischen Studienabschnitte, die Bestandteil von Studien- und Prü- 
fungsordnungen sind, wenn die Hochschule außerhalb der politischen Gemeindegrenze der 
Ausbildungsstätte liegt. 

Anmerkung zu Absatz 1: 
1Als „notwendig“ sind im Allgemeinen diejenigen Kosten anzusehen, die entstehen, 
wenn dem Auszubildenden die tägliche Heimkehr nicht möglich bzw. unzumutbar (i.S.v. 
§ 140 Abs. 4 Sätze 1 bis 3 SGB III) ist. 2Diese notwendigen Kosten werden für die Ge- 
samtdauer der Ausbildung an der auswärtigen Hochschule erstattet. 

(2) 1Bei Reisen von Auszubildenden mit einem Ausbildungsteil nach dem Abschnitt E des 
Teils II., die im Rahmen des Ausbildungsteils für den Besuch einer auswärtigen Berufsschule 
erfolgen, werden die notwendigen Fahrtkosten erstattet, soweit sie monatlich 6 v.H. des Stu- 
dienentgelts nach § 5 Abs. 1 Abschnitt F des Teils II. für das erste Studienjahr übersteigen. 
2Satz 1 gilt nicht, soweit die Fahrtkosten nach landesrechtlichen Vorschriften von einer Kör- 
perschaft des öffentlichen Rechts getragen werden. 3Die notwendigen Auslagen für Unter- 
kunft und Verpflegungsmehraufwand werden bei Besuch der regulären auswärtigen Berufs- 
schule im Blockunterricht entsprechend Absatz 1 Sätze 1 bis 4 erstattet. 4Leistungen Dritter 
sind anzurechnen. 

(3) Bei Abordnungen und Zuweisungen von Auszubildenden mit einem Ausbildungsteil nach 
Abschnitt E des Teils II. die im Rahmen des Ausbildungsteils erfolgen, werden die Kosten 
nach Maßgabe des Absatzes 1 erstattet. 

 
§ 8 Jahressonderzahlung 

Auszubildende erhalten eine Jahressonderzahlung nach § 35 mit einem abweichenden Be- 
messungssatz von 90 v.H. 
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§ 9 Beendigung, Verkürzung und Verlängerung des Vertragsverhältnisses 

(1) Das Ausbildungs- und Studienverhältnis endet mit dem Ablauf der im Ausbildungs- und 
Studienvertrag vereinbarten Vertragslaufzeit. 

(2) Das Ausbildungs- und Studienverhältnis endet zudem: 

a) bei wirksamer Kündigung (§ 15 des Teils I.) oder 
b) bei Exmatrikulation durch die Hochschule nach der jeweiligen Studien- und Prüfungs- 

ordnung oder 
c) bei endgültigem Nichtbestehen einer notwendigen Ausbildungsprüfung des Ausbil- 

dungsteils; dies gilt nicht, wenn sich im Falle des Nichtbestehens der Abschlussprü- 
fung der Ausbildungsteil auf Verlangen der Auszubildenden bis zur nächstmöglichen 
Wiederholungsprüfung, höchstens um ein Jahr, verlängert oder die Abschlussprüfung 
ohne eigenes Verschulden erst nach beendeter Ausbildungszeit des Ausbildungsteils 
abgelegt wird. 

(3) 1Eine Verkürzung des Studienteils (Regelstudienzeit) kann in Abstimmung mit dem Trä- 
ger der praktischen Ausbildung beantragt werden, sofern eine Verkürzung nach der Studien- 
und Prüfungsordnung für den ausbildungsintegrierten dualen Studiengang zulässig ist und 
die Vereinbarkeit mit dem gleichzeitig zu absolvierenden Ausbildungsteil gewährleistet ist. 
2Der Ausbildungs- und Studienvertrag ist entsprechend anzupassen. 

 
§ 10 Zeugnis 
1Der Träger der praktischen Ausbildung hat den Auszubildenden bei Beendigung des Ausbil- 
dungsteils nach § 1 Abs. 1 Satz 2 des Abschnitts F des Teils II. ein Zeugnis gemäß § 16 
BBiG auszustellen. 2Das Zeugnis muss Angaben über Art, Dauer und Ziel der Ausbildung so- 
wie über die erworbenen Fertigkeiten und Kenntnisse der Auszubildenden enthalten. 3Auf 
deren Verlangen sind auch Angaben über Führung, Leistung und besondere fachliche Fähig- 
keiten aufzunehmen. 

 
§ 11 Rückzahlungsgrundsätze 

(1) Werden die Auszubildenden oder die ehemals Auszubildenden beim Träger der prakti- 
schen Ausbildung nach Beendigung ihres ausbildungsintegrierten dualen Studiums in ein 
Dienstverhältnis entsprechend ihrer erworbenen Abschlussqualifikation übernommen, sind 
sie verpflichtet, dort für die Dauer von fünf Jahren beruflich tätig zu sein. 

(2) Der vom Träger der praktischen Ausbildung bis zur Beendigung oder zum Abbruch des 
ausbildungsintegrierten dualen Studiums gezahlte Gesamtbetrag, bestehend aus der monat- 
lichen Zulage nach § 5 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit Satz 3 Abschnitt F des Teils II., dem 
Studienentgelt nach § 5 Abs. 2 Abschnitt F des Teils II. und den Studiengebühren (§ 5 Abs. 3 
Abschnitt F des Teils II.), ist von den Auszubildenden oder den ehemals Auszubildenden zu- 
rückzuerstatten: 

a) bei endgültigem Nichtbestehen einer notwendigen Ausbildungs- oder Studienprüfung, 
wenn die Erfolglosigkeit in den Verantwortungsbereich der Auszubildenden fällt, weil 
sie es schuldhaft unterlassen haben, den erfolgreichen Abschluss des ausbildungsin- 
tegrierten dualen Studiums im Rahmen des ihnen Möglichen zielstrebig zu verfolgen, 

b) bei Beendigung des ausbildungsintegrierten dualen Studiums durch Kündigung vom 
Träger der praktischen Ausbildung aus einem von den Auszubildenden zu vertreten 
den Grund oder durch eine Eigenkündigung der Auszubildenden nach Ende der Pro- 
bezeit, die nicht durch einen wichtigen Grund gemäß § 626 BGB gerechtfertigt ist, 

c) bei Ablehnung des Angebots, beim Träger der praktischen Ausbildung im Anschluss 
an das erfolgreich bestandene ausbildungsintegrierte duale Studium entsprechend 
der erworbenen Abschlussqualifikation ein Dienstverhältnis zu begründen, 

d) soweit das Dienstverhältnis, das beim Träger der praktischen Ausbildung im An- 
schluss an das erfolgreich bestandene ausbildungsintegrierte duale Studium entspre- 
chend der erworbenen Abschlussqualifikation begründet wurde, aus einem von den 
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ehemals Auszubildenden zu vertretenden Grund innerhalb der ersten fünf Jahre sei- 
nes Bestehens endet. 

(3) Sofern berufspraktische Studienabschnitte beim Träger der praktischen Ausbildung ab- 
solviert wurden, verringert sich der Rückzahlungsbetrag auf 75 v.H. des Gesamtbetrages 
nach Absatz 2. 

(4) Der zurückzuerstattende Gesamtbetrag nach Absatz 2 bzw. 3 wird für jeden vollen Mo- 
nat, in dem nacherfolgreicher Beendigung des ausbildungsintegrierten dualen Studiums ein 
Dienstverhältnis bestand, um 1/60 vermindert. 

(5) 1Die Rückzahlungspflicht in den Fällen des Absatzes 2 Buchst. a oder b entfällt, wenn die 
Auszubildenden nach endgültigem Nichtbestehen der notwendigen Studienprüfung oder 
nach Kündigung infolge des Abbruchs des Studiums in ein Dienstverhältnis entsprechend 
der im Ausbildungsverhältnis erworbenen Qualifikation übernommen werden und dieses für 
die nach Satz 3 festgelegte Bindungsdauer fortbesteht. 2Die Rückzahlungspflicht entfällt 
nicht, wenn das Dienstverhältnis innerhalb der Bindungsdauer gemäß Satz 3 aus einem vom 
Mitarbeiter zu vertretenden Grunde endet. 3Abweichend zu Absatz 1 bemisst sich die Bin- 
dungsdauer nach der Dauer des Ausbildungs- und Studienverhältnisses, wobei jeder volle 
Monat des Ausbildungs- und Studienverhältnisses einem Monat Bindungsdauer entspricht. 
4Zur Berechnung der Rückzahlungspflicht gilt Absatz 3; Absatz 4 ist sinngemäß anzuwen- 
den. 

(6) Auf die Rückzahlungspflicht kann ganz oder teilweise verzichtet werden, soweit sie für die 
Auszubildenden oder die ehemals Auszubildenden eine besondere Härte bedeuten würde. 

 
§ 12 Befristung 

Die Regelungen dieses Abschnitts sind befristet bis zum 31. Juli 2026. 

 
G. Studieren in praxisintegrierten dualen Studiengängen 

 
§ 1 Anwendungsbereich 
1Dieser Abschnitt gilt für Auszubildende, die mit Einrichtungen einen Vertrag für die Teil- 
nahme an einem praxisintegrierten dualen Studiengang abschließen. 2Das praxisintegrierte 
duale Studium verbindet fachtheoretische Studienabschnitte in einem vom Träger der prakti- 
schen Ausbildung vorgegebenen Studiengang an einer Hochschule mit berufspraktischen 
Studienabschnitten beim Träger der praktischen Ausbildung oder einem von dem Träger der 
praktischen Ausbildung zu bestimmenden Dritten. 3Die berufspraktischen Studienabschnitte 
umfassen dabei mindestens ein Drittel der im Studienplan festgelegten Studienzeit. 4Soweit 
dies erfüllt ist, gelten Studiengänge, die neben dem Hochschulabschluss ohne zusätzliche 
berufspraktische Zeit eine staatliche Anerkennung nach den jeweiligen landes- oder bundes- 
rechtlichen gesetzlichen Ausbildungsordnungen vermitteln, als praxisintegriertes duales Stu- 
dium. 

 
§ 2 Entsprechende Anwendung des Abschnitts F des Teils II. 
1Die Regelungen des Abschnitts F des Teils II. finden entsprechende Anwendung. 2Dabei 
gelten für die Auszubildenden in praxisintegrierten Studiengängen des Gesundheits- und 
Pflegewesens die im Abschnitt F des Teils II. vorgenommenen Verweise auf die Ausbil- 
dungsbedingungen des Abschnittes A und des Abschnittes B. des Teils II., für Studiengänge 
der sozialen Arbeit diejenigen Verweise auf den Abschnitt D des Teils II. und für die übrigen 
Studiengänge auf den Abschnitt E des Teils II. 3Keine Anwendung finden diejenigen Rege- 
lungen des Abschnittes F des Teils II., die unmittelbar den Ausbildungsteil des ausbildungs- 
integrierten dualen Studiums regeln oder daraus rechtliche Folgen ableiten. 
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§ 3 Studienvertrag 
1Der Ausbildungsvertrag wird zwischen dem Träger der praktischen Ausbildung und dem 
Auszubildenden geschlossen. 2Er muss zusätzlich folgende Angaben enthalten: 

a) Beginn, Dauer und Verteilung der Studienzeiten einschließlich der berufspraktischen 
Studienzeiten sowie der Teilnahmepflicht (Studienplan), 

b) Zahlung und Höhe der Ausbildungsvergütung, von Studiengebühren sowie die Bin- 
dungs- und Rückzahlungsbedingungen. 

 
§ 4 Ausbildungsvergütung 

(1) 1Auszubildende erhalten eine Ausbildungsvergütung in einem praxisintegrierten dualen 
Studium 

- im Gesundheits- und Pflegewesen sowie der sozialen Arbeit in Höhe von 

im ersten Ausbildungsjahr 1.490,69 Euro 

im zweiten Ausbildungsjahr 1.552,07 Euro 

im dritten Ausbildungsjahr 1.653,38 Euro 

ab dem vierten Ausbildungsjahr 1.815,00 Euro 

- in sonstigen Berufen 

im ersten Ausbildungsjahr 1.368,26 Euro 

im zweiten Ausbildungsjahr 1.418,20 Euro 

im dritten Ausbildungsjahr 1.464,02 Euro 

ab dem vierten Ausbildungsjahr 1.625,00 Euro 

2Auszubildende erhalten in den ersten drei Ausbildungsjahren zusätzlich eine monatliche Zu- 
lage. 3Die monatliche Zulage beträgt 100 Euro. 4Die Zulage erfolgt als monatliche Pauschale 
und damit unabhängig von der zeitlichen Verteilung der Ausbildungs- und Studienanteile. 

(2) Der Auszubildende erhält zusätzlich zur Ausbildungsvergütung eine monatliche Zulage in 
Höhe von 11,11 Euro. 

 
§ 5 Akademische Hebammenausbildung 

(1) Die akademische Hebammenausbildung nach dem Hebammengesetz (HebG) ist ein pra- 
xisintegriertes Studium im Gesundheits- und Pflegewesen im Sinne dieses Abschnittes. 

(2) 1Der Ausbildungsvertrag wird zwischen dem Träger der praktischen Ausbildung als Trä- 
ger der verantwortlichen Praxiseinrichtung (§ 15 HebG) und dem Auszubildenden in Schrift- 
form für die Dauer des Studiums geschlossen. 2Er enthält mindestens die nach § 28 Abs. 1 
HebG erforderlichen Angaben. 

(3) Das Studium dauert in Vollzeit mindestens sechs Semester und höchstens acht Semes- 
ter (§ 11 Abs. 1 HebG) und richtet sich nach landes- und hochschulrechtlichen Regelungen. 

(4) 1Das Vertragsverhältnis endet mit Ablauf des letzten im akkreditierten Konzept des Studi- 
engangs festgelegten Semesters (§ 37 Abs. 1 HebG). 2Besteht der Auszubildende die staatli- 
che Prüfung nicht oder kann die staatliche Prüfung ohne eigenes Verschulden nicht vor Ab- 
lauf des letzten Studiensemesters abgelegt werden, so verlängert sich das Vertragsverhält- 
nis auf schriftlichen Antrag gegenüber der verantwortlichen Praxiseinrichtung bis zur nächst- 
möglichen Wiederholungsprüfung, höchstens jedoch um ein Jahr (§ 37 Abs. 2 HebG). 

(5) Für eine Kündigung durch den Träger der praktischen Ausbildung auch während der Pro- 
bezeit ist zuvor das Benehmen mit der Hochschule herzustellen. 
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§ 6 Befristung 

Die Regelungen dieses Abschnitts sind befristet bis zum 31. Juli 2026. 

 
H. Praktikum nach abgelegtem Examen oder Praktische Ausbildung nach abgelegter 

theoretischer schulischer Teilprüfung 
 

§ 1 Anwendungsbereich 

(1) 1Soweit nach den Ausbildungsbestimmungen nach abgelegtem Examen ein Praktikum 
zur Erlangung der staatlichen Anerkennung vorgeschrieben ist, gilt für die zu ihrer Ausbil- 
dung Beschäftigten dieser Abschnitt. 2Dieser Abschnitt gilt auch für die Auszubildenden in 
solchen Ausbildungen, die im Rahmen einer in einen theoretischen schulischen Teil und ei- 
nem berufspraktischen Teil für den nach einer den theoretischen Teil abschließenden Prü- 
fung den berufspraktischen Teil bei einem Träger der praktischen Ausbildung absolvieren. 
3Dieser Abschnitt gilt nicht für solche Ausbildungen, die eine staatliche Anerkennung nach 
einer praxisintegrierten Ausbildung oder einem praxisintegrierten dualen Studium im Sinne 
des Teils II. erhalten. 

(2) 1Mit Auszubildenden, die unter diesen Abschnitt fallen, ist für die Ausbildungszeit eine 
Vereinbarung nach diesen Bestimmungen zu treffen. 2Eine hiervon abweichende Vertragsre- 
gelung ist grundsätzlich nicht möglich. 3Wird ein Auszubildender aufgrund der Personalsitua- 
tion ausnahmsweise während des Praktikums bereits mit der Wahrnehmung der Aufgaben 
eines entsprechend ausgebildeten Mitarbeiters betraut, so unterliegt er weiterhin den Vor- 
schriften dieses Abschnitts. 4Diese Tätigkeit ist daher nicht auf die Dauer der Berufstätigkeit 
anzurechnen, die nach bestimmten Tätigkeitsmerkmalen für eine Höhergruppierung zurück- 
gelegt sein muss. 5Für die Dauer der Übertragung der Aufgabe eines entsprechend ausgebil- 
deten Mitarbeiters erhält der Auszubildende zu dem Entgelt gemäß dieses Abschnitts eine 
Zulage in Höhe des Differenzbetrages zwischen dem Entgelt und den Dienstbezügen (§ 27 
AVR) der Eingangsgruppe des Berufes, zu dem der Praktikant ausgebildet wird. 

(3) Bis zu einer endgültigen Regelung ist dieser Abschnitt, soweit nicht ein praxisintegriertes 
duales Studium nach Abschnitt G des Teils II. gegeben ist, für die Absolventen der Fach- 
hochschulen für Sozialarbeit und Sozialpädagogik weiterhin anzuwenden, soweit das Prakti- 
kum nach Beendigung des 6. Fachhochschulsemesters abgeleistet wird. 

 
§ 2 Ausbildungsvergütung 

(1) 1Der Auszubildende erhält monatlich eine Ausbildungsvergütung. 2Sie beträgt: 
 

1. Pharmazeutisch-technische Assistent(inn)en 1.952,02 Euro 

2. Masseure und med. Bademeister/-innen 1.895,36 Euro 

3. Sozialarbeiter/-innen 2.176,21 Euro 

4. Sozialpädagog(inn)en 2.176,21 Euro 

5. Erzieher/-innen 1.952,02 Euro 

6. Kinderpfleger/-innen 1.895,36 Euro 

7. Altenpfleger/-innen 1.952,02 Euro 

8. Haus- und Familienpfleger/-innen 1.952,02 Euro 

9. Heilerziehungshelfer/-innen 1.895,36 Euro 

10. Heilerziehungspfleger/-innen 2.013,76 Euro 

11. Arbeitserzieher/-innen 2.013,76 Euro 
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(2) Auf die Entgelte werden alle Zuschüsse und gewährten Stipendien in voller Höhe ange- 
rechnet. 

(3) Auszubildende im Erziehungsdienst erhalten eine Wohn- und Werkstattzulage in dersel- 
ben Höhe, wie sie in Anmerkung 1 zu Abschnitt XXIV Anhang Entgeltordnung angegeben ist, 
unter den dort genannten Bedingungen. 

(4) Auszubildende erhalten eine Jahressonderzahlung nach § 35 mit einem abweichenden 
Bemessungssatz von 90 v.H. 

(5) (unbesetzt) 

(6) (RK Bayern): 1Im Geltungsbereich der AVR in Bayern finden die Regelungen dieses Ab- 
schnittes für Berufe nach § 2 Abs. 1 Nr. 8 Abschnitt H des Teils II. Anwendung auf die Prak- 
tika der Berufspraktikanten innerhalb der Ausbildung/Fortbildung zum Betriebswirt, zur Be- 
triebswirtin für Ernährungs- und Versorgungsmanagement nach § 3 Absatz 4 Satz 2 Nr. 2 in 
Verbindung mit Anlage 2 der bayerischen Schulordnung für Fachakademien (Fachakademie- 
ordnung – FakO) vom 9. Mai 2017 in der jeweils aktuellen Fassung. 2Die Vergütungen betra- 
gen für diese Berufspraktikanten 100 v.H. der für den jeweils geltenden Zeitraum in § 2 
Abs. 1 Nr. 8 des Abschnitts H des Teils II. benannten monatlichen Vergütungen. 3Dieser Ab- 
satz tritt zum 1. Januar 2022 in Kraft und ist befristet bis zum 31. Dezember 2029. 4Er findet 
auf am 31. Dezember 2021 bereits bestehende Praktikumsverhältnisse nur durch besondere 
Vereinbarung zwischen dem Praktikanten und dem Dienstgeber Anwendung. 5Für am 
31. Dezember 2029 bestehende Praktikumsverhältnisse gilt er bis zu deren Abschluss fort. 

(7) (RK Bayern): 1Im Geltungsbereich der AVR in Bayern finden die Regelungen dieses Ab- 
schnittes für Berufe nach § 2 Absatz 1 Nr. 5 Abschnitt H des Teils II. Anwendung auf die 
Praktika der Berufspraktikanten innerhalb der Ausbildung/Fortbildung zur Pädagogischen 
Fachkraft zur Grundschulkindbetreuung im Rahmen des bayerischen Schulversuchs zu die- 
sem Berufsbild (Bekanntmachung des Bayerischen Staatsministeriums für Unterricht und 
Kultus über den Schulversuch „Pädagogische Fachkraft für Grundschulkindbetreuung“ vom 
5. November 2019 (BayMBl. Nr. 496) in der jeweils aktuellen Fassung). 2Dieser Absatz tritt 
zum 1. Januar 2022 in Kraft und ist befristet bis zum 31. Dezember 2029. 3Er findet auf am 
31. Dezember 2021 bereits bestehende Praktikumsverhältnisse nur durch besondere Verein- 
barung zwischen dem Praktikanten und dem Dienstgeber Anwendung. 4Für am 31. Dezem- 
ber 2029 bestehende Praktikumsverhältnisse gilt er bis zu deren Abschluss fort. 

 
I. Ausbildung zum Heilerziehungspfleger 

 
§ 1 Anwendungsbereich 

(1) Dieser Abschnitt findet Anwendung auf Auszubildende, die eine Ausbildung zum Heiler- 
ziehungspfleger nach landesrechtlichen Regelungen absolvieren. 

(2) 1Die Ausbildung kann in konsekutiver Form mit einem fachpraktischen Teil am Ende der 
Ausbildung oder in praxisintegrierter Form erfolgen. 2Bei einer Ausbildung in konsekutiver 
Form findet Abschnitt H des Teils II. Anwendung, soweit nicht durch die zuständige Regio- 
nalkommission eine Vergütung für die gesamte Dauer der Ausbildung festgesetzt ist. 3Bei ei- 
ner Ausbildung in der praxisintegrierten Form finden vorbehaltlich der weiteren Regelungen 
dieses Abschnittes die Regelungen des Abschnittes A des Teils II. entsprechende Anwen- 
dung. 

 
§ 2 Ausbildungsdauer 
1Die Ausbildungsdauer beträgt in Vollzeit drei Jahre. 2In Teilzeit beträgt die Ausbildungs- 
dauer vorbehaltlich einer anderen landesgesetzlichen Regelung höchstens fünf Jahre. 3Sie 
kann durch Anrechnung gleichwertiger Ausbildungen um bis zu zwei Drittel verkürzt werden, 
soweit keine andere landesgesetzliche Regelung besteht. 
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§ 3 Ausbildungsvergütung 

(1) 1Die Regionalkommissionen setzen die Anwendung dieses Abschnittes fest. 2Sie setzen 
dabei fest, ob die Regelung für die praxisintegrierte Ausbildungsform oder die konsekutive 
Ausbildungsform für deren gesamte Dauer gilt. 3Die Festsetzung der Ausbildungsvergütung 
erfolgt nach Ausbildungsjahren einer Ausbildung in Vollzeit. 

(1) (RK NRW): 1Dieser Abschnitt findet auf die praxisintegrierte Form der Ausbildung zum 
Heilerziehungspfleger für den Bereich der Regionalkommission Nordrhein-Westfalen Anwen- 
dung. 2Für Auszubildende in praxisintegrierten Ausbildungsgängen im Sinne dieses Ab- 
schnittes finden die Ausbildungsvergütungshöhen nach § 3 Abs. 1 des Abschnittes A des 
Teils II. Anwendung. 

(1) (RK Mitte): 1Dieser Abschnitt findet auf die praxisintegrierte Form der Ausbildung zum 
Heilerziehungspfleger für den Bereich der Regionalkommission Mitte Anwendung. 2Für Aus- 
zubildende in praxisintegrierten Ausbildungsgängen im Sinne dieses Abschnittes finden die 
Ausbildungsvergütungshöhen nach § 3 Abs. 1 des Abschnittes A des Teils II. Anwendung. 

(1) (RK BW): 1Dieser Abschnitt findet auf die praxisintegrierte Form der Ausbildung Anwen- 
dung. 2Für Auszubildende in praxisintegrierten Ausbildungsgängen im Sinne dieses Ab- 
schnittes finden die Ausbildungsvergütungshöhen nach § 3 Abs. 1 des Abschnittes A des 
Teils II. Anwendung. 

(1) (RK Bayern): 1Dieser Abschnitt findet auf die praxisintegrierte Form der Ausbildung zum 
Heilerziehungspfleger für den Bereich der Regionalkommission Bayern Anwendung. 2Für 
Auszubildende in praxisintegrierten Ausbildungsgängen im Sinne dieses Abschnittes finden 
die Ausbildungsvergütungshöhen nach § 3 Abs. 1 des Abschnittes A des Teils II. Anwen- 
dung. 

(1) (RK Nord): Dieser Abschnitt findet auf die praxisintegrierte Form der Ausbildung zum 
Heilerziehungspfleger für den Bereich der Regionalkommission Nord Anwendung. Für Aus- 
zubildende in praxisintegrierten Ausbildungsgängen im Sinne dieses Abschnittes finden die 
Ausbildungsvergütungshöhen nach § 3 Abs. 1 des Abschnittes A des Teils II. AVR Anwen- 
dung. 

(2) 1Bei einer Ausbildung in Teilzeit über insgesamt vier Jahre beträgt bei der Anwendung 
der Regelung der Regionalkommission nach Absatz 1 abweichend das Ausbildungsjahr je- 
weils 16 Monate. 2Bei einer Ausbildung in Teilzeit über insgesamt fünf Jahre beträgt es ab- 
weichend jeweils 20 Monate. 

(3) 1Erfolgt eine Verkürzung der Ausbildungszeit durch Anrechnung nach § 2 Satz 3 Ab- 
schnitt I des Teils II., wird zur Bestimmung des anzuwendenden Ausbildungsjahres der Fest- 
setzung nach Abs. 1 die angerechnete Ausbildungszeit ebenfalls berücksichtigt. 2Wird die 
Ausbildungszeit gemäß landesgesetzlicher Regelung verlängert, erhält der Auszubildende 
während der verlängerten Ausbildungszeit die Ausbildungsvergütung mit der Maßgabe, dass 
nach dem dritten Jahr der Ausbildung die Ausbildungsvergütung des dritten Ausbildungsjah- 
res anzuwenden ist. 

(4) Für die Berechnung und Auszahlung der Bezüge gilt § 42 AVR entsprechend mit der 
Maßgabe, dass abhängig davon, unter welchen Geltungsbereich (§ 2 AVR) die Einrichtung 
des Trägers der praktischen Ausbildung fällt, in der der Auszubildende im maßgeblichen 
Zeitraum die Ausbildung absolviert, abgesehen der Ausbildungsvergütung nach Absatz 1. 

(5) Der Auszubildende erhält zusätzlich zur Ausbildungsvergütung eine monatliche Zulage in 
Höhe von 11,11 Euro. 

(6) Auszubildende erhalten eine Jahressonderzahlung nach § 35 mit einem abweichenden 
Bemessungssatz von 90 v.H. 
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§ 4 Sonstige Ausbildungsbedingungen 
1Zulagen, Zeitzuschläge, Bereitschaftsdienst- und Rufbereitschaftsentgelt bestimmen sich 
abhängig davon, unter welchen Geltungsbereich (§ 2 AVR) die Einrichtung des Trägers der 
praktischen Ausbildung fällt, in der der Auszubildende im maßgeblichen Zeitraum die Ausbil- 
dung absolviert. 2Dabei gilt als Stundenentgelt der auf die Stunde entfallende Anteil der Aus- 
bildungsvergütung (§ 3 Abschnitt I des Teils II.). 3Zur Ermittlung dieses Anteils ist die jewei- 
lige Ausbildungsvergütung durch das 4,348fache der durchschnittlichen regelmäßigen wö- 
chentlichen Ausbildungszeit zu teilen. 4Der Zeitzuschlag für Überstunden beträgt 30 v.H. des 
Stundenentgelts. 

 
§ 5 Befristung der Regelung und Kompetenzübertragung 

(1) 1Die Regelungen dieses Abschnitts sind befristet bis zum 31. Juli 2027. 2Sie gelten für bis 
dahin begonnene Ausbildungsverhältnisse bis zu deren Beendigung fort. 

(2) 1Die Bundeskommission überträgt nach § 13 Abs. 6 AK-O befristet bis zum 31. Juli 2027 
den Regionalkommissionen die Kompetenz zur Festsetzung der Anwendung dieses Ab- 
schnitts und der Ausbildungsvergütungen im Sinne der § 1 und § 3 Abs. 1 Abschnitt I des 
Teils II. 2Die von den Regionalkommissionen vorgenommenen Festsetzungen gelten nach 
dem 31. Juli 2027 für bis dahin begonnene Ausbildungsverhältnisse bis zu deren Beendi- 
gung fort. 3Soweit am 31. Juli 2021 bereits aufgrund bis dahin bestehender Kompetenzüber- 
tragung zur Regelung der Ausbildungsverhältnisse der Ausbildung zum Heilerziehungspfle- 
ger Regelungen und Festsetzungen durch einzelne Regionalkommissionen vorgenommen 
wurden, gelten deren Regelungen bis zu einer neuerlichen Festsetzung fort, auch soweit sie 
von den Regelungen dieses Abschnittes abweichen. 

 
§ 6 (RK NRW): Anwendungsbeginn und Übergangsregelung im Bereich der 

Regionalkommission Nordrhein-Westfalen 
1Die Anwendung nach § 3 Abs. 1 tritt mit Wirkung vom 1. August 2022 in Kraft. 2Der im Be- 
reich der Regionalkommission Nordrhein-Westfalen geltende Abschnitt J tritt mit Ablauf des 
31. Juli 2022 außer Kraft. 3Für Ausbildungsverhältnisse zur praxisintegrierten Ausbildung der 
Erzieher, die am 31. Juli 2022 bestanden haben und für die bislang der Abschnitt J oder der 
für den Bereich der Regionalkommission Nordrhein-Westfalen zuvor geltenden Abschnitt F 
angewendet wurde, gilt Abschnitt J bis zum Abschluss der Ausbildung fort. 

 
§ 6 (RK BW): Anwendungsbeginn und Übergangsregelung im Bereich der 

Regionalkommission Baden-Württemberg 
1Die Anwendung nach § 3 Abs. 1 tritt mit Wirkung vom 01. September 2022 in Kraft. 2Für 
Ausbildungsverhältnisse der praxisintegrierten Ausbildung der Heilerziehungspfleger, die be- 
reits am 31. August 2022 bestanden haben, finden die Regelungen des Abschnittes I des 
Teils II. ab dem 01. September 2022 Anwendung. 3Dies gilt auch für Ausbildungsverhältnisse 
in der konsekutiven Ausbildungsform, wenn bis zum 31. August 2022 im Ausbildungsvertrag 
die Anwendung der Regelung für Auszubildende in der Heilerziehungspflegeausbildung ge- 
mäß den Beschlüssen der Regionalkommission Baden-Württemberg vom 19. Oktober 2018 
und vom 24. Juli 2019 vom Beginn an auch für den schulischen Teil der Ausbildung erfolgte. 
4Die Regelungen für Auszubildende in der Heilerziehungspflegeausbildung gemäß den Be- 
schlüssen der Regionalkommission Baden-Württemberg vom 19. Oktober 2018 und 24. Juli 
2019 treten damit zum 01. September 2022 außer Kraft. 

 
§ 6 (RK Mitte): Anwendungsbeginn und Übergangsregelung im Bereich der 

Regionalkommission Mitte 
1Die Anwendung nach § 3 Abs. 1 tritt mit Wirkung vom 1. August 2022 in Kraft. 2Für Ausbil- 
dungsverhältnisse zur praxisintegrierten Ausbildung der Heilerziehungspfleger, die am 
31. Juli 2022 bestanden haben, finden die Regelungen des Abschnittes I des Teils II. ab dem 
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1. August 2022 Anwendung, in begründeten Ausnahmefällen spätestens aber ab dem 1. Au- 
gust 2023. 3Mit den begründeten Ausnahmefällen sind nur Fälle gemeint, in denen 

a) wegen der unterschiedlichen Ausbildungsbedingungen in den Bundesländern im Be- 
reich der Regionalkommission Mitte unterschiedliche Anstellungsbedingungen verein- 
bart wurden und 

b) für das jeweilige Ausbildungsverhältnis als Folge daraus ein Grund für eine spätere 
Anwendung der Regelungen des Abschnittes I des Teils II. besteht. 

 
§ 6 (RK Bayern): Anwendungsbeginn und Geltung im Bereich der 

Regionalkommission Bayern 
1Die Anwendung des § 3 Absatz 1 tritt mit Wirkung vom 1. August 2024 in Kraft. 2Sie gilt für 
Auszubildende in Ausbildungen in der praxisintegrierten Ausbildungsform auf der Grundlage 
der Bestimmungen des mit dem Schuljahr 2024/2025 beginnenden Schulversuches „Moder- 
nisierung der Heilerziehungspflegeausbildung“ (Erlass des Bayerischen Staatsministeriums 
für Unterricht und Kultus vom 29. Juli 2024 ‑Az. VI.8-BS9641.0-5/45/3‑, BayMBl. 2024 Nr. 
371 vom 14.08.2024) in der jeweils gültigen Fassung. 3Erfolgt nach dem in Satz 2 genannten 
Schulversuch die Ausbildung in gegliederter (konsekutiver) Ausbildungsform, gilt für die Zeit- 
dauer des Berufspraktikums Abschnitt H des Teils II. 4Für das Heilerziehungspflegerische 
Einführungsjahr (HEJ), das mit dem in Satz 2 genannten Schulversuch als Möglichkeit zur 
Erfüllung der Aufnahmevoraussetzungen der Ausbildung zum Heilerziehungspfleger einge- 
führt wird, findet Abschnitt C der Anlage 7b der AVR entsprechende Anwendung. 

 
§ 6 (RK Nord): Anwendungsbeginn und Übergangsregelung im Bereich der 

Regionalkommission Nord 

(1) Die Anwendung nach § 3 Abs. 1 tritt mit Wirkung zum 1. August 2025 in Kraft. 

(2) Für Ausbildungsverhältnisse zur praxisintegrierten Ausbildung der Heilerziehungspfleger, 
die am 30. Juli 2025 bestanden haben, finden die Regelungen des Abschnittes I des Teils II. 
zum Beginn des jeweiligen nächsten Ausbildungsjahres Anwendung. 

(3) Die oberen Absätze finden auch Anwendung, soweit eine Refinanzierung durch die Ver- 
änderung in den entsprechenden Landesrahmenverträgen in Niedersachsen bzw. Bremen 
zu einem früheren Zeitpunkt möglich ist. 

 
J. (RK NRW) Praktikanten in der praxisintegrierten Fachschulbildung zum Erzieher 

oder zum Heilerziehungspfleger nach § 31 der Anlage 3 zur APO-BK NRW 
 

Für Praktikanten in den Einrichtungen im Geltungsbereich der AVR in NRW, die ihr Berufs- 
praktikum nach § 31 der Anlage E zur Ausbildungs- und Prüfungsordnung Berufskolleg NRW 
im Rahmen der praxisintegrierten Form der Ausbildung absolvieren, gelten die folgenden Re- 
gelungen. 

 
§ 1 Kooperationsvereinbarung 

Die Anwendung dieses Anhangs setzt voraus, dass zwischen dem Träger der Einrichtung 
und der ausbildenden Fachschule eine Kooperationsvereinbarung besteht und für den Be- 
rufspraktikanten ein individueller Ausbildungsplan im Sinne des § 31 Abs. 3 der Anlage E zur 
APO-BK NRW mit dieser Fachschule abgestimmt wurde. 

 
§ 2 Praktikantenvergütung 
1Die Praktikanten erhalten während der praktischen Ausbildung eine monatliche Vergütung. 
2Diese beträgt: 

im ersten Ausbildungsjahr 1.490,69 Euro 

im zweiten Ausbildungsjahr 1.553,07 Euro 
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im dritten Ausbildungsjahr 1.655,38 Euro 
 

§ 3 Sonstige Regelungen 

Im Übrigen finden die Regelungen der § 1 Abs. 2 Satz 1 und § 2 Abs. 3 Abschnitt H Teil II., 
des § 4 Abschnitt I Teil II. und der §§ 2, 4 Abs. 1, 10, 11, 17 Abs. 1 und 17 Abs. 2 Teil I. ent- 
sprechende Anwendung mit der Maßgabe, dass hinsichtlich der Dauer und Lage der Prakti- 
kumszeit in der Kooperationsvereinbarung getroffene Bestimmungen vorgehen. 

 
§ 4 Inkrafttreten und Geltung 
1Diese Regelung tritt zum 1. Januar 2015 in Kraft und ist befristet bis zum 31. Dezember 
2022. 2Sie gilt für am 31. Dezember 2022 bestehende Praktikantenverhältnisse über den 
31. Dezember 2022 hinaus bis zu deren Ende fort. 3Für Praktikanten in der Ausbildung zum 
Erzieher, deren Ausbildungsverhältnisse bis zum 31. Dezember 2018 begonnen wurden, gilt 
diese Regelung; für Praktikanten in der Ausbildung zum Erzieher, deren Ausbildungsverhält- 
nisse ab dem 1. Januar 2019 begonnen wurden, gilt ab 1. Januar 2019 die Schüler-Rege- 
lung in Abschnitt G Anlage 7 Teil II. in der bis zum 31. Juli 2021 geltenden Fassung der AVR 
und ab 1. August 2021 des Abschnittes D der Anlage 7 Teil II. in der ab 1. August 2021 gel- 
tenden Fassung der AVR. 

 
K. (RK NRW) Praxisintegrierte Ausbildung zum Kinderpfleger 

 
§ 1 Anwendungsbereich 

Dieser Abschnitt findet Anwendung auf Auszubildene in den Einrichtungen im Geltungsbe- 
reich der AVR in NRW, die eine praxisintegrierte Ausbildung zum Kinderpfleger nach landes- 
rechtlichen Regelungen absolvieren. 

 
§ 2 Ausbildungsdauer 

Die Ausbildungsdauer beträgt zwei Jahre in Vollzeit. 
 

§ 3 Ausbildungsvergütung 

(1) 1Der Auszubildene erhält während der praxisintegrierten Ausbildung eine monatliche Ver- 
gütung. 2Sie beträgt: 

im ersten Ausbildungsjahr 1.564,91 Euro 

im zweiten Ausbildungsjahr 1.623,21 Euro 

3Bei einer Ausbildung in Teilzeit über insgesamt drei Jahre beträgt abweichend von Satz 2 
das Ausbildungsjahr 18 Monate, bei insgesamt über vier Jahre 24 Monate. 

(2) Auszubildende erhalten eine Jahressonderzahlung nach § 35 mit einem abweichenden 
Bemessungssatz von 90 v.H. 

 
§ 4 Sonstige Ausbildungsbedingungen 
1Zulagen, Zeitzuschläge, Bereitschaftsdienst- und Rufbereitschaftsentgelt bestimmen sich in 
entsprechender Anwendung der Regelungen für Mitarbeiter im Sozial- und Erziehungsdienst. 
2Dabei gilt als Stundenentgelt der auf die Stunde entfallende Anteil der Ausbildungsvergü- 
tung (§ 3). 3Zur Ermittlung dieses Anteils ist die jeweilige Ausbildungsvergütung durch das 
4,348fache der durchschnittlichen regelmäßigen wöchentlichen Ausbildungszeit zu teilen. 
4Der Zeitzuschlag für Überstunden beträgt 30 v.H. des Stundenentgelts. 

 
§ 5 Beendigung der Ausbildung 

(1) 1Bei einer Kündigung durch den Träger der praktischen Ausbildung ist das Benehmen mit 
der Schule herzustellen. 2In den Fällen des § 15 Abs. 3 Buchst. a des Teils I. sind die Kündi- 
gungsgründe anzugeben. 
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(2) Werden Auszubildende im Anschluss an das Ausbildungsverhältnis beschäftigt, ohne 
dass hierüber ausdrücklich etwas vereinbart worden ist, so gilt ein Dienstverhältnis auf unbe- 
stimmte Zeit als begründet. 

 
§ 6 Inkrafttreten und Geltung 
1Diese Regelung tritt zum 1. Januar 2025 in Kraft und ist befristet bis zum 31. Dezember 
2028. 2Sie gilt für Ausbildungsverhältnisse zur praxisintegrierten Ausbildung der Kinderpfle- 
ger, die im Jahr 2025 begonnen haben. 3Für die Ausbildungsverhältnisse, die vor dem 1. Ja- 
nuar 2025 bestanden haben, finden die Regelungen zum Beginn des jeweiligen nächsten 
Ausbildungsjahres Anwendung. 4Statt der Anwendung von Satz 3 können der Träger der 
praktischen Ausbildung und der Auszubildende durch schriftliche Vereinbarung die Weiter- 
führung der zum Ausbildungsbeginn vereinbarten Ausbildungsvergütungen bestimmen. 

 
Teil III. Übergangsregelung 

 
(1) 1Für alle bis zum 31. Juli 2021 begonnenen Ausbildungsverhältnisse finden vorläufig die 
Regelungen der Anlage 7 AVR in der Fassung vom 31. Juli 2021 Anwendung. 2Erst mit Be- 
ginn des nächsten Ausbildungsjahres, frühestens jedoch ab dem 1. April 2022, finden für das 
jeweilige Ausbildungsverhältnis die Regelungen dieses Anhangs in der Fassung ab dem 
1. August 2021 Anwendung. 

(2) Für alle ab dem 1. August 2021 begonnenen Ausbildungsverhältnisse finden die Rege- 
lungen dieses Anhangs in der Fassung ab dem 1. August 2021 Anwendung. 
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Abschnitt A 

§ 1 Geltungsbereich 

(1) 1Abschnitt A gilt für Praktikanten, die unter den Geltungsbereich des Berufsbildungsge- 
setzes (BBiG) fallen und deren Rechtsverhältnisse nicht durch Anhang Auszubildende gere- 
gelt sind. 2Praktikanten, die unter den Geltungsbereich des BBiG fallen, sind nach § 26 BBiG 
Personen, die eingestellt werden, um berufliche Fertigkeiten, Kenntnisse, Fähigkeiten oder 
berufliche Erfahrungen zu erwerben, soweit keine Berufsausbildungsverhältnis im Sinne des 
BBiG und kein Dienstverhältnis besteht und das Praktikum nicht Bestandteil eines den 
Schulgesetzen der Länder unterliegenden Schulverhältnisses ist (Praktikanten als Schüler 
bzw. Studierende von Haupt-, Fach-, Berufsfach-, Fachober-, Fachhoch- und Hochschulen). 

(2) 1Die Regelung dieses Abschnitts gilt für Praktikanten, die in die Einrichtung eingegliedert 
sind. 2Das ist nur dann der Fall, wenn der Praktikant während seiner gesamten täglichen Ar- 
beitszeit in der Einrichtung praktisch tätig ist. 3Die praktische Tätigkeit begleitende Unter- 
richtsveranstaltungen sind unschädlich. 

 
§ 2 Vergütung 

(1) Praktikanten, die nach § 22 Abs. 1 Satz 2 MiLoG als Arbeitnehmer gelten, erhalten eine 
Vergütung in Höhe des Mindestlohns nach § 1 Abs. 2 MiLoG. 

(2) 1Praktikanten, die nach § 22 Abs. 1 Satz 2 MiLoG nicht als Arbeitnehmer gelten, haben 
Anspruch auf eine angemessene Vergütung. 2Der Dienstgeber hat bei der Entscheidung der 
Angemessenheit der Vergütung einen Ermessensspielraum. 3Bei der Ausübung des Ermes- 
sens sind die Vorbildung des Praktikanten sowie die Art und Dauer des Praktikums zu be- 
rücksichtigen. 4Ist die Vergütung nicht für einen ganzen Monat zu zahlen, gilt § 18 Abs. 1 
Satz 2 BBiG entsprechend. 
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§ 3 Wöchentliche und tägliche Arbeitszeit 

(1) Die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Ausbildungszeit und die tägliche Ausbil- 
dungszeit des Praktikanten, der nicht unter das Jugendarbeitsschutzgesetz fällt, richten sich 
nach den Bestimmungen, die für die Arbeitszeit der beim Träger des Praktikums in dem Be- 
ruf beschäftigten Mitarbeiter gelten, für den er ein Praktikum ableistet. 

(2) Im Rahmen des Ausbildungszwecks darf der Praktikant, der nicht unter das Jugendar- 
beitsschutzgesetz fällt, innerhalb des gesetzlich zulässigen Rahmens auch an Sonntagen 
und Wochenfeiertagen sowie in der Nacht beschäftigt werden. 

(3) Eine über die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit hinausgehende Be- 
schäftigung ist nur ausnahmsweise zulässig. 

 
§ 4 Erholungsurlaub 

Es besteht ein Anspruch auf Gewährung von Erholungsurlaub in entsprechender Anwen- 
dung der AVR. 

 
§ 5 Sonstige Fälle der Fortzahlung der Vergütung 

Im Übrigen gilt für die Fortzahlung der Vergütung § 19 BBiG entsprechend. 
 

§ 6 Reisekostenerstattung 

(1) Bei Dienstreisen erhalten Praktikanten eine Entschädigung in entsprechender Anwen- 
dung des § 23 AVR. 

(2) Abweichend von der bei Dienstreisen und Abordnungen maßgeblichen Reisekostenrege- 
lung (§ 23 AVR) können bei Reisen zur vorübergehenden Ausbildung an einer anderen Ein- 
richtung außerhalb des Beschäftigungsortes (politische Gemeinde) sowie zur Teilnahme am 
Unterricht, an Vorträgen, an Arbeitsgemeinschaften oder an Übungen zum Zwecke der Aus- 
bildung die notwendigen Fahrtkosten erstattet werden. 

(3) Für Familienheimfahrten vom Ort der Ausbildungsstätte zum Wohnort der Eltern, des Er- 
ziehungsberechtigten oder des Ehegatten und zurück können monatlich einmal die notwen- 
digen Fahrtkosten erstattet werden. 

 
§ 7 Sonstige Bestimmungen 

(1) § 49 AVR findet entsprechend Anwendung. 

(2) Soweit vorstehend für Praktikanten keine abweichende Regelung vorgesehen ist, gelten 
die §§ 10 bis 23 und 25 BBiG mit der Maßgabe, dass die gesetzliche Probezeit abgekürzt 
und bei vorzeitiger Lösung des Vertragsverhältnisses nach Ablauf der Probezeit abweichend 
von § 23 Abs. 1 Satz 1 BBiG Schadensersatz nicht verlangt werden kann. 

(3) Zwischen dem Rechtsträger der Einrichtung oder durch dessen Bevollmächtigten und 
dem Praktikanten ist vor Beginn des Praktikums eine Praktikumsvereinbarung schriftlich ab- 
zuschließen. 

 
 

Abschnitt B 
 

§ 1 Geltungsbereich 

(1) 1Abschnitt B gilt für Praktikanten, die nicht unter den Geltungsbereich des BBiG fallen und 
deren Rechtsverhältnisse nicht durch Anhang Auszubildende geregelt sind. 2Praktikanten, 
die nicht unter den Geltungsbereich des BBiG fallen, sind insbesondere solche, die ein Prak- 
tikum ableisten, das Bestandteil einer Schul- oder Hochschulausbildung ist. 3Dazu gehören 
z.B. Praktika von Studierenden der Fachhochschulen während der Praxissemester, Praktika 
von Fachoberschülern, Praktika, die Schüler von Hauptschulen, von Fachschulen oder von 
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Berufsfachschulen (Erzieher, Kinderpfleger usw.) abzuleisten haben, sowie Zwischen- oder 
Blockpraktika von Studierenden der Fachhochschulen und der Hochschulen, die in Studien- 
oder Prüfungsordnungen vorgeschrieben sind. 4Dies gilt auch für die praktische Ausbildung 
der Studierenden der Medizin in Krankenhäusern. 

(2) 1Die Regelung dieses Abschnitts gilt für Praktikanten, die in die Einrichtung eingegliedert 
sind. 2Das ist nur dann der Fall, wenn der Praktikant während seiner gesamten täglichen Ar- 
beitszeit in der Einrichtung praktisch tätig ist. 3Gelegentliche, die praktische Tätigkeit beglei- 
tende Unterrichtsveranstaltungen sind unschädlich. 

 
§ 2 Vergütung 
1Eine Verpflichtung zur Zahlung einer Vergütung besteht nicht. 2In Anerkennung der Arbeits- 
leistung kann während des Praktikums eine Vergütung gezahlt werden. 3Die Höhe der Ver- 
gütung kann durch Dienstvereinbarung mit der Mitarbeitervertretung gemäß § 38 Abs. 1 Zif- 
fer 1 MAVO geregelt werden. 

 
§ 3 Sonstige Bestimmungen 

Im Übrigen finden die §§ 6 und 7 Abs. 1 und 3 des Abschnitts A Anwendung. 
 

(RK Bayern) Abschnitt C 
 

§ 1 Geltungsbereich 
1Abschnitt C gilt im Geltungsbereich der AVR in Bayern für Praktikanten, die ein Sozialpäda- 
gogisches Einführungsjahr (SEJ) nach § 6 Abs. 1 Nr. 2 Buchst. c 2. Alternative in Verbindung 
mit Anlage 3 der bayerischen Schulordnung für Fachakademien (Fachakademieordnung – 
FakO) vom 9. Mai 2017 in der jeweils aktuellen Fassung ableisten. 2Die Anwendung setzt vo- 
raus, dass die Praktikanten in die Einrichtung eingegliedert sind. 3Das ist nur der Fall, wenn 
die Praktikanten während ihrer gesamten Arbeitszeit in der Einrichtung praktisch tätig sind. 
4Die praktische Tätigkeit begleitende Unterrichtsveranstaltungen sind unschädlich. 

 
§ 2 Vergütung 
1Die Praktikanten erhalten eine Vergütung. 2Diese beträgt mindestens 50 v.H. der in § 2 
Abs. 1 des Abschnittes E des Teils II. Anhang Auszubildende festgelegten Vergütung für das 
zweite Ausbildungsjahr. 

 
§ 3 Sonstige Bestimmungen 

Im Übrigen finden die Bestimmungen des Abschnittes A entsprechende Anwendung. 
 

§ 4 Inkrafttreten und Geltung 
1Die Regelungen dieses Abschnitts treten zum 1. Januar 2022 in Kraft und sind befristet bis 
zum 31. Dezember 2029. 2Sie finden auf am 31. Dezember 2021 bereits bestehende Prakti- 
kumsverhältnisse nur durch besondere Vereinbarung zwischen dem Praktikanten und dem 
Dienstgeber Anwendung. 3Für am 31. Dezember 2029 bestehende Praktikumsverhältnisse 
gelten sie bis zu deren Abschluss fort. 
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Teil I. Besondere Regelungen für Lehrkräfte 
 

§ 1 Geltungsbereich 

(1) 1Teil I. findet Anwendung für Lehrkräfte in Schulen und für sonstige pädagogische, thera- 
peutische und pflegerische Mitarbeiter in diesen Schulen, die nach den jeweiligen landes- 
rechtlichen Bestimmungen über die Förderung von Privatschulen refinanziert werden. 2Da- 
von ausgenommen sind Lehrkräfte und sonstige Mitarbeiter an Altenpflege-, Krankenpflege-, 
Krankenpflegehilfe-, Kinderkrankenpflege-, und Hebammenschulen. 

(2) Die Regelung gilt für Mitarbeiter im Sinne des Absatzes 1, deren Dienstverhältnis nach 
dem 31. Juli 2007 erstmals bei diesem Dienstgeber neu beginnt oder die am 31. Dezember 
2010 nach Anhang C AVR in der Fassung vom 31. Dezember 2010 eingruppiert bzw. vergü- 
tet waren. 

Anmerkung 1 Absatz 1 Satz 1: 

Dies sind Personen, bei denen die Vermittlung von Kenntnissen und Fertigkeiten im 
Rahmen eines Schulbetriebs der Tätigkeit das Gepräge gibt. 

Anmerkung 2 Absatz 2: 
1Die Verlängerung eines befristeten Dienstverhältnisses ist keine Neueinstellung. 2Be- 
steht mit einem Mitarbeiter lediglich für die Dauer der Schulferien kein Dienstverhältnis, 
liegt keine Neueinstellung vor. 

 
§ 2 Eingruppierung 

Für die Eingruppierung gelten in Abweichung zu den AVR die für vergleichbare Beschäftigte 
des jeweiligen Bundeslandes geltenden Regelungen. 

 
§ 3 Vergütung 

(1) 1Für die Vergütung gelten in Abweichung zu den AVR die für vergleichbare Beschäftigte 
des jeweiligen Bundeslandes geltenden Regelungen. 2Für das Leistungsentgelt gelten die für 
vergleichbare Beschäftigte des jeweiligen Bundeslandes geltenden Regelungen. 

(2) Soweit diese Regelungen hinsichtlich der Stufenzuordnung auf die Berufserfahrung ab- 
stellen, sind die Zeiten einschlägiger Berufserfahrung bei anderen Dienstgebern im Gel- 
tungsbereich der AVR sowie im sonstigen Tätigkeitsbereich der katholischen Kirche, der 
evangelischen Kirche, in einem Diakonischen Werk oder in einer Einrichtung, die dem Diako- 
nischen Werk angeschlossen ist, der Berufserfahrung beim selben Dienstgeber gleichge- 
stellt. 

 
§ 4 Jahressonderzahlung 

Für die Jahressonderzahlung gelten in Abweichung zu den AVR die für vergleichbare Be- 
schäftigte des jeweiligen Bundeslandes geltenden Regelungen. 

 
§ 5 Arbeitszeit 

Für die Arbeitszeit, die Kurzarbeit, die Überstundenregelung, die Zeitzuschläge und die 
Überstundenvergütung gelten in Abweichung zu den AVR die für vergleichbare Beschäftigte 
des jeweiligen Bundeslandes geltenden Regelungen. 

 
§ 6 Urlaub 

Für den Urlaub gelten in Abweichung zu § 36 AVR und §§ 44 bis 47 AVR die für vergleich- 
bare Beschäftigte des jeweiligen Bundeslandes geltenden Regelungen. 



174 
 

Teil II. Besondere Regelungen Lehrkräfte in der Altenpflege 
sowie im Gesundheits- und Sozialwesen 

 
§ 1 Geltungsbereich 

(1) Teil II. gilt für Lehrkräfte, die in 

a) Altenpflege-, Krankenpflege-, Krankenpflegehilfe-, Kinderkrankenpflege- und Heb- 
ammenschulen sowie 

b) sonstigen Schulen, soweit sie nicht unter Teil I. fallen, 

beschäftigt sind. 

Anmerkung zu Absatz 1: 

Teil II. findet keine Anwendung auf Lehrkräfte an Schulen, die nach den jeweiligen lan- 
desrechtlichen Bestimmungen über die Förderung von Privatschulen refinanziert wer- 
den und deren Dienstverhältnis bereits vor dem 1. August 2007 bei dem Dienstgeber 
begonnen hat. 

(2) 1Soweit für diese Mitarbeiter nachfolgend nichts anderes bestimmt ist, finden die Vor- 
schriften der AVR und ihrer Anhänge Anwendung. 2§ 31 AVR findet keine Anwendung. 

 
§ 2 Eingruppierung 

Die Eingruppierung der Mitarbeiter im Sinne des § 1 Abs. 1 richtet sich nach den Tätigkeits- 
merkmalen der Anlage. 

 
§ 3 Tabellenentgelt 

(1) 1Der Mitarbeiter erhält monatlich ein Tabellenentgelt. 2Die Höhe bestimmt sich nach der 
Entgeltgruppe, in die der Mitarbeiter eingruppiert ist, und nach der für ihn geltenden Stufe. 

(2) Für das Tabellenentgelt gelten die jeweils aktuell gültigen Werte des Tabellenentgelts in 
Anlage B des Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst der Länder (TV-L). 

 
§ 4 Stufen der Entgelttabelle 

(1) Die Entgeltgruppen 9b bis 15 umfassen sechs Stufen. 

(2) 1Bei Einstellung werden die Mitarbeiter der Stufe 1 zugeordnet, sofern keine einschlägige 
Berufserfahrung vorliegt. 2Verfügt der Mitarbeiter über eine einschlägige Berufserfahrung von 
mindestens einem Jahr, erfolgt die Einstellung in die Stufe 2; verfügt er über eine einschlä- 
gige Berufserfahrung von mindestens drei Jahren, erfolgt in der Regel eine Zuordnung zur 
Stufe 3. 3Unabhängig davon kann der Dienstgeber bei Neueinstellungen zur Deckung des 
Personalbedarfs Zeiten einer vorherigen beruflichen Tätigkeit ganz oder teilweise für die Stu- 
fenzuordnung berücksichtigen, wenn diese Tätigkeit für die vorgesehene Tätigkeit förderlich 
ist. 

Anmerkung zu Absatz 2: 

Einschlägige Berufserfahrung ist eine berufliche Erfahrung in der übertragenen oder ei- 
ner auf die Aufgabe bezogen entsprechenden Tätigkeit. 

(3) Wird der Mitarbeiter in unmittelbarem Anschluss an ein Dienstverhältnis im Geltungsbe- 
reich der AVR oder im sonstigen Tätigkeitsbereich der katholischen Kirche eingestellt, so er- 
hält er 

a) wenn sein bisheriges Entgelt nach Teil II. oder einer entsprechenden Regelung be- 
messen war, das Entgelt der Stufe, das er beim Fortbestehen des Dienstverhältnis- 
ses am Einstellungstag vom bisherigen Dienstgeber erhalten hätte, 

b) wenn sein bisheriges Entgelt in Abweichung von den Vorschriften des Teil II. oder 
einer entsprechenden Reglung bemessen war, das Entgelt der Stufe, das er am 
Einstellungstag von seinem bisherigen Dienstgeber erhalten würde, wenn sein 
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Entgelt ab dem Zeitpunkt, seitdem er ununterbrochen im Geltungsbereich der AVR 
oder im sonstigen Tätigkeitsbereich der katholischen Kirche tätig ist, nach Teil II. 
oder einer entsprechenden Regelung bemessen worden wäre. 

Anmerkungen zu Absatz 3: 

1. Der Tätigkeit im Bereich der katholischen Kirche steht gleich eine Tätigkeit in der 
evangelischen Kirche, in einem Diakonischen Werk oder in einer Einrichtung, die 
dem Diakonischen Werk angeschlossen ist. 

2. 1Ein unmittelbarer Anschluss liegt auch vor bei Verlängerung eines befristeten 
Dienstvertrages. 2Unterbrechungen für die Dauer der Schulferien, in denen das 
Dienstverhältnis nicht bestand, sind unschädlich. 3Es ist auch unschädlich, wenn 
der Mitarbeiter in dem gesamten zwischen den Dienstverhältnissen liegenden Zeit- 
raum dienstunfähig erkrankt war oder die Zeit zur Ausführung eines Umzuges an 
einen anderen Ort benötigt hat. 4Von der Voraussetzung des unmittelbaren An- 
schlusses kann abgewichen werden, wenn der Zeitraum zwischen dem Ende des 
bisherigen Dienstverhältnisses und dem Beginn des neuen Dienstverhältnisses ein 
Jahr nicht übersteigt. 

(4) 1Die Mitarbeiter erreichen die jeweils nächste Stufe – von Stufe 3 an in Abhängigkeit von 
ihrer Leistung gemäß § 5 Abs. 2 – nach folgenden Zeiten einer ununterbrochenen Tätigkeit 
innerhalb derselben Entgeltgruppe bei ihrem Dienstgeber (Stufenlaufzeit): 

- Stufe 2 nach einem Jahr in Stufe 1, 
- Stufe 3 nach zwei Jahren in Stufe 2, 
- Stufe 4 nach drei Jahren in Stufe 3, 
- Stufe 5 nach vier Jahren in Stufe 4, 
- Stufe 6 nach fünf Jahren in Stufe 5. 

2Die bis zum 31. Dezember 2017 in Stufe 5 verbrachte Zeit wird berücksichtigt. 

Anmerkung zu Absatz 4: 

[kein Abdruck, es gilt die Regelung der am 31. Dezember 2026 geltenden Fassung der 
AVR] 

 
§ 5 Allgemeine Regelungen zu den Stufen 

(1) Die Mitarbeiter erhalten vom Beginn des Monats an, in dem die nächste Stufe erreicht 
wird, das Tabellenentgelt nach der neuen Stufe. 

(2) 1Bei Leistungen des Mitarbeiters, die erheblich über dem Durchschnitt liegen, kann die 
erforderliche Zeit für das Erreichen der Stufen 4 bis 5 jeweils verkürzt werden. 2Bei Leistun- 
gen, die erheblich unter dem Durchschnitt liegen, kann die erforderliche Zeit für das Errei- 
chen der Stufen 4 bis 5 jeweils verlängert werden. 3Bei einer Verlängerung der Stufenlaufzeit 
hat der Dienstgeber jährlich zu prüfen, ob die Voraussetzungen für die Verlängerung noch 
vorliegen. 4Für die Beratung von schriftlich begründeten Beschwerden von Mitarbeitern ge- 
gen eine Verlängerung nach Satz 2 bzw. 3 ist eine betriebliche Kommission zuständig. 5Die 
Mitglieder der betrieblichen Kommission werden je zur Hälfte vom Dienstgeber und von der 
Mitarbeitervertretung benannt; sie müssen der Einrichtung angehören. 6Der Dienstgeber ent- 
scheidet auf Vorschlag der Kommission darüber, ob und in welchem Umfang der Be- 
schwerde abgeholfen werden soll. 

Anmerkung zu Absatz 2: 

Leistungsbezogene Stufenaufstiege unterstützen insbesondere die Anliegen der Perso- 
nalentwicklung. 
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Anmerkung zu Absatz 2 Satz 2: 

Bei Leistungsminderungen, die auf einem anerkannten Arbeitsunfall oder einer Berufs- 
krankheit gemäß §§ 8 und 9 SGB VII beruhen, ist diese Ursache in geeigneter Weise 
zu berücksichtigen. 

Anmerkung zu Absatz 2 Satz 6: 

Die Mitwirkung der Kommission erfasst nicht die Entscheidung über die leistungsbezo- 
gene Stufenzuordnung. 

(3) 1Den Zeiten einer ununterbrochenen Tätigkeit im Sinne des § 4 Abs. 4 Satz 1 stehen 
gleich: 

a) Zeiten von Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz, 
b) Zeiten einer Arbeitsunfähigkeit nach § 37 AVR bis zu 26 Wochen, 
c) Zeiten eines bezahlten Urlaubs, 
d) Zeiten eines Sonderurlaubs, bei denen der Dienstgeber vor dem Antritt schriftlich 

ein dienstliches bzw. betriebliches Interesse anerkannt hat, 
e) Zeiten einer sonstigen Unterbrechung von weniger als einem Monat im Kalender- 

jahr, 
f) Zeiten der vorübergehenden Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit. 

2Zeiten der Unterbrechung bis zu einer Dauer von jeweils drei Jahren, die nicht von Satz 1 
erfasst werden, und Elternzeit bis zu jeweils fünf Jahren sind unschädlich, werden aber nicht 
auf die Stufenlaufzeit angerechnet. 3Bei einer Unterbrechung von mehr als drei Jahren, bei 
Elternzeit von mehr als fünf Jahren, erfolgt eine Zuordnung zu der Stufe, die der vor der Un- 
terbrechung erreichten Stufe vorangeht, jedoch nicht niedriger als bei einer Neueinstellung; 
die Stufenlaufzeit beginnt mit dem Tag der Arbeitsaufnahme. 4Zeiten, in denen Mitarbeiter 
mit einer kürzeren als der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit eines entsprechenden 
vollzeitbeschäftigten Mitarbeiters beschäftigt waren, werden voll angerechnet. 

(4) 1Bei Eingruppierung in eine höhere Entgeltgruppe werden die Mitarbeiter derjenigen Stufe 
zugeordnet, in der sie mindestens ihr bisheriges Tabellenentgelt erhalten, mindestens jedoch 
der Stufe 2; bei Eingruppierung über mehr als eine Entgeltgruppe wird die Zuordnung zu den 
Stufen so vorgenommen, als ob faktisch eine Eingruppierung in jede der einzelnen Entgelt- 
gruppen stattgefunden hätte. 2Beträgt der Unterschiedsbetrag zwischen dem derzeitigen Ta- 
bellenentgelt und dem Tabellenentgelt nach Satz 1 weniger als 50 Euro in den Entgeltgrup- 
pen 10 bis 15, so erhält der Mitarbeiter während der betreffenden Stufenlaufzeit anstelle des 
Unterschiedsbetrags einen Garantiebetrag; steht dem Mitarbeiter neben dem bisherigen 
und/oder neuen Tabellenentgelt eine Entgeltgruppenzulage oder eine Besitzstandszulage 
nach Anhang B Anlage 21a in der am 31. Dezember 2026 geltenden Fassung der AVR zu, 
wird für die Anwendung des Halbsatzes 1 die Entgeltgruppenzulage bzw. Besitzstandszu- 
lage dem jeweiligen Tabellenentgelt hinzugerechnet und anschließend der Unterschiedsbe- 
trag ermittelt. 3Die Stufenlaufzeit in der höheren Entgeltgruppe beginnt mit dem Tag der Hö- 
hergruppierung. 4Bei einer Eingruppierung in eine niedrigere Entgeltgruppe ist der Mitarbeiter 
der in der höheren Entgeltgruppe erreichten Stufe zuzuordnen. 5Der Mitarbeiter erhält vom 
Beginn des Monats an, in dem die Veränderung wirksam wird, das entsprechende Tabellen- 
entgelt aus der in Satz 1 oder Satz 4 festgelegten Stufen der betreffenden Entgeltgruppe, 
ggf. einschließlich des Garantiebetrags. 

Anmerkung zu Absatz 4 Satz 2: 

1Der Garantiebetrag nimmt an allgemeinen Entgeltanpassungen teil. 2Für den Garantie- 
betrag gilt der jeweils aktuell gültige Wert des TV-L. 

(5) 1Soweit es zur regionalen Differenzierung, zur Deckung des Personalbedarfs oder zur 
Bindung von qualifizierten Fachkräften erforderlich ist, kann Mitarbeitern im Einzelfall, abwei- 
chend von dem sich aus der nach § 4, § 5 Abs. 4 ergebenden Stufe ihrer jeweiligen Entgelt- 
gruppe zustehenden Entgelt, ein um bis zu zwei Stufen höheres Entgelt ganz oder teilweise 
vorweggewährt werden. 2Haben Mitarbeiter bereits die Endstufe ihrer jeweiligen 
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Entgeltgruppe erreicht, kann ihnen unter den Voraussetzungen des Satzes 1 ein bis zu 
20 v.H. der Stufe 2 ihrer jeweiligen Entgeltgruppe höheres Entgelt gezahlt werden. 3Im Übri- 
gen bleibt § 5 unberührt. 

 
§ 6 Jahressonderzahlung 

(1) Mitarbeiter, die am 1. Dezember im Dienstverhältnis stehen, haben Anspruch auf eine 
Jahressonderzahlung. 

(2) Für die Höhe des Prozentsatzes der Jahressonderzahlung gilt die jeweils aktuell gültige 
Regelung des TV-L. 

(3) 1Bemessungsgrundlage für die Jahressonderzahlung ist das monatliche Entgelt, das den 
Mitarbeitern in den Kalendermonaten Juli, August und September durchschnittlich gezahlt 
wird; unberücksichtigt bleiben hierbei das zusätzlich für Überstunden und Mehrarbeit ge- 
zahlte Entgelt (mit Ausnahme der im Dienstplan vorgesehenen Mehrarbeits- oder Überstun- 
den), Leistungszulagen, Leistungs- und Erfolgsprämien sowie Besitzstandszulagen nach § 3 
Anhang B Anlage 21a in der am 31. Dezember 2026 geltenden Fassung der AVR. 2Der Be- 
messungssatz bestimmt sich nach der Entgeltgruppe am 1. September. 3Bei Mitarbeitern, 
deren Dienstverhältnis nach dem 31. August begonnen hat, tritt an die Stelle des Bemes- 
sungszeitraums der erste volle Kalendermonat des Dienstverhältnisses; anstelle des Bemes- 
sungssatzes der Entgeltgruppe am 1. September tritt die Entgeltgruppe des Einstellungsta- 
ges. 4In den Fällen, in denen im Kalenderjahr der Geburt des Kindes während des Bemes- 
sungszeitraums eine elterngeldunschädliche Teilzeitbeschäftigung ausgeübt wird, bemisst 
sich die Jahressonderzahlung nach dem Beschäftigungsumfang am Tag vor dem Beginn der 
Elternzeit. 

Anmerkung zu Absatz 3: 

1Bei der Berechnung des durchschnittlich gezahlten monatlichen Entgelts werden die 
gezahlten Entgelte der drei Monate addiert und durch drei geteilt; dies gilt auch bei ei- 
ner Änderung des Beschäftigungsumfangs. 2Ist im Bemessungszeitraum nicht für alle 
Kalendertage Entgelt gezahlt worden, werden die gezahlten Entgelte der drei Monate 
addiert, durch die Zahl der Kalendertage mit Entgelt geteilt und sodann mit 30,67 multi- 
pliziert. 3Zeiträume, für die Krankengeldzuschuss gezahlt worden ist, bleiben hierbei 
unberücksichtigt. 4Besteht während des Bemessungszeitraums an weniger als 30 Ka- 
lendertagen Anspruch auf Entgelt, ist der letzte Kalendermonat, in dem für alle Kalen- 
dertage Anspruch auf Entgelt bestand, maßgeblich. 

(4) 1Der Anspruch nach den Absätzen 1 bis 3 vermindert sich um ein Zwölftel für jeden Ka- 
lendermonat, in dem Mitarbeiter keinen Anspruch auf Entgelt oder Fortzahlung des Entgelts 
haben. 2Die Verminderung unterbleibt für Kalendermonate, 

1. für die Mitarbeiter kein Tabellenentgelt erhalten haben wegen 
 

a) Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz, 

b) Inanspruchnahme der Elternzeit nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeit- 
gesetz bis zum Ende des Kalenderjahres, in dem das Kind geboren ist, wenn 
am Tag vor Antritt der Elternzeit Entgeltanspruch bestanden hat; 

2. in denen Mitarbeitern Krankengeldzuschuss gezahlt wurde oder nur wegen der Höhe 
des zustehenden Krankengelds ein Krankengeldzuschuss oder eine entsprechende 
gesetzliche Leistung nicht gezahlt worden ist. 

(5) 1Die Jahressonderzahlung wird mit dem Tabellenentgelt für November ausgezahlt. 2Ein 
Teilbetrag der Jahressonderzahlung kann zu einem früheren Zeitpunkt ausgezahlt werden. 
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Anlage zu § 2 – Entgeltgruppen für Lehrkräfte in der Altenpflege sowie im 
Gesundheits- und Sozialwesen 

 
Entgelt- 
gruppen 

Tätigkeitsmerkmal 

E 9b Mitarbeiter ohne abgeschlossene Hochschulbildung in der Tätigkeit von 
Lehrkräften 

E 10 Mitarbeiter ohne abgeschlossene Hochschulausbildung mit entsprechender 
Zusatzqualifikation in der Tätigkeit von Lehrkräften (z.B. Unterrichtspfleger) 

E 11 Mitarbeiter mit abgeschlossener Hochschulbildung und entsprechender 
Qualifikation in der Tätigkeit von Lehrkräften (z.B. hauptamtliche Dozenten 
an Fachschulen); Mitarbeiter mit abgeschlossener Hochschulbildung (Ba- 
chelorabschluss) und entsprechender Tätigkeit 

E 12 Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung (Mas- 
terabschluss bzw. Diplompflegepädagogen) und entsprechender Tätigkeit 

E 13 Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulausbildung 
und erfolgreich absolviertem Vorbereitungsdienst (Referendariat) und ent- 
sprechender Tätigkeit; Stellvertretende Schulleitung bis 150 Schüler 

E 14 Mitarbeiter als Schulleitung bis 150 Schüler; Stellvertretende Schulleitung 
ab 151 Schüler 

E 15 Mitarbeiter als Schulleitung bis 150 Schüler; Stellvertretende Schulleitung 
ab 151 Schüler 

 

Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen 

Entsprechende Zusatzqualifikation 
1Eine entsprechende Zusatzqualifikation liegt vor, wenn eine Weiterbildung zum/zur Unter- 
richtspfleger/in, Lehrhebamme/-entbindungspfleger erfolgreich abgeschlossen wurde. 2Bei 
Lehrkräften, die nicht von Satz 1 erfasst sind, liegt eine entsprechende Zusatzqualifikation 
vor, wenn mindestens 720 Stunden zu mindestens je 45 Unterrichtsminuten theoretischer 
Unterricht innerhalb von zwei Jahren und bei berufsbegleitender Ausbildung innerhalb von 
längstens drei Jahren vermittelt worden sind. 

 
Wissenschaftliche Hochschulbildung 
1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung liegt vor, wenn das Studium an 
einer staatlichen Hochschule im Sinne des § 1 HRG oder einer nach § 70 HRG staatlich an- 
erkannten Hochschule 

a) mit einer nicht an einer Fachhochschule abgelegten ersten Staatsprüfung, Magister- 
prüfung oder Diplomprüfung oder 

b) mit einer Magisterprüfung 

beendet worden ist. 2Diesen Prüfungen steht eine Promotion oder die Akademische Ab- 
schlussprüfung (Magisterprüfung) einer Philosophischen Fakultät nur in den Fällen gleich, in 
denen die Ablegung einer ersten Staatsprüfung, einer Masterprüfung oder einer Diplomprü- 
fung nach den einschlägigen Ausbildungsvorschriften nicht vorgesehen ist. 3Eine abge- 
schlossene wissenschaftliche Hochschulbildung im Sinne des Satzes 1 Buchst. a setzt vo- 
raus, dass die Abschlussprüfung in einem Studiengang abgelegt wurde, der seinerseits min- 
destens das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife oder einschlägige fach- 
gebundene Hochschulreife) oder eine andere landesrechtliche 
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Hochschulzugangsberechtigung als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für den Abschluss 
eine Regelstudienzeit von mindestens acht Semestern – ohne etwaige Praxissemester, Prü- 
fungssemester o.Ä. – vorschreibt. 4Ein Bachelorstudiengang erfüllt diese Voraussetzung 
auch dann nicht, wenn mehr als sechs Semester für den Abschluss vorgeschrieben sind. 
5Der Masterstudiengang muss nach den Regelungen des Akkreditierungsrats akkreditiert 
sein. 6Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als abgeschlossene wissen- 
schaftliche Hochschulbildung, wenn er von der zuständigen staatlichen Stelle als dem deut- 
schen Hochschulabschluss vergleichbar bewertet wurde. 

Anmerkung zu Satz 5: 

Das Akkreditierungserfordernis ist bis zum 31. Dezember 2029 ausgesetzt. 
 

Hochschulbildung 
1Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, wenn von einer staatlichen Hochschule im 
Sinne des § 1 HRG oder einer nach § 70 HRG staatlich anerkannten Hochschule ein Diplom- 
grad mit dem Zusatz „Fachhochschule“ („FH“), ein anderer nach § 18 HRG gleichwertiger 
Abschlussgrad oder ein Bachelorgrad verliehen wurde. 2Die Abschlussprüfung muss in ei- 
nem Studiengang abgelegt worden sein, der seinerseits mindestens das Zeugnis der Hoch- 
schulreife (allgemeine Hochschulreife oder einschlägige fachgebundene Hochschulreife) 
oder eine andere landesrechtliche Hochschulzugangsberechtigung als Zugangsvorausset- 
zung erfordert, und für den Abschluss eine Regelstudienzeit von mindestens sechs Semes- 
tern – ohne etwaige Praxissemester, Prüfungssemester o.Ä. – vorschreibt. 3Der Bachelorstu- 
diengang muss nach den Regelungen des Akkreditierungsrats akkreditiert sein. 4Dem gleich- 
gestellt sind Abschlüsse in akkreditierten Bachelorausbildungsgängen an Berufsakademien. 
5Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als abgeschlossene Hochschulbil- 
dung, wenn er von der zuständigen staatlichen Stelle als dem deutschen Hochschulab- 
schluss vergleichbar bewertet wurde. 

Anmerkung zu Satz 3 und 4: 

Das Akkreditierungserfordernis ist bis zum 31. Dezember 2029 ausgesetzt. 
 

Vorbereitungsdienst (Referendariat) 
1Die konkreten Voraussetzungen sowie der Ablauf und die Dauer des Vorbereitungsdienstes 
werden von den einzelnen Bundesländern geregelt. 2In der Regel ist eine bestandene erste 
Staatsprüfung für ein Lehramt oder ein Lehramt bezogener Masterabschluss (Master of Edu- 
cation) einer Hochschule die wesentliche Voraussetzung, um den Vorbereitungsdienst für 
das entsprechende Lehramt absolvieren zu können. 3Der Vorbereitungsdienst dauert zwi- 
schen 18 und 24 Monaten. 4Er endet mit der zweiten Staatsprüfung. 5Nur mit Referendariat 
werden in der Regel die laufbahnrechtlichen Voraussetzungen für eine Übernahme in das 
Beamtenverhältnis erfüllt. 6Man nennt diese Lehrkräfte daher „Erfüller“. 7Lehrkräfte ohne Re- 
ferendariat sind sogenannte „Nicht-Erfüller“. 8Da sich die Eingruppierung von Lehrkräften 
stark am Beamtenrecht orientiert hat diese Unterscheidung Auswirkungen auf die Zuordnung 
der Lehrkräfte zu den Entgeltgruppen. 
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§ 1 Geltungsbereich 

(1) Dieser Anhang gilt für Ärztinnen und Ärzte sowie Zahnärztinnen und Zahnärzte, sofern sie 
eine ärztliche Tätigkeit ausüben. 

(2) 1Soweit für diese Ärztinnen und Ärzte nachfolgend nichts anderes bestimmt ist, finden die 
Vorschriften der AVR und ihrer Anhänge Anwendung. 2Die §§ 19, 20, 35 und 51 AVR finden 
keine Anwendung. 

 
§ 2 Einsatzzuschlag für Ärztinnen und Ärzte im Rettungsdienst 
1Zu den aus der Haupttätigkeit obliegenden Pflichten der Ärztinnen und Ärzte gehört es ferner, 
am Rettungsdienst im Notarztwagen und Hubschraubern teilzunehmen. 2Für jeden Einsatz in 
diesem Rettungsdienst erhalten Ärztinnen und Ärzte einen nicht zusatzversorgungspflichtigen 
Einsatzzuschlag ab 1. März 2026 in Höhe von 33,96 Euro. 3Dieser Betrag verändert sich zu 
demselben Zeitpunkt und in dem gleichen Ausmaß wie das Tabellenentgelt der Entgeltgruppe 
II Stufe 1. 



181 
 

Anmerkungen zu § 2: 

1. Eine Ärztin/ein Arzt, die/der nach der Approbation noch nicht mindestens 1 Jahr 
klinisch tätig war, ist grundsätzlich nicht zum Einsatz im Rettungsdienst heranzu- 
ziehen. 

2. Eine Ärztin/ein Arzt, der/dem aus persönlichen oder fachlichen Gründen (z.B.: Vor- 
liegen einer anerkannten Minderung der Erwerbsfähigkeit, die dem Einsatz im Ret- 
tungsdienst entgegensteht, Flugunverträglichkeit, langjährige Tätigkeit als Bakteri- 
ologin/Bakteriologe) die Teilnahme am Rettungsdienst nicht zumutbar ist, darf 
grundsätzlich nicht zum Einsatz im Rettungsdienst herangezogen werden. 

3. Ärztinnen und Ärzte, die originär für den Rettungsdienst eingestellt und aus- 
schließlich im Rettungsdienst tätig sind, erhalten keinen Einsatzzuschlag. 

 
§ 3 Regelmäßige Arbeitszeit 

(1) 1Die regelmäßige Arbeitszeit beträgt ausschließlich der Pausen durchschnittlich 40 Stun- 
den wöchentlich. 2Die regelmäßige Arbeitszeit kann auf 5 Tage, aus notwendigen dienstlichen 
oder betrieblichen Gründen auch auf sechs Tage, verteilt werden. 

(2) 1Für die Berechnung des Durchschnitts der regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit ist ein 
Zeitraum von einem Jahr zu Grunde zu legen. 2Abweichend von Satz 1 kann bei Ärztinnen 
und Ärzten, die ständig Wechselschicht oder Schichtarbeit zu leisten haben, ein längerer Zeit- 
raum zu Grunde gelegt werden. 

(3) 1Soweit es die dienstlichen oder betrieblichen Verhältnisse zulassen, wird die Ärztin/der 
Arzt am 24. Dezember und am 31. Dezember unter Fortzahlung des Entgelts von der Arbeit 
freigestellt. 2Kann die Freistellung nach Satz 1 aus dienstlichen oder betrieblichen Gründen 
nicht erfolgen, ist entsprechender Freizeitausgleich innerhalb von drei Monaten zu gewähren. 
3Die regelmäßige Arbeitszeit vermindert sich für den 24. Dezember und 31. Dezember, soweit 
sie auf einen Werktag fallen, um die dienstplanmäßig ausgefallenen Stunden. 

Anmerkung zu Absatz 3 Satz 3: 

Die Verminderung der regelmäßigen Arbeitszeit betrifft die Ärztinnen und Ärzte, die we- 
gen des Dienstplanes frei haben und deshalb ohne diese Regelung nacharbeiten 
müssten. 

(4) Aus dringenden dienstlichen oder betrieblichen Gründen kann auf der Grundlage einer 
Dienstvereinbarung im Rahmen des § 7 Abs. 1, 2 und des § 12 ArbZG von den Vorschriften 
des Arbeitszeitgesetzes abgewichen werden. 

(5) 1Die tägliche Arbeitszeit kann im Schichtdienst auf bis zu zwölf Stunden ausschließlich der 
Pausen ausgedehnt werden. 2In unmittelbarer Folge dürfen nicht mehr als vier über zehn Stun- 
den dauernde Schichten und in einem Zeitraum von zwei Kalenderwochen nicht mehr als ins- 
gesamt acht über zehn Stunden dauernde Schichten geleistet werden. 3Zwischen der Ableis- 
tung von Bereitschaftsdienst und einer Schicht i.S.d. Satz 1 muss jeweils ein Zeitraum von 72 
Stunden liegen. 

(6) Ärztinnen und Ärzte sind im Rahmen begründeter dienstlicher oder betrieblicher Notwen- 
digkeiten zur Leistung von Sonntags-, Feiertags-, Nacht-, Wechselschicht- und Schichtarbeit 
sowie – bei Teilzeitbeschäftigung aufgrund dienstvertraglicher Regelungen oder mit ihrer Zu- 
stimmung – zu Bereitschaftsdienst, Rufbereitschaft, Überstunden und Mehrarbeit verpflichtet. 

(7) 1Durch Dienstvereinbarung kann ein wöchentlicher Arbeitszeitkorridor von bis zu 45 Stun- 
den eingerichtet werden. 2Die innerhalb eines Arbeitszeitkorridors geleisteten zusätzlichen Ar- 
beitsstunden werden im Rahmen des nach Absatz 2 Satz 1 festgelegten Zeitraums ausgegli- 
chen. 

(8) 1Durch Dienstvereinbarung kann in der Zeit von 6 Uhr bis 20 Uhr eine tägliche Rahmenzeit 
von bis zu zwölf Stunden eingeführt werden. 2Die innerhalb der täglichen Rahmenzeit 
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geleisteten zusätzlichen Arbeitsstunden werden im Rahmen des nach Absatz 2 Satz 1 festge- 
legten Zeitraums ausgeglichen. 

Anmerkung zu § 3: 

Gleitzeitregelungen sind unter Wahrung der jeweils geltenden Mitbestimmungsrechte 
unabhängig von den Vorgaben zu Arbeitszeitkorridor und Rahmenzeit (Absätze 7 und 
8) möglich. 

 
§ 4 Arbeit an Sonn- und Feiertagen sowie an Wochenenden 

In Ergänzung zu § 3 Abs. 3 Satz 3 und Abs. 6 gilt für Sonn- und Feiertage Folgendes: 

(1) 1Die Arbeitszeit an einem gesetzlichen Feiertag, der auf einen Werktag fällt, wird durch 
eine entsprechende Freistellung an einem anderen Werktag bis zum Ende des dritten Kalen- 
dermonats – möglichst aber schon bis zum Ende des nächsten Kalendermonats – ausgegli- 
chen, wenn es die betrieblichen Verhältnisse zulassen. 2Kann ein Freizeitausgleich nicht ge- 
währt werden, erhält die Ärztin/der Arzt je Stunde 100 v.H. des auf eine Stunde entfallenden 
Anteils des monatlichen Entgelts der jeweiligen Entgeltgruppe und Stufe nach Maßgabe der 
Entgelttabelle. 3§ 7 Abs. 1 Satz 2 Buchst. d bleibt unberührt. 

(2) 1Für Ärztinnen und Ärzte, die regelmäßig nach einem Dienstplan eingesetzt werden, der 
Wechselschicht- oder Schichtdienst an sieben Tagen in der Woche vorsieht, vermindert sich 
die regelmäßige Wochenarbeitszeit um ein Fünftel der dienstvertraglich vereinbarten durch- 
schnittlichen Wochenarbeitszeit, wenn sie an einem gesetzlichen Feiertag, der auf einen 
Werktag fällt, 

a) Arbeitsleistung zu erbringen haben oder 
b) nicht wegen des Feiertags, sondern dienstplanmäßig nicht zur Arbeit eingeteilt sind 

und deswegen an anderen Tagen der Woche ihre regelmäßige Arbeitszeit erbringen 
müssen. 

2Absatz 1 gilt in diesen Fällen nicht. 3§ 7 Abs. 1 Satz 2 Buchst. d bleibt unberührt. 

(3) 1Ärztinnen und Ärzte, die regelmäßig an Sonn- und Feiertagen arbeiten müssen, erhalten 
innerhalb von zwei Wochen zwei arbeitsfreie Tage. 2Hiervon soll ein freier Tag auf einen Sonn- 
tag fallen. 

(4) 1Arbeitsleistungen (regelmäßige Arbeit, Bereitschaftsdienst, Rufbereitschaft) am Wochen- 
ende (Freitag ab 21 Uhr bis Montag 5 Uhr) dürfen an höchstens zwei Wochenenden im Ka- 
lendermonat angeordnet werden. 2Abweichend davon darf je Kalendervierteljahr für ein weite- 
res Wochenende Arbeitsleistung angeordnet werden. 3Die Arbeitsleistung an einem Wochen- 
ende wird jeweils dem Kalendermonat zugeordnet, in dem sie begonnen hat. 4Darüber hinaus 
dürfen weitere Arbeitsleistungen (regelmäßige Arbeit, Bereitschaftsdienst, Rufbereitschaft) nur 
angeordnet werden, wenn andernfalls eine Gefährdung der Patientensicherheit droht. 5Wo- 
chenenden, an denen gemäß Satz 4 weitere Arbeitsleistung angeordnet wurde, sind innerhalb 
der nächsten drei Kalendermonate als zusätzliche Wochenenden ohne Arbeitsleistung zu ge- 
währen. 6Dies gilt nicht für Arbeitsleistungen, die an dem ersten weiteren Wochenende im 
Kalendervierteljahr (Satz 2) erbracht worden sind. 7Sind nach Satz 5 zu gewährende freie Wo- 
chenenden nicht innerhalb der Frist nach Satz 5 gewährt worden, erhöht sich für die in dieser 
Zeit erbrachte Arbeitsleistung bei Vollarbeit das Entgelt je Stunde um 10 Prozent, bei Bereit- 
schaftsdienst die Bewertung des Bereitschaftsdienstes gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 um 10 Pro- 
zentpunkte bzw. wird zusätzlich zum Rufbereitschaftsentgelt ein Zuschlag von 10 Prozent des 
Entgelts gemäß § 7 Abs. 3 gezahlt. 8Jedenfalls ein freies Wochenende pro Kalendermonat ist 
zu gewährleisten. 9Gewährte freie Wochenenden werden jeweils dem Kalendermonat ihres 
Beginns zugeordnet. 

 
§ 5 Sonderformen der Arbeit 

(1) 1Wechselschichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan/Dienstplan, der einen regel- 
mäßigen Wechsel der täglichen Arbeitszeit in Wechselschichten vorsieht, bei denen die 
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Ärztin/der Arzt längstens nach Ablauf eines Monats erneut zu mindestens zwei Nachtschichten 
herangezogen wird. 2Wechselschichten sind wechselnde Arbeitsschichten, in denen ununter- 
brochen bei Tag und Nacht, werktags, sonntags und feiertags gearbeitet wird. 3Nachtschichten 
sind Arbeitsschichten, die mindestens zwei Stunden Nachtarbeit umfassen. 

(2) Schichtarbeit ist die Arbeit nach einem Schichtplan, der einen regelmäßigen Wechsel des 
Beginns der täglichen Arbeitszeit um mindestens zwei Stunden in Zeitabschnitten von längs- 
tens einem Monat vorsieht, und die innerhalb einer Zeitspanne von mindestens 13 Stunden 
geleistet wird. 

(3) Nachtarbeit ist die Arbeit zwischen 20 Uhr und 6 Uhr. 

(4) Mehrarbeit sind die Arbeitsstunden, die teilzeitbeschäftigte Ärztinnen und Ärzte über die 
vereinbarte regelmäßige Arbeitszeit hinaus bis zur regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit 
von vollzeitbeschäftigten Ärztinnen und Ärzten (§ 3 Abs. 1 Satz 1) leisten. 

(5) Überstunden sind die auf Anordnung des Dienstgebers geleisteten Arbeitsstunden, die 
über die im Rahmen der regelmäßigen Arbeitszeit von vollzeitbeschäftigten Ärztinnen und Ärz- 
ten (§ 3 Abs. 1 Satz 1) für die Woche dienstplanmäßig bzw. betriebsüblich festgesetzten Ar- 
beitsstunden hinaus gehen und nicht bis zum Ende der folgenden Kalenderwoche ausgegli- 
chen werden. 

(6) Abweichend von Absatz 5 sind nur die Arbeitsstunden Überstunden, die 

a) im Falle der Festlegung eines Arbeitszeitkorridors nach § 3 Abs. 7 über 45 Stunden 
oder über die vereinbarte Obergrenze hinaus, 

b) im Falle der Einführung einer täglichen Rahmenzeit nach § 3 Abs. 8 außerhalb der 
Rahmenzeit, 

c) im Falle von Wechselschicht- oder Schichtarbeit über die im Schichtplan festgelegten 
täglichen Arbeitsstunden einschließlich der im Schichtplan vorgesehenen Arbeits- 
stunden, die bezogen auf die regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit im Schichtplan- 
turnus nicht ausgeglichen werden, 

angeordnet worden sind. 
 

§ 6 Bereitschaftsdienst, Rufbereitschaft, Dienstplanung 

(1) 1Die Ärztin/Der Arzt ist verpflichtet, sich auf Anordnung des Dienstgebers außerhalb der 
regelmäßigen Arbeitszeit an einer vom Dienstgeber bestimmten Stelle aufzuhalten, um im Be- 
darfsfall die Arbeit aufzunehmen (Bereitschaftsdienst). 2Der Dienstgeber darf Bereitschafts- 
dienst nur anordnen, wenn zu erwarten ist, dass zwar Arbeit anfällt, erfahrungsgemäß aber 
die Zeit ohne Arbeitsleistung überwiegt. 

(2) Wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem Umfang Bereitschaftsdienst fällt, 
kann unter den Voraussetzungen einer 

- Prüfung alternativer Arbeitszeitmodelle unter Einbeziehung des Betriebsarztes und 
- ggf. daraus resultierender Maßnahmen zur Gewährleistung des Gesundheitsschut- 

zes 

im Rahmen des § 7 Abs. 1 Nr. 1 und 4, Abs. 2 Nr. 3 ArbZG die tägliche Arbeitszeit im Sinne 
des Arbeitszeitgesetzes abweichend von den §§ 3, 5 Abs. 1 und 2 und 6 Abs. 2 ArbZG über 
acht Stunden hinaus auf bis zu 24 Stunden verlängert werden, wenn mindestens die acht 
Stunden überschreitende Zeit als Bereitschaftsdienst abgeleistet wird. 

(3) 1Die Verlängerung der werktäglichen Arbeitszeit im Sinne von Absatz 2 ist auf Fälle be- 
schränkt, in denen sich die Leistung von Bereitschaftsdienst an einen maximal acht Stunden 
dauernden Arbeitsabschnitt im Rahmen der regelmäßigen Arbeitszeit anschließt. 2Ein sich un- 
mittelbar an den Bereitschaftsdienst anschließender Arbeitsabschnitt im Rahmen der regel- 
mäßigen Arbeitszeit ist beispielsweise zum Zwecke der Übergabe zulässig, sofern dieser nicht 
länger als 60 Minuten dauert und sich der dem Bereitschaftsdienst vorangegangene Arbeits- 
abschnitt entsprechend verkürzt. 
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(4) Die tägliche Arbeitszeit darf bei Ableistung ausschließlich von Bereitschaftsdienst an Sams- 
tagen, Sonn- und Feiertagen max. 24 Stunden betragen, wenn dadurch für die einzelne Ärz- 
tin/den einzelnen Arzt mehr Wochenenden und Feiertage frei sind. 

(5) 1Wenn in die Arbeitszeit regelmäßig und in erheblichem Umfang Bereitschaftsdienst fällt, 
kann im Rahmen des § 7 Abs. 2a ArbZG und innerhalb der Grenzwerte nach Absatz 2 eine 
Verlängerung der täglichen Arbeitszeit über acht Stunden hinaus auch ohne Ausgleich erfol- 
gen. 2Die wöchentliche Arbeitszeit darf dabei durchschnittlich bis zu 56 Stunden betragen. 

Anmerkung zu den Absätzen 1 bis 5: 

Übergaben können auch im Bereitschaftsdienst erfolgen. 

(6) Für die Berechnung des Durchschnitts der wöchentlichen Arbeitszeit nach den Absätzen 2 
bis 5 ist ein Zeitraum von sechs Monaten zugrunde zu legen. 

(7) 1Soweit Ärztinnen und Ärzte Teilzeitarbeit gemäß § 9 vereinbart haben, verringern sich die 
Höchstgrenzen der wöchentlichen Arbeitszeit nach den Absätzen 2 bis 5 in demselben Ver- 
hältnis, wie die Arbeitszeit dieser Ärztinnen und Ärzte zu der regelmäßigen Arbeitszeit vollzeit- 
beschäftigter Ärztinnen und Ärzte. 2Mit Zustimmung der Ärztin/des Arztes oder aufgrund von 
dringenden dienstlichen oder betrieblichen Belangen kann hiervon abgewichen werden. 

(8) 1Die Ärztin/Der Arzt hat sich auf Anordnung des Dienstgebers außerhalb der regelmäßigen 
Arbeitszeit an einer dem Dienstgeber anzuzeigenden Stelle aufzuhalten, um auf Abruf die Ar- 
beit aufzunehmen (Rufbereitschaft). 2Rufbereitschaft wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass 
die Ärztin/der Arzt vom Dienstgeber mit einem Mobiltelefon oder einem vergleichbaren techni- 
schen Hilfsmittel zur Gewährleistung der Erreichbarkeit ausgestattet wird. 3Der Dienstgeber 
darf Rufbereitschaft nur anordnen, wenn erfahrungsgemäß lediglich in Ausnahmefällen Arbeit 
anfällt. 4Im Kalendermonat sind nicht mehr als 13 Rufbereitschaften zu leisten. 5Darüber hin- 
ausgehende Rufbereitschaften sind nur zu leisten, wenn andernfalls eine Gefährdung der Pa- 
tientensicherheit droht. 6Bei teilzeitbeschäftigten Ärztinnen und Ärzten ist die Höchstgrenze 
nach Satz 4 entsprechend dem Verhältnis ihrer individuell vereinbarten durchschnittlichen re- 
gelmäßigen Arbeitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer vollzeitbeschäftigter Ärz- 
tinnen und Ärzte zu kürzen. 7Verbleibt bei der Berechnung nach Satz 6 ein Bruchteil, der min- 
destens einen halben Dienst ergibt, wird er auf einen vollen Dienst aufgerundet; Bruchteile von 
weniger als einem halben Dienst bleiben unberücksichtigt. 8Durch tatsächliche Arbeitsleistung 
innerhalb der Rufbereitschaft kann die tägliche Höchstarbeitszeit von zehn Stunden (§ 3 Ar- 
bZG) überschritten werden (§ 7 ArbZG). 

Anmerkung zu § 6 Abs. 8 Satz 4: 

Eine Rufbereitschaft umfasst maximal die Zeitspanne von 24 Stunden. 

(9) § 3 Abs. 4 bleibt im Übrigen unberührt. 

(10) 1Bei der Anordnung von Bereitschaftsdiensten gemäß der Absätze 2 bis 5 hat die Ärz- 
tin/der Arzt grundsätzlich innerhalb eines Kalendermonats nur bis zu vier Bereitschaftsdienste 
zu leisten. 2Abweichend davon dürfen in einem Kalendermonat pro Kalendervierteljahr fünf 
Bereitschaftsdienste angeordnet werden, die von der Ärztin/dem Arzt zu leisten sind. 3Darüber 
hinausgehende Bereitschaftsdienste sind nur zu leisten, wenn andernfalls eine Gefährdung 
der Patientensicherheit droht. 4Bei teilzeitbeschäftigten Ärztinnen und Ärzten ist die Höchst- 
grenze nach Satz 1 entsprechend dem Verhältnis ihrer individuell vereinbarten durchschnittli- 
chen regelmäßigen Arbeitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer vollzeitbeschäftig- 
ter Ärztinnen und Ärzte zu kürzen. 5Verbleibt bei der Berechnung nach Satz 4 ein Bruchteil, 
der mindestens einen halben Dienst ergibt, wird er auf einen vollen Dienst aufgerundet; Bruch- 
teile von weniger als einem halben Dienst bleiben unberücksichtigt. 

Anmerkungen zu Absatz 10: 

1. 1Bereitschaftsdienste bis zu vier Stunden von Montag 5 Uhr bis Freitag 21 Uhr 
werden mit 0,5 eines Dienstes gewertet. 2Bei der Teilung von Wochenenddiensten 
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werden Bereitschaftsdienste bis zu maximal zwölf Stunden mit 0,5 eines Dienstes 
gewertet. 

2. 1Der Beginn des Ausgleichszeitraumes nach Satz 1 kann innerhalb des Jahres 
durch Dienstvereinbarung abweichend festgelegt werden. 2Der Beginn der sich da- 
ran anschließenden Ausgleichszeiträume verändert sich entsprechend. 

(11) 1Die Lage der Dienste (regelmäßige Arbeit einschließlich Schicht- und Wechselschichtar- 
beit, Bereitschaftsdienst und Rufbereitschaft) der Ärztinnen und Ärzte wird in einem Dienstplan 
geregelt, der spätestens einen Monat vor Beginn des jeweiligen Planungszeitraumes aufge- 
stellt wird. 2Wird die vorstehende Frist nicht eingehalten, so 

- wird für die regelmäßige Arbeit (einschließlich Schicht- und Wechselschichtarbeit) 
ein Zuschlag in Höhe von 10 Prozent des Tabellenentgelts für den zu planenden 
Folgemonat gezahlt und/oder 

- erhöht sich die Bewertung des Bereitschaftsdienstes gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 für 
jeden Dienst des zu planenden Folgemonats um 17,5 Prozentpunkte bzw. 

- wird zusätzlich zum Rufbereitschaftsentgelt ein Zuschlag von 17,5 Prozent des 
Entgelts gemäß § 7 Abs. 3 auf jeden Dienst des zu planenden Folgemonats ge- 
zahlt. 

3Ergeben sich nach der Aufstellung des Dienstplanes Gründe für eine Änderung des Dienst- 
planes, die in der Person einer Ärztin / eines Arztes begründet sind oder die auf nicht vorher- 
sehbaren Umständen beruhen, kann der Dienstplan nach Aufstellung geändert werden. 4Die 
Mitbestimmung nach der Aufstellung des Dienstplanes bleibt unberührt. 5Liegen bei einer not- 
wendigen Dienstplanänderung nach Satz 3 zwischen der Dienstplanänderung und dem Antritt 
des Dienstes weniger als drei Tage, 

- wird für regelmäßige Arbeit (einschließlich Schicht- und Wechselschichtarbeit) je 
Arbeitsstunde ein Zuschlag in Höhe von 10 Prozent des auf eine Stunde entfallen- 
den Anteils des Tabellenentgelts der jeweiligen Entgeltgruppe und -stufe der Ärz- 
tin/ des Arztes gezahlt und / oder 

- erhöht sich die Bewertung des Bereitschaftsdienstes gemäß § 8 Abs. 1 Satz 1 um 
17,5 Prozentpunkte bzw. 

- wird zusätzlich zum Rufbereitschaftsentgelt ein Zuschlag von 17,5 Prozent des 
Entgelts gemäß § 7 Abs. 3 gezahlt. 

6Eine notwendige Dienstplanänderung i.S.d. Satzes 5 liegt z.B. vor, wenn die Änderung auf- 
grund Arbeitsunfähigkeit oder Beschäftigungsverbot erfolgt. 7Satz 5 gilt nicht, wenn die Ände- 
rung allein aufgrund persönlichen Wunsches der Ärztin / des Arztes erfolgt. 

(12) 1Bei vollzeitbeschäftigten Ärztinnen und Ärzten, die sowohl Bereitschaftsdienst als auch 
Rufbereitschaft leisten, gilt, dass diese im Kalendermonat 

- bei einem Bereitschaftsdienst höchstens noch zu zehn Rufbereitschaften, 
- bei zwei Bereitschaftsdiensten höchstens noch zu sieben Rufbereitschaften, 
- bei drei Bereitschaftsdiensten höchstens noch zu vier Rufbereitschaften und 
- bei vier Bereitschaftsdiensten zu keiner Rufbereitschaft 

sowie 

- bei bis zu vier Rufbereitschaften höchstens noch zu drei Bereitschaftsdiensten, 
- bei mehr als vier bis zu sieben Rufbereitschaften höchstens noch zu zwei Bereit- 

schaftsdiensten, 
- bei mehr als sieben bis zu zehn Rufbereitschaften höchstens noch zu einem Be- 

reitschaftsdienst und 
- bei mehr als zehn Rufbereitschaften zu keinem Bereitschaftsdienst 

herangezogen werden dürfen. 2Bei teilzeitbeschäftigten Ärztinnen und Ärzten ist das Verhält- 
nis ihrer individuell vereinbarten durchschnittlichen regelmäßigen Arbeitszeit zur regelmäßigen 
Arbeitszeit vergleichbarer vollzeitbeschäftigter Ärztinnen und Ärzten zu berücksichtigen. 3§ 6 
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Abs. 10 Sätze 2 und 3 sowie § 6 Abs. 8 Satz 5 gelten entsprechend. 4Für über die Anzahl nach 
den Sätzen 1 oder 2 hinaus angeordnete Bereitschaftsdienste oder Rufbereitschaften gelten 
die jeweils einschlägige Bewertungsregelung (§ 8 Abs. 3 Sätze 4 bis 6) oder Zuschlagsrege- 
lung (§ 7 Abs. 3 Sätze 10 bis 12). 

Anmerkungen zu Absatz 12 Satz 2: 

1. Bei teilzeitbeschäftigten Ärztinnen und Ärzten, die sowohl Bereitschaftsdienst als 
auch Rufbereitschaft leisten, wird ein Bereitschaftsdienst mit 13 Punkten und eine 
Rufbereitschaft mit 4 Punkten gewertet. 

2. 1Die zulässige Anzahl gemäß § 6 Abs. 8 Satz 4 und § 6 Abs. 10 Satz 1 gilt dann 
als erreicht, sofern die gegenseitige Anrechnung der Dienste einen Punktwert ent- 
sprechend dem Verhältnis ihrer individuell vereinbarten durchschnittlichen regel- 
mäßigen Arbeitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer vollzeitbeschäftig- 
ter Ärztinnen und Ärzten (52 Punkte) erreicht. 2Ergibt sich bei Berechnungen nach 
Satz 1 ein Bruchteil von mindestens 0,5, ist er aufzurunden; Bruchteile von weni- 
ger als 0,5 werden abgerundet. 

3. Ein Rest von bis zu 3 Punkten bleibt hierbei unberücksichtigt. 
 

§ 7 Ausgleich für Sonderformen der Arbeit 

(1) 1Die Ärztin/Der Arzt erhält neben dem Entgelt für die tatsächliche Arbeitsleistung Zeitzu- 
schläge. 2Die Zeitzuschläge betragen – auch bei teilzeitbeschäftigten Ärztinnen und Ärzten – 
je Stunde 

a) für Überstunden 15 v.H. 

b) für Nachtarbeit 20 v.H. 

c) für Sonntagsarbeit 25 v.H. 

d) bei Feiertagsarbeit 

- ohne Freizeitausgleich 135 v.H. 
- mit Freizeitausgleich 35 v.H. 

e) für Arbeit am 24. Dezember und am 31. Dezember jeweils ab 6 Uhr 35 v.H. 

des auf eine Stunde anfallenden Anteils des Tabellenentgelts der Stufe 3 der jeweiligen Ent- 
geltgruppe; bei Ärztinnen und Ärzten gemäß § 12 Buchst. c und d der höchsten tariflichen 
Stufe. 3Für Arbeit an Samstagen von 13 Uhr bis 20 Uhr, soweit diese nicht im Rahmen von 
Wechselschicht- oder Schichtarbeit anfällt, beträgt der Zeitzuschlag 20 v.H. des auf eine 
Stunde entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der Stufe 3 der jeweiligen Entgeltgruppe, bei 
Ärztinnen und Ärzten gem. § 12 Buchst. c und d der höchsten tariflichen Stufe. 4Beim Zusam- 
mentreffen von Zeitzuschlägen nach Satz 2 Buchst. c bis e sowie Satz 3 wird nur der höchste 
Zeitzuschlag gezahlt. 

Anmerkung zu Absatz 1 Satz 1: 

Bei Überstunden richtet sich das Entgelt für die tatsächliche Arbeitsleistung nach der 
individuellen Stufe der jeweiligen Entgeltgruppe, höchstens jedoch nach der Stufe 4. 

Anmerkung zu Absatz 1 Satz 2 Buchst. d: 
1Der Freizeitausgleich muss im Dienstplan besonders ausgewiesen und bezeichnet 
werden. 2Falls kein Freizeitausgleich gewährt wird, werden als Entgelt einschließlich 
des Zeitzuschlages und des auf den Feiertag entfallenden Tabellenentgelts höchstens 
235 v.H. gezahlt. 

(2) Für Arbeitsstunden, die keine Überstunden sind und die aus dienstlichen oder betrieblichen 
Gründen nicht innerhalb des nach § 3 Abs. 2 Satz 1 oder 2 festgelegten Zeitraums mit Freizeit 
ausgeglichen werden, erhält die Ärztin/der Arzt je Stunde 100 v.H. des auf eine Stunde entfal- 
lenden Anteils des Tabellenentgelts der jeweiligen Entgeltgruppe und Stufe. 
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Anmerkung zu Absatz 2 Satz 1: 

Mit dem Begriff Arbeitsstunden sind nicht die Stunden gemeint, die im Rahmen von 
Gleitzeitregelungen im Sinne der Anmerkungen zu § 3 anfallen, es sei denn, sie sind 
angeordnet worden. 

(3) 1Für die Rufbereitschaft wird eine tägliche Pauschale je Entgeltgruppe bezahlt. 2Sie beträgt 
für die Tage Montag bis Freitag das Zweifache, für Samstag, Sonntag sowie für Feiertage das 
Vierfache des auf eine Stunde entfallenden Anteils des Tabellenentgelts der jeweiligen Ent- 
geltgruppe und Stufe. 3Maßgebend für die Bemessung der Pauschale nach Satz 2 ist der Tag, 
an dem die Rufbereitschaft beginnt. 4Hinsichtlich der Arbeitsleistung wird jede einzelne Inan- 
spruchnahme innerhalb der Rufbereitschaft mit einem Einsatz im Krankenhaus einschließlich 
der hierfür erforderlichen Wegezeiten auf eine volle Stunde gerundet. 5Für die Inanspruch- 
nahme wird das Entgelt für Überstunden sowie etwaige Zeitzuschläge nach Absatz 1 gezahlt. 
6Wird die Arbeitsleistung innerhalb der Rufbereitschaft am Aufenthaltsort im Sinne des § 6 
Abs. 8 telefonisch (z.B. in Form einer Auskunft) oder mittels technischer Einrichtungen er- 
bracht, wird abweichend von Satz 4 die Summe dieser Arbeitsleistungen auf die nächste volle 
Stunde gerundet und mit dem Entgelt für Überstunden sowie mit etwaigen Zeitzuschlägen 
nach Absatz 1 bezahlt. 7Satz 1 gilt nicht im Falle einer stundenweisen Rufbereitschaft. 8Eine 
Rufbereitschaft im Sinne von Satz 7 liegt bei einer ununterbrochenen Rufbereitschaft von we- 
niger als zwölf Stunden vor. 9In diesem Fall wird abweichend zu den Sätzen 2 und 3 für jede 
angefangene Stunde der Rufbereitschaft 12,5 v.H. des auf eine Stunde entfallenden Anteils 
des Tabellenentgelts der jeweiligen Entgeltgruppe und Stufe gezahlt. 10Ab der vierzehnten 
Rufbereitschaft im Kalendermonat erhält die Ärztin/der Arzt zusätzlich zum Rufbereitschafts- 
entgelt einen Zuschlag von 10 v.H. des Entgelts gemäß § 7 Abs. 3. 11Der Zuschlag nach Satz 
10 erhöht sich nach jeder weiteren dritten Rufbereitschaft um jeweils weitere 10 Prozent- 
punkte. 12Teilzeitbeschäftigte Ärztinnen und Ärzte erhalten den Zuschlag nach Satz 10 ab 
Überschreitung der sich aus § 6 Abs. 8 Sätze 6 und 7 ergebenden Anzahl an Rufbereitschaf- 
ten. 

Anmerkungen zu Absatz 3: 

1. Zur Ermittlung der Tage einer Rufbereitschaft, für die eine Pauschale gezahlt wird, 
ist auf den Tag des Beginns der Rufbereitschaft abzustellen. 

2. Die Regelung in Satz 11 führt dazu, dass der Zuschlag für die vierzehnte bis sech- 
zehnte Rufbereitschaft in einem Kalendermonat 10 v.H., die siebzehnte bis neun- 
zehnte Rufbereitschaft 20 v.H. usw. beträgt. 

(4) 1Für Inanspruchnahmen innerhalb der Rufbereitschaft in der Zeit zwischen 0 Uhr und 6 Uhr 
erhält die Ärztin/der Arzt zusätzlich zu dem Entgelt für Überstunden sowie etwaigen Zeitzu- 
schlägen (§ 7 Abs. 1 in Verbindung mit § 7 Abs. 3 Sätze 4 bis 6) einen gesonderten Zuschlag. 
2Dieser beträgt 50 v.H. des Rufbereitschaftsentgelts nach § 7 Abs. 3 Satz 5. 3Zur Berechnung 
des Zuschlags nach Satz 1 sind Inanspruchnahmezeiten in der Zeit zwischen 0 Uhr und 6 Uhr 
von unter einer Stunde auf eine Stunde zu runden; überschreitet die Addition der Inanspruch- 
nahmezeiten in der Zeit zwischen 0 Uhr und 6 Uhr die Zeitspanne von einer Stunde, findet 
keine Rundung statt. 4Der Zuschlag nach Satz 1 ist auf die im Folgemonat geäußerte Erklärung 
der Ärztin/des Arztes hin im Verhältnis 1:1 bis zum Ende des dritten Kalendermonats, der auf 
seine Entstehung folgt, in Freizeit auszugleichen; Satz 1 der Anmerkung zu § 7 Abs. 1 Satz 2 
Buchst. d findet entsprechend Anwendung. 

(5) Ärztinnen und Ärzte, die Wechselschichtarbeit leisten, erhalten eine Wechselschichtzulage 
von 315 Euro monatlich. 

(6) Ärztinnen und Ärzte, die Schichtarbeit leisten, erhalten eine Schichtzulage von 315 Euro 
monatlich. 
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§ 8 Bereitschaftsdienstentgelt 

(1) 1Zum Zwecke der Entgeltberechnung wird die Zeit des Bereitschaftsdienstes einschließlich 
der geleisteten Arbeit nach dem Maß der während des Bereitschaftsdienstes erfahrungsge- 
mäß durchschnittlich anfallenden Arbeitsleistungen wie folgt als Arbeitszeit gewertet: 

 

Stufe Arbeitsleistung innerhalb des Bereitschaftsdienstes Bewertung als Arbeitszeit 

I bis zu 25 v.H. 70 v.H. 

II mehr als 25 v.H. bis 40 v.H. 85 v.H. 

III mehr als 40 v.H. bis 49 v.H. 100 v.H. 

2Die Zuweisung zu den einzelnen Stufen des Bereitschaftsdienstes erfolgt als Nebenabrede 
zum Dienstvertrag. 3Die Nebenabrede ist mit einer Frist von drei Monaten jeweils zum Ende 
eines Kalenderhalbjahres kündbar. 

(2) 1Für die als Arbeitszeit gewertete Zeit des Bereitschaftsdienstes wird das nachstehende 
Entgelt je Stunde in Euro gezahlt: 

ab dem 1. März 2026 
 

EG Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

I 36,86 36,86 38,26 38,26 39,66 39,66 

II 43,83 43,83 45,23 45,23 46,64 46,64 

III 47,33 47,33 48,72    

IV 51,50 51,50     

 
2§ 14 Abs. 1 gilt entsprechend. 3Die Bereitschaftsdienstentgelte nach Satz 1 verändern sich 
bei nach dem 31. Dezember 2026 wirksam werdenden allgemeinen Entgeltanpassungen um 
den für die jeweilige Entgeltgruppe vereinbarten Vomhundertsatz. 

(3) 1Die Ärztin / Der Arzt erhält zusätzlich zum Stundenentgelt gemäß Absatz 2 Satz 1 für die 
Zeit des Bereitschaftsdienstes je Stunde einen Zuschlag in Höhe von 15 v.H. des Stundenent- 
gelts gemäß Absatz 2 Satz 1. 2Dieser Zuschlag kann nicht in Freizeit abgegolten werden. 3Ab 
mehr als monatlich vier Diensten im Sinne von § 6 Abs. 10 Satz 1 erhöht sich die Bewertung 
des Bereitschaftsdienstes gem. Absatz 1 um 10 Prozentpunkte; dieser Zuschlag erhöht sich 
bei jedem weiteren Bereitschaftsdienst um weitere 10 Prozentpunkte. 4Ist erstmals in einem 
Kalendervierteljahr in einem Kalendermonat ein fünfter Bereitschaftsdienst (§ 6 Abs. 10 Satz 
2) angeordnet worden, erhöht sich die Bewertung für diesen Bereitschaftsdienst gemäß Ab- 
satz 1 Satz 1 um 10 Prozentpunkte; für weitere Bereitschaftsdienste in diesem Kalendermonat 
gilt Satz 3 2. Halbsatz entsprechend mit der Maßgabe, dass sich die Bewertung gemäß Absatz 
1 Satz 1 ab dem sechsten Bereitschaftsdienst um 10 Prozentpunkte erhöht; dieser Zuschlag 
erhöht sich bei jedem weiteren Bereitschaftsdienst um weitere 10 Prozentpunkte. 5Bei teilzeit- 
beschäftigten Ärztinnen und Ärzten verringert sich die Zahl der Bereitschaftsdienste nach den 
Sätzen 3 und 4 entsprechend dem Verhältnis ihrer individuell vereinbarten durchschnittlichen 
regelmäßigen Arbeitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer vollzeitbeschäftigter 
Ärztinnen und Ärzte. 6Verbleibt bei der Berechnung nach Satz 5 ein Bruchteil, der mindestens 
einen halben Dienst ergibt, wird er auf einen vollen Dienst aufgerundet; Bruchteile von weniger 
als einem halben Dienst bleiben unberücksichtigt. 

(4) 1Die Ärztin/Der Arzt erhält zusätzlich zu dem Entgelt nach Absatz 1 und Absatz 2 Satz 1 
für jede nach Absatz 1 als Arbeitszeit gewertete Stunde, die an einem Feiertag geleistet wor- 
den ist, einen Zeitzuschlag in Höhe von 25 v.H. des Stundenentgelts nach Absatz 2. 2Weiter- 
gehende Ansprüche auf Zeitzuschläge bestehen nicht. 

(5) 1Die Ärztin/Der Arzt erhält zusätzlich zu dem Stundenentgelt gemäß der Tabelle in Absatz 
2 Satz 1 für die Zeit des Bereitschaftsdienstes in den Nachtstunden (§ 5 Abs. 3) je Stunde 
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einen Zeitzuschlag in Höhe von 15 v.H. des Stundenentgelts gemäß der Tabelle in Absatz 2 
Satz 1. 2Dieser Zeitzuschlag kann nicht in Freizeit abgegolten werden. 3Absatz 4 Satz 2 gilt 
entsprechend. 

(6) 1Für die nach Absatz 1 für einen Dienst errechnete Arbeitszeit kann bei Ärztinnen und 
Ärzten zum Zweck der Einhaltung des Arbeitszeitgesetzes anstelle der Auszahlung der sich 
nach den Absätzen 1 und 2 ergebenden Vergütung dieses Dienstes zum Zwecke der Gewäh- 
rung der gesetzlichen Ruhezeit für diesen Dienst in dem erforderlichen Umfang Freizeit (Frei- 
zeitausgleich) gewährt werden. 2Im Einvernehmen mit der Ärztin/dem Arzt kann weitergehen- 
der Freizeitausgleich für Bereitschaftsdienste gewährt werden, soweit dies nicht aufgrund an- 
derer Bestimmungen dieses Anhangs ausgeschlossen ist. 

 
§ 9 Teilzeitbeschäftigung 

(1) 1Mit Ärztinnen und Ärzten soll auf Antrag eine geringere als die vertraglich festgelegte Ar- 
beitszeit vereinbart werden, wenn sie 

a) mindestens ein Kind unter 18 Jahren oder 

b) einen nach ärztlichem Gutachten pflegebedürftigen sonstigen Angehörigen 

tatsächlich betreuen oder pflegen und dringende dienstliche bzw. betriebliche Belange nicht 
entgegenstehen. 2Die Teilzeitbeschäftigung nach Satz 1 ist auf Antrag auf bis zu fünf Jahre zu 
befristen. 3Sie kann verlängert werden; der Antrag ist spätestens sechs Monate vor Ablauf der 
vereinbarten Teilzeitbeschäftigung zu stellen. 4Bei der Gestaltung der Arbeitszeit hat der 
Dienstgeber im Rahmen der dienstlichen Möglichkeiten der besonderen persönlichen Situa- 
tion der Ärztin/des Arztes nach Satz 1 Rechnung zu tragen. 

(2) Ärztinnen und Ärzte, die in anderen als den in Absatz 1 genannten Fällen eine Teilzeitbe- 
schäftigung vereinbaren wollen, können von ihrem Dienstgeber verlangen, dass er mit ihnen 
die Möglichkeit einer Teilzeitbeschäftigung mit dem Ziel erörtert, zu einer entsprechenden Ver- 
einbarung zu gelangen. 

(3) Ist mit früher vollzeitbeschäftigten Ärztinnen und Ärzten auf ihren Wunsch eine nicht befris- 
tete Teilzeitbeschäftigung vereinbart worden, sollen sie bei späterer Besetzung eines Vollzeit- 
arbeitplatzes bei gleicher Eignung im Rahmen der dienstlichen Möglichkeiten bevorzugt be- 
rücksichtigt werden. 

 
§ 10 Arbeitszeitdokumentation 
1Die Arbeitszeiten der Ärztinnen und Ärzte sind durch elektronische Verfahren oder auf andere 
Art mit gleicher Genauigkeit so zu erfassen, dass die gesamte Anwesenheit am Arbeitsplatz 
dokumentiert ist. 2Dabei gilt die gesamte Anwesenheit der Ärztinnen und Ärzte abzüglich der 
tatsächlich gewährten Pausen als Arbeitszeit. 3Eine abweichende Bewertung ist nur bei Ne- 
bentätigkeiten zulässig, die keine Dienstaufgaben sind, und bei privaten Tätigkeiten der Ärztin 
und Arzt. 4Die Ärztin/Der Arzt hat insbesondere zur Überprüfung der dokumentierten Anwe- 
senheitszeiten nach Satz 1 ein persönliches Einsichtsrecht in die Arbeitszeitdokumentation. 
5Die Einsicht ist unverzüglich zu gewähren. 

Anmerkungen zu Absatz 10: 

1. Bei einer außerplanmäßigen Überschreitung der täglichen Höchstarbeitszeit von 
zehn Stunden haben die Ärztinnen und Ärzte dem Dienstgeber auf dessen Verlan- 
gen den Grund der Überschreitung mitzuteilen. 

2. Für die private Veranlassung gemäß Satz 3 trägt der Dienstgeber nach den allge- 
meinen Regeln des Arbeitsrechts die Darlegungs- und Beweislast. 

Anmerkung zu §§ 2 bis 10: 

Bei Inkrafttreten dieses Anhangs bestehende Gleitzeitregelungen bleiben unberührt. 
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§ 11 Allgemeine Eingruppierungsregelungen 

(1) 1Die Eingruppierungen der Ärztinnen und Ärzte richtet sich nach den Tätigkeitsmerkmalen 
des § 12. 2Die Ärztin/Der Arzt erhält das Entgelt nach der Entgeltgruppe, in der sie/er eingrup- 
piert ist. 

(2) 1Die Ärztin/Der Arzt ist in der Entgeltgruppe eingruppiert, deren Tätigkeitsmerkmalen die 
gesamte von ihr/ihm nicht nur vorübergehend auszuübende Tätigkeit entspricht. 2Die gesamte 
auszuübende Tätigkeit entspricht den Tätigkeitsmerkmalen einer Entgeltgruppe, wenn zeitlich 
mindestens zur Hälfte Arbeitsvorgänge anfallen, die für sich genommen die Anforderungen 
eines Tätigkeitsmerkmals oder mehrerer Tätigkeitsmerkmale dieser Entgeltgruppe erfüllen. 
3Kann die Erfüllung einer Anforderung in der Regel erst bei der Betrachtung mehrerer Arbeits- 
vorgänge festgestellt werden, sind diese Arbeitsvorgänge für die Feststellung, ob diese Anfor- 
derung erfüllt ist, insoweit zusammen zu beurteilen. 4Ist in einem Tätigkeitsmerkmal als Anfor- 
derung eine Voraussetzung der Person des Mitarbeiters bestimmt, muss auch diese Anforde- 
rung erfüllt sein. 

Anmerkungen zu Absatz 2: 

1. 1Arbeitsvorgänge sind Arbeitsleistungen (einschließlich Zusammenhangsarbeiten) 
die, bezogen auf den Aufgabenkreis der Ärztin/des Arztes, zu einem bei natürli- 
cher Betrachtung abgrenzbaren Arbeitsergebnis führen (z.B. Erstellung eines 
EKG). 2Jeder einzelne Arbeitsvorgang ist als solcher zu bewerten und darf dabei 
hinsichtlich der Anforderungen zeitlich nicht aufgespaltet werden. 

2. Eine Anforderung im Sinne des Satz 2 ist auch das in einem Tätigkeitsmerkmal 
geforderte Herausheben der Tätigkeit aus einer niedrigeren Entgeltgruppe. 

(3) Die Entgeltgruppe der Ärztin/des Arztes ist im Dienstvertrag anzugeben. 
 

§ 12 Eingruppierung 

Ärztinnen und Ärzte sind wie folgt eingruppiert: 

a) Entgeltgruppe I 

Ärztin/Arzt mit entsprechender Tätigkeit. 

b) Entgeltgruppe II 

Fachärztin/Facharzt mit entsprechender Tätigkeit. 

Anmerkung zu Buchstabe b: 

Fachärztin/Facharzt ist diejenige Ärztin/derjenige Arzt, die/der aufgrund abgeschlosse- 
ner Facharztweiterbildung in ihrem/seinem Fachgebiet tätig ist. 

c) Entgeltgruppe III 

Oberärztin/Oberarzt 

Anmerkung zu Buchstabe c: 

Oberärztin/Oberarzt ist diejenige Ärztin/derjenige Arzt, der/dem die medizinische Ver- 
antwortung für selbstständige Teil- oder Funktionsbereiche der Klinik bzw. der Abtei- 
lung vom Dienstgeber ausdrücklich übertragen worden ist. 

d) Entgeltgruppe IV 

Leitende Oberärztin/Leitender Oberarzt ist diejenige Ärztin/derjenige Arzt, der/dem die 
ständige Vertretung der leitenden Ärztin/des leitenden Arztes (Chefärztin/Chefarzt) vom 
Dienstgeber ausdrücklich übertragen worden ist. 

Anmerkung zu Buchstabe d: 
1Leitende Oberärztin/Leitender Oberarzt ist nur diejenige Ärztin/derjenige Arzt, die/der 
die leitende Ärztin/den leitenden Arzt in der Gesamtheit ihrer/seiner Dienstaufgaben 
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vertritt. 2Das Tätigkeitsmerkmal kann daher innerhalb einer Klinik in der Regel nur von 
einer Ärztin/einem Arzt erfüllt werden. 

 
§ 13 Tabellenentgelt 

(1) 1Die Ärztin/Der Arzt erhält monatlich ein Tabellenentgelt nach der Anlage. 2Die Höhe be- 
stimmt sich nach der Entgeltgruppe, in der sie/er eingruppiert ist, und nach der für sie/ihn gel- 
tenden Stufe. 

(2) Für Ärztinnen und Ärzte gemäß § 12 Buchst. c und d ist die Vereinbarung eines außerta- 
riflichen Entgelts jeweils nach Ablauf einer angemessenen, in der letzten tariflich ausgewiese- 
nen Stufe verbrachten Zeit zulässig. 

 
§ 13a Berechnung und Auszahlung des Entgelts 

Teilzeitbeschäftigte Ärztinnen und Ärzte erhalten das Tabellenentgelt und alle sonstigen Ent- 
geltbestandteile in dem Umfang, der dem Anteil ihrer individuell vereinbarten durchschnittli- 
chen Arbeitszeit an der regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer vollzeitbeschäftigter Ärztinnen 
und Ärzte entspricht. 

 
§ 14 Stufen der Entgelttabelle 

(1) Ärztinnen und Ärzte erreichen die jeweils nächste Stufe – in Abhängigkeit von ihrer Leis- 
tung gemäß § 15 Abs. 2 – nach den Zeiten einer Tätigkeit innerhalb derselben Entgeltgruppe 
bei ihrem Dienstgeber (Stufenlaufzeit) und zwar in 

a) Entgeltgruppe I 

Stufe 2: nach einjähriger ärztlicher Tätigkeit, 

Stufe 3: nach zweijähriger ärztlicher Tätigkeit, 

Stufe 4: nach dreijähriger ärztlicher Tätigkeit, 

Stufe 5: nach vierjähriger ärztlicher Tätigkeit, 

Stufe 6: nach fünfjähriger ärztlicher Tätigkeit. 

b) Entgeltgruppe II 

Stufe 2: nach dreijähriger fachärztlicher Tätigkeit, 

Stufe 3: nach sechsjähriger fachärztlicher Tätigkeit, 

Stufe 4: nach achtjähriger fachärztlicher Tätigkeit, 

Stufe 5: nach zehnjähriger fachärztlicher Tätigkeit, 

Stufe 6: nach zwölfjähriger fachärztlicher Tätigkeit, 

c) Entgeltgruppe III 

Stufe 2: nach dreijähriger oberärztlicher Tätigkeit. 

Stufe 3: nach sechsjähriger oberärztlicher Tätigkeit. 

d) Entgeltgruppe IV 

Stufe 2: nach dreijähriger Tätigkeit als leitende Oberärztin/leitender Oberarzt. 

(2) 1Bei der Anrechnung von Vorbeschäftigungen werden in der Entgeltgruppe I Zeiten ärztli- 
cher Tätigkeit angerechnet. 2Eine Tätigkeit als Ärztin/Arzt im Praktikum gilt als ärztliche Tätig- 
keit. 3In der Entgeltgruppe II werden Zeiten fachärztlicher Tätigkeit in der Regel angerechnet. 
4Zeiten einer vorhergehenden beruflichen Tätigkeit können angerechnet werden, wenn sie für 
die vorgesehene Tätigkeit förderlich sind. 
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Anmerkung zu Absatz 2: 

Zeiten ärztlicher Tätigkeit im Sinne der Sätze 1 bis 3, die im Ausland abgeleistet wor- 
den sind, sind nur solche, die von einer Ärztekammer im Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland als der inländischen ärztlichen Tätigkeit gleichwertig anerkannt werden. 

 
§ 15 Allgemeine Regelungen zu den Stufen 

(1) Ärztinnen und Ärzte erhalten von Beginn des Monats an, in dem die nächste Stufe erreicht 
wird, das Tabellenentgelt nach der neuen Stufe. 

(2) 1Bei Leistungen der Ärztin/des Arztes, die erheblich über dem Durchschnitt liegen, kann 
die erforderliche Zeit für das Erreichen der Stufen 2 bis 5 jeweils verkürzt werden. 2Bei Leis- 
tungen, die erheblich unter dem Durchschnitt liegen, kann die erforderliche Zeit für das Errei- 
chen der Stufe 2 bis 5 jeweils verlängert werden. 3Bei einer Verlängerung der Stufenlaufzeit 
hat der Dienstgeber jährlich zu prüfen, ob die Voraussetzungen für die Verlängerung noch 
vorliegen. 4Für die Beratung von schriftlich begründeten Beschwerden von Ärztinnen und Ärz- 
ten gegen eine Verlängerung nach Satz 2 bzw. 3 ist eine betriebliche Kommission zuständig. 
5Die Mitglieder der betrieblichen Kommission werden je zur Hälfte vom Dienstgeber und von 
der Mitarbeitervertretung benannt; sie müssen der Einrichtung angehören und, soweit sie von 
der Mitarbeitervertretung benannt werden, unter diese Regelung fallen. 6Der Dienstgeber ent- 
scheidet auf Vorlage der Kommission darüber, ob und in welchem Umfang der Beschwerde 
abgeholfen werden soll. 

Anmerkung zu Absatz 2: 

Leistungsbezogene Stufenaufstiege unterstützen insbesondere die Anliegen der Perso- 
nalentwicklung. 

Anmerkung zu Absatz 2 Satz 2: 

Bei Leistungsminderungen, die auf einem anerkannten Arbeitsunfall oder einer Berufs- 
krankheit gemäß § 8 und § 9 SGB VII beruhen, ist diese Ursache in geeigneter Weise 
zu berücksichtigen. 

Anmerkung zu Absatz 2 Satz 6: 

Die Mitwirkung der Kommission erfasst nicht die Entscheidung über die leistungsbezo- 
gene Stufenzuordnung. 

(3) 1Den Zeiten in einer ärztlichen Tätigkeit im Sinne des § 14 Abs. 1 stehen gleich: 

a) Zeiten von Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz, 

b) Zeiten einer Arbeitsunfähigkeit nach § 37 AVR bis zu 26 Wochen, 

c) Zeiten eines bezahlten Urlaubs, 

d) Zeiten eines Sonderurlaubs, bei denen der Dienstgeber vor dem Antritt schriftlich 
ein dienstliches bzw. betriebliches Interesse anerkannt hat, 

e) Zeiten der vorübergehenden Übertragung einer höherwertigen Tätigkeit. 

2Zeiten, in denen Ärztinnen und Ärzte mit einer kürzeren als der regelmäßigen wöchentlichen 
Arbeitszeit eines entsprechenden Vollzeitbeschäftigten beschäftigt waren, werden voll ange- 
rechnet. 

(4) 1Bei einer Eingruppierung in eine höhere oder eine niedrigere Entgeltgruppe erhält die Ärz- 
tin/der Arzt vom Beginn des Monats an, in dem die Veränderung wirksam wird, das Tabellen- 
entgelt der sich aus § 14 Abs. 1 ergebenden Stufe. 2Ist eine Ärztin/ein Arzt, die/der in der Ent- 
geltgruppe II eingruppiert und der Stufe 6 zugeordnet ist (§ 14 Abs. 1 Buchst. b, in die Entgelt- 
gruppe III höhergruppiert und dort der Stufe 1 zugeordnet (§ 12 Buchst. c, § 14 Abs. 1) wor- 
den, erhält die Ärztin/der Arzt so lange das Tabellenentgelt der Entgeltgruppe II Stufe 6, bis 
sie/er Anspruch auf ein Entgelt hat, das das Tabellenentgelt der Entgeltgruppe II Stufe 6 über- 
steigt. 
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(5) 1Soweit es zur regionalen Differenzierung, zur Deckung des Personalbedarfs oder zur Bin- 
dung von qualifizierten Fachkräften erforderlich ist, kann Ärztinnen und Ärzten im Einzelfall, 
abweichend von dem sich aus der nach § 14 und § 15 Abs. 4 ergebenden Stufe ihrer/seiner 
jeweiligen Entgeltgruppe zustehenden Entgelts, ein um bis zu zwei Stufen höheres Entgelt 
ganz oder teilweise vorweg gewährt werden. 2Haben Ärztinnen und Ärzte bereits die Endstufe 
ihrer jeweiligen Entgeltgruppe erreicht, kann ihnen unter den Voraussetzungen des Satzes 1 
ein bis zu 20 v.H. der Stufe 2 ihrer jeweiligen Entgeltgruppe höheres Entgelt gezahlt werden. 

 
§ 16 Leistungsentgelt bzw. Sozialkomponente 

(1) Das Leistungsentgelt bzw. die Sozialkomponente sollen dazu beitragen, die caritativen 
Dienstleistungen zu verbessern. 

(2) 1Ein Leistungsentgelt bzw. eine Sozialkomponente können nur durch eine ergänzende 
Dienstvereinbarung mit der Mitarbeitervertretung nach § 38 MAVO eingeführt werden. 2Der 
persönliche Geltungsbereich einer solchen ergänzenden Dienstvereinbarung ist auf Mitarbei- 
ter im Sinne von § 3 MAVO beschränkt. 3Für Mitarbeiter in leitender Stellung im Sinne von § 3 
Abs. 2 Nr. 2 bis 4 MAVO kann ein Leistungsentgelt bzw. eine Sozialkomponente durch indivi- 
duelle Vereinbarung mit dem Dienstgeber eingeführt werden. 4Der Abschluss einer Dienstver- 
einbarung bzw. einer individuellen Vereinbarung ist freiwillig. 5Die Ärztin/Der Arzt hat hierauf 
auch nach mehrmaliger Gewährung eines Leistungsentgeltes bzw. einer Sozialkomponente 
keinen Rechtsanspruch für die Zukunft. 

 
§ 17 Zusatzurlaub 

(1) Ärztinnen und Ärzte, die Wechselschicht nach § 5 Abs. 1 oder Schichtarbeit nach § 5 
Abs. 2 leisten und denen die Zulage nach § 7 Abs. 5 oder 6 zusteht, erhalten 

a) bei Wechselschichtarbeit für je zwei Monate und 

b) bei Schichtarbeit für je vier Monate 

einen Arbeitstag Zusatzurlaub. 

(3) 1Ärztinnen und Ärzte erhalten bei einer Leistung im Kalenderjahr von mindestens 

- 150 Nachtarbeitsstunden 1 Arbeitstag 
- 300 Nachtarbeitsstunden 2 Arbeitstage 
- 450 Nachtarbeitsstunden 3 Arbeitstage 
- 600 Nachtarbeitsstunden 4 Arbeitstage 

Zusatzurlaub im Kalenderjahr. 2Nachtarbeitsstunden, die in Zeiträumen geleistet werden, für 
die Zusatzurlaub für Wechselschicht- oder Schichtarbeit zusteht, bleiben unberücksichtigt. 

(4) 1Die Ärztin/Der Arzt erhält für die Zeit der Bereitschaftsdienste in den Nachtstunden (§ 5 
Abs. 3) einen Zusatzurlaub in Höhe von einem Arbeitstag pro Kalenderjahr, sofern mindestens 
144 Stunden der Bereitschaftsdienste kalenderjährlich in die Zeit zwischen 20 Uhr bis 6 Uhr 
fallen, sowie von zwei Arbeitstagen pro Kalenderjahr, sofern mindestens 288 Stunden der Be- 
reitschaftsdienste kalenderjährlich in die Zeit zwischen 20 Uhr bis 6 Uhr fallen. 2Absatz 3 Satz 
2 gilt entsprechend. 3Bei Teilzeitkräften ist die Zahl der nach Satz 1 geforderten Bereitschafts- 
dienststunden entsprechend dem Verhältnis ihrer individuell vereinbarten durchschnittlichen 
regelmäßigen Arbeitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit vergleichbarer vollzeitbeschäftigter 
Ärztinnen und Ärzte zu kürzen. 4Ist die vereinbarte Arbeitszeit im Durchschnitt des Urlaubsjah- 
res auf weniger als fünf Arbeitstage in der Kalenderwoche verteilt, ist der Zusatzurlaub in ent- 
sprechender Anwendung des § 4544 Abs. 5 Sätze 3, 4 und 6 AVR zu ermitteln. 

(5) 1Vollzeitbeschäftigte Ärztinnen und Ärzte, die mehr als 29 Bereitschaftsdienste im Kalen- 
derhalbjahr geleistet haben, erhalten einen Arbeitstag Zusatzurlaub. 2Absatz 4 Sätze 3 und 4 
gelten entsprechend. 

(6) 1Zusatzurlaub nach dieser Regelung und sonstigen Bestimmungen mit Ausnahme des ge- 
setzlichen zusätzlichen Urlaubs für schwerbehinderte Menschen wird nur bis zu insgesamt 
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acht Arbeitstagen im Kalenderjahr gewährt. 2Erholungsurlaub und Zusatzurlaub (Gesamtur- 
laub) dürfen im Kalenderjahr zusammen 38 Arbeitstage, bei Zusatzurlaub wegen Wechsel- 
schichtarbeit 39 Arbeitstage nicht überschreiten. 3Bei Ärztinnen und Ärzten, die das 50. Le- 
bensjahr vollendet haben, gilt abweichend von Satz 2 eine Höchstgrenze von 39 Arbeitstagen; 
maßgebend für die Berechnung der Urlaubsdauer ist das Lebensjahr, das im Laufe des Ka- 
lenderjahres vollendet wird. 

(7) Im Übrigen gelten die §§ 36, 44 und 45 AVR mit Ausnahme von § 44 Abs. 7 Satz 1 AVR 
entsprechend. 

Anmerkung zu Absatz 1: 

Der Anspruch auf Zusatzurlaub bemisst sich nach der abgeleisteten Schicht- oder 
Wechselschichtarbeit und entsteht im laufenden Jahr, sobald die Voraussetzungen 
nach Absatz 1 erfüllt sind. 

 
§ 18 Führung auf Probe 

(1) 1Führungspositionen können als befristetes Dienstverhältnis bis zur Gesamtdauer von zwei 
Jahren vereinbart werden. 2Innerhalb dieser Gesamtdauer ist eine höchstens zweimalige Ver- 
längerung des Dienstvertrages zulässig. 3Die beiderseitigen Kündigungsrechte bleiben unbe- 
rührt. 

(2) Führungspositionen sind die zugewiesenen Tätigkeiten mit Weisungsbefugnis. 

(3) 1Besteht bereits ein Dienstverhältnis mit demselben Dienstgeber, kann der Ärztin/dem Arzt 
vorübergehend eine Führungsposition bis zu der in Absatz 1 genannten Gesamtdauer über- 
tragen werden. 2Der Ärztin/dem Arzt wird für die Dauer der Übertragung eine Zulage in Höhe 
des Unterschiedsbetrags zwischen den Tabellenentgelten nach der bisherigen Entgeltgruppe 
und dem sich bei Höhergruppierung nach § 15 Abs. 4 ergebenden Tabellenentgelt gewährt. 
3Nach Fristablauf endet die Erprobung. 4Bei Bewährung wird die Führungsfunktion auf Dauer 
übertragen; ansonsten erhält die Ärztin/der Arzt eine der bisherigen Eingruppierung entspre- 
chende Tätigkeit. 

 
§ 19 (weggefallen) 

 
§ 20 Kosten des Heilberufsausweises 

Der Dienstgeber übernimmt für die Dauer des Dienstverhältnisses die Kosten für den elektro- 
nischen Heilberufsausweis (eHBA) für Ärztinnen und Ärzte. 
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Anlage zu § 13: Tabellenentgelt für Ärztinnen und Ärzte 
 

gültig ab 1. März 2026 (in Euro) 
 

Entgelt- 
gruppe 

Grund- 
entgelt 

Entgeltstufen 

Stufe 1 Stufe 2 Stufe 3 Stufe 4 Stufe 5 Stufe 6 

I 5.722,05 6.046,42 6.278,07 6.679,58 7.158,37 7.355,29 

II 7.552,19 8.185,40 8.741,40 9.065,74 9.382,33 9.698,91 

III 9.459,56 10.015,53 10.810,95    

IV 11.127,50 11.922,95     
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Präambel 
1Durch die wettbewerbsbedingte Lohnspirale nach unten und die gleichzeitig nicht ausrei- 
chende Refinanzierung ist es zur Sicherung der Arbeitsplätze im Bereich der Fahrdienste 
notwendig, eine Sonderregelung der Vergütung für den Bereich Fahrdienste in den AVR zu 
schaffen. 2Die Arbeitsrechtliche Kommission wird sich für die Einführung eines Mindestlohns 
in diesem Bereich einsetzen. 3Die Arbeitsrechtliche Kommission beauftragt die Leitungsaus- 
schüsse der beiden Seiten, zu einem geeigneten Zeitpunkt gemeinsam einen Antrag auf 
Festsetzung eines Mindestlohns in diesem Bereich beim zuständigen Bundesministerium zu 
stellen. 

 
§ 1 Geltungsbereich 

Diese Regelung gilt für Mitarbeiter in Fahrdiensten. 
 

§ 2 Definition 

Fahrdienste im Sinne dieser Regelung umfassen den Transport von Menschen mit Mobili- 
tätseinschränkungen, Menschen mit Behinderung und Kranken im Linien- oder Individual- 
fahrdienst sowie Essen auf Rädern. 

 
§ 3 Vergütung 

(1) Der Mitarbeiter erhält eine Vergütung nach Vergütungsgruppe 11 Stufe 1 der Regelvergü- 
tungstabelle Anhang Tabellen. 

(2) 1Zeitzuschläge werden nach § 18 Abs. 1 bis 2 AVR gezahlt. 2In Abweichung von § 18 
Abs. 1 Satz 2 AVR richtet sich die Stundenvergütung nach der in Absatz 1 festgelegten Mo- 
natsvergütung. 3Die Zeitzuschläge für Überstunden betragen je Stunde 25 v.H. 

 
§ 4 Sonstige Bestimmungen 
1Die Bestimmungen der Anhänge Entgeltordnung, Auszubildende, besondere Regelungen 
für Praktikanten, Lehrkräfte, Ärztlicher Dienst, Inklusionsbetriebe, Modellprojekte und Über- 
leitung sowie die §§ 18 Abs. 4 bis 5, 27, 30, 31, 32, 33 und 35 AVR finden keine Anwendung 
auf Mitarbeiter in Fahrdiensten. 2Ansonsten finden die AVR und ihre Anhänge entsprechende 
Anwendung, soweit vorstehend keine abweichende Regelung vorgesehen ist. 

 
§ 5 Besitzstandsregelung 

(1) Für Mitarbeiter, denen bis zum 31.12.2013 eine Vergütung nach der damals gültigen An- 
lage 2 AVR schriftlich zugesagt worden ist oder die bis zum 31.12.2013 eine Vergütung nach 
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der damals gültigen Anlage 2 AVR erhalten haben, finden die vorstehenden Regelungen 
keine Anwendung. 

(2) Mitarbeitern, denen bis zum 31.12.2013 eine höhere als die unter § 3 genannte Vergü- 
tung zugesagt worden ist oder die bis zum 31.12.2013 eine höhere als die unter § 3 ge- 
nannte Vergütung erhalten haben, wird die höhere Vergütung fortgezahlt. 

Anmerkung zu § 5: 

Im Zuständigkeitsbereich der Regionalkommission Ost gilt § 5 mit der Maßgabe, dass 
statt des 31.12.2013 jeweils der 31.12.2014 als maßgeblicher Zeitpunkt für die Prüfung 
von Besitzständen anzunehmen ist. 

 
§ 6 Neuausschreibungen für Beförderungsleistungen; Anwendung von 

Tarifverträgen 

(1) Dienstgeber, die ab dem 15. Juni 2018 an einem Zuschlagsverfahren für Beförderungs- 
leistungen teilnehmen, können abweichend von § 3 den Dienstverträgen ihrer Mitarbeiter 
nach § 1 als Mindestinhalt das Entgelt nach § 2 der Anlage 5 des DRK-Reformtarifvertra- 
ges in der jeweils aktuell gültigen Fassung zugrunde legen. 

(2) Auf Mitarbeiter, die bis zum 14. Juni 2018 eine Vergütung nach § 3 erhalten haben, findet 
Absatz 1 für die Dauer des ununterbrochen fortbestehenden Dienstverhältnisses keine An- 
wendung. Unterbrechungen des Dienstverhältnisses von bis zu einem Monat sind unschäd- 
lich. 
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Besondere Regelungen für Mitarbeiter in Inklusionsbetrieben 
 

§ 1 Geltungsbereich 
      1Diese Anlage findet auf nach §§ 215ff. SGB IX anerkannte Inklusionsbetriebe Anwen- 

dung. 2Inklusionsbetriebe sind rechtlich und wirtschaftlich selbstständige Unternehmen oder 
unternehmensinterne oder von öffentlichen Arbeitgebern im Sinne des § 154 Abs. 2 SGB IX 
geführte Betriebe oder Abteilungen zur Beschäftigung schwerbehinderter Menschen auf dem 
allgemeinen Arbeitsmarkt, deren Teilhabe an einer sonstigen Beschäftigung auf dem allge- 
meinen Arbeitsmarkt auf Grund von Art oder Schwere der Behinderung oder wegen sonsti- 
ger Umstände voraussichtlich trotz Ausschöpfens aller Fördermöglichkeiten und des Einsat- 
zes von Integrationsfachdiensten auf besondere Schwierigkeiten stößt. 

      Diese Regelung gilt für Mitarbeiter im Anwendungsbereich des Abs. 1 Satz 1, die in 
den Geltungsbereich der AVR fallen und in der Produktion bzw. Dienstleistung auch für Dritte 
tätig sind. 

 
§ 2 Anwendung von Tarifverträgen 

      (RK Nord, NRW, Ost und Bayern): Abweichend von den Bestimmungen der AVR kön- 
nen den Dienstverträgen der Mitarbeiter nach § 1 Abs. 2 als Mindestinhalt die branchenübli- 
chen, regional geltenden tarifvertraglichen Regelungen, die mit einer dem Deutschen Ge- 
werkschaftsbund angehörigen Gewerkschaft abgeschlossen wurden, in ihrer jeweils aktuell 
gültigen Fassung zugrunde gelegt werden. 

(1) (RK BW und Mitte):1Abweichend von den Bestimmungen der AVR können den Dienst- 
verträgen der Mitarbeiter nach § 1 Abs. 2 als Mindestinhalt die branchenüblichen, regional 
geltenden tarifvertraglichen Regelungen, die mit einer dem Deutschen Gewerkschaftsbund 
angehörigen Gewerkschaft abgeschlossen wurden, in ihrer jeweils aktuell gültigen Fassung 
zugrunde gelegt werden. 2Besteht keine tarifvertragliche Regelung nach Satz 1, können den 
Dienstverträgen als Mindestinhalt auch die branchenüblichen, regional geltenden Arbeitsbe- 
dingungen bzw. Vergütungsregelungen zu Grunde gelegt werden. 3Hierzu ist vom Dienstge- 
ber bei der zuständigen Regionalkommission der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deut- 
schen Caritasverbandes ein in Textform zu begründender Antrag zu stellen. 4Die Regional- 
kommission kann vom Dienstgeber geeignete Unterlagen anfordern. 5Über einen Antrag 
nach Satz 3 entscheidet die Regionalkommission innerhalb von sechs Monaten durch Be- 
schluss. 6Soweit die Regionalkommission Abweichungen von den Bestimmungen der AVR 
zulässt, sind diese zeitlich zu befristen. 7Die Frist nach Satz 5 beginnt mit der Feststellung 
des Eingangs der Antragsunterlagen durch die Kommissionsgeschäftsstelle. 8Bis zu einer 
Entscheidung der Regionalkommission nach Satz 5 gelten die ursprünglichen dienstvertragli- 
chen Regelungen weiter. 9Die Regelung der Sätze 2 bis 8 ist befristet bis zum 31. Dezember 
2030. 

      1Ausgenommen von Absatz 1 sind die Bestimmungen über die betriebliche Altersver- 
sorgung. 2Anstelle der tariflichen Bestimmungen über die betriebliche Altersversorgung findet 
§ 43 AVR i.V.m. Anhang Zusätzliche Altersversorgung entsprechend Anwendung. 3Ferner 
von Absatz 1 ausgenommen ist der Anhang Kurzarbeit; er findet Anwendung. 
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§ 3 Informationspflicht 
1Wendet ein Träger die Regelungen dieses Anhangs an, hat er unverzüglich eine entspre- 
chende Information an die Geschäftsstelle der Arbeitsrechtlichen Kommission des Deut- 
schen Caritasverbandes zu übersenden. 2Die Information muss die Bezeichnung des Inklusi- 
onsbetriebes und seiner Arbeitsfelder, die Anzahl und den Beschäftigungsumfang der dort 
angestellten Mitarbeiter sowie die Angabe des den Dienstverhältnissen zugrunde gelegten 
Tarifvertrages enthalten. 3Die Angaben sind zum 31. Dezember jeden Jahres zu aktualisie- 
ren. 4Die Geschäftsstelle leitet diese Informationen an die Mitglieder der zuständigen Regio- 
nalkommission weiter. 
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Anhang Modellprojekte 
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1Mit veränderten Vergütungsstrukturen kann das Entgelt der Mitarbeiter flexibler gestaltet 
werden als bisher. 2Ziel ist es, die wirtschaftlichen Grundlagen einer Einrichtung und damit 
die Arbeitsplätze der Mitarbeiter zu sichern. 3Die veränderten Vergütungsstrukturen haben 
außerdem zu berücksichtigen, dass alle Mitarbeiter trotz unterschiedlichen Leistungsvermö- 
gens in den Einrichtungen integriert bleiben. 

 
§ 1 Erprobung veränderter Vergütungsstrukturen 

Zur Erprobung veränderter Vergütungsstrukturen kann durch einen Beschluss der Arbeits- 
rechtlichen Kommission in einzelnen Einrichtungen von vergütungsrelevanten Bestimmun- 
gen der AVR abgewichen werden. 

 
§ 2 Vorschlag 
1Voraussetzung für ein Modellprojekt ist ein gemeinsamer Vorschlag von Dienstgeber und 
Mitarbeitervertretung bzw. Gesamtmitarbeitervertretung einer Einrichtung bzw. eines Trägers 
an den Geschäftsführer der Arbeitsrechtlichen Kommission. 2In den Vorschlag sind unter an- 
derem eine Zielbeschreibung, die abweichenden Bestimmungen, die Klärung der Besitz- 
stände, die Bildung einer Projektgruppe, ein Evaluationskonzept und die Befristung des Mo- 
dellprojektes aufzunehmen. 3Nähere Voraussetzungen regelt die Arbeitsrechtliche Kommis- 
sion. 

 
§ 3 Projektgruppe 
1Die Projektgruppe besteht zu gleichen Teilen aus Mitgliedern, die von der Mitarbeitervertre- 
tung benannt werden, und Vertretern des Dienstgebers der Einrichtung bzw. des Trä- 
gers. 2Sie begleitet die Entwicklung des Modellprojekts und unterrichtet regelmäßig die Ar- 
beitsrechtliche Kommission. 3Der Projektgruppe sind die zur Begleitung des Modellprojektes 
erforderlichen Unterlagen durch den Dienstgeber rechtzeitig und umfassend zur Verfügung 
zu stellen und zu erläutern. 
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Übergangsregelungen für caritative Träger, die das Tarifrecht des öffentlichen 
Dienstes anwenden 

 
§ 1 Geltungsbereich 

Diese Regelung gilt für caritative Träger, die 

- die Grundordnung des kirchlichen Dienstes (GrO) in ihr Statut übernommen haben 
und 

- spätestens seit dem 1. Oktober 2005 durchgehend die Tarifverträge für die kommu- 
nalen Arbeitgeber (TVöD-VKA bzw. TV-Ärzte-VKA und diese ergänzende Tarifver- 
träge) anwenden. 

 
§ 2 Anwendung von Tarifverträgen 

Abweichend von den Bestimmungen der AVR werden den Dienstverträgen der Mitarbeiter im 
Geltungsbereich nach § 1 die tarifvertraglichen Regelungen für die kommunalen Arbeitgeber 
(TVöD-VKA bzw. TV-Ärzte-VKA und diese ergänzende Tarifverträge) in ihrer jeweils gültigen 
Fassung zugrunde gelegt. 

 
§ 3 Informationspflicht 

Vom Geltungsbereich nach § 1 erfasste Träger haben eine schriftliche Information über die 
Anwendung der Anlage an die Geschäftsstelle der Arbeitsrechtlichen Kommission zu sen- 
den. 



202 
 

 

Anhang Kurzarbeit 
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§ 7 Urlaub und Altersteilzeit .................................................................................... 203 

§ 8 Veränderung der Kurzarbeit ............................................................................. 203 
 
 
 

§ 1 Kurzarbeit 

      Dieser Anhang gilt für Mitarbeiter, die in einem ungekündigten Dienstverhältnis zu ei- 
nem Dienstgeber stehen. 

      1Für die Berechnung der Dienstbezüge gemäß § 27 AVR und der Krankenbezüge ge- 
mäß § 37 AVR gilt § 42 Abs. 2 AVR entsprechend. 2Für die Anwendung sonstiger Bestim- 
mungen der AVR bleibt die Kürzung der dienstvertraglich vereinbarten Arbeitszeit und die 
sich daraus ergebende Minderung der Bezüge außer Betracht. 

      Mitarbeiter, deren Arbeitszeit länger als drei zusammenhängende Wochen verkürzt 
worden ist, können ihr Dienstverhältnis mit einer Frist von einem Monat zum Monatsende 
kündigen. 

 
§ 2 Voraussetzungen der Einführung und Ausgestaltung der Kurzarbeit 

      1Bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen gemäß SGB III und der Kurzarbeiter- 
geldverordnung kann der Dienstgeber nach Abschluss einer Dienstvereinbarung Kurzarbeit 
anordnen. 2Die Dienstvereinbarung legt ein Datum des Beginns der Kurzarbeit oder einen 
Zeitraum, in dem die Kurzarbeit beginnt, fest. 3Dieser Zeitraum beträgt höchstens zwei Mo- 
nate ab Abschluss der Dienstvereinbarung. 4Die Mitarbeitervertretung ist über die beabsich- 
tigte Einführung von Kurzarbeit unverzüglich und umfassend zu informieren. 5Die gesetzli- 
chen Rechte der Mitarbeitervertretung bleiben darüber hinaus bestehen, soweit durch diesen 
Anhang keine abschließende Regelung getroffen wird. 6In Einrichtungen ohne Mitarbeiterver- 
tretung ist die Kurzarbeit mit jedem betroffenen Mitarbeiter gesondert zu vereinbaren. 

      1Der Beginn der Kurzarbeit ist den von Kurzarbeit betroffenen Mitarbeitern mit einer 
Frist von fünf Kalendertagen anzukündigen. 2Sieht die Dienstvereinbarung einen konkreten 
Beginn vor, gilt als Ankündigung die Bekanntgabe der Dienstvereinbarung i.S.d. Absatz 1. 
3Sieht die Dienstvereinbarung einen Zeitraum für den Beginn der Kurzarbeit im Sinne des 
Absatzes 1 vor, so ist der Beginn den Mitarbeitern auf betriebsüblichem Wege bekannt zu 
machen. 

 
§ 3 Umfang der Kurzarbeit 
1Die Kurzarbeit kann in Einrichtungen sowie Teilen derselben, nicht jedoch für einzelne Mit- 
arbeiter, eingeführt werden. 2Die Kurzarbeit kann bis zu einer Herabsetzung der Arbeitszeit 
auf null Stunden eingeführt werden. 
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§ 4 Anzeige und Antrag bei der Agentur für Arbeit – Information durch den 
Dienstgeber 

      Der Dienstgeber zeigt im Falle der Notwendigkeit von Kurzarbeit den Arbeitsausfall un- 
verzüglich bei der zuständigen Agentur für Arbeit an und stellt die Anträge zur Gewährung 
von Kurzarbeitergeld. 

      Die Mitarbeitervertretung erhält Kopien der Anzeige, des Erstantrags mit Anlagen und 
der Bescheide der Agentur für Arbeit. 

      Im Falle des § 2 Abs. 1 Satz 6 hat der Dienstgeber den Mitarbeitern die für sie erforder- 
lichen Informationen zur Verfügung zu stellen. 

 
§ 5 Aufstockung des Kurzarbeitergeldes 

      1Die Mitarbeiter, die von der Kurzarbeit betroffen sind, erhalten vom Dienstgeber zu- 
sätzlich zum verkürzten Entgelt und dem von der Agentur für Arbeit zu erwartenden Kurzar- 
beitergeld eine Aufstockungszahlung. 2Mitarbeiter, die mindestens für ein Kind unterhalts- 
pflichtig sind, erhalten eine Aufstockung auf 87 v.H., die sonstigen Mitarbeiter auf 80 v.H. des 
nach § 106 SGB III berechneten pauschalierten Nettoentgelts aus dem Soll-Entgelt. 3Durch 
Dienstvereinbarung kann diese Aufstockung erhöht oder verringert werden. 

      Ungekürzt weitergezahlt werden Urlaubsentgelt, vermögenswirksame Leistungen so- 
wie Jahressonderzahlung. 

      Der Aufstockungsbetrag ist kein monatliches Entgelt und wird deshalb bei tariflichen 
Leistungen, deren Höhe vom Entgelt abhängig ist, nicht berücksichtigt. 

      1Werden während der Kurzarbeit betriebsbedingte Kündigungen gegenüber Mitarbei- 
tern ausgesprochen, die sich in Kurzarbeit befinden, endet die Kurzarbeit. 2Im Fall einer sol- 
chen betriebsbedingten Kündigung erhöht sich für die zweite Hälfte der in Kurzarbeit ver- 
brachten Zeit, mindestens jedoch für die letzten zwei Monate der Kurzarbeit vor dem Aus- 
spruch der betriebsbedingten Kündigung die Aufstockung nach § 5 Abs. 1 auf 100 v.H. des 
nach § 106 SGB III berechneten pauschalierten Nettoentgelts aus dem Soll-Entgelt. 3Hiervon 
kann durch Dienstvereinbarung nicht abgewichen werden. 

 
§ 6 Zahlung des Kurzarbeitergeldes und des Aufstockungsbetrages 
1Das Kurzarbeitergeld und der Aufstockungsbetrag werden zum Zeitpunkt der monatlichen 
Entgeltzahlung § 42 AVR durch den Dienstgeber gezahlt. 2Dies gilt unabhängig von dem 
Zahlungszeitpunkt durch die Agentur für Arbeit. 

 
§ 7 Urlaub und Altersteilzeit 

      Eine aus der Kurzarbeit resultierende Minderung des Umfanges des Anspruches auf 
Erholungsurlaub nach § 45 AVR kann durch Dienstvereinbarung ganz oder teilweise ausge- 
schlossen werden. 

      1Für Mitarbeiter in der Arbeitsphase des Altersteilzeitblockmodells kann § 10 der An- 
lage 17a in der am 31. Dezember 2026 geltenden Fassung der AVR entsprechend angewen- 
det werden. 2Die Aufstockung gemäß § 1 Abs. 1 ist kein Regelarbeitsentgelt im Sinne von 
§ 7 Abs. 3 Satz 2 der Anlage 17a in der am 31. Dezember 2026 geltenden Fassung der 
AVR. 

 
§ 8 Veränderung der Kurzarbeit 
1Bei Unterbrechung, Ausweitung, Verlängerung oder Beendigung der Kurzarbeit ist die Mitar- 
beitervertretung im Rahmen ihrer Beteiligungsrechte einzubeziehen. 2Die Änderungen müs- 
sen mit einer Frist von mindestens fünf Arbeitstagen angekündigt werden. 
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Teil I. Überleitungs- und Zuordnungsregelungen für Bestandsmitarbeiter 
 

§ 1 Geltungsbereich 
1Diese Überleitungs- und Zuordnungsregelungen gelten für alle Mitarbeiter, die nach Anla- 
gen 2, 2d und 2e in der am 31. Dezember 2026 geltenden Fassung der AVR eingruppiert 
sind und die am 31. Dezember 2026 in einem Dienstverhältnis gestanden haben, das am 
1. Januar 2027 fortbesteht. 2Ein Dienstverhältnis besteht auch fort bei der Verlängerung ei- 
nes befristeten Dienstvertrages. 3Unterbrechungen von bis zu einem Monat sind unschäd- 
lich. 

 
§ 2 Zuordnungstabellen 

Die Zuordnung der Vergütungsgruppen zu den Entgeltgruppen erfolgt gemäß dieser Zuord- 
nungstabellen: 

 

Vergütungsgruppe Teil III. Anlage 2 Entgeltgruppe Anhang Entgeltordnung 
Vergütungsgruppe 1  

Ziffer 3 Teil B, Abschnitt I, EG 15 
Ziffer 4 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 15 
Ziffer 5 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 15 
Ziffer 6 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 15 
Ziffer 7 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 15 
Ziffer 8 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 15 
Vergütungsgruppe 1a  

Ziffer 1 Teil B, Abschnitt I, EG 15 
Ziffer 1a Teil B, Abschnitt I, EG 14 
Ziffer 7a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 15 
Ziffer 7b Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 14 
Ziffer 8 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 14 
Ziffer 10 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 15 
Ziffer 11 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 14 
Ziffer 12 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 14 
Ziffer 13 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 14 
Ziffer 14 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 14 
Ziffer 14a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 14 
Ziffer 14b Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 15 
Ziffer 14c Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 15 
Ziffer 17 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 14 
Vergütungsgruppe 1b  

Ziffer 1 Teil B, Abschnitt I, EG 14 
Ziffer 2 Teil B, Abschnitt I, EG 14 
Ziffer 9 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 14 
Ziffer 9a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 13 Fallgruppe 1 
Ziffer 9d Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 13 Fallgruppe 1 
Ziffer 10a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 13 Fallgruppe 1 
Ziffer 12 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 13 Fallgruppe 1 
Ziffer 13 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 13 Fallgruppe 1 
Ziffer 14 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 13 Fallgruppe 1 
Ziffer 15 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 14 
Ziffer 16 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 13 Fallgruppe 1 
Ziffer 17 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 14 
Ziffer 17a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 14 
Ziffer 20 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 13 Fallgruppe 2 

  

Vergütungsgruppe 2  

Ziffer 1 Teil B, Abschnitt I, EG 14 
Ziffer 3 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 13 Fallgruppe 1 
Ziffer 7 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 13 Fallgruppe 1 
Ziffer 7a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 12 
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Vergütungsgruppe Teil III. Anlage 2 Entgeltgruppe Anhang Entgeltordnung 
Ziffer 10a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 12 
Ziffer 10b Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 13 Fallgruppe 1 
Ziffer 11 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 12 
Ziffer 12 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 13 Fallgruppe 1 
Ziffer 13 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 13 Fallgruppe 1 
Ziffer 14 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 13 Fallgruppe 1 
Ziffer 15 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 12 
Ziffer 16 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 13 Fallgruppe 1 
Ziffer 18 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 12 
Vergütungsgruppe 3  

Ziffer 1 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 12 
Ziffer 2 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 11 
Ziffer 2a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 12 
Ziffer 12 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 12 
Ziffer 13 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 11 
Ziffer 14 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 11 
Ziffer 15 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 12 
Ziffer 15a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 11 
Ziffer 20 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 11 
Ziffer 20a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 12 
Ziffer 21 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 11 
Vergütungsgruppe 4a  

Ziffer 4 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 10 
Ziffer 4a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9c 
Ziffer 6 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 20, EG 10 Fallgruppe 1 
Ziffer 7 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 20, EG 10 Fallgruppe 1 
Ziffer 8 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 10 
Ziffer 8a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 11 
Ziffer 12 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 11 
Ziffer 25 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 11 
Ziffer 25a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9c 
Ziffer 39 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 11 
Ziffer 40 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 10 
Vergütungsgruppe 4b  

Ziffer 2 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 7, EG 9b Fallgruppe 1 
Ziffer 4 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 20, EG 9b 
Ziffer 7 
mit Bewährung aus VG 5b Ziffer 11 

Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 5, EG 9b 

Ziffer 7 
mit Bewährung aus VG 5b Ziffer 8 

Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 20, EG 9b 

Ziffer 7a Teil A, Abschnitt II, Ziffer 3, EG 10 
Ziffer 8 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 10 
Ziffer 9d Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9b Fallgruppe 2 
Ziffer 11 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 20, EG 9b 
Ziffer 11b Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9c 
Ziffer 11c Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9b Fallgruppe 2 
Ziffer 11d Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9b Fallgruppe 2 
Ziffer 12 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 20, EG 10 Fallgruppe 1 
Ziffer 13 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 20, EG 10 Fallgruppe 1 
Ziffer 14 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9b Fallgruppe 2 
Ziffer 14a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 10 
Ziffer 17 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 8, EG 9b Fallgruppe 1 
Ziffer 20 
mit Bewährung aus VG 5b Ziffer 38 

Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 20, EG 9b 

Ziffer 20 
mit Bewährung aus VG 5b Ziffer 39 

Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 10, EG 9b Fallgruppe 1 

Ziffer 21 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9b Fallgruppe 2 
Ziffer 23 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9b Fallgruppe 2 
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Vergütungsgruppe Teil III. Anlage 2 Entgeltgruppe Anhang Entgeltordnung 
Ziffer 24 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9b Fallgruppe 2 
Ziffer 33 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9c 
Ziffer 34 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9b Fallgruppe 2 
Ziffer 35 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9b Fallgruppe 1 
Ziffer 37 
mit Bewährung aus VG 5b Ziffer 62 

Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 20, EG 9b 

Ziffer 37 
mit Bewährung aus VG 5b Ziffer 59 

Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 13, EG 9b Fallgruppe 1 

Ziffer 39 
mit Bewährung aus VG 5b Ziffer 64 

Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 20, EG 9b 

Ziffer 39 
mit Bewährung aus VG 5b Ziffer 65 

Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 15, EG 9b Fallgruppen 1 

Ziffer 52 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9b Fallgruppe 1 
Vergütungsgruppe 5b  

Ziffer 1 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 7, EG 9b Fallgruppe 1 
Ziffer 3 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 7, EG 9a 
Ziffer 5 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 6, EG 9a 
Ziffer 6 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 20, EG 9b 
Ziffer 8 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 20, EG 9b 
Ziffer 10 
mit Bewährung aus VG 5c Ziffer 9 

Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 20, EG 9b 

Ziffer 10 
mit Bewährung aus VG 5c Ziffer 10 

Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9b Fallgruppe 2 

Ziffer 10 
mit Bewährung aus VG 5c Ziffer 13 

Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 5, EG 9a 

Ziffer 11 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 5, EG 9b 
Ziffer 11a Teil A, Abschnitt II, Ziffer 3, EG 10 
Ziffer 16 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9b Fallgruppe 2 
Ziffer 17 Teil A, Abschnitt II, Ziffer 4, EG 9b Fallgruppe 2 
Ziffer 17a Teil A, Abschnitt II, Ziffer 4, EG 9a Fallgruppe 2 
Ziffer 19 Teil A, Abschnitt II, Ziffer 4, EG 9b Fallgruppe 1 
Ziffer 19a Teil A, Abschnitt II, Ziffer 4, EG 9a Fallgruppe 1 
Ziffer 19b Teil A, Abschnitt II, Ziffer 4, EG 9a Fallgruppe 1 
Ziffer 23 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 16, EG 9a 
Ziffer 24 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 20, EG 9b 
Ziffer 25 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9b Fallgruppe 2 
Ziffer 25a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9b Fallgruppe 2 
Ziffer 25b Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9a Fallgruppe 2 
Ziffer 25c Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9b Fallgruppe 2 
Ziffer 26 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9b Fallgruppe 2 
Ziffer 28 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9a 
Ziffer 29 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 8, EG 9b Fallgruppe 1 
Ziffer 31 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 8, EG 9a 
Ziffer 34 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 20, EG 9b 
Ziffer 37 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 10, EG 9a 
Ziffer 38 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 20, EG 9b 
Ziffer 39 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 10, EG 9b Fallgruppe 1 
Ziffer 41 Teil A, Abschnitt II, Ziffer 1, EG 9a Fallgruppe 1 
Ziffer 43 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9b Fallgruppe 2 
Ziffer 44 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9a 
Ziffer 45 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9a 
Ziffer 46 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9a 
Ziffer 55 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9a 
Ziffer 56 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9b Fallgruppe 2 
Ziffer 57 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9b Fallgruppe 1 
Ziffer 58 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9b Fallgruppe 1 
Ziffer 59 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 13, EG 9b Fallgruppe 1 
Ziffer 61 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 13, EG 9a 
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Vergütungsgruppe Teil III. Anlage 2 Entgeltgruppe Anhang Entgeltordnung 
Ziffer 62 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 20, EG 9b 
Ziffer 64 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 20, EG 9b 
Ziffer 65 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 15, EG 9b Fallgruppe 1 
Ziffer 66 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9a 
Ziffer 69a Teil A, Abschnitt II, Ziffer 5, EG 9a 
Ziffer 70 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9b Fallgruppe 2 
Ziffer 70a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9b Fallgruppe 2 
Ziffer 71 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9a 
Vergütungsgruppe 5c  

Ziffer 2 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 7, EG 8 
Ziffer 3 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 7, EG 9a 
Ziffer 4 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 8 
Ziffer 5 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 6, EG 8 
Ziffer 6 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 6, EG 9a 
Ziffer 7 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 6 
Ziffer 8 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9b Fallgruppe 2 
Ziffer 9 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 20, EG 9b 
Ziffer 10 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9b Fallgruppe 2 
Ziffer 11 
mit Bewährung aus VG 6b Ziffern 14 und 15 

Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 20, EG 9b 

Ziffer 11 
mit Bewährung aus VG 6b Ziffer 16 

Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9b Fallgruppe 2 

Ziffer 11 
mit Bewährung aus VG 6b Ziffer 17 

Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 5 EG 8 

Ziffer 12 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 5, EG 7 
Ziffer 13 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 5, EG 9a 
Ziffer 14 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 8 
Ziffer 21 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 8 
Ziffer 22 Teil A, Abschnitt II, Ziffer 4, EG 9a Fallgruppe 2 
Ziffer 22a Teil A, Abschnitt II, Ziffer 4, EG 8 
Ziffer 23 Teil A, Abschnitt II, Ziffer 4, EG 9a Fallgruppe 1 
Ziffer 23a Teil A, Abschnitt II, Ziffer 4, EG 8 
Ziffer 25 Teil A, Abschnitt II, Ziffer 4, EG 9a Fallgruppe 1 
Ziffer 26 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 8 
Ziffer 26a Teil A, Abschnitt II, Ziffer 4, EG 8 
Ziffer 30 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 16, EG 8 
Ziffer 31 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 16, EG 9a 
Ziffer 32 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9a 
Ziffer 32a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9b Fallgruppe 2 
Ziffer 32b Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9a 
Ziffer 32c Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9a 
Ziffer 34 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 8, EG 7 
Ziffer 35 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 8, EG 8 
Ziffer 37 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 20, EG 9b 
Ziffer 38 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 20, EG 9b 
Ziffer 39 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 10, EG 8 
Ziffer 40 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 10, EG 7 
Ziffer 41 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 10, EG 9a 
Ziffer 41a Teil A, Abschnitt II, Ziffer 1, EG 7 Fallgruppe 1 
Ziffer 42 Teil A, Abschnitt II, Ziffer 1, EG 9a Fallgruppe 1 
Ziffer 42a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 7 
Ziffer 48 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9a 
Ziffer 48a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9a 
Ziffer 48b Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 8 
Ziffer 48c Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 8 
Ziffer 48d Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 8 
Ziffer 49 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9a 
Ziffer 50 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 13, EG 8 
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Vergütungsgruppe Teil III. Anlage 2 Entgeltgruppe Anhang Entgeltordnung 
Ziffer 51 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 13, EG 9a 
Ziffer 52 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 15, EG 8 
Ziffer 53 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9a 
Ziffer 54 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9a 
Ziffer 55a Teil A, Abschnitt II, Ziffer 5, EG 9a 
Ziffer 56 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9b Fallgruppe 2 
Ziffer 56a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 8 
Ziffer 57 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9b Fallgruppe 2 
Ziffer 57a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 8 
Ziffer 58 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 8 
Vergütungsgruppe 6b  

Ziffer 2 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 6 
Ziffer 3 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 6 
Ziffer 4 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 6 
Ziffer 5 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 7, EG 8 
Ziffer 6 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 7, EG 7 
Ziffer 8 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 8 
Ziffer 9 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 6, EG 8 
Ziffer 10 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 6, EG 7 
Ziffer 11 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 6 
Ziffer 12 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9b Fallgruppe 2 
Ziffer 13 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3 EG 9a 
Ziffer 14 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 20, EG 9b 
Ziffer 15 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 20, EG 9b 
Ziffer 16 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9b Fallgruppe 2 
Ziffer 17 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 5, EG 8 
Ziffer 18 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 5, EG 7 
Ziffer 19 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 8 
Ziffer 23 Teil A, Abschnitt II, Ziffer 5, EG 8 
Ziffer 24 Teil A, Abschnitt II, Ziffer 4, EG 8 
Ziffer 24a Teil A, Abschnitt II, Ziffer 4, EG 8 
Ziffer 25 Teil A, Abschnitt II, Ziffer 4, EG 8 
Ziffer 25a Teil A, Abschnitt II, Ziffer 4, EG 8 
Ziffer 25b Teil A, Abschnitt I, Ziffer 2, EG 6 
Ziffer 25c Teil A, Abschnitt I, Ziffer 2, EG 6 
Ziffer 26 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 8 
Ziffer 26a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 6 
Ziffer 26b Teil A, Abschnitt II, Ziffer 4, EG 8 
Ziffer 26c Teil A, Abschnitt II, Ziffer 4, EG 8 
Ziffer 26d Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 7 
Ziffer 28 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 16, EG 8 
Ziffer 29 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 16, EG 7 
Ziffer 30 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 8 
Ziffer 31 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9a 
Ziffer 31a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9a 
Ziffer 32 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 7 
Ziffer 32a Teil B, Abschnitt X, EG 6 Fallgruppe 2 
Ziffer 34 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 7 
Ziffer 35 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 8, EG 8 
Ziffer 36 
mit Bewährungsaufstieg nach VG 5c Ziffer 34 

Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 8, EG 7 

Ziffer 36 
mit Bewährungsaufstieg über VG 5c Ziffer 35 
nach VG 5b Ziffer 31 

Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 8, EG 9a 

Ziffer 38 
mit Bewährung aus 
VG 7 Ziffer 30, 32 

Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 9, EG 6 

Ziffer 38 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 20, EG 9b 
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Vergütungsgruppe Teil III. Anlage 2 Entgeltgruppe Anhang Entgeltordnung 
mit Bewährung aus 
VG 7 Ziffer 29 

 

Ziffer 39 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 20, EG 9b 
Ziffer 40 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 20, EG 9b 
Ziffer 41 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 10, EG 7 
Ziffer 42 
mit Bewährungsaufstieg nach VG 5c Ziffer 39 

Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 10, EG 8 

Ziffer 42 
mit Bewährungsaufstieg über VG 5c Ziffer 41 
nach VG 5b Ziffer 37 

Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 10, EG 9a 

Ziffer 43 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 6 
Ziffer 44 Teil A, Abschnitt II, Ziffer 1, EG 7 Fallgruppe 1 
Ziffer 44a Teil A, Abschnitt II, Ziffer 1, EG 5 
Ziffer 45 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 8 
Ziffer 46 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 6 
Ziffer 48 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 7 
Ziffer 48a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 6 
Ziffer 48b Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 7 
Ziffer 57 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 8 
Ziffer 58 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 6 
Ziffer 59 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 7 
Ziffer 60 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 13, EG 8 
Ziffer 61 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 13, EG 7 
Ziffer 61 
mit Bewährungsaufstieg über VG 5c Ziffer 51 
nach VG 5b Ziffer 61 

Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 13, EG 9a 

Ziffer 62 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 15, EG 8 
Ziffer 63 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 15, EG 7 
Ziffer 64 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9a 
Ziffer 65 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9a 
Ziffer 66 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 6 
Ziffer 67 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 8 
Ziffer 67a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 6 
Ziffer 68 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 6 
Ziffer 69 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 7 
Ziffer 70 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 8 
Ziffer 70b Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 6 
Ziffer 72 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 6 
Vergütungsgruppe 7  

Ziffer 2 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 5 Fallgruppe 1 
Ziffer 3 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 6 
Ziffer 4 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 5 Fallgruppe 1 
Ziffer 5 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 6 
Ziffer 8 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 6 
Ziffer 9 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3 EG 9a 
Ziffer 10 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9a 
Ziffer 11 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 9a 
Ziffer 12 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 8 
Ziffer 16 Teil A, Abschnitt II, Ziffer 4, EG 8 
Ziffer 17 Teil A, Abschnitt II, Ziffer 4, EG 8 
Ziffer 18 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 2, EG 6 
Ziffer 18a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 2, EG 5 
Ziffer 19 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 2, EG 6 
Ziffer 19a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 2, EG 5 
Ziffer 20a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 2, EG 5 
Ziffer 20b Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 6 
Ziffer 20c Teil A, Abschnitt II, Ziffer 4, EG 8 
Ziffer 23a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 2, EG 5 
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Vergütungsgruppe Teil III. Anlage 2 Entgeltgruppe Anhang Entgeltordnung 
Ziffer 25 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 8 
Ziffer 26 Teil B, Abschnitt X, EG 6 Fallgruppe 2 
Ziffer 26a Teil B, Abschnitt X, EG 5 
Ziffer 29 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 20, EG 9b 
Ziffer 30 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 9, EG 6 
Ziffer 31 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 9, EG 5 
Ziffer 32 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 9, EG 6 
Ziffer 33 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 9, EG 5 
Ziffer 35 
mit Bewährungsaufstieg aus VG 8 Ziffer 18 

Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 4 Fallgruppe 1 

Ziffer 35 
mit Bewährungsaufstieg aus VG 8 Ziffer 18 über 
VG 7 Ziffer 35 nach VG 6b Ziffer 43 

Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 6 

Ziffer 36 Teil A, Abschnitt II, Ziffer 1, EG 5 
Ziffer 37 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 6 
Ziffer 42 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 5 Fallgruppe 2 
Ziffer 42a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 4 Fallgruppe 2 
Ziffer 42b Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 5 Fallgruppe 2 
Ziffer 42c Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 6 
Ziffer 47 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 6 
Ziffer 49 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 5 Fallgruppe 2 
Ziffer 52 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 5 Fallgruppe 2 
Ziffer 53 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 5, EG 5 
Ziffer 54 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 7, EG 5 
Ziffer 55 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 6, EG 5 
Ziffer 56 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 8, EG 5 
Ziffer 57 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 13, EG 5 
Ziffer 58 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 16, EG 5 
Ziffer 61 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 6 
Ziffer 63 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 6 
Ziffer 63a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 5 Fallgruppe 2 
Ziffer 64 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 6 
Ziffer 64a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 5 Fallgruppe 2 
Ziffer 65 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 5 
Ziffer 66 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 6 
Ziffer 66a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 5 
Ziffer 69 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 5 
Vergütungsgruppe 8  

Ziffer 1 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 5 Fallgruppe 1 
Ziffer 2 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 5 Fallgruppe 1 
Ziffer 3 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 9, EG 5 
Ziffer 4 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 8 
Ziffer 5 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 5 Fallgruppe 1 
Ziffer 6 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 4 Fallgruppe 1 
Ziffer 7 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 8 
Ziffer 8 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 2, EG 5 
Ziffer 9 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 2, EG 5 
Ziffer 9a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 2, EG 5 
Ziffer 12 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 2, EG 5 
Ziffer 15 Teil B, Abschnitt X, EG 5 
Ziffer 16 
mit Bewährungsaufstieg nach VG 7 Ziffer 31 

Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 9, EG 5 

Ziffer 16 
mit Bewährungsaufstieg über VG 7 Ziffer 30 
nach VG 6b Ziffer 36 

Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 9, EG 6 

Ziffer 17 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 9, EG 5 
Ziffer 18 
mit Bewährungsaufstieg nach VG 7 Ziffer 35 

Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 4 Fallgruppe 1 
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Vergütungsgruppe Teil III. Anlage 2 Entgeltgruppe Anhang Entgeltordnung 
Ziffer 18 
mit Bewährungsaufstieg über VG 7 Ziffer 35 
nach VG 6b Ziffer 43 

Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 6 

Ziffer 20a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 3 
Ziffer 20b Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 4 Fallgruppe 2 
Ziffer 20c Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 5 Fallgruppe 2 
Ziffer 25 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 5 Fallgruppe 2 
Ziffer 27 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 4 Fallgruppe 2 
Ziffer 28 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 4 Fallgruppe 2 
Ziffer 29 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 4 
Ziffer 30 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 3 
Ziffer 31 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 7, EG 5 
Ziffer 32 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 6, EG 5 
Ziffer 33 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 5, EG 5 
Ziffer 34 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 16, EG 5 
Ziffer 35 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 8, EG 5 
Ziffer 36 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 9, EG 3 
Ziffer 37 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 13, EG 5 
Ziffer 38 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 2, EG 5 
Ziffer 41 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 4 
Ziffer 42 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 5 Fallgruppe 2 
Ziffer 43 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 5 Fallgruppe 2 
Ziffer 44 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 5 
Ziffer 46 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 3 
Vergütungsgruppe 9a  

Ziffer 1b Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 3 
Ziffer 1c Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 3 
Ziffer 2 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 3 
Ziffer 2a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 2, EG 4 Fallgruppe 1 
Ziffer 2b Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 3 
Ziffer 3 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 3 
Ziffer 4 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 3 
Ziffer 4a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 3 
Ziffer 4b Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 3 
Ziffer 5 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 3 
Ziffer 6 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 3 
Ziffer 7 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 3 
Ziffer 8 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 2, EG 3 
Vergütungsgruppe 9  

Ziffer 1 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 2, EG 3 
Ziffer 2 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 2, EG 2 
Ziffer 3 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 2 
Ziffer 4 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 2 
Ziffer 5 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 4 Fallgruppe 1 
Ziffer 8 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 2, EG 2 
Ziffer 9 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 3 
Ziffer 12 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 2, EG 2 
Ziffer 13 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 2, EG 2 
Ziffer 14a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 3 
Ziffer 16 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 3 
Ziffer 17 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 2 
Ziffer 17a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 2 EG 4 Fallgruppe 1 
Ziffer 18 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 3 
Ziffer 19 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 2 
Ziffer 20 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 3 
Ziffer 21 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 2 
Ziffer 23 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 3 
Ziffer 24 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 3 
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Ziffer 25 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 4 
Ziffer 26 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 3 
Ziffer 27 Teil B, Abschnitt XI, Ziffer 9, EG 3 
Ziffer 30 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 3 
Ziffer 31 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 2 
Ziffer 33 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 3 
Ziffer 34 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 3 
Ziffer 35 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 3 
Ziffer 38 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 2, EG 2 
Vergütungsgruppe 10  

Ziffer 1 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 2 
Ziffer 2 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 2, EG 2 
Ziffer 3 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 2 
Ziffer 6 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 2, EG 2 
Ziffer 6a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 2, EG 2 
Ziffer 7 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 2, EG 2 
Ziffer 8 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 2, EG 2 
Ziffer 9 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 2, EG 2 
Ziffer 10 Teil B, Abschnitt XVI, EG 3 
Ziffer 12 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 2 
Ziffer 13 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 2 
Ziffer 14 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 2 
Ziffer 16 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 3, EG 2 
Ziffer 17 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 2, EG 2 
Ziffer 18 Teil B, Abschnitt XI. Ziffer 4a, EG 2 
Ziffer 19 Teil B, Abschnitt XI. Ziffer 4a, EG 2 
Vergütungsgruppe 11  

Ziffer 1 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 2, EG 2 
Vergütungsgruppe 12  

Ziffer 1 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 1 EG 1 
 
 
 

Vergütungsgruppe Teil III. Anlage 2d Entgeltgruppe Anhang Entgeltordnung 
Vergütungsgruppe 1a  

Ziffer 1 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 14 
Ziffer 2 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 14 
Vergütungsgruppe 1b  

Ziffer 1 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 13 Fallgruppe 1 
Ziffer 1a Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 13 Fallgruppe 1 
Ziffer 1b Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 14 
Ziffer 2 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 13 Fallgruppe 1 
Ziffer 3 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 13 Fallgruppe 1 
Vergütungsgruppe 2  

Ziffer 1b Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 13 Fallgruppe 1 
Ziffer 3 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 13 Fallgruppe 1 
Ziffer 5 Teil A, Abschnitt I, Ziffer 4, EG 13 Fallgruppe 1 
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Vergütungsgruppe Teil III. Anlage 2e Entgeltgruppe Anhang Entgeltordnung 
Vergütungsgruppe 4b  

Ziffer 1 Teil B, Abschnitt XXII., Ziffer 1, EG 10 
Vergütungsgruppe 5b  

Ziffer 1 Teil B, Abschnitt XXII., Ziffer 1, EG 9c 
Ziffer 4 Teil B, Abschnitt XXII., Ziffer 1, EG 6 
Vergütungsgruppe 5c  

Ziffer 1 Teil B, Abschnitt XXII., Ziffer 1, EG 9b 
Ziffer 3 Teil B, Abschnitt XXII., Ziffer 1, EG 6 
Ziffer 4 Teil B, Abschnitt XXII., Ziffer 1, EG N 
Mitarbeiter als Rettungsassistent, die aufgrund 
vorangegangener Überleitung entsprechend der 
Regelung der AVR in der Fassung vom 30. Sep- 
tember 2017 der Vergütungsgruppe 5c zugeord- 
net sind. 

Teil B, Abschnitt XXII., Ziffer 1, EG 6 

Vergütungsgruppe 6b  

Ziffer 1 Teil B, Abschnitt XXII., Ziffer 1, EG 6 
Vergütungsgruppe 7  

Ziffer 1 Teil B, Abschnitt XXII., Ziffer 1, EG 4 
Vergütungsgruppe 8  

Ziffer 1 Teil B, Abschnitt XXII., Ziffer 1, EG 3 
 
 

§ 3 Überleitung in den Anhang Entgeltordnung auf Antrag (Überleitungsantrag) 

(1) 1Mitarbeiter nach § 1 sind nur auf ihren Antrag hin in den Anhang Entgeltordnung überzu- 
leiten und einzugruppieren. 2Der Überleitungsantrag kann frühestens mit Wirkung zum 1. Ja- 
nuar 2027 gestellt werden. 

(2) 1Der Überleitungsantrag kann in den Jahren 2027 und 2028 mit Wirkung zum 1. Januar, 
1. April, 1. Juli oder 1. Oktober gestellt werden. 2In den Jahren 2029 bis 2031 kann der Über- 
leitungsantrag mit Wirkung zum 1. Januar oder 1. Juli gestellt werden. 3Ab dem Jahr 2032 
kann der Überleitungsantrag mit Wirkung zum 1. Januar gestellt werden, letztmalig mit Wir- 
kung zum 1. Januar 2036. 

(3) 1Der Überleitungsantrag muss spätestens acht Wochen vor dem jeweiligen Stichtag in 
Textform gestellt werden. 2Kann der Antrag mit Wirkung zum 1. Januar 2036 aufgrund Ru- 
hens des Dienstverhältnisses oder Arbeitsunfähigkeit aufgrund Krankheit nicht fristgerecht 
gestellt werden, kann der Antrag spätestens acht Wochen vor dem übernächsten Quartals- 
beginn nach Wiederaufnahme der Tätigkeit gestellt werden. 

(4) 1Vor einem Überleitungsantrag hat der Dienstgeber dem Mitarbeiter auf Verlangen, das in 
Textform erfolgen muss, verbindlich die Eingruppierung nach dem Anhang Entgeltordnung 
nach Maßgabe von §§ 2 ff. in Textform mitzuteilen. 2Die Auskunft durch den Dienstgeber hat 
innerhalb von vier Wochen ab dem Verlangen des Mitarbeiters zu erfolgen. 3Die Auskunft 
durch den Dienstgeber ist verbindlich, solange die gesamte vom Mitarbeiter nicht nur vo- 
rübergehend auszuübende Tätigkeit unverändert bleibt. 

(5) 1Mitarbeiter, die von ihrem Antragsrecht nach Absatz 1 Gebrauch machen, erhalten Ent- 
gelt nach der Entgeltgruppe und Stufe, in die sie mindestens nach § 2, §§ 4 und 5 eingrup- 
piert sind. 2Ist eine abweichende höhere Entgeltgruppe vom Dienstgeber verbindlich zuge- 
sagt worden, erfolgt die Eingruppierung mindestens nach diesem Tätigkeitsmerkmal. 

 
§ 4 Allgemeine Regelungen zur Zuordnung 

(1) 1Die Zuordnung des Mitarbeiters erfolgt mindestens nach der Zuordnungstabelle gemäß 
§ 2. 

(2) Die Stufenzuordnung richtet sich nach § 5. 
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(3) Übt der Mitarbeiter eine IT-Tätigkeit aus, ist er in der Entgeltgruppe des Teils A Ab- 
schnitt II Ziffer 2 Anhang Entgeltordnung eingruppiert, die sich gemäß §§ 24 ff. AVR i.V.m. 
den grundsätzlichen Eingruppierungsregelungen (Vorbemerkungen) des Anhangs Entgelt- 
ordnung ergibt. 

(4) Übt der Mitarbeiter eine Tätigkeit als Schulhausmeister aus, ist er in der Entgeltgruppe 
des Teils B Abschnitt XXIII Anhang Entgeltordnung eingruppiert, die sich gemäß §§ 24 ff. 
AVR i.V.m. den grundsätzlichen Eingruppierungsregelungen (Vorbemerkungen) des An- 
hangs Entgeltordnung ergibt. 

 
§ 5 Überleitung / Stufenzuordnung 
1Mitarbeiter gemäß § 1 werden so in das neue System übergeleitet, als ob sie seit dem Zeit- 
punkt, seit dem sie ununterbrochen im Geltungsbereich der AVR oder im sonstigen Bereich 
der katholischen Kirche tätig waren nach Anhang Entgeltordnung eingruppiert und eingestuft 
worden wären. 2Dabei wird der Mitarbeiter aus den Regelvergütungsstufen gem. § 1 Ab- 
schnitt III A der Anlage 1 der am 31. Dezember 2026 geltenden Fassung der AVR so über- 
geleitet, dass die erreichte Regelvergütungsstufe zunächst mit 2 multipliziert wird. 3Die sich 
hieraus ergebende (Jahres-)Zahl wird nachfolgend um die seit dem letzten Stufenaufstieg 
zurückgelegte Zeit erhöht und als Zeiten im Sinne von § 29 AVR festgelegt. 

 
§ 6 Höhergruppierung 

(1) 1Ergibt sich aufgrund der neuen Entgeltordnung eine höhere Entgeltgruppe als nach der 
Zuordnungstabelle gemäß § 2 oder nach der Auskunft des Dienstgebers nach § 2 Abs. 3, 
Abs. 4 Satz 2 sind die Mitarbeiter auf Antrag in die Entgeltgruppe eingruppiert, die sich nach 
§§ 24 ff. AVR i.V.m. den grundsätzlichen Eingruppierungsregelungen (Vorbemerkungen) des 
Anhangs Entgeltordnung ergibt. 2Wird der Höhergruppierungsantrag innerhalb eines Jahres 
ab dem Tag der Überleitung des Mitarbeiters (§ 3) gestellt, wirkt er auf den Tag der Überlei- 
tung zurück (abweichend von § 57 AVR). 3Ruht das Dienstverhältnis innerhalb des Jahres- 
zeitraums der Ausschlussfrist, verlängert sich die Frist mit der Wiederaufnahme der Tätigkeit 
um die Zeit des Ruhens; der Antrag wirkt auf den Tag der Überleitung des Mitarbeiters (§ 3) 
zurück. 

(2) 1Die Stufenzuordnung in der höheren Entgeltgruppe richten sich nach den Regelungen 
für Höhergruppierungen. 2Fallen am Tag der Überleitung (§ 3) ein Stufenaufstieg und die Hö- 
hergruppierung zusammen, erfolgt erst der Stufenaufstieg und anschließend die Höhergrup- 
pierung. 

 
Teil II. Regelungen für Mitarbeiter nach Teil III. (Anlagen 2 bis 2e) 

 
Die Regelungen dieses Teils geben die für die in § 1 benannten Mitarbeiter weitergeltenden 
Regelungen der AVR in der am 31. Dezember 2026 geltenden Fassung wieder. Diese wur- 
den zur Anwendung ab dem 1. Januar 2027 redaktionell angepasst. Eine Anwendung auf ab 
dem 1. Januar 2027 beginnende Dienstverhältnisse ist ausgeschlossen, es sei denn es han- 
delt sich um eine Verlängerung eines befristeten Dienstverhältnisses oder einer Unterbre- 
chung gemäß § 1 Abs. 1 Sätze 2 und 3. 

 
§ 1 Geltungsbereich 

(1) 1Teil II. gilt für alle Mitarbeiter, 

a) die am 31. Dezember 2026 nach Anlagen 2, 2d und 2e AVR eingruppiert sind, 
b) deren Dienstverhältnis am 1. Januar 2027 fortbesteht und 
c) die nicht nach Teil I. übergeleitet sind. 

2Ein Dienstverhältnis besteht auch fort bei der Verlängerung eines befristeten Dienstvertra- 
ges. 3Unterbrechungen von bis zu einem Monat sind unschädlich. 
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(2) 1Soweit für Mitarbeiter nach Absatz 1 nachfolgend nichts anderes bestimmt ist, finden die 
Vorschriften der AVR und ihrer übrigen Anhänge Anwendung; der Anhang Entgeltordnung 
findet keine Anwendung. 2Soweit in den AVR von Mitarbeitern im Rettungsdienst gesprochen 
wird, umfasst dies auch Mitarbeiter, die nach Teil III. Anlage 2e eingruppiert sind. 3Mitarbei- 
ter, die nach Teil III. Anlage 2d eingruppiert sind, sind keine Mitarbeiter im Sozial- und Erzie- 
hungsdienst im Sinne des § 2 Abs. 5 AVR. 

 
§ 2 Eingruppierung 
1Abweichend von § 24 Abs. 1 AVR richtet sich die Eingruppierung des Mitarbeiters nach den 
Tätigkeitsmerkmalen des Teils III. 2Der Mitarbeiter erhält Vergütung nach der Vergütungs- 
gruppe, in die er eingruppiert ist. 

 
§ 3 Anrechnung von Zeiten auf die Zeit einer Bewährung, Tätigkeit, Berufstätigkeit 

oder Berufsausübung auf die in den Tätigkeitsmerkmalen des Teil III. (Anlagen 
2 bis 2d) geforderten Zeiten 

(1) Ist in einem Tätigkeitsmerkmal die Eingruppierung oder die Zahlung einer Vergütungs- 
gruppenzulage bzw. Zulage von der Zurücklegung einer Zeit der Bewährung, Tätigkeit, Be- 
rufstätigkeit oder Berufsausübung abhängig, erfolgt die Anrechnung der Zeit nach den in den 
Absätzen 2 bis 10 genannten Grundsätzen. 

(2) Zeiten einer Teilzeitbeschäftigung werden auf die im Tätigkeitsmerkmal geforderten Zei- 
ten entsprechend ihrer Bezeichnung voll angerechnet. 

(3) 1Zeiten einer Bewährung, Tätigkeit, Berufstätigkeit oder Berufsausübung müssen nicht 
ununterbrochen zurückgelegt sein. 2Die Zeiten einer Unterbrechung sind jedoch nicht auf die 
im Tätigkeitsmerkmal geforderten Zeiten der Bewährung, Tätigkeit, Berufstätigkeit oder Be- 
rufsausübung anzurechnen. 

(4) Folgende Zeiten einer Unterbrechung sind auf die im Tätigkeitsmerkmal geforderten Zei- 
ten anzurechnen: Zeiten eines Urlaubs nach den §§ 45 und 47 AVR, Zeiten einer unver- 
schuldeten Arbeitsunfähigkeit nach § 37 Abs. 1 Sätze 2 und 3 AVR, Zeiten einer Dienstbe- 
freiung nach § 49 Abs. 2 und 3 AVR, Zeiten einer Freistellung zur Qualifizierung nach § 14 
AVR, Zeiten einer Dienstunfähigkeit nach § 37 Abs. 2 AVR bis zu 26 Wochen, in den Fällen 
des Abschnitts § 37 Abs. 4 Satz 3 AVR bis zu 28 Wochen und Zeiten der Beschäftigungsver- 
bote nach dem Mutterschutzgesetz. 

(5) 1Ist in einem Tätigkeitsmerkmal die Eingruppierung von der Erfüllung einer Bewährungs- 
zeit abhängig, so ist das Erfordernis der Bewährung erfüllt, wenn sich der Mitarbeiter wäh- 
rend der vorgeschriebenen Bewährungszeit den in der ihm übertragenen Tätigkeit auftreten- 
den Anforderungen gewachsen gezeigt hat. 2Die Anforderungen ergeben sich aus dem Tä- 
tigkeitsmerkmal, dessen Voraussetzungen die dem Mitarbeiter übertragene Tätigkeit erfüllt 
und die der Vergütungsgruppe entspricht, in die der Mitarbeiter eingruppiert ist. 

(6) Auf die im Tätigkeitsmerkmal geforderten Zeiten der Bewährung, Tätigkeit, Berufstätigkeit 
oder Berufsausübung sind alle im Geltungsbereich der AVR verbrachten Zeiten in dem für 
das Aufrücken jeweils maßgebenden Tätigkeitsmerkmal zusammenzurechnen. 

(7) Dies gilt auch für Zeiten, die bei vergleichbarer Tätigkeit und entsprechender Eingruppie- 
rung in einem den AVR vergleichbaren Vergütungssystem im sonstigen Tätigkeitsbereich der 
katholischen Kirche, der evangelischen Kirche, in einem Diakonischen Werk oder in einer 
Einrichtung, die dem Diakonischen Werk angeschlossen ist, verbracht worden sind. 

(8) Außerhalb der genannten Bereiche verbrachte Berufsjahre können bei vergleichbarer Tä- 
tigkeit und entsprechender Eingruppierung auf die vorgenannten Zeiten entsprechend ihrer 
Benennung angerechnet werden. 

(9) Eine anderweitige berufliche Tätigkeit kann ganz oder teilweise angerechnet werden, 
wenn die Tätigkeit Voraussetzung für die Einstellung war und dies im Dienstvertrag verein- 
bart wird. 
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(10) 1Der Mitarbeiter ist nach Ablauf der im Tätigkeitsmerkmal geforderten Zeit einer Bewäh- 
rung, Tätigkeit, Berufstätigkeit oder Berufsausübung höhergruppiert. 2Die sich aus der Hö- 
hergruppierung ergebende Vergütung erhält der Mitarbeiter vom Beginn des Monats an, in 
dem die Höhergruppierung wirksam wird. 

 
§ 4 Eingruppierung bei nicht erfüllter Ausbildungsvoraussetzung 
1Ist in einem Tätigkeitsmerkmal eine Vorbildung oder Ausbildung als Anforderung bestimmt, 
sind Mitarbeiter, die die geforderte Vorbildung oder Ausbildung nicht besitzen, 

- wenn im Einzelfall nichts anderes bestimmt ist, 
- wenn nicht auch „sonstige Mitarbeiter“ von diesem Tätigkeitsmerkmal erfasst werden 

oder 
- wenn auch „sonstige Mitarbeiter“ von diesem Tätigkeitsmerkmal erfasst werden, 

diese Mitarbeiter jedoch nicht die Voraussetzungen des „sonstigen Mitarbeiters“ erfül- 
len, 

bei Erfüllung der sonstigen Anforderungen dieses Tätigkeitsmerkmals in der nächstniedrige- 
ren Vergütungsgruppe eingruppiert. 2Satz 1 gilt entsprechend für Tätigkeitsmerkmale, die bei 
Erfüllung qualifizierter Anforderungen eine höhere Eingruppierung vorsehen. 3Satz 1 gilt 
nicht, wenn das Vergütungsgruppenverzeichnis nach Teil III. für diesen Fall ein Tätigkeits- 
merkmal (z.B. „in der Tätigkeit von …“) enthält. 

 
§ 4a Eingruppierung bei Veränderung der Tätigkeit 

(1) 1Bei einer nicht nur vorübergehenden Veränderung der dienstvertraglich vereinbarten Tä- 
tigkeit, die zu einer anderen als der dienstvertraglich vereinbarten Eingruppierung führt und 
die mit Zustimmung des Mitarbeiters erfolgt, ist der Mitarbeiter ab dem Tag der veränderten 
Tätigkeit nach § 24 AVR i.V.m. der Anlage Entgeltordnung eingruppiert. 2§§ 3 Abs. 3 und 5 
des Teil I. gelten entsprechend. 3Anhang Überleitung findet ab diesem Zeitpunkt keine An- 
wendung mehr. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für sonstige Änderungen der Eingruppierung wie z.B. Bewährungsauf- 
stieg, Korrektur der Eingruppierung. 

 
§ 5 Anfangsregelvergütung 

(1) 1Jeder neu eingestellte Mitarbeiter erhält die Anfangsregelvergütung (1. Stufe) seiner Ver- 
gütungsgruppe gemäß Anhang Tabellen in der Fassung der Region, unter deren Regelungs- 
zuständigkeit seine Einrichtung fällt. 2Bei Einstellung im Anschluss an ein Dienstverhältnis 
bei demselben Dienstgeber wird der Mitarbeiter mit einschlägiger Berufserfahrung (horizon- 
tale Wiedereinstellung) abweichend von Satz 1 der im vorhergehenden Dienstverhältnis er- 
worbenen Stufe zugeordnet und die im vorhergehenden Dienstverhältnis erreichte Stufen- 
laufzeit wird fortgeführt, soweit es zwischen den Dienstverhältnissen zu keiner längeren als 
einer sechsmonatigen rechtlichen Unterbrechung gekommen ist. 

(2) Nach je zwei Jahren erhält der Mitarbeiter bis zum Erreichen der Endregelvergütung 
(letzte Stufe) die Regelvergütung der nächsthöheren Stufe seiner Vergütungsgruppe. 

Anmerkung zu Absatz 2: 

1Für alle Mitarbeiter, die am 30. Juni 2008 in einem Dienstverhältnis gestanden haben, 
das am 1. Juli 2008 im Geltungsbereich der AVR fortbesteht, findet die Anlage 1a der 
am 31. Dezember 2026 geltenden Fassung der AVR auch weiterhin Anwendung. 2Da- 
nach richten sich abweichend von Absatz 2 die Stufensteigerungen nach den dort ge- 
nannten Zeitpunkten. 

(3) Der Mitarbeiter erhält vom Beginn des Monats an, in dem die nächste Stufe erreicht wird, 
die Tabellenvergütung nach der neuen Stufe. 
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Anmerkung 1 zu § 5: 

1Verfügt der Mitarbeiter über eine einschlägige Berufserfahrung von mindestens zwei 
Jahren, erfolgt die Einstellung in die Stufe 2; verfügt er über eine einschlägige Berufser- 
fahrung von mindestens vier Jahren, erfolgt in der Regel eine Zuordnung zur Stufe 3. 
2Unabhängig davon kann der Dienstgeber bei Neueinstellungen zur Deckung des Per- 
sonalbedarfs Zeiten einer vorherigen beruflichen Tätigkeit ganz oder teilweise für die 
Stufenzuordnung berücksichtigen, wenn diese Tätigkeit für die vorgesehene Tätigkeit 
förderlich ist. 3Die Mitbestimmungs- und Beteiligungsrechte nach der Mitarbeitervertre- 
tungsordnung (MAVO) bleiben unberührt. 

Anmerkung 2 zu § 5: 

Bei Mitarbeitern im Gebiet der Bundesländer Mecklenburg-Vorpommern, Brandenburg, 
Sachsen-Anhalt, Thüringen und Sachsen sowie in dem Teil des Landes Berlin, in dem 
das Grundgesetz bis einschließlich 2. Oktober 1990 nicht galt, die am 30. Juni 1991 
schon und am 1. Juli 1991 noch im Dienstverhältnis standen, ist für die Zuordnung zur 
zutreffenden Regelvergütungsstufe der Tag ihres Eintritts in den kirchlich-caritativen 
Dienst zugrunde zu legen. 

Anmerkung 3 zu § 5: 
1Soweit es zur regionalen Differenzierung, zur Deckung des Personalbedarfs oder zur 
Bindung von qualifizierten Fachkräften erforderlich ist, kann sowohl Gruppen von Mitar- 
beitern als auch einzelnen Mitarbeitern, abweichend von der sich aus § 5 Abs. 2 erge- 
benden Stufe ihrer jeweiligen Vergütungsgruppe zustehenden Regelvergütung, eine 
um bis zu drei Stufen höhere Regelvergütung ganz oder teilweise vorweggewährt wer- 
den. 2Haben Mitarbeiter bereits die vorletzte Stufe oder die Endstufe ihrer jeweiligen 
Vergütungsgruppe erreicht, kann ihnen unter den Voraussetzungen des Satzes 1 ein 
bis zu 20 v.H. der Stufe 2 ihrer jeweiligen Vergütungsgruppe höhere Regelvergütung 
gezahlt werden. 3Die Gewährung einer höheren Regelvergütung nach den Sätzen 1 
und 2 kann zeitlich befristet erfolgen; sie ist jederzeit widerruflich. 4Im Übrigen bleiben 
§§ 5 bis 8 und § 30 Abs. 3 AVR unberührt. 5Die Mitbestimmungs- und Beteiligungs- 
rechte nach der Mitarbeitervertretungsordnung (MAVO) bleiben unberührt. 

 
§ 6 Höhergruppierung 

(1) Wird der Mitarbeiter höhergruppiert, erhält er vom Beginn des Monats an, in dem die Hö- 
hergruppierung wirksam wird, in der Aufrückungsgruppe die Regelvergütung der Stufe, de- 
ren Satz mindestens um den Differenzbetrag zwischen der Anfangsregelvergütung (1. Stufe) 
der bisherigen Vergütungsgruppe und der Aufrückungsgruppe höher ist als seine bisherige 
Regelvergütung, höchstens jedoch die Endregelvergütung (letzte Stufe) der Aufrückungs- 
gruppe, bei einer Höhergruppierung in die Vergütungsgruppe 2 jedoch die Regelvergütung 
der nächst niedrigeren Stufe, mindestens aber die Anfangsregelvergütung (1. Stufe). 

(2) Wird der Mitarbeiter nicht in die nächsthöhere, sondern in eine darüber liegende Vergü- 
tungsgruppe höhergruppiert, so ist die Regelvergütung für jede dazwischen liegende Vergü- 
tungsgruppe nach Absatz 1 zu berechnen. 

(3) Fällt der Zeitpunkt einer Steigerung der Regelvergütung nach § 5 Abs. 2 mit dem einer 
Höhergruppierung des Mitarbeiters zusammen, so ist zunächst die Steigerung in der bisheri- 
gen Vergütungsgruppe vorzunehmen und danach die Höhergruppierung durchzuführen. 

(4) Nach der Höhergruppierung erhält der Mitarbeiter erstmals vom Beginn des Monats, in 
dem er die zwei Jahre nach § 5 Abs. 2 gerechnet ab seiner Einstellung vollendet, bis zum Er- 
reichen der Endregelvergütung (letzte Stufe) die Regelvergütung der nächsthöheren Stufe 
seiner Vergütungsgruppe. 

Anmerkung zu § 6: 

§ 6 gilt nicht für Fälle nach § 4a Abs. 1. 
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§ 7 Anschlussdienstverhältnis 

(1) Wird der Mitarbeiter in unmittelbarem Anschluss an ein Dienstverhältnis im Geltungsbe- 
reich der AVR oder im sonstigen Tätigkeitsbereich der katholischen Kirche eingestellt, so er- 
hält er 

a) bei Einstellung in derselben Vergütungsgruppe, 

- wenn seine bisherige Regelvergütung nach diesem Abschnitt oder einer entspre- 
chenden Regelung bemessen war, die Regelvergütung der Stufe, die er beim Fortbe- 
stehen des Dienstverhältnisses am Einstellungstag vom bisherigen Dienstgeber er- 
halten hätte, 

- wenn seine bisherige Regelvergütung in Abweichung von den Vorschriften dieses 
Abschnittes oder einer entsprechenden Regelung bemessen war, die Regelvergü- 
tung der Stufe, die er am Einstellungstag von seinem bisherigen Dienstgeber erhalten 
würde, wenn seine Regelvergütung ab dem Zeitpunkt, seit dem er ununterbrochen im 
Geltungsbereich der AVR oder im sonstigen Tätigkeitsbereich der katholischen Kir- 
che tätig ist, nach diesem Abschnitt oder einer entsprechenden Regelung bemessen 
worden wäre. 

b) bei Einstellung in einer höheren Vergütungsgruppe die Regelvergütung der Stufe, die 
ihm zustünde, wenn er in der bisherigen Vergütungsgruppe entsprechend Buchstabe 
a eingestellt und er gleichzeitig höhergruppiert worden wäre; 

c) bei Einstellung in einer niedrigeren Vergütungsgruppe die Regelvergütung der Stufe, 
die ihm zustünde, wenn er in der bisherigen Vergütungsgruppe entsprechend Buch- 
stabe a eingestellt und gleichzeitig herabgruppiert worden wäre. 

(2) Absatz 1 gilt entsprechend, wenn der Mitarbeiter in unmittelbarem Anschluss an eine Tä- 
tigkeit im Rahmen eines Gestellungsvertrages eingestellt wird. 

(3) 1Die im vorhergehenden Dienstverhältnis erreichte Stufenlaufzeit wird im Anschluss- 
dienstverhältnis fortgeführt. 2War der Mitarbeiter in Abweichung von den Vorschriften dieser 
Anlage oder einer entsprechenden Regelung eingruppiert, wird die bisherige erreichte Stu- 
fenlaufzeit so fortgeführt, wie wenn er ab dem Zeitpunkt, seitdem er ununterbrochen im Gel- 
tungsbereich der AVR oder im sonstigen Tätigkeitsbereich der katholischen Kirche tätig ist, 
nach Teil II. oder einer entsprechenden Regelung eingruppiert worden wäre. 

Anmerkung 1 zu § 7: 

Der Tätigkeit im Bereich der katholischen Kirche im Sinne von Abschnitt III A steht 
gleich eine Tätigkeit in der evangelischen Kirche, in einem Diakonischen Werk oder in 
einer Einrichtung, die dem Diakonischen Werk angeschlossen ist. 

Anmerkung 2 zu § 7: 
1Ein unmittelbarer Anschluss liegt nicht vor, wenn zwischen den Dienstverhältnissen 
ein oder mehrere Werktage – mit Ausnahme allgemein arbeitsfreier Werktage – liegen, 
in denen das Dienstverhältnis nicht bestand. 2Es ist jedoch unschädlich, wenn der Mit- 
arbeiter in dem gesamten zwischen den Dienstverhältnissen liegenden Zeitraum 
dienstunfähig erkrankt war oder die Zeit zur Ausführung eines Umzuges an einen ande- 
ren Ort benötigt hat. 3Von der Voraussetzung des unmittelbaren Anschlusses kann ab- 
gewichen werden, wenn der Zeitraum zwischen dem Ende des bisherigen Dienstver- 
hältnisses und dem Beginn des neuen Dienstverhältnisses ein Jahr nicht übersteigt. 

Anmerkung 3 zu § 7: 

§ 7 findet nur Anwendung auf Anschlussdienstverhältnisse, die bis einschließlich 
31. Dezember 2026 erfolgt sind. 
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§ 8 Herabgruppierung 

(1) 1Wird der Mitarbeiter herabgruppiert, erhält er in der Herabgruppierungsgruppe die Regel- 
vergütung der Stufe, deren Satz mindestens um den Differenzbetrag zwischen der Anfangs- 
regelvergütung (1. Stufe) der bisherigen Vergütungsgruppe und der Herabgruppierungs- 
gruppe niedriger ist als seine bisherige Regelvergütung, bei einer Herabgruppierung in die 
Vergütungsgruppe 3 jedoch die Regelvergütung der nächsthöheren Stufe, höchstens jedoch 
die Endregelvergütung (letzte Stufe). 2Wird der Mitarbeiter nicht in die nächstniedrigere, son- 
dern in eine darunter liegende Vergütungsgruppe herabgruppiert, so ist die Regelvergütung 
für jede dazwischen liegende Vergütungsgruppe nach Satz 1 zu berechnen. 

(2) Nach der Herabgruppierung erhält der Mitarbeiter erstmals vom Beginn des Monats, in 
dem er die zwei Jahre nach § 5 Abs. 2 gerechnet ab seiner Einstellung vollendet, bis zum Er- 
reichen der Endregelvergütung (letzte Stufe) die Regelvergütung der nächsthöheren Stufe 
seiner Vergütungsgruppe. 

Anmerkung zu § 8: 

§ 8 gilt nicht für Fälle nach § 4a Abs. 1. 
 

§ 9 Übersetzungstabelle 
1Soweit zur Bestimmung der Bemessungssätze der Jahressonderzahlung nach § 35 AVR 
und des Überstundenzeitzuschlags nach § 18 AVR sowie des Bereitschaftsdienstentgelts 
nach Anhang Tabellen auf bestimmte Entgeltgruppen Bezug genommen wird, entspricht 

 

die Vergütungsgruppe der Entgeltgruppe 

1 15 

1a 14 

1b 13 

2 12 

3 11 

4a 10 

4b 9b 

5b 9a 

5c 8 

6b 6 

7 5 

8 bis 9a 3 

9 bis 11 2 

12 1 

2Bei der Anwendung des § 18 AVR wird anstatt auf die Entgeltgruppe auf die jeweilige Ver- 
gütungsgruppe abgestellt. 

 
§ 10 Wohn- und Werkstattzulage 

      1Mitarbeiter der Vergütungsgruppen 3 bis 9 sowie Mitarbeiter, die aufgrund eines Be- 
währungsaufstieges aus Vergütungsgruppe 3 in Vergütungsgruppe 2 eingruppiert sind, er- 
halten für die Dauer der Tätigkeit in einer besonderen Wohnform (insbesondere stationäre 
Einrichtungen, Wohngruppen für Menschen mit Behinderung im Sinne von SGB IX, Kinder- 
und Jugendwohnheimen oder vergleichbaren Einrichtungen [Heim]) oder in der ambulant un- 
terstützten Einzel- oder Gruppenbetreuung, wenn diese als Präsenzleistung durchgängig für 
24 Stunden täglich erfolgt, oder in der Heimerziehung nach § 34 SGB VIII eine Zulage in 
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Höhe von 100,00 Euro monatlich, wenn dort ein überwiegender Teil der Menschen mit 
durchgängigem Unterstützungs- oder Betreuungsbedarf untergebracht ist bzw. betreut wird. 
2Voraussetzung ist, dass die Mitarbeiter in der Pflege, Betreuung, Erziehung oder heilpäda- 
gogisch-therapeutischen Behandlung tätig sind. 3Überwiegt der Teil der Menschen mit durch- 
gängigem Unterstützungs- oder Betreuungsbedarf nicht, beträgt die Zulage 50,00 Euro mo- 
natlich. 

      1Mitarbeiter der Vergütungsgruppen 3 bis 9 sowie Mitarbeiter, die aufgrund eines Be- 
währungsaufstieges aus Vergütungsgruppe 3 in Vergütungsgruppe 2 eingruppiert sind 

1. in Ausbildungs- oder Berufsbildungsstätten oder Berufsförderungswerkstätten 
2. oder in Werkstätten für Menschen mit Behinderung 

erhalten für die Dauer ihrer Tätigkeit in der beruflichen Anleitung/Ausbildung oder im beglei- 
tenden sozialen Dienst eine monatliche Zulage von 65,00 Euro. 2Die Zulage erhalten auch 
Mitarbeiter in Versorgungsbetrieben für die Dauer ihrer Tätigkeit, wenn sie in der beruflichen 
Anleitung/Ausbildung von Menschen mit Behinderungen tätig sind. 

      1Die Zulage wird nur für Zeiträume gezahlt, für die Vergütung, Urlaubsvergütung oder 
Krankenbezüge zustehen. 2Sie ist bei der Bemessung der Zuwendungen im Todesfall (§ 41 
AVR) zu berücksichtigen. 

 
§ 11 Besitzstandsregelungen 

      1Die §§ 11a bis 11b gelten für alle Mitarbeiter, die am 30. Juni 2008 (RK Ost: am 30. 
Juni 2009) in einem Dienstverhältnis gestanden haben, das am 1. Juli 2008 (RK Ost: am 
1. Juli 2009) im Geltungsbereich der AVR fortbesteht, für die Dauer des ununterbrochen fort- 
bestehenden Dienstverhältnisses. 2Ein Dienstverhältnis besteht auch ununterbrochen fort, 
bei der Verlängerung eines befristeten Dienstvertrages sowie bei Dienstgeberwechsel inner- 
halb des Geltungsbereichs der AVR. 3Unterbrechungen von bis zu einem Monat sind un- 
schädlich. 

      Teilzeitbeschäftigte erhalten den jeweiligen Teilbetrag der Besitzstandszulage, die dem 
Verhältnis der mit ihnen vereinbarten durchschnittlichen Arbeitszeit eines entsprechenden 
Vollzeitbeschäftigten entspricht. 

 
§ 11a Zulage für die Vergütungsgruppen 12 bis 10 der Anlage 2 des Teil III. 

      Mitarbeiter, die in die Vergütungsgruppen 12 bis 10 der Anlage 2 des Teil III. eingrup- 
piert sind, erhalten ab 1. Januar 2008 (RK Ost: ab 1. Juli 2009) eine Zulage in Höhe von 
50,00 Euro. 

      Diese Zulage entfällt ab dem Zeitpunkt, zu dem die in Absatz 1 genannten Mitarbeiter 
in eine der Vergütungsgruppen 9 bis 1 der Anlage 2 des Teil III. höhergruppiert werden. 

 
§ 11b Zulage aufgrund des Wegfalls des Ortszuschlages der Stufe 2 in Abschnitt V 

der Anlage 1 AVR in der am 31. Dezember 2007 geltenden Fassung der AVR 

      Mitarbeiter, die bis zum 30. Juni 2008 (RK Ost: bis zum 30. Juni 2009) einen Anspruch 
auf Ortszuschlag der Stufe 2 gemäß Abschnitt V der Anlage 1 und Anlage 4 AVR in der am 
31. Dezember 2007 geltenden Fassung der AVR gehabt haben, erhalten ab dem 1. Januar 
2008 (RK Ost: ab dem 1. Juli 2009) stattdessen eine monatliche Besitzstandszulage. 

      Die Zulage nach Absatz 1 beträgt monatlich: 
 

Für Mitarbeiter der Vergütungsgruppen ab 1. Februar 2026 

1 bis 5b 178,83 Euro 

5c bis 12 170,31 Euro 

      Die Zulage entfällt ab dem Zeitpunkt, zu dem die Voraussetzungen für die Gewährung 
des Ortszuschlages der Stufe 2 gemäß Abschnitt V der Anlage 1 und Anlage 4 bzw. gemäß 



222 
 

§ 2a Abs. 6 des Allgemeinen Teils und Anlage 4 (Ost) AVR in der am 31. Dezember 2007 
geltenden Fassung der AVR entfallen. 

      1Bei der Bemessung der Zulage finden die Konkurrenzregelungen in Abschnitt V Abs. h 
der Anlage 1 AVR in der am 31. Dezember 2007 geltenden Fassung der AVR sinngemäß 
Anwendung. 2Diese lauten wie folgt: 

Sind beide Ehegatten im Geltungsbereich der AVR oder in einem anderen Tätigkeitsbe- 
reich der katholischen Kirche vollbeschäftigt und stünde ihnen der Ortszuschlag der Stufe 
2 oder einer der folgenden Stufen oder eine entsprechende Leistung in Höhe des Unter- 
schiedsbetrages zwischen der Stufe 1 und der Stufe 2 des Ortszuschlags der Tarifklasse 
Ib zu, so erhält der Mitarbeiter den Unterschiedsbetrag zwischen der Stufe 1 und der 
Stufe 2 des Ortszuschlages zur Hälfte. Ist einer der Ehegatten vollbeschäftigt und der an- 
dere teilzeitbeschäftigt, erhält der vollbeschäftigte Mitarbeiter den Unterschiedsbetrag 
zwischen der Stufe 1 und der Stufe 2 des für ihn maßgebenden Ortszuschlages unge- 
kürzt; der teilzeitbeschäftigte Mitarbeiter erhält den Ortszuschlag der Stufe 1. Sind beide 
Ehegatten teilzeitbeschäftigt und beträgt der gemeinsame Beschäftigungsumfang nicht 
mehr als die durchschnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit, so erhält der Mitar- 
beiter den Unterschiedsbetrag zwischen der Stufe 1 und der Stufe 2 des für ihn maßge- 
benden Ortszuschlages anteilig. Sind beide Ehegatten teilzeitbeschäftigt und beträgt der 
gemeinsame Beschäftigungsumfang mehr als die durchschnittliche regelmäßige wö- 
chentliche Arbeitszeit, so erhält der Mitarbeiter abweichend von Abschnitt IIa der Anlage 
1 den Unterschiedsbetrag zwischen der Stufe 1 und der Stufe 2 des für ihn maßgeben- 
den Ortszuschlages in der Höhe, die dem Anteil seines Beschäftigungsumfangs an dem 
Gesamtbeschäftigungsumfang beider Ehegatten entspricht. Einer Beschäftigung steht 
eine Versorgungsberechtigung nach beamtenrechtlichen Grundsätzen gleich. Entspre- 
chendes gilt auch für den Mitarbeiter, dem aus mehreren Rechtsverhältnissen ein An- 
spruch auf Ortszuschlag oder entsprechende Leistungen wesentlich gleichen Inhalts in 
Höhe der Stufe 2 oder einer der folgenden Stufen zusteht (Insichkonkurrenz). 
Ist der Ehegatte des Mitarbeiters außerhalb der in Satz 3 genannten Bereiche tätig oder 
nach beamtenrechtlichen Grundsätzen versorgungsberechtigt und hat er Anspruch auf 
Ortszuschlag oder entsprechende Leistungen wesentlich gleichen Inhalts in Höhe der 
Stufe 2 oder einer der folgenden Stufen oder auf Familienzuschlag der Stufe 1 oder einer 
der folgenden Stufen oder eine entsprechende Leistung in Höhe von mindestens dem 
Unterschiedsbetrag zwischen der Stufe 1 und der Stufe 2 des Ortszuschlags der Tarif- 
klasse Ib, so erhält der Mitarbeiter den Ortszuschlag der Stufe 1. Erreicht der Anspruch 
des Ehegatten den Unterschiedsbetrag zwischen der Stufe 1 und der Stufe 2 des Ortszu- 
schlages der Tarifklasse Ib nicht, beträgt er aber mindestens die Hälfte des Unterschieds- 
betrags zwischen der Stufe 1 und der Stufe 2 des Ortszuschlags der Tarifklasse Ib, so 
erhält der Mitarbeiter den Unterschiedsbetrag zwischen der Stufe 1 und der Stufe 2 des 
für ihn maßgebenden Ortszuschlages zur Hälfte. Erreicht der Anspruch des Ehegatten 
wegen Teilzeitbeschäftigung nicht die Höhe der Stufe 2 oder einer der folgenden Stufen, 
so erhält der Mitarbeiter den Unterschiedsbetrag zwischen der Stufe 1 und der Stufe 2 
des für ihn maßgebenden Ortszuschlages in der Höhe gewährt, dass der Mitarbeiter und 
sein Ehegatte den Unterschiedsbetrag zwischen der Stufe 1 und der Stufe 2 insgesamt 
einmal erhalten. Dies gilt entsprechend Abschnitt V Anlage 1 auch für den Mitarbeiter, 
dem aus mehreren Rechtsverhältnissen ein Anspruch auf Ortszuschlag oder entspre- 
chende Leistungen wesentlich gleichen Inhalts in Höhe der Stufe 2 oder einer der folgen- 
den Stufen zusteht (Insichkonkurrenz). Ist der Ehegatte eines teilzeitbeschäftigten Mitar- 
beiters außerhalb der in Satz 3 genannten Bereiche ebenfalls teilzeitbeschäftigt und er- 
hält er den Unterschiedsbetrag zwischen der Stufe 1 und der Stufe 2 des für ihn maßge- 
benden Ortszuschlages anteilig zu seiner Arbeitszeit gewährt, so erhält der Mitarbeiter 
den Unterschiedsbetrag zwischen der Stufe 1 und der Stufe 2 des für ihn maßgebenden 
Ortszuschlags in der Höhe, dass der Mitarbeiter und sein Ehegatte den Unterschiedsbe- 
trag zwischen der Stufe 1 und der Stufe 2 insgesamt in der Höhe erhalten, als wenn 
beide im Geltungsbereich der AVR teilzeitbeschäftigt wären. 
 Anmerkung 1: 
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Der Tätigkeit im Bereich der katholischen Kirche im Sinne von Abschnitt V steht gleich 
eine Tätigkeit in der evangelischen Kirche, in einem Diakonischen Werk oder in einer 
Einrichtung, die dem Diakonischen Werk angeschlossen ist. 
 Anmerkung 2: 
Sind beide Ehegatten in einem Tätigkeitsbereich der katholischen Kirche beschäftigt und 
wendet der Dienstgeber des Ehegatten eine andere Konkurrenzregelung zum Ortszu- 
schlag als die nach Abschnitt V an, so erhält der Mitarbeiter den Unterschiedsbetrag zwi- 
schen der Stufe 1 und der Stufe 2 des für ihn maßgebenden Ortszuschlages in der Höhe 
gewährt, dass die Ehegatten den Unterschiedsbetrag in Höhe ihres Gesamtbeschäfti- 
gungsumfangs, höchstens jedoch einmal erhalten. 

 

§ 12 Kinderzulage 

A Allgemeines 

a) Mitarbeiter, denen Kindergeld nach dem Einkommensteuergesetz oder nach dem 
Bundeskindergeldgesetz zusteht oder ohne Berücksichtigung des § 64 oder § 65 
EStG oder des § 3 oder § 4 BKGG zustehen würde, erhalten eine Kinderzulage 
nach Abschnitt B oder nach Abschnitt C. 

b) Die Kinderzulage wird für jeden Monat gezahlt, in dem mindestens für einen Tag die 
Voraussetzungen vorliegen. 

B Mitarbeiter, deren Dienstverhältnis nach dem 30. Juni 2008 (RK Ost: nach dem 30. 
Juni 2009) begonnen hat 

Mitarbeiter, deren Dienstverhältnis nach dem 30. Juni 2008 (RK Ost: nach dem 30. Juni 
2009) begonnen hat, erhalten für jedes berücksichtigungsfähige Kind eine Kinderzulage in 
Höhe von monatlich 90,00 Euro. 

C Mitarbeiter, deren Dienstverhältnis vor dem 1. Juli 2008 (RK Ost: vor dem 1. Juli 
2009) bestanden hat (Besitzstandregelung) 

a) Mitarbeiter, deren Dienstverhältnis vor dem 1. Juli 2008 (RK Ost: vor dem 1. Juli 2009) 
bestanden hat, erhalten für jedes berücksichtigungsfähige Kind eine Kinderzulage in 
Höhe von: 

 

ab 1. Februar 2026 151,52 Euro 

 

b) 1Die Kinderzulage erhöht sich 

ab dem 1. Februar 2026 nach folgender Tabelle für 
 

Mitarbeiter nach den 
Vergütungsgruppen 

für das erste zu berück- 
sichtigende Kind um 

für jedes weitere zu be- 
rücksichtigende Kind 
um 

VG 12, 11, 10 und 9 8,56 Euro 42,80 Euro 
VG 9a 8,56 Euro 34,19 Euro 
VG 8 8,56 Euro 25,66 Euro 

 

c) (weggefallen) 

d) 1Bei der Bemessung der Kinderzulage finden die Konkurrenzregelungen in Ab- 
schnitt V Abs. i der Anlage 1 AVR in der am 31. Dezember 2007 geltenden Fassung 
der AVR sinngemäß Anwendung. 2Diese lauten wie folgt: 

Stünde neben dem Mitarbeiter einer anderen Person, die im Geltungsbereich der AVR 
oder in einem anderen Tätigkeitsbereich der katholischen Kirche tätig oder nach beam- 
tenrechtlichen Grundsätzen versorgungsberechtigt ist, ein Anspruch auf Ortszuschlag 
der Stufe 3 oder einer der folgenden Stufen oder auf Familienzuschlag der Stufe 2 oder 
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einer der folgenden Stufen oder ein Sozialzuschlag oder eine entsprechende Leistung 
wesentlich gleichen Inhalts zu, so wird der auf das Kind entfallende Unterschiedsbetrag 
zwischen den Stufen des Ortszuschlags dem Mitarbeiter gewährt, wenn und soweit ihm 
das Kindergeld nach dem Einkommensteuergesetz oder nach dem Bundeskindergeldge- 
setz gewährt wird oder ohne Berücksichtigung des § 65 EStG oder des § 4 BKGG vor- 
rangig zu gewähren wäre. Auf das Kind entfällt derjenige Unterschiedsbetrag, der sich 
aus der für die Anwendung des Einkommensteuergesetzes oder des Bundeskindergeld- 
gesetzes maßgebenden Reihenfolge der Kinder ergibt. Abschnitt IIa der Anlage 1 findet 
auf den Unterschiedsbetrag keine Anwendung, wenn einer der Anspruchsberechtigten 
im Sinne des Satzes 1 vollbeschäftigt oder nach beamtenrechtlichen Grundsätzen ver- 
sorgungsberechtigt ist; das gilt auch, wenn mehrere Anspruchsberechtigte teilzeitbe- 
schäftigt sind, mit der Maßgabe, dass dann der Unterschiedsbetrag zwischen der Stufe 
2 und der Stufe 3 oder einer der folgenden Stufen in Höhe des Gesamtbeschäftigungs- 
umfangs der Anspruchsberechtigten gewährt wird, höchstens jedoch der auf das Kind 
entfallende Unterschiedsbetrag zwischen den Stufen des Ortszuschlages. Entsprechen- 
des gilt auch für den Mitarbeiter, dem aus mehreren Rechtsverhältnissen ein Anspruch 
auf Ortszuschlag oder entsprechende Leistungen wesentlich gleichen Inhalts in Höhe 
der Stufe 3 oder einer der folgenden Stufen zusteht (Insichkonkurrenz). 
Stünde neben dem Mitarbeiter einer anderen Person, die außerhalb der in Unterabsatz 1 
Satz 1 genannten Bereiche tätig oder nach beamtenrechtlichen Grundsätzen versor- 
gungsberechtigt ist, ein Anspruch auf Ortszuschlag oder Familienzuschlag oder Sozial- 
zuschlag oder entsprechende Leistungen wesentlich gleichen Inhalts in Höhe der Stufe 
3 oder einer der folgenden Stufen zu, so erhält der Mitarbeiter den Ortszuschlag der 
Stufe 1; erreicht der Anspruch der anderen Person nicht die Höhe der Stufe 3 oder einer 
der folgenden Stufen, so erhält der Mitarbeiter den Unterschiedsbetrag zwischen der 
Stufe 2 und der Stufe 3 bzw. einer der folgenden Stufen des für ihn maßgebenden Orts- 
zuschlages in der Höhe gewährt, dass der Mitarbeiter und die andere Person den Unter- 
schiedsbetrag zwischen der Stufe 2 und der Stufe 3 bzw. einer der folgenden Stufen ins- 
gesamt einmal erhalten. Dies gilt entsprechend auch für den Mitarbeiter, dem aus meh- 
reren Rechtsverhältnissen ein Anspruch auf Ortszuschlag oder entsprechende Leistun- 
gen wesentlich gleichen Inhalts in Höhe der Stufe 3 oder einer der folgenden Stufen zu- 
steht (Insichkonkurrenz). Ist der Ehegatte eines teilzeitbeschäftigten Mitarbeiters außer- 
halb der in Unterabsatz 1 Satz 1 genannten Bereiche ebenfalls teilzeitbeschäftigt und er- 
hält er den Unterschiedsbetrag zwischen der Stufe 2 und der Stufe 3 oder einer der fol- 
genden Stufen des Ortszuschlages anteilig zu seiner Arbeitszeit gewährt, so erhält der 
Mitarbeiter den Unterschiedsbetrag zwischen der Stufe 2 und der Stufe 3 oder einer der 
folgenden Stufen des Ortszuschlages in der Höhe, dass der Mitarbeiter und sein Ehe- 
gatte den Unterschiedsbetrag zwischen der Stufe 2 und der Stufe 3 oder einer der fol- 
genden Stufen insgesamt in der Höhe erhalten, als wenn beide im Geltungsbereich der 
AVR teilzeitbeschäftigt wären. 
 Anmerkung: 

Der Tätigkeit im Bereich der katholischen Kirche im Sinne von Abschnitt V steht gleich 
eine Tätigkeit in der evangelischen Kirche, in einem Diakonischen Werk oder in einer 
Einrichtung, die dem Diakonischen Werk angeschlossen ist. 

 

e) 1Der Mitarbeiter erhält keine oder eine anteilige Kinderzulage nach Absatz a, soweit 
eine andere Person für dieses Kind eine kinderbezogene Besitzstandszulage nach 
einem Überleitungstarifvertrag des öffentlichen Dienstes oder einem Tarifvertrag 
oder Vergütungssystem wesentlich gleichen Inhalts erhält. 2Die Höhe der anteiligen 
Kinderzulage wird nach den Grundsätzen des Absatz d berechnet. 

 
§ 13 Arbeitszeitverkürzung durch freie Tage 

      1Der Mitarbeiter wird in den Kalenderjahren 2027 bis 2035 jeweils an einem Arbeitstag 
(§ 45 Abs. 4 AVR) von der Arbeit freigestellt. 2Für die Zeit der Freistellung erhält der Mitarbei- 
ter die Dienstbezüge (§ 27 AVR) und die in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen 



225 
 

fortgezahlt. 3Die Dauer der Freistellung beträgt höchstens ein Fünftel der für den Mitarbeiter 
geltenden durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitszeit. 

      Der neu eingestellte Mitarbeiter erwirbt den Anspruch auf die Freistellung erstmals, 
wenn das Dienstverhältnis fünf Monate ununterbrochen bestanden hat. 

      1Wird der Mitarbeiter an dem für die Freistellung vorgesehenen Tag aus dienstlichen 
bzw. betrieblichen Gründen zur Arbeit herangezogen, ist die Freistellung innerhalb dessel- 
ben Kalenderjahres nachzuholen. 2Ist dies aus dienstlichen bzw. betrieblichen Gründen nicht 
möglich, ist die Freistellung innerhalb des folgenden Kalenderjahres nachzuholen. 3Eine 
Nachholung in anderen Fällen ist nicht zulässig. 

      Der Anspruch auf Freistellung kann nicht abgegolten werden. 

      Ist der Mitarbeiter in einem anderen Rechtsverhältnis im Geltungsbereich der AVR 
oder in einem anderen Tätigkeitsbereich der katholischen Kirche nach dieser oder einer ent- 
sprechenden Vorschrift für dasselbe Kalenderjahr bereits an einem Tag freigestellt worden, 
gilt der Anspruch nach Absatz 1 als erfüllt. 
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Teil III. Anlagen 
 

Die Regelungen dieses Teils geben die für die in § 1 des Teils II. benannten Mitarbeiter wei- 
tergeltenden Anlagen zur Eingruppierung der AVR in der am 31. Dezember 2026 geltenden 
Fassung wieder. Diese wurden zur Anwendung ab dem 1. Januar 2027 redaktionell ange- 
passt. Eine Anwendung auf ab dem 1. Januar 2027 beginnende Dienstverhältnisse ist aus- 
geschlossen, es sei denn es handelt sich um eine Verlängerung eines befristeten Dienstver- 
hältnisses oder einer Unterbrechung gemäß § 1 Abs. 1 Sätze 2 und 3 des Teils II. 

 
Anlage 2 

Vergütungsgruppen für Mitarbeiter (allgemein) 
 

Vergütungsgruppe 1 

1 bis 2 (weggefallen) 

3 Apotheker als Leiter von Apotheken, denen mindestens fünf Apotheker durch ausdrückli- 
che Anordnung ständig unterstellt sind 1, 2

 

4 Mitarbeiter im Verwaltungsdienst mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbil- 
dung oder mit gleichwertigen Fähigkeiten und Erfahrungen in Dienststellen von zentraler 
bzw. überregionaler Bedeutung, die aufgrund ausdrücklicher Anordnung ein Aufgaben- 
gebiet, das sich auf den gesamten Zuständigkeitsbereich der Dienststelle erstreckt, ab- 
schließend bearbeiten und sich durch das Maß ihrer Verantwortung und den Umfang ih- 
res Aufgabengebietes aus der Vergütungsgruppe 1b Ziffer 15 ausheben, nach zehnjähri- 
ger Bewährung in der Vergütungsgruppe 1a Ziffer 10 3, 4, 103

 

5 Verwaltungsleiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder mit 
gleichwertigen Fähigkeiten und Erfahrungen in Krankenhäusern mit mindestens 240 
Betten und mindestens sieben Fachabteilungen, davon mindestens fünf klinische Fach- 
abteilungen nach zehnjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 1a Ziffer 14b 8, 103, 114, 115

 

6 Verwaltungsleiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder mit 
gleichwertigen Fähigkeiten und Erfahrungen in Krankenhäusern mit mindestens 320 
Betten nach zehnjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 1a Ziffer 14c 8, 103, 115

 

7 Verwaltungsleiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder mit 
gleichwertigen Fähigkeiten und Erfahrungen in Krankenhäusern mit mindestens 320 
Betten und mit mindestens zehn Fachabteilungen, davon mindestens sechs klinischen 
Fachabteilungen 8, 103, 114, 115

 

8 Geschäftsführer von Regional-, Kreis-, Ortscaritasverbänden und Fachverbänden mit 
abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder mit gleichwertigen Fähigkei- 
ten und Erfahrungen mit mindestens 300 Mitarbeitern nach zehnjähriger Bewährung in 
Vergütungsgruppe 1a Ziffer 7a 77, 103, 119

 

Vergütungsgruppe 1a 

1 Apotheker als Leiter von Apotheken, denen mindestens vier Apotheker durch ausdrückli- 
che Anordnung ständig unterstellt sind 1, 2

 

1a Apotheker als Leiter von Apotheken nach sechsjähriger Bewährung in Vergütungs- 
gruppe 1b Ziffer 1 

2 bis 7 (weggefallen) 

7a Geschäftsführer von Regional-, Kreis-, Ortscaritasverbänden und Fachverbänden mit 
abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder mit gleichwertigen Fähigkei- 
ten und Erfahrungen mit mindestens 300 Mitarbeitern 77, 103, 119
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7b Geschäftsführer von Regional-, Kreis-, Ortscaritasverbänden und Fachverbänden mit 
abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder mit gleichwertigen Fähigkei- 
ten und Erfahrungen mit mindestens 150 Mitarbeitern nach achtjähriger Bewährung in 
Vergütungsgruppe 1b Ziffer 9 77, 103, 119

 

8 Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder mit gleich- 
wertigen Fähigkeiten und Erfahrungen in der Tätigkeit als Leiter von Einrichtungen mit 
mehr als 600 Betten 103

 

9 (weggefallen) 

10 Mitarbeiter im Verwaltungsdienst mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbil- 
dung oder mit gleichwertigen Fähigkeiten und Erfahrungen in Dienststellen von zentraler 
bzw. überregionaler Bedeutung, die aufgrund ausdrücklicher Anordnung ein Aufgaben- 
gebiet, das sich auf den gesamten Zuständigkeitsbereich der Dienststelle erstreckt, ab- 
schließend bearbeiten und sich durch das Maß ihrer Verantwortung und den Umfang ih- 
res Aufgabengebietes erheblich aus der Vergütungsgruppe 1b Ziffer 15 herausheben 3, 4,

 
103 

 
11 Mitarbeiter im Verwaltungsdienst mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbil- 

dung oder mit gleichwertigen Fähigkeiten und Erfahrungen in Dienststellen von zentraler 
bzw. überregionaler Bedeutung, die aufgrund ausdrücklicher Anordnung ein Aufgaben- 
gebiet, das sich auf den gesamten Zuständigkeitsbereich der Dienststelle erstreckt, ab- 
schließend bearbeiten, nach zehnjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 1b Ziffer 15 
3, 4, 103 

 
12 Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder mit gleich- 

wertigen Fähigkeiten und Erfahrungen, die sich aus der Vergütungsgruppe 1b mit Aus- 
nahme der Ziffern 2, 6, 10, 13, 15, 19 und 20 durch hochwertige Leistungen in einem be- 
sonders schwierigen Aufgabenkreis herausheben 103

 

13 Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder mit gleich- 
wertigen Fähigkeiten und Erfahrungen, denen mindestens fünf Mitarbeiter mindestens 
der Vergütungsgruppe 2 durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 103, 77

 

14 Verwaltungsleiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder mit 
gleichwertigen Fähigkeiten und Erfahrungen in Krankenhäusern mit mindestens 160 
Betten und mit mindestens fünf Fachabteilungen, davon mindestens drei klinische Fach- 
abteilungen nach achtjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 1b Ziffer 17 8, 103, 114, 115

 

14a Verwaltungsleiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder mit 
gleichwertigen Fähigkeiten und Erfahrungen in Krankenhäusern mit mindestens 240 
Betten nach achtjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 1b Ziffer 17a 8, 103, 115

 

14b Verwaltungsleiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder mit 
gleichwertigen Fähigkeiten und Erfahrungen in Krankenhäusern mit mindestens 240 
Betten und mit mindestens sieben Fachabteilungen, davon mindestens fünf klinischen 
Fachabteilungen 8, 103, 114, 115

 

14c Verwaltungsleiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder mit 
gleichwertigen Fähigkeiten und Erfahrungen in Krankenhäusern mit mindestens 320 
Betten 8, 103, 115 

15 bis 16 (weggefallen) 

17 Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und Erfahrungen hinsichtlich Aufga- 
benbereich und Verantwortung den Mitarbeitern in Tätigkeitsmerkmalen dieser Vergü- 
tungsgruppe vergleichbar sind 9, 103
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Vergütungsgruppe 1b 

1 Apotheker als Leiter von Apotheken 

2 Apotheker nach fünfjähriger Tätigkeit als Apotheker 

3 bis 8 (weggefallen) 

9 Geschäftsführer von Regional-, Kreis-, Ortscaritasverbänden und Fachverbänden mit 
abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder mit gleichwertigen Fähigkei- 
ten und Erfahrungen mit mindestens 150 Mitarbeitern 77, 103, 119

 

9a Geschäftsführer von Regional-, Kreis-, Ortscaritasverbänden und Fachverbänden mit 
abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder mit gleichwertigen Fähigkei- 
ten und Erfahrungen mit mindestens 75 Mitarbeitern nach sechsjähriger Bewährung in 
Vergütungsgruppe 2 Ziffer 7 77, 103, 119

 

9b bis 9c (weggefallen) 

9d Leiter von Einrichtungen der stationären Altenhilfe mit mindestens 160 Plätzen mit wis- 
senschaftlicher Hochschulbildung oder mit gleichwertigen Fähigkeiten und Erfahrungen, 
denen wesentliche Funktionen der Betriebs- und Wirtschaftsführung übertragen sind, 
nach sechsjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 2 Ziffer 10b 14, 103

 

10 (durch Überleitung in Teil II. Anhang Lehrkräfte entfallen) 

10a Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder mit gleich- 
wertigen Fähigkeiten und Erfahrungen in der Tätigkeit als Leiter von Einrichtungen mit 
mehr als 400 Betten nach sechsjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 2 Ziffer 3 103

 

11 bis 11a (weggefallen) 

12 Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung nach achtjähriger 
Bewährung in Vergütungsgruppe 2 Ziffer 12 

13 Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder mit gleich- 
wertigen Fähigkeiten und Erfahrungen, die sich durch hochwertige Leistungen in einem 
besonders schwierigen Aufgabenkreis aus der Vergütungsgruppe 2 herausheben 103

 

14 Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder mit gleich- 
wertigen Fähigkeiten und Erfahrungen, deren Tätigkeit im Verwaltungsdienst hochwer- 
tige Leistungen erfordert, nach sechsjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 2 Ziffer 
13 103 

15 Mitarbeiter im Verwaltungsdienst mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbil- 
dung oder mit gleichwertigen Fähigkeiten und Erfahrungen in Dienststellen von zentraler 
bzw. überregionaler Bedeutung, die aufgrund ausdrücklicher Anordnung ein Aufgaben- 
gebiet, das sich auf den gesamten Zuständigkeitsbereich der Dienststelle erstreckt, ab- 
schließend bearbeiten 3, 4, 103

 

16 Verwaltungsleiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder mit 
gleichwertigen Fähigkeiten und Erfahrungen in Krankenhäusern mit mindestens 160 
Betten nach sechsjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 2 Ziffer 16 8, 103, 115

 

17 Verwaltungsleiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder mit 
gleichwertigen Fähigkeiten und Erfahrungen in Krankenhäusern mit mindestens 160 
Betten und mit mindestens fünf Fachabteilungen, davon mindestens drei klinischen 
Fachabteilungen 8, 103, 114, 115

 

17a Verwaltungsleiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder mit 
gleichwertigen Fähigkeiten und Erfahrungen in Krankenhäusern mit mindestens 240 
Betten 8, 103, 115 
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18 bis 19a (weggefallen) 

20 Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und Erfahrungen hinsichtlich Aufga- 
benbereich und Verantwortung den Mitarbeitern in Tätigkeitsmerkmalen dieser Vergü- 
tungsgruppe vergleichbar sind 9, 103

 

Vergütungsgruppe 2 

1 Apotheker 

2 (weggefallen) 

3 Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder mit gleich- 
wertigen Fähigkeiten und Erfahrungen in der Tätigkeit als Leiter von Einrichtungen mit 
mehr als 400 Betten 103

 

4 (weggefallen) 

5 (durch Überleitung in Teil II. Anhang Lehrkräfte entfallen) 

6 (weggefallen) 

7 Geschäftsführer von Regional-, Kreis-, Ortscaritasverbänden und Fachverbänden mit 
abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder mit gleichwertigen Fähigkei- 
ten und Erfahrungen mit mindestens 75 Mitarbeitern 77, 103, 119

 

7a Geschäftsführer von Regional-, Kreis-, Ortscaritasverbänden und Fachverbänden mit 
abgeschlossener Fachhochschulausbildung mit mindestens zehn Mitarbeitern nach fünf- 
jähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 3 Ziffer 15 77, 119

 

7b bis 10 (weggefallen) 

10a Leiter von Einrichtungen der stationären Altenhilfe mit mindestens 120 Plätzen, denen 
wesentliche Funktionen der Betriebs- und Wirtschaftsführung übertragen sind, nach fünf- 
jähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 3 Ziffer 2a 14

 

10b Leiter von Einrichtungen der stationären Altenhilfe mit mindestens 160 Plätzen mit wis- 
senschaftlicher Hochschulbildung oder mit gleichwertigen Fähigkeiten und Erfahrungen, 
denen wesentliche Funktionen der Betriebs- und Wirtschaftsführung übertragen sind 14, 

103 

 
11 Mitarbeiter in der Verwaltung und Buchhaltung, deren Tätigkeit sich aus Vergütungs- 

gruppe 4a Ziffer 25 durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung erheblich her- 
aushebt, nach achtjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 3 Ziffer 12 127

 

12 Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung und entsprechen- 
der Tätigkeit 

13 Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder mit gleich- 
wertigen Fähigkeiten und Erfahrungen, deren Tätigkeit im Verwaltungsdienst hochwer- 
tige Leistungen erfordert 103

 

14 Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder mit gleich- 
wertigen Fähigkeiten und Erfahrungen, die als Assistenten des Verwaltungsleiters in 
Krankenhäusern mit mindestens 450 Betten berufen sind 1, 103

 

15 Verwaltungsleiter in Krankenhäusern mit mindestens 80 Betten nach sechsjähriger Be- 
währung in Vergütungsgruppe 3 Ziffer 20a 1, 15

 

16 Verwaltungsleiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder mit 
gleichwertigen Fähigkeiten und Erfahrungen in Krankenhäusern mit mindestens 160 
Betten 8, 103, 115 
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17 bis 17b (weggefallen) 

18 Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und Erfahrungen hinsichtlich Aufga- 
benbereich und Verantwortung den Mitarbeitern in Tätigkeitsmerkmalen dieser Vergü- 
tungsgruppe vergleichbar sind 9, 103

 

Vergütungsgruppe 3 

1 Leiter des technischen Dienstes in Einrichtungen mit mindestens 450 Betten, die eine 
Ausbildung als Ingenieur oder Techniker nachweisen 

2 Leiter von Einrichtungen der stationären Altenhilfe mit mindestens 80 Plätzen, denen 
wesentliche Funktionen der Betriebs- und Wirtschaftsführung übertragen sind, nach vier- 
jähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 4a Ziffer 8a 14

 

2a Leiter von Einrichtungen der stationären Altenhilfe mit mindestens 120 Plätzen, denen 
wesentliche Funktionen der Betriebs- und Wirtschaftsführung übertragen sind 14

 

3 (durch Überleitung in Teil II. Anhang Lehrkräfte entfallen) 

4 bis 11 (weggefallen) 

12 Mitarbeiter in der Verwaltung und Buchhaltung, deren Tätigkeit sich aus Vergütungs- 
gruppe 4a Ziffer 25 durch das Maß der damit verbundenen Verantwortung erheblich her- 
aushebt 127

 

13 Mitarbeiter in der Verwaltung und Buchhaltung, deren Tätigkeit sich aus Vergütungs- 
gruppe 4b Ziffer 33 durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung heraushebt, nach 
sechsjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 4a Ziffer 25 126

 

14 Mitarbeiter, die als Assistent des Verwaltungsleiters in Krankenhäusern mit mindestens 
300 Betten berufen sind 1 

15 Geschäftsführer von Regional-, Kreis-, Ortscaritasverbänden und Fachverbänden mit 
abgeschlossener Fachhochschulausbildung mit mindestens zehn Mitarbeitern 77, 119

 

15a Geschäftsführer von Regional-, Kreis-, Ortscaritasverbänden und Fachverbänden mit 
abgeschlossener Fachhochschulausbildung nach vierjähriger Bewährung in Vergütungs- 
gruppe 4a Ziffer 12 119

 

15b bis 19a (weggefallen) 

20 Verwaltungsleiter in Krankenhäusern mit weniger als 80 Betten nach vierjähriger Bewäh- 
rung in Vergütungsgruppe 4a Ziffer 39 115

 

20a Verwaltungsleiter in Krankenhäusern mit mindestens 80 Betten 115
 

21 Mitarbeiter, deren Aufgabenbereich und Verantwortung mit den Tätigkeitsmerkmalen die- 
ser Vergütungsgruppe vergleichbar ist 9 

Vergütungsgruppe 4a 

1 bis 3 (durch Überleitung in Teil II. Anhang Lehrkräfte entfallen) 

3a (weggefallen) 

4 Hauptamtliche Dozenten an Fachschulen nach einer zehnjährigen Bewährung in dieser 
Tätigkeit 

4a Küchenleiter von Küchen, in denen durchschnittlich täglich mehr als 500 Vollportionen 
hergestellt werden, nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 4b Ziffer 11b 132, 

133 

 
5 (durch Überleitung in Teil II. Anhang Lehrkräfte entfallen) 
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6 Leitende Physiotherapeuten/Krankengymnasten in einer Tätigkeit der Vergütungsgruppe 
4b Ziffer 12 nach zweijähriger Bewährung in dieser Tätigkeit 43

 

7 Leitende medizinisch-technische Assistenten in einer Tätigkeit der Vergütungsgruppe 4b 
Ziffer 13 nach zweijähriger Bewährung in dieser Tätigkeit 54

 

8 Leiter von Einrichtungen der stationären Altenhilfe mit mindestens 40 Plätzen, denen 
wesentliche Funktionen der Betriebs- und Wirtschaftsführung übertragen sind, nach vier- 
jähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 4b Ziffer 14a 14

 

8a Leiter von Einrichtungen der stationären Altenhilfe mit mindestens 80 Plätzen, denen 
wesentliche Funktionen der Betriebs- und Wirtschaftsführung übertragen sind 14

 

9 (weggefallen) 

10 bis 11 (durch Überleitung in Teil II. Anhang Lehrkräfte entfallen) 

11a bis 11d (weggefallen) 

12 Geschäftsführer von Regional-, Kreis-, Ortscaritasverbänden und Fachverbänden mit 
abgeschlossener Fachhochschulausbildung 119

 

13 bis 24 (weggefallen) 

25 Mitarbeiter in der Verwaltung und Buchhaltung, deren Tätigkeit sich aus Vergütungs- 
gruppe 4b Ziffer 33 durch besondere Schwierigkeit und Bedeutung heraushebt 126

 

25a Mitarbeiter in der Verwaltung und Buchhaltung, deren Tätigkeit sich aus Vergütungs- 
gruppe 5b Ziffer 56 dadurch heraushebt, dass sie besonders verantwortungsvoll ist, 
nach sechsjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 4b Ziffer 33 125

 

26 bis 27 (durch Überleitung in Teil II. Anhang Lehrkräfte entfallen) 

28 bis 38 (weggefallen) 

39 Verwaltungsleiter in Krankenhäusern mit weniger als 80 Betten 115
 

40 Mitarbeiter, deren Aufgabenbereich und Verantwortung mit den Tätigkeitsmerkmalen die- 
ser Vergütungsgruppe vergleichbar ist 9 

Vergütungsgruppe 4b 

1 (durch Überleitung in Teil II. Anhang Lehrkräfte entfallen) 

2 Audiometristen mit staatlicher Anerkennung oder mit mindestens zweijähriger Fachaus- 
bildung an Universitätskliniken oder medizinischen Akademien in einer Tätigkeit der Ver- 
gütungsgruppe 5b Ziffer 1 nach zweijähriger Bewährung in dieser Tätigkeit 

3 (durch Überleitung in Teil II. Anhang Lehrkräfte entfallen) 

4 Beschäftigungstherapeuten/Ergotherapeuten mit staatlicher Anerkennung in einer Tätig- 
keit der Vergütungsgruppe 5b Ziffer 6 nach zweijähriger Bewährung in dieser Tätigkeit 

5 (weggefallen) 

6 (durch Überleitung in Teil II. Anhang Lehrkräfte entfallen) 

7 Diätassistenten mit staatlicher Anerkennung in einer Tätigkeit der Vergütungsgruppe 5b 
Ziffer 8 oder 11 nach zweijähriger Bewährung in einer dieser Tätigkeiten 

7a  Diplom-Ingenieure mit Fachhochschulausbildung in der Tätigkeit von Beauftragten für 
die Medizingeräte-Verordnung nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 5b Zif- 
fer 11a 

8 Hauptamtliche Dozenten an Fachschulen 



232 
 

9 bis 9c (weggefallen) 

9d Hauswirtschaftliche Betriebsleiter mit staatlicher Prüfung und entsprechender Tätigkeit in 
Einrichtungen mit mehr als 300 Plätzen nach vierjähriger Bewährung in Vergütungs- 
gruppe 5b Ziffer 70 134

 

10 (durch Überleitung in Teil II. Anhang Lehrkräfte entfallen) 

11 Physiotherapeuten/Krankengymnasten in einer Tätigkeit der Vergütungsgruppe 5b Ziffer 
24 nach zweijähriger Bewährung in dieser Tätigkeit 

11a (weggefallen) 

11b Küchenleiter von Küchen, in denen durchschnittlich täglich mehr als 500 Vollportionen 
hergestellt werden 132, 133

 

11c Küchenleiter von Küchen, in denen durchschnittlich täglich mehr als 300 Vollportionen 
hergestellt werden, nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 5b Ziffer 25 132, 133

 

11d Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreter der Küchenleiter 
von Küchen, in denen durchschnittlich täglich mehr als 500 Vollportionen hergestellt wer- 
den, bestellt sind, nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 5b Ziffer 25c 48, 132, 

133 

 
12 Leitende Physiotherapeuten/Krankengymnasten, denen mindestens 16 Physiotherapeu- 

ten/Krankengymnasten oder Mitarbeiter in der Tätigkeit von Physiotherapeuten/Kranken- 
gymnasten durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 43, 77

 

13 Leitende medizinisch-technische Assistenten, denen mindestens 16 medizinisch-techni- 
sche Assistenten, medizinisch-technische Gehilfen oder sonstige Mitarbeiter, die auf- 
grund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrung entsprechende Tätigkeiten ausü- 
ben, durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 54, 77

 

14 Leiter von Einrichtungen der stationären Altenhilfe, denen wesentliche Funktionen der 
Betriebs- und Wirtschaftsführung übertragen sind, nach zweijähriger Bewährung in Ver- 
gütungsgruppe 5b Ziffer 26 14

 

14a Leiter von Einrichtungen der stationären Altenhilfe mit mindestens 40 Plätzen, denen 
wesentliche Funktionen der Betriebs- und Wirtschaftsführung übertragen sind 14

 

15 (weggefallen) 

16 (durch Überleitung in Teil II. Anhang Lehrkräfte entfallen) 

17 Logopäden mit staatlicher Anerkennung oder mit mindestens zweijähriger Fachausbil- 
dung an Universitätskliniken oder medizinischen Akademien mit Prüfung in einer Tätig- 
keit der Vergütungsgruppe 5b Ziffer 29 nach zweijähriger Bewährung in dieser Tätigkeit 

18 bis 19 (durch Überleitung in Teil II. Anhang Lehrkräfte entfallen) 

20 Medizinisch-technische Assistenten in einer Tätigkeit der Vergütungsgruppe 5b Ziffer 38 
oder 39 nach zweijähriger Bewährung in einer dieser Tätigkeiten 

20a bis 20d (weggefallen) 

21 Mitarbeiter, die als Assistenten des Verwaltungsleiters in Krankenhäusern mit mindes- 
tens 180 Betten berufen sind 1 

22 bis 22a (weggefallen) 

23 Mitarbeiter, die in mehr als zwei fremden Sprachen geläufig nach Diktat schreiben und 
sich aus Vergütungsgruppe 5c Ziffer 48a dadurch herausheben, dass sie Schriftstücke in 
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diesen Sprachen selbstständig abfassen, nach langjähriger Bewährung in Vergütungs- 
gruppe 5b Ziffer 43 

24 Mitarbeiter in Archiven mit abgeschlossener Fachausbildung, denen mehrere Archivan- 
gestellte oder gleichwertige Fachkräfte der Vergütungsgruppe 5b unterstellt sind 77

 

25 (weggefallen) 

26 (durch Überleitung in Teil II. Anhang Lehrkräfte entfallen) 

27 bis 32 (weggefallen) 

33 Mitarbeiter in der Verwaltung und Buchhaltung, deren Tätigkeit sich aus der Vergütungs- 
gruppe 5b Ziffer 56 dadurch heraushebt, dass sie besonders verantwortungsvoll ist 125

 

34 Mitarbeiter in der Verwaltung und Buchhaltung, deren Tätigkeit gründliche, umfassende 
Fachkenntnisse und selbstständige Leistungen erfordert, nach vierjähriger Bewährung in 
Vergütungsgruppe 5b Ziffer 56 123, 124

 

35 Mitarbeiter mit abgeschlossener Fachhochschulausbildung nach vierjähriger entspre- 
chender Berufstätigkeit nach abgeschlossener Ausbildung 9 

36 (durch Überleitung in Teil II. Anhang Lehrkräfte entfallen) 

37 Orthoptisten mit staatlicher Anerkennung oder mit mindestens zweijähriger Fachausbil- 
dung an Universitätskliniken oder medizinischen Akademien mit Prüfung in einer Tätig- 
keit der Vergütungsgruppe 5b Ziffer 59 oder 62 nach zweijähriger Bewährung in einer 
dieser Tätigkeiten 

38 (durch Überleitung in Teil II. Anhang Lehrkräfte entfallen) 

39 Pharmazeutisch-technische Assistenten in einer Tätigkeit der Vergütungsgruppe 5b Zif- 
fer 64 oder 65 nach zweijähriger Bewährung in einer dieser Tätigkeiten 

40 bis 51 (weggefallen) 

52 Mitarbeiter, deren Aufgabenbereich und Verantwortung mit den Tätigkeitsmerkmalen die- 
ser Vergütungsgruppe vergleichbar ist 9 

Vergütungsgruppe 5b 

1 Audiometristen mit staatlicher Anerkennung oder mit mindestens zweijähriger Fachaus- 
bildung an Universitätskliniken oder medizinischen Akademien, die als Hilfskräfte bei 
wissenschaftlichen Forschungsaufgaben mit einem besonders hohen Maß von Verant- 
wortlichkeit tätig sind 

2 (durch Überleitung in Teil II. Anhang Lehrkräfte entfallen) 

3 Audiometristen mit staatlicher Anerkennung oder mit mindestens zweijähriger Fachaus- 
bildung an Universitätskliniken oder medizinischen Akademien in einer Tätigkeit der Ver- 
gütungsgruppe 5c Ziffer 3 nach dreijähriger Bewährung in dieser Tätigkeit 

4 (durch Überleitung in Teil II. Anhang Lehrkräfte entfallen) 

5 Beschäftigungstherapeuten/Ergotherapeuten mit staatlicher Anerkennung in einer Tätig- 
keit der Vergütungsgruppe 5c Ziffer 6 nach dreijähriger Bewährung in dieser Tätigkeit 

6 Beschäftigungstherapeuten/Ergotherapeuten mit staatlicher Anerkennung und entspre- 
chender Tätigkeit, denen mindestens zwei Beschäftigungstherapeuten mit staatlicher 
Anerkennung oder Mitarbeiter in der Tätigkeit von Beschäftigungstherapeuten/Ergo- 
therapeuten durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 77

 

7 (weggefallen) 
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8 Diätassistenten mit staatlicher Anerkennung als Leiter von Diätküchen, in denen durch- 
schnittlich mindestens 400 Diätvollportionen täglich hergestellt werden 51

 

9 (durch Überleitung in Teil II. Anhang Lehrkräfte entfallen) 

10 Diätassistenten mit staatlicher Anerkennung in einer Tätigkeit der Vergütungsgruppe 5c 
Ziffer 9, 10 oder 13 nach dreijähriger Bewährung in einer dieser Tätigkeiten 

11 Diätassistenten mit staatlicher Anerkennung sowie mit zusätzlicher Ausbildung als Er- 
nährungsberater und mit entsprechender Tätigkeit 

11a Diplom-Ingenieure mit Fachhochschulausbildung in der Tätigkeit von Beauftragten für 
Medizingeräte-Verordnung 

12 bis 15a (weggefallen) 

16 Gutsverwalter mit Fachausbildung und großem Verantwortungsbereich 

17 Gärtnermeister, denen mehrere Gärtnermeister durch ausdrückliche Anordnung ständig 
unterstellt sind 1, 77, 141

 

17a Gärtnermeister, die sich aus Vergütungsgruppe 6b dadurch herausheben, dass sie in ei- 
nem besonders bedeutenden Arbeitsbereich mit einem höheren Maß an Verantwortlich- 
keit beschäftigt sind, nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 5c Ziffer 22 141

 

18 bis 18a (weggefallen) 

19 Handwerksmeister, Industriemeister und sonstige Meister, die sich durch den Umfang 
und die Bedeutung ihres Aufgabenbereiches und durch große Selbstständigkeit wesent- 
lich aus der Vergütungsgruppe 5c Ziffer 25 herausheben 141

 

19a Handwerksmeister und Industriemeister, die sich aus Vergütungsgruppe 6b dadurch her- 
ausheben, dass sie an einer besonders wichtigen Arbeitsstätte mit einem höheren Maß 
an Verantwortlichkeit beschäftigt sind, nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 
5c Ziffer 23 141

 

19b Handwerksmeister und Industriemeister, sofern sie große Arbeitsstätten (Bereiche, 
Werkstätten, Abteilungen oder Betriebe) zu beaufsichtigen haben, in denen Handwerker 
oder Facharbeiter beschäftigt sind, nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 5c 
Ziffer 25 141

 

20 bis 20c (weggefallen) 

21 bis 22 (durch Überleitung in Teil II. Anhang Lehrkräfte entfallen) 

23 Physiotherapeuten/Krankengymnasten in einer Tätigkeit der Vergütungsgruppe 5c Ziffer 
31 nach dreijähriger Bewährung in dieser Tätigkeit 

24 Physiotherapeuten/Krankengymnasten mit entsprechender Tätigkeit, denen mindestens 
zwei Physiotherapeuten/Krankengymnasten oder Mitarbeiter in der Tätigkeit von Physio- 
therapeuten/Krankengymnasten durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 
77 

 
25 Küchenleiter von Küchen, in denen durchschnittlich täglich mehr als 300 Vollportionen 

hergestellt werden 132, 133
 

25a Küchenleiter von Küchen, in denen durchschnittlich täglich mehr als 120 Vollportionen 
hergestellt werden, nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 5c Ziffer 32a 132, 

133 

 
25b Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreter der Küchenleiter 

von Küchen, in denen durchschnittlich täglich mehr als 300 Vollportionen hergestellt 
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werden, bestellt sind, nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 5c Ziffer 32c 48, 

132, 133 

 
25c Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreter der Küchenleiter 

von Küchen, in denen durchschnittlich täglich mehr als 500 Vollportionen hergestellt wer- 
den, bestellt sind 48, 132, 133

 

26 Leiter von Einrichtungen der stationären Altenhilfe, denen wesentliche Funktionen der 
Betriebs- und Wirtschaftsführung übertragen sind 14

 

27 (weggefallen) 

28 Leiter von Registraturen von besonderer Bedeutung 

29 Logopäden mit staatlicher Anerkennung oder mit mindestens zweijähriger Fachausbil- 
dung an Universitätskliniken oder medizinischen Akademien mit Prüfung und entspre- 
chender Tätigkeit, die als Hilfskräfte bei wissenschaftlichen Forschungsaufgaben mit ei- 
nem besonders hohen Maß von Verantwortlichkeit tätig sind 

30 (durch Überleitung in Teil II. Anhang Lehrkräfte entfallen) 

31 Logopäden mit staatlicher Anerkennung oder mit mindestens zweijähriger Fachausbil- 
dung an Universitätskliniken oder medizinischen Akademien mit Prüfung in einer Tätig- 
keit der Vergütungsgruppe 5c Ziffer 35 nach dreijähriger Bewährung in dieser Tätigkeit 

32 (weggefallen) 

33 (durch Überleitung in Teil II. Anhang Lehrkräfte entfallen) 

34 Masseure, Masseure und medizinische Bademeister in einer Tätigkeit der Vergütungs- 
gruppe 5c Ziffer 38 nach dreijähriger Bewährung in dieser Tätigkeit 40, 44

 

34b (weggefallen) 

35 bis 36 (durch Überleitung in Teil II. Anhang Lehrkräfte entfallen) 

37 Medizinisch-technische Assistenten in einer Tätigkeit der Vergütungsgruppe 5c Ziffer 41 
nach dreijähriger Bewährung in dieser Tätigkeit 

38 Medizinisch-technische Assistenten mit entsprechender Tätigkeit, denen mindestens 
zwei medizinisch-technische Assistenten, medizinisch-technische Gehilfen oder sonstige 
Mitarbeiter, die aufgrund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrung entsprechende 
Tätigkeiten ausüben, durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 77

 

39 Medizinisch-technische Assistenten mit entsprechender Tätigkeit, die als Hilfskräfte bei 
wissenschaftlichen Forschungsaufgaben mit einem besonders hohen Maß an Verant- 
wortlichkeit tätig sind 53

 

40 (weggefallen) 

41 Mitarbeiter als Berechner von Bezügen, deren Tätigkeit sich aus Vergütungsgruppe 6b 
Ziffer 44 dadurch heraushebt, dass sie aufgrund der angegebenen tatsächlichen Verhält- 
nisse die Bezüge und Versorgungsbezüge selbstständig errechnen und die damit zu- 
sammenhängenden Arbeiten (z.B. Feststellung der Versicherungspflicht in der Sozialver- 
sicherung und der Zusatzversorgung, Bearbeitung von Abtretungen und Pfändungen) 
selbstständig ausführen sowie den damit zusammenhängenden Schriftwechsel selbst- 
ständig führen, nach sechsjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 5c Ziffer 42 

42 (weggefallen) 

43 Mitarbeiter, die in mehr als zwei fremden Sprachen geläufig nach Diktat schreiben und 
sich aus Vergütungsgruppe 5c Ziffer 48a dadurch herausheben, dass sie Schriftstücke in 
diesen Sprachen selbstständig abfassen 
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44 Mitarbeiter, die in zwei fremden Sprachen geläufig nach Diktat schreiben und sich aus 
Vergütungsgruppe 6b Ziffer 45 dadurch herausheben, dass sie Schriftstücke in diesen 
Sprachen selbstständig abfassen, nach langjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 5c 
Ziffer 48 

45 Mitarbeiter, die in mehr als zwei fremden Sprachen geläufig nach Diktat schreiben oder 
einfache Übersetzungen aus diesen oder in diese Sprachen anfertigen, nach langjähri- 
ger Bewährung in Vergütungsgruppe 5c Ziffer 48a 99

 

46 Mitarbeiter in Archiven, mit abgeschlossener Fachausbildung sowie Mitarbeiter, die auf- 
grund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausü- 
ben 

47 bis 54 (weggefallen) 

55 Mitarbeiter in der Verwaltung und Buchhaltung, deren Tätigkeit sich aus Vergütungs- 
gruppe 6b Ziffer 57 dadurch heraushebt, dass sie selbstständige Leistungen erfordert, 
nach sechsjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 5c Ziffer 49 123

 

56 Mitarbeiter in der Verwaltung und Buchhaltung, deren Tätigkeit gründliche, umfassende 
Fachkenntnisse und selbstständige Leistungen erfordert 123, 124

 

57 Mitarbeiter mit abgeschlossener Fachausbildung für den bibliothekarischen Dienst (Dip- 
lombibliothekare) mit entsprechender Tätigkeit 

58 Mitarbeiter mit abgeschlossener Fachhochschulbildung und entsprechender Tätigkeit 9 

58a bis 58d (weggefallen) 

59 Orthoptisten mit staatlicher Anerkennung oder mindestens zweijähriger Fachausbildung 
an Universitätskliniken oder medizinischen Akademien mit Prüfung und entsprechender 
Tätigkeit, die als Hilfskräfte bei wissenschaftlichen Forschungsaufgaben mit einem be- 
sonders hohen Maß von Verantwortlichkeit tätig sind 

60 (durch Überleitung in Teil II. Anhang Lehrkräfte entfallen) 

61 Orthoptisten mit staatlicher Anerkennung oder mit mindestens zweijähriger Fachausbil- 
dung an Universitätskliniken oder medizinischen Akademien mit Prüfung in einer Tätig- 
keit der Vergütungsgruppe 5c Ziffer 51 nach dreijähriger Bewährung in dieser Tätigkeit 

62 Orthoptisten mit staatlicher Anerkennung oder mit mindestens zweijähriger Fachausbil- 
dung an Universitätskliniken oder medizinischen Akademien mit Prüfung und entspre- 
chender Tätigkeit, denen mindestens zwei Orthoptisten oder Mitarbeiter in der Tätigkeit 
von Orthoptisten durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 77

 

63 (durch Überleitung in Teil II. Anhang Lehrkräfte entfallen) 

64 Pharmazeutisch-technische Assistenten mit entsprechender Tätigkeit, denen mindestens 
zwei pharmazeutisch-technische Assistenten oder Apothekenhelfer mit Tätigkeiten min- 
destens der Vergütungsgruppe 7 durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 
49, 77 

 
65 Pharmazeutisch-technische Assistenten mit entsprechender Tätigkeit, die als Hilfskräfte 

bei wissenschaftlichen Forschungsaufgaben mit einem besonders hohen Maß von Ver- 
antwortlichkeit tätig sind 

66 Präparatoren in einer Tätigkeit der Vergütungsgruppe 5c Ziffer 53 oder 54 nach dreijähri- 
ger Bewährung in einer dieser Tätigkeiten 

67 bis 69 (weggefallen) 
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69a Techniker mit staatlicher Anerkennung in der Tätigkeit von Beauftragten für die Medizin- 
geräte-Verordnung nach dreijähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 5c Ziffer 55a 129, 

141 

 
70 Hauswirtschaftliche Betriebsleiter mit staatlicher Prüfung und entsprechender Tätigkeit in 

Einrichtungen mit mehr als 300 Plätzen 134
 

70a Hauswirtschaftliche Betriebsleiter mit staatlicher Prüfung und entsprechender Tätigkeit in 
Einrichtungen mit mehr als 200 Plätzen nach vierjähriger Bewährung in Vergütungs- 
gruppe 5c Ziffer 57 134

 

71 Mitarbeiter, deren Aufgabenbereich und Verantwortung mit den Tätigkeitsmerkmalen die- 
ser Vergütungsgruppe vergleichbar ist 9 

Vergütungsgruppe 5c 

1 (weggefallen) 

2 Audiometristen mit staatlicher Anerkennung oder mit mindestens zweijähriger Fachaus- 
bildung an Universitätskliniken oder medizinischen Akademien in einer Tätigkeit der Ver- 
gütungsgruppe 6b Ziffer 5 nach zweijähriger Bewährung in dieser Tätigkeit 

3 Audiometristen mit staatlicher Anerkennung oder mit mindestens zweijähriger Fachaus- 
bildung an Universitätskliniken oder medizinischen Akademien mit entsprechender Tätig- 
keit nach sechsmonatiger Berufsausübung nach erlangter staatlicher Anerkennung bzw. 
nach Abschluss der genannten Fachausbildung, die überwiegend schwierige Aufgaben 
im Sinne der Vergütungsgruppe 6b Ziffer 5 erfüllen 

4 Auswandererberater, sofern nicht aufgrund einer abgeschlossenen Ausbildung eine hö- 
here Eingruppierung vorgesehen ist, nach vierjähriger Bewährung in der Vergütungs- 
gruppe 6b Ziffer 8 

5 Beschäftigungstherapeuten/Ergotherapeuten mit staatlicher Anerkennung in einer Tätig- 
keit der Vergütungsgruppe 6b Ziffer 9 nach zweijähriger Bewährung in dieser Tätigkeit 

6 Beschäftigungstherapeuten/Ergotherapeuten mit staatlicher Anerkennung und entspre- 
chender Tätigkeit nach sechsmonatiger Berufsausübung nach erlangter staatlicher Aner- 
kennung, die überwiegend schwierige Aufgaben im Sinne der Vergütungsgruppe 6b Zif- 
fer 9 erfüllen 

7 Dermoplastiker (Moulageure) nach fünfjähriger Bewährung in dieser Tätigkeit 

8 Desinfektoren mit Prüfung in einer Tätigkeit der Vergütungsgruppe 6b Ziffer 12 nach 
dreijähriger Bewährung in dieser Tätigkeit 

9 Diätassistenten mit staatlicher Anerkennung als Leiter von Diätküchen, in denen durch- 
schnittlich mindestens 200 Diätvollportionen täglich hergestellt werden 51

 

10 Diätassistenten mit staatlicher Anerkennung, die als ständige Vertreter von Leiter von Di- 
ätküchen, in denen durchschnittlich mindestens 400 Diätvollportionen täglich hergestellt 
werden, durch ausdrückliche Anordnung bestellt sind 48, 51

 

11 Diätassistenten mit staatlicher Anerkennung in einer Tätigkeit der Vergütungsgruppe 6b 
Ziffer 14, 15, 16 oder 17 nach zweijähriger Bewährung in einer dieser Tätigkeiten 

12 Diätassistenten mit staatlicher Anerkennung nach sechsjähriger Bewährung in dieser Tä- 
tigkeit 

13 Diätassistenten mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit nach sechs- 
monatiger Berufsausübung nach erlangter staatlicher Anerkennung, die überwiegend 
schwierige Aufgaben im Sinne der Vergütungsgruppe 6b Ziffer 17 erfüllen 
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14 Dorfhelfer mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit nach vierjähriger 
Bewährung in Vergütungsgruppe 6b Ziffer 19 98

 

15 bis 20b (weggefallen) 

21 Gartenbauinspektoren mit Diplom 

22 Gärtnermeister, die sich aus der Vergütungsgruppe 6b dadurch herausheben, dass sie 
in einem besonders bedeutenden Arbeitsbereich mit einem höheren Maß an Verantwort- 
lichkeit beschäftigt sind 141

 

22a Gärtnermeister, soweit nicht anderweitig eingruppiert, nach vierjähriger Bewährung in 
Vergütungsgruppe 6b Ziffer 24 141

 

23 Handwerksmeister und Industriemeister, die sich aus der Vergütungsgruppe 6b dadurch 
herausheben, dass sie an einer besonders wichtigen Arbeitsstätte mit einem höheren 
Maß an Verantwortlichkeit beschäftigt sind 141

 

23a Handwerksmeister und Industriemeister, soweit nicht anderweitig eingruppiert, nach vier- 
jähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 6b Ziffer 25 141

 

24 (weggefallen) 

25 Handwerksmeister und Industriemeister, sofern sie große Arbeitsstätten (Bereiche, 
Werkstätten, Abteilungen oder Betriebe) zu beaufsichtigen haben, in denen Handwerker 
oder Facharbeiter beschäftigt sind 141

 

26 Familienpfleger mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit nach vierjähri- 
ger Bewährung in Vergütungsgruppe 6b Ziffer 26 98

 

26a Hauswirtschaftsmeister nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 6b Ziffer 26c 

27 bis 28a (weggefallen) 

29 (durch Überleitung in Teil II. Anhang Lehrkräfte entfallen) 

30 Physiotherapeuten/Krankengymnasten in einer Tätigkeit der Vergütungsgruppe 6b Ziffer 
28 nach zweijähriger Bewährung in dieser Tätigkeit 

31 Physiotherapeuten/Krankengymnasten mit entsprechender Tätigkeit nach sechsmonati- 
ger Berufsausübung nach erlangter staatlicher Erlaubnis, die überwiegend schwierige 
Aufgaben im Sinne der Vergütungsgruppe 6b Ziffer 28 erfüllen 

31a bis 31b (weggefallen) 

32 Küchenleiter von Küchen, in denen durchschnittlich täglich mehr als 60 Vollportionen 
hergestellt werden, nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 6b Ziffer 31 132, 133

 

32a Küchenleiter von Küchen, in denen durchschnittlich täglich mehr als 120 Vollportionen 
hergestellt werden 132, 133

 

32b Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreter der Küchenleiter 
von Küchen, in denen durchschnittlich täglich mehr als 120 Vollportionen hergestellt wer- 
den, bestellt sind, nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 6b Ziffer 31a 48, 132, 

133 

 
32c Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreter der Küchenleiter 

von Küchen, in denen durchschnittlich täglich mehr als 300 Vollportionen hergestellt wer- 
den, bestellt sind 48, 132, 133

 

33 (weggefallen) 
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34 Logopäden mit staatlicher Anerkennung oder mit mindestens zweijähriger Fachausbil- 
dung an Universitätskliniken oder medizinischen Akademien mit Prüfung in einer Tätig- 
keit der Vergütungsgruppe 6b Ziffer 36 nach zweijähriger Bewährung in dieser Tätigkeit 

35 Logopäden mit staatlicher Anerkennung oder mit mindestens zweijähriger Fachausbil- 
dung an Universitätskliniken oder medizinischen Akademien mit Prüfung und entspre- 
chender Tätigkeit nach sechsmonatiger Berufsausübung nach erlangter staatlicher Aner- 
kennung bzw. nach Abschluss der genannten Fachausbildung, die überwiegend schwie- 
rige Aufgaben im Sinne der Vergütungsgruppe 6b Ziffer 35 erfüllen 

36 (durch Überleitung in Teil II. Anhang Lehrkräfte entfallen) 

37 Masseure, Masseure und medizinische Bademeister in einer Tätigkeit der Vergütungs- 
gruppe 6b Ziffer 39 oder 40 nach zweijähriger Bewährung in einer dieser Tätigkeiten 44

 

38 Masseure, Masseure und medizinische Bademeister mit entsprechender Tätigkeit, de- 
nen mindestens acht Masseure, Masseure und medizinische Bademeister oder Mitarbei- 
ter in der Tätigkeit von Masseuren oder Masseuren und medizinischen Bademeistern 
durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 44, 77

 

39 Medizinisch-technische Assistenten in einer Tätigkeit der Vergütungsgruppe 6b Ziffer 42 
nach zweijähriger Bewährung in dieser Tätigkeit 77

 

40 Medizinisch-technische Assistenten mit entsprechender Tätigkeit nach sechsjähriger Be- 
währung in dieser Tätigkeit 

41 Medizinisch-technische Assistenten mit entsprechender Tätigkeit nach sechsmonatiger 
Berufsausübung nach erlangter staatlicher Erlaubnis, die in nicht unerheblichem Um- 
fange eine oder mehrere der folgenden Aufgaben erfüllen: 
Wartung und Justierung von hochwertigen und schwierig zu bedienenden Messgeräten 
(z.B. Autoanalyzern) und Anlage der hierzu gehörenden Eichkurven, Bedienung eines 
Elektronenmikroskops sowie Vorbereitung der Präparate für Elektronenmikroskopie. 
Quantitative Bestimmung von Kupfer und Eisen, Bestimmung der Eisenbindungskapazi- 
tät, schwierige Hormonbestimmungen, schwierige Fermentaktivitätsbestimmungen, 
schwierige gerinnungsphysiologische Untersuchungen. Virusisolierungen oder ähnliche 
schwierige mikrobiologische Verfahren, Gewebezüchtungen, schwierige Antikörperbe- 
stimmungen (z.B. Coombs-Test, Blutgruppen-Serologie). Vorbereitung und Durchführung 
von röntgenologischen Gefäßuntersuchungen in der Schädel-, Brust- oder Bauchhöhle. 
Mitwirkung bei Herzkatheterisierungen, Schichtaufnahmen in den drei Dimensionen mit 
Spezialgeräten, Encephalographien, Ventrikulographien, schwierigen intraoperativen 
Röntgenaufnahmen 46, 53

 

41a Mitarbeiter als Berechner von Bezügen, deren Tätigkeit sich dadurch aus Vergütungs- 
gruppe 7 Ziffer 36 heraushebt, dass sie aufgrund der angegebenen Merkmale die Be- 
züge selbstständig errechnen und die im Datenverarbeitungsverfahren erforderlichen Ar- 
beiten und Kontrollen zur maschinellen Berechnung verantwortlich vornehmen und den 
damit verbundenen Schriftwechsel selbstständig führen, nach vierjähriger Bewährung in 
Vergütungsgruppe 6b Ziffer 44 

42 Mitarbeiter als Berechner von Bezügen, deren Tätigkeit sich aus Vergütungsgruppe 6b 
Ziffer 44 dadurch heraushebt, dass sie aufgrund der angegebenen tatsächlichen Verhält- 
nisse die Bezüge und Versorgungsbezüge selbstständig errechnen und die damit zu- 
sammenhängenden Arbeiten (z.B. Feststellung der Versicherungspflicht in der Sozialver- 
sicherung und der Zusatzversorgung, Bearbeitung von Abtretungen und Pfändungen) 
selbstständig ausführen sowie den damit zusammenhängenden Schriftwechsel selbst- 
ständig führen 

42a Mitarbeiter mit einer für ihre Tätigkeit förderlichen Vorbildung als Leiter von Bahnhofs- 
missionen mit schwierigem Aufgabengebiet nach sechsjähriger Bewährung in Vergü- 
tungsgruppe 6b Ziffer 48b 137, 139

 



240 
 

43 bis 47 (weggefallen) 

48 Mitarbeiter, die in zwei fremden Sprachen geläufig nach Diktat schreiben und sich aus 
Vergütungsgruppe 6b Ziffer 45 dadurch herausheben, dass sie Schriftstücke in diesen 
Sprachen selbstständig abfassen 

48a Mitarbeiter, die in mehr als zwei fremden Sprachen geläufig nach Diktat schreiben oder 
einfache Übersetzungen aus diesen oder in diese Sprachen anfertigen 99

 

48b Mitarbeiter, die in zwei fremden Sprachen geläufig nach Diktat schreiben oder einfache 
Übersetzungen aus diesen oder in diese Sprachen anfertigen, nach mehrjähriger Be- 
währung in Vergütungsgruppe 6b Ziffer 45 99

 

48c Mitarbeiter in der Verwaltung und Buchhaltung, deren Tätigkeit gründliche und vielseitige 
Fachkenntnisse und mindestens zu einem Viertel selbstständige Leistungen erfordert, 
nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 6b Ziffer 57 122, 123

 

48d Mitarbeiter im Schreib- und Sekretariatsdienst, deren Tätigkeit Verwaltungsaufgaben 
umfasst, die gründliche und vielseitige Fachkenntnisse und mindestens zu einem Viertel 
selbstständige Leistungen erfordern, oder solche in besonders verantwortlicher Stellung 
nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 6b Ziffer 67 122, 123

 

49 Mitarbeiter in der Verwaltung und Buchhaltung, deren Tätigkeit sich aus Vergütungs- 
gruppe 6b Ziffer 57 dadurch heraushebt, dass sie selbstständige Leistungen erfordert 123

 

49a bis 49c (weggefallen) 

50 Orthoptisten mit staatlicher Anerkennung oder mit mindestens zweijähriger Fachausbil- 
dung an Universitätskliniken oder medizinischen Akademien mit Prüfung in einer Tätig- 
keit der Vergütungsgruppe 6b Ziffer 60 nach zweijähriger Bewährung in dieser Tätigkeit 

51 Orthoptisten mit staatlicher Anerkennung oder mit mindestens zweijähriger Fachausbil- 
dung an Universitätskliniken oder medizinischen Akademien mit Prüfung und entspre- 
chender Tätigkeit nach sechsmonatiger Berufsausübung nach erlangter staatlicher Aner- 
kennung bzw. nach Abschluss der genannten Fachausbildung, die überwiegend schwie- 
rige Aufgaben im Sinne der Vergütungsgruppe 6b Ziffer 60 erfüllen 

52 Pharmazeutisch-technische Assistenten in einer Tätigkeit der Vergütungsgruppe 6b Zif- 
fer 62 nach zweijähriger Bewährung in dieser Tätigkeit 

53 Präparatoren, denen mindestens zwei Präparatoren, davon mindestens einer mit Tätig- 
keiten der Vergütungsgruppe 6b Ziffer 65, durch ausdrückliche Anordnung ständig unter- 
stellt sind 77

 

54 Präparatoren in einer Tätigkeit der Vergütungsgruppe 6b Ziffer 64 oder 65 nach dreijähri- 
ger Bewährung in einer dieser Tätigkeiten 

55 (weggefallen) 

55a Techniker mit staatlicher Anerkennung in der Tätigkeit von Beauftragten für die Medizin- 
geräte-Verordnung 129, 141

 

56 Verwalter von landwirtschaftlichen Betrieben mit einer dreijährigen Ausbildung in einer 
Ackerbauschule mit Fachprüfung, die in einem bedeutenden Arbeitsbereich mit einem 
hohen Maß von Verantwortlichkeit beschäftigt sind und durch den Umfang und die Be- 
deutung ihres Aufgabengebietes aus der Vergütungsgruppe 6b Ziffer 69 sich hervorhe- 
ben 

56a Wäschereileiter in Einrichtungen mit mehr als 300 Betten nach vierjähriger Bewährung in 
Vergütungsgruppe 6b Ziffer 70 17, 135
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57 Hauswirtschaftliche Betriebsleiter mit staatlicher Prüfung und entsprechender Tätigkeit in 
Einrichtungen mit mehr als 200 Plätzen 134

 

57a Hauswirtschaftliche Betriebsleiter mit staatlicher Prüfung und entsprechender Tätigkeit 
nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 6b Ziffer 26d 134

 

58 Mitarbeiter, deren Aufgabenbereich und Verantwortung mit den Tätigkeitsmerkmalen die- 
ser Vergütungsgruppe vergleichbar sind 9 

Vergütungsgruppe 6b 

1 (weggefallen) 

2 Apothekenhelfer mit Abschlussprüfung in Arzneimittelausgabestellen, denen mindestens 
drei Apothekenhelfer oder Mitarbeiter in der Tätigkeit von Apothekenhelfern durch aus- 
drückliche Anordnung ständig unterstellt sind 49, 50, 77

 

3 Apothekenhelfer mit Abschlussprüfung in einer Tätigkeit der Vergütungsgruppe 7 Ziffer 3 
nach vierjähriger Bewährung in dieser Tätigkeit 49

 

4 Arzthelfer mit Abschlussprüfung in einer Tätigkeit der Vergütungsgruppe 7 Ziffer 5 nach 
vierjähriger Bewährung in dieser Tätigkeit 

5 Audiometristen mit staatlicher Anerkennung oder mit mindestens zweijähriger Fachaus- 
bildung an Universitätskliniken oder medizinischen Akademien mit entsprechender Tätig- 
keit, die in nicht unerheblichem Umfang schwierige Aufgaben erfüllen (als „schwierige 
Aufgaben“ gelten z.B. Fertigung von Sprach-, Spiel- und Reflexaudiogrammen, Gehör- 
prüfung bei Kleinkindern und Patienten mit geistigen Behinderungen sowie Gehörgerä- 
teanpassung und Gehörerziehung – Hörtraining – bei Kleinkindern) 46

 

6 Audiometristen mit staatlicher Anerkennung oder mit mindestens zweijähriger Fachaus- 
bildung an Universitätskliniken oder medizinischen Akademien und entsprechender Tä- 
tigkeit 

7 (weggefallen) 

8 Auswandererberater, sofern nicht aufgrund einer abgeschlossenen Ausbildung eine hö- 
here Eingruppierung vorgesehen ist 

9 Beschäftigungstherapeuten/Ergotherapeuten mit staatlicher Anerkennung und entspre- 
chender Tätigkeit, die in nicht unerheblichem Umfang schwierige Aufgaben erfüllen (als 
„schwierige Aufgaben“ gelten z.B. Beschäftigungstherapie bei Querschnittslähmungen, 
in Kinderlähmungsfällen, mit spastisch Gelähmten, in Fällen von Dysmelien, in der Psy- 
chiatrie oder Geriatrie) 46

 

10 Beschäftigungstherapeuten/Ergotherapeuten mit staatlicher Anerkennung und entspre- 
chender Tätigkeit 

11 Dermoplastiker (Moulageure) nach einjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 7 Ziffer 
8 

12 Desinfektoren mit Prüfung als Leiter des technischen Betriebs von Desinfektionsanstal- 
ten, denen mindestens neun Desinfektoren mit Prüfung durch ausdrückliche Anordnung 
ständig unterstellt sind 47, 77

 

13 Desinfektoren mit Prüfung in einer Tätigkeit der Vergütungsgruppe 7 Ziffer 9, 10 oder 11 
nach dreijähriger Bewährung in einer dieser Tätigkeiten 

14 Diätassistenten mit staatlicher Anerkennung als Diätküchenleiter (§ 19 RdErl. RuPr. MdI 
vom 5. April 1937), die als Diätküchenleiterinnen tätig sind 52

 

15 Diätassistenten mit staatlicher Anerkennung als Leiter von Diätküchen, in denen durch- 
schnittlich mindestens 50 Diätvollportionen täglich hergestellt werden 51
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16 Diätassistenten mit staatlicher Anerkennung, die als ständige Vertreter von Leiter von Di- 
ätküchen, in denen durchschnittlich mindestens 200 Diätvollportionen täglich hergestellt 
werden, durch ausdrückliche Anordnung bestellt sind 48, 51

 

17 Diätassistenten mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit, die in nicht 
unerheblichem Umfang schwierige Aufgaben erfüllen („schwierige Aufgaben“ sind z.B. 
Diätberatung von einzelnen Patienten, selbstständige Durchführung von Ernährungser- 
hebungen, Mitarbeit bei Grundlagenforschung im Fachbereich klinische Ernährungs- 
lehre, Herstellung und Berechnung spezifischer Diätformen bei dekompensierten Leber- 
zirrhosen, Niereninsuffizienz, Hyperlipidämien, Stoffwechsel-Bilanz-Studien, Maldiges- 
tion und Malabsorption, nach Shuntoperationen, Kalzium-Test-Diäten, spezielle Anferti- 
gung von Sonderernährung für Patienten auf Intensiv- und Wachstationen) 46

 

18 Diätassistenten mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit 

19 Dorfhelfer mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit 98
 

20 bis 22a (weggefallen) 

23 Gartenbautechniker mit Gartenbauschule und staatlicher Prüfung 

24 Gärtnermeister, soweit nicht anderweitig eingruppiert 141
 

24a Gärtnermeister mit kleinerem Aufgabenbereich nach vierjähriger Bewährung in Vergü- 
tungsgruppe 7 Ziffer 16 141

 

25 Handwerksmeister und Industriemeister, soweit nicht anderweitig eingruppiert 141
 

25a Handwerksmeister und Industriemeister mit kleinerem Aufgabenbereich nach vierjähriger 
Bewährung in Vergütungsgruppe 7 Ziffer 17 141

 

25b Handwerker mit abgeschlossener Fachausbildung in verantwortlicher und selbstständi- 
ger Stellung nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 7 Ziffer 18 142

 

25c Hausmeister mit abgeschlossener handwerklicher Fachausbildung und besonders 
schwierigem oder besonders vielseitigem Tätigkeitsbereich nach vierjähriger Bewährung 
in Vergütungsgruppe 7 Ziffer 19 

26 Familienpfleger mit staatlicher Anerkennung und entsprechender Tätigkeit 98
 

26a Hauswirtschafter mit abgeschlossener Fachausbildung in besonders verantwortlicher 
und selbstständiger Tätigkeit nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 7 Ziffer 
20b 

26b Hauswirtschaftsmeister, Wirtschafter mit staatlicher Prüfung mit kleinerem Aufgabenbe- 
reich nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 7 Ziffer 20c 

26c Hauswirtschaftsmeister, soweit nicht anderweitig eingruppiert 

26d Hauswirtschaftliche Betriebsleiter mit staatlicher Prüfung und entsprechender Tätigkeit 
134 

 
27 bis 27a (weggefallen) 

28 Physiotherapeuten/Krankengymnasten mit entsprechender Tätigkeit, die in nicht uner- 
heblichem Umfange schwierige Aufgaben erfüllen 16, 46

 

29 Physiotherapeuten/Krankengymnasten mit entsprechender Tätigkeit 

29a (weggefallen) 

30 Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreter der Küchenleiter 
von Küchen, in denen durchschnittlich täglich mehr als 60 Vollportionen hergestellt wer- 
den, bestellt sind, nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 7 Ziffer 25 48, 132, 133
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31 Küchenleiter von Küchen, in denen durchschnittlich täglich mehr als 60 Vollportionen 
hergestellt werden 132, 133

 

31a Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreter der Küchenleiter 
von Küchen, in denen durchschnittlich täglich mehr als 120 Vollportionen hergestellt wer- 
den, bestellt sind 48, 132, 133

 

32 Kursusleiter mit Lehrbefähigung zur handwerklichen, landwirtschaftlichen oder hauswirt- 
schaftlichen Ausbildung 

32a Landwirtschaftlich oder gärtnerisch tätige Mitarbeiter mit abgeschlossener Fachausbil- 
dung in besonders verantwortlicher und selbstständiger Tätigkeit nach vierjähriger Be- 
währung in Vergütungsgruppe 7 Ziffer 26 

33 (weggefallen) 

34 Leiter von Kassen, denen mindestens ein Mitarbeiter der Vergütungsgruppe 8 unterstellt 
ist 

35 Logopäden mit staatlicher Anerkennung oder mindestens zweijähriger Fachausbildung 
an Universitätskliniken oder medizinischen Akademien mit Prüfung und entsprechender 
Tätigkeit, die in nicht unerheblichem Umfang schwierige Aufgaben erfüllen (als „schwie- 
rige Aufgaben“ gelten z.B. die Behandlung von Kehlkopflosen, von Patienten nach 
Schlaganfällen oder Gehirnoperationen, von schwachsinnigen Patienten, von Aphasie- 
patienten, von Patienten mit spastischen Lähmungen im Bereich des Sprachapparates) 
46 

 
36 Logopäden mit staatlicher Anerkennung oder mit mindestens zweijähriger Fachausbil- 

dung an Universitätskliniken oder medizinischen Akademien mit Prüfung und entspre- 
chender Tätigkeit 

37 (weggefallen) 

38 Masseure, Masseure und medizinische Bademeister in einer Tätigkeit der Vergütungs- 
gruppe 7 Ziffer 29, 30 oder 32 nach zweijähriger Bewährung in einer dieser Tätigkeiten 
44 

 
39 Masseure, Masseure und medizinische Bademeister mit entsprechender Tätigkeit, de- 

nen mindestens vier Masseure, Masseure und medizinische Bademeister oder Mitarbei- 
ter in der Tätigkeit von Masseuren oder Masseuren und medizinischen Bademeistern 
durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 44, 77

 

40 Masseure, Masseure und medizinische Bademeister mit entsprechender Tätigkeit, de- 
nen mindestens zwei Masseure, Masseure und medizinische Bademeister oder Mitarbei- 
ter in der Tätigkeit von Masseuren oder Masseuren und medizinischen Bademeistern 
durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind und die überwiegend schwierige 
Aufgaben im Sinne der Vergütungsgruppe 7 Ziffer 30 oder 32 erfüllen 44, 77

 

41 Medizinisch-technische Assistenten mit entsprechender Tätigkeit 

42 Medizinisch-technische Assistenten mit entsprechender Tätigkeit, die in nicht unerhebli- 
chem Umfange schwierige Aufgaben erfüllen (als „schwierige Aufgaben“ gelten z.B. der 
Diagnostik vorausgehende technische Arbeiten bei überwiegend selbstständiger Verfah- 
renswahl auf histologischem, mikrobiologischem, serologischem und quantitativ klinisch- 
chemischem Gebiet; ferner schwierige röntgenologische Untersuchungsverfahren, ins- 
besondere zur röntgenologischen Funktionsdiagnostik, messtechnischen Aufgaben und 
Hilfeleistung bei der Verwendung von radioaktiven Stoffen sowie schwierige medizinisch- 
fotografische Verfahren) 46

 

43 Medizinisch-technische Gehilfen mit staatlicher Prüfung nach zweisemestriger Ausbil- 
dung und entsprechender Tätigkeit, die in nicht unerheblichem Umfange schwierige 
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Aufgaben im Sinne der Vergütungsgruppe 6b Ziffer 42 erfüllen, soweit diese nicht den 
medizinisch-technischen Assistenten vorbehalten sind, und sonstige Mitarbeiter, die auf- 
grund gleichwertiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausü- 
ben, nach vierjähriger Bewährung in dieser Tätigkeit 46

 

44 Mitarbeiter als Berechner von Bezügen, deren Tätigkeit sich dadurch aus Vergütungs- 
gruppe 7 Ziffer 36 heraushebt, dass sie aufgrund der angegebenen Merkmale die Be- 
züge selbstständig errechnen und die im Datenverarbeitungsverfahren erforderlichen Ar- 
beiten und Kontrollen zur maschinellen Berechnung verantwortlich vornehmen und den 
damit verbundenen Schriftwechsel selbstständig führen 

44a Mitarbeiter als Berechner von Bezügen (wie Vergütung, Krankenvergütung, Urlaubsver- 
gütung, Zuschuss zum Mutterschaftsgeld, Urlaubsgeld) und Versorgungsbezügen, deren 
Tätigkeit gründliche Fachkenntnisse erfordert, nach vierjähriger Bewährung in Vergü- 
tungsgruppe 7 Ziffer 36 121

 

45 Mitarbeiter, die in zwei fremden Sprachen geläufig nach Diktat schreiben oder einfache 
Übersetzungen aus diesen oder in diese Sprachen anfertigen 99

 

46 Mitarbeiter, die in einer fremden Sprache geläufig nach Diktat schreiben oder einfache 
Übersetzungen aus dieser oder in diese Sprache anfertigen, nach vierjähriger Bewäh- 
rung in Vergütungsgruppe 7 Ziffer 37 99

 

47 (weggefallen) 

48 Mitarbeiter in Archiven in Tätigkeiten, die gründliche und vielseitige Fachkenntnisse im 
Archivdienst und in nicht unerheblichem Umfang selbstständige Leistungen erfordern 

48a Mitarbeiter mit einer für ihre Tätigkeit förderlichen Vorbildung als Leiter von Bahnhofs- 
missionen mit umfangreichem Aufgabengebiet nach sechsjähriger Bewährung in Vergü- 
tungsgruppe 7 Ziffer 42c 137, 138

 

48b Mitarbeiter mit einer für ihre Tätigkeit förderlichen Vorbildung als Leiter von Bahnhofs- 
missionen mit schwierigem Aufgabengebiet 137, 139

 

49 bis 56 (weggefallen) 

57 Mitarbeiter in der Verwaltung und Buchhaltung, deren Tätigkeit gründliche und vielseitige 
Fachkenntnisse und mindestens zu einem Viertel selbstständige Leistungen erfordert 122,

 
123 

 
58 Mitarbeiter in der Verwaltung und Buchhaltung, deren Tätigkeit gründliche und vielseitige 

Fachkenntnisse erfordert, nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 7 Ziffer 47 
122 

 
58a bis 58c (weggefallen) 

59 Mitarbeiter mit abgeschlossener Fachschulbildung und entsprechender Tätigkeit 

60 Orthoptisten mit staatlicher Anerkennung oder mit mindestens zweijähriger Fachausbil- 
dung an Universitätskliniken oder medizinischen Akademien mit Prüfung und entspre- 
chender Tätigkeit, die in nicht unerheblichem Umfange schwierige Aufgaben erfüllen (als 
„schwierige Aufgaben“ gelten z.B. die Behandlung eingefahrener beidäugiger Anoma- 
lien, exzentrischer Fixation und Kleinstanomalien) 46

 

61 Orthoptisten mit staatlicher Anerkennung oder mit mindestens zweijähriger Fachausbil- 
dung an Universitätskliniken oder medizinischen Akademien mit Prüfung und entspre- 
chender Tätigkeit 

62 Pharmazeutisch-technische Assistenten mit entsprechender Tätigkeit, die in nicht uner- 
heblichem Umfange schwierige Aufgaben erfüllen 46, 55
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63 Pharmazeutisch-technische Assistenten mit entsprechender Tätigkeit 

64 Präparatoren, denen mindestens zwei Präparatoren durch ausdrückliche Anordnung 
ständig unterstellt sind 77

 

65 Präparatoren, die in nicht unerheblichem Umfange schwierige Aufgaben erfüllen 
(„schwierige Aufgaben“ sind z.B. Herstellung von Korrosionspräparaten, Darstellung fei- 
ner Gefäße und Nerven) 46

 

66 Präparatoren mit entsprechender Tätigkeit nach dreijähriger Bewährung in dieser Tätig- 
keit 

67 Mitarbeiter im Schreib- und Sekretariatsdienst, deren Tätigkeit Verwaltungsaufgaben 
umfasst, die gründliche und vielseitige Fachkenntnisse und mindestens zu einem Viertel 
selbstständige Leistungen erfordern, oder solche in besonders verantwortlicher Stellung 
122, 123 

 
67a Mitarbeiter im Schreib- und Sekretariatsdienst, deren Tätigkeit sich aus Vergütungs- 

gruppe 8 Ziffer 42 dadurch heraushebt, dass sie in erheblichem Umfang schwierigere 
und verantwortungsvolle Aufgaben umfasst oder außergewöhnliche Schreibleistungen 
erfordert, nach vierjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 7 Ziffer 63 

68 Sektionsgehilfen in einer Tätigkeit der Vergütungsgruppe 7 nach sechsjähriger Bewäh- 
rung in dieser Tätigkeit 

69 Verwalter von landwirtschaftlichen Betrieben mit einer dreijährigen Ausbildung in einer 
Ackerbauschule und mit Fachprüfung 

70 Wäschereileiter in Einrichtungen mit mehr als 300 Betten 17, 135
 

70a (weggefallen) 

70b Wäschereileiter in Einrichtungen mit mehr als 200 Betten nach vierjähriger Bewährung in 
Vergütungsgruppe 7 Ziffer 66 17, 135

 

71 (weggefallen) 

72 Mitarbeiter, deren Aufgabenbereich und Verantwortung mit den Tätigkeitsmerkmalen die- 
ser Vergütungsgruppe vergleichbar ist 9 

Vergütungsgruppe 7 

1 (weggefallen) 

2 Apothekenhelfer mit Abschlussprüfung und entsprechender Tätigkeit nach dreijähriger 
Bewährung in dieser Tätigkeit nach Abschluss der Ausbildung 49

 

3 Apothekenhelfer mit Abschlussprüfung und schwierigen Aufgaben („schwierige Aufga- 
ben“ sind z.B. Taxieren, Mitwirkung bei der Herstellung von sterilen Lösungen oder sons- 
tigen Arzneimitteln unter Verantwortung eines Apothekers) 49

 

4 Arzthelfer mit Abschlussprüfung und entsprechender Tätigkeit nach dreijähriger Bewäh- 
rung in dieser Tätigkeit nach Abschluss der Ausbildung 

5 Arzthelfer mit Abschlussprüfung und schwierigen Aufgaben („schwierige Aufgaben“ sind 
z.B. Patientenabrechnungen im stationären und ambulanten Bereich, Durchführung von 
Elektro-Kardiogrammen mit allen Ableitungen, Einfärben von zytologischen Präparaten 
oder gleich schwierigen Einfärbungen) 

6 bis 7 (weggefallen) 

8 Dermoplastiker (Moulageure) mit entsprechender Tätigkeit 
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9 Desinfektoren mit Prüfung als ausdrücklich bestellte ständige Vertreter von Leitern des 
technischen Betriebes von Desinfektionsanstalten, denen mindestens neun Desin- 
fektoren mit Prüfung durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 47, 48, 77

 

10 Desinfektoren mit Prüfung und entsprechender Tätigkeit, denen mindestens vier Desin- 
fektoren mit Prüfung durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 77

 

11 Desinfektoren mit Prüfung, die in nicht unerheblichem Umfang Aufsichtstätigkeit bei Be- 
gasungen mit hochgiftigen Stoffen ausüben 46

 

12 Desinfektoren mit Prüfung in einer Tätigkeit der Vergütungsgruppe 8 Ziffer 4 oder 7 nach 
dreijähriger Bewährung in einer dieser Tätigkeiten 

13 bis 15 (weggefallen) 

16 Gärtnermeister mit kleinerem Aufgabenbereich 141
 

17 Handwerksmeister und Industriemeister mit kleinerem Aufgabenbereich 141
 

18 Handwerker mit abgeschlossener Fachausbildung in verantwortlicher und selbstständi- 
ger Tätigkeit 142

 

18a Handwerker mit abgeschlossener Fachausbildung und entsprechender Tätigkeit nach 
zweijähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 8 Ziffer 8 142

 

19 Hausmeister mit abgeschlossener handwerklicher Fachausbildung und besonders 
schwierigem oder besonders vielseitigem Tätigkeitsbereich 

19a Hausmeister mit abgeschlossener handwerklicher Fachausbildung nach zweijähriger Be- 
währung in Vergütungsgruppe 8 Ziffer 9 

20 (weggefallen) 

20a Hauswirtschafter mit abgeschlossener Fachausbildung nach zweijähriger Bewährung in 
Vergütungsgruppe 8 Ziffer 9a 

20b Hauswirtschafter mit abgeschlossener Fachausbildung in besonders verantwortlicher 
und selbstständiger Tätigkeit 

20c Hauswirtschaftsmeister, Wirtschafter mit staatlicher Prüfung mit kleinerem Aufgabenbe- 
reich 

21 bis 23 (weggefallen) 

23a Köche nach zweijähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 8 Ziffer 12 

23b bis 24a (weggefallen) 

25 Mitarbeiter, die durch ausdrückliche Anordnung als ständige Vertreter der Küchenleiter 
von Küchen, in denen durchschnittlich täglich mehr als 60 Vollportionen hergestellt wer- 
den, bestellt sind 48, 132, 133

 

26 Landwirtschaftlich oder gärtnerisch tätige Mitarbeiter mit abgeschlossener Fachausbil- 
dung in besonders verantwortlicher und selbstständiger Tätigkeit 

26a Landwirtschaftlich oder gärtnerisch tätige Mitarbeiter mit abgeschlossener Fachausbil- 
dung nach zweijähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 8 Ziffer 15 

27 bis 28 (weggefallen) 

29 Masseure, Masseure und medizinische Bademeister mit entsprechender Tätigkeit, de- 
nen mindestens zwei Masseure, Masseure und medizinische Bademeister oder Mitarbei- 
ter in der Tätigkeit von Masseuren oder Masseuren und medizinischen Bademeistern 
durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 44, 77
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30 Masseure mit entsprechender Tätigkeit, die schwierige Aufgaben erfüllen, nach sechs- 
monatiger Bewährung in dieser Tätigkeit (als „schwierige Aufgaben“ gelten z.B. Verabrei- 
chung von Kohlesäuren- oder Sauerstoffbädern bei Herz- und Kreislaufbeschwerden, 
Massage- oder Bäderbehandlung nach Schlaganfällen oder bei Kinderlähmung, Massa- 
gebehandlung von Frischoperierten) 

31 Masseure mit entsprechender Tätigkeit nach dreijähriger Bewährung in dieser Tätigkeit 
nach Abschluss der Ausbildung 

32 Masseure und medizinische Bademeister mit entsprechender Tätigkeit, die schwierige 
Aufgaben erfüllen, nach Abschluss der Ausbildung 18, 44

 

33 Masseure und medizinische Bademeister mit entsprechender Tätigkeit nach zweiein- 
halbjähriger Bewährung in dieser Tätigkeit 44

 

34 (weggefallen) 

35 Medizinisch-technische Gehilfen mit staatlicher Prüfung nach zweisemestriger Ausbil- 
dung und mit entsprechender Tätigkeit und sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwer- 
tiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben, nach drei- 
jähriger Bewährung in dieser Tätigkeit 

36 Mitarbeiter als Berechner von Bezügen (wie Vergütung, Krankenvergütung, Urlaubsver- 
gütung, Zuschuss zum Mutterschaftsgeld, Urlaubsgeld) und Versorgungsbezügen, deren 
Tätigkeit gründliche Fachkenntnisse erfordert 121

 

37 Mitarbeiter, die in einer fremden Sprache geläufig nach Diktat schreiben oder einfache 
Übersetzungen aus dieser oder in diese Sprache anfertigen 99

 

38 bis 41 (weggefallen) 

42 Mitarbeiter in Archiven mit gründlichen Fachkenntnissen 

42a Mitarbeiter in der Bahnhofsmission mit einer für ihre Tätigkeit förderlichen Vorbildung 
und schwierigem Aufgabengebiet nach dreijähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 8 
Ziffer 20b 137, 139

 

42b Mitarbeiter mit einer für ihre Tätigkeit förderlichen Vorbildung als Leiter von Bahnhofs- 
missionen mit einfachem Aufgabengebiet nach dreijähriger Bewährung in Vergütungs- 
gruppe 8 Ziffer 20c 137

 

42c Mitarbeiter mit einer für ihre Tätigkeit förderlichen Vorbildung als Leiter von Bahnhofs- 
missionen mit umfangreichem Aufgabengebiet 137, 138

 

43 bis 46 (weggefallen) 

47 Mitarbeiter in der Verwaltung und Buchhaltung, deren Tätigkeit gründliche und vielseitige 
Fachkenntnisse erfordert 122

 

48 (weggefallen) 

49 Mitarbeiter in der Verwaltung und Buchhaltung, deren Tätigkeit gründliche Fachkennt- 
nisse erfordert, oder mit schwierigerer Tätigkeit, nach zweijähriger Bewährung in Vergü- 
tungsgruppe 8 Ziffer 25 120, 121

 

50 bis 51 (weggefallen) 

52 Mitarbeiter mit gründlichen Fachkenntnissen im Bibliotheksdienst 

53 Mitarbeiter ohne staatliche Anerkennung in der Tätigkeit von Diätassistenten nach drei- 
jähriger Bewährung in dieser Tätigkeit 
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54 Mitarbeiter ohne staatliche Anerkennung in der Tätigkeit von Audiometristen nach drei- 
jähriger Bewährung in dieser Tätigkeit 

55 Mitarbeiter ohne staatliche Anerkennung in der Tätigkeit von Beschäftigungstherapeu- 
ten/Ergotherapeuten nach dreijähriger Bewährung in dieser Tätigkeit 

56 Mitarbeiter ohne staatliche Anerkennung in der Tätigkeit von Logopäden nach dreijähri- 
ger Bewährung in dieser Tätigkeit 

57 Mitarbeiter ohne staatliche Anerkennung in der Tätigkeit von Orthoptisten nach dreijähri- 
ger Bewährung in dieser Tätigkeit 

58 Mitarbeiter ohne staatliche Erlaubnis in der Tätigkeit von Physiotherapeuten/Kranken- 
gymnasten nach dreijähriger Bewährung in dieser Tätigkeit 

59 bis 60 (weggefallen) 

61 Präparatoren mit entsprechender Tätigkeit 

62 (weggefallen) 

63 Mitarbeiter im Schreib- und Sekretariatsdienst, deren Tätigkeit sich aus Vergütungs- 
gruppe 8 Ziffer 42 dadurch heraushebt, dass sie in erheblichem Umfang schwierigere 
und verantwortungsvolle Aufgaben umfasst oder außergewöhnliche Schreibleistungen 
erfordert 

63a Mitarbeiter im Schreib- und Sekretariatsdienst, deren Tätigkeit sich aus Vergütungs- 
gruppe 9 Ziffer 33 dadurch heraushebt, dass sie Schriftstücke nach skizzierten Angaben 
oder – bei wiederkehrenden Arbeiten – auch ohne Anleitung in Anlehnung an ähnliche 
Vorgänge erledigen nach zweijähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 8 Ziffer 42 

64 Sektionsgehilfen, die in nicht unerheblichem Umfange auch Präparatorentätigkeiten aus- 
üben und denen mindestens zwei Sektionsgehilfen durch ausdrückliche Anordnung 
ständig unterstellt sind 46, 77

 

64a Telefonisten mit umfangreicher oder schwieriger Tätigkeit nach zweijähriger Bewährung 
in Vergütungsgruppe 8 Ziffer 43 

65 Verwalter von Landwirtschaftsbetrieben, landwirtschaftliche Baumeister mit Meisterprü- 
fung oder landwirtschaftlicher Winterschule, Melker mit Fachprüfung 

66 Wäschereileiter in Einrichtungen mit mehr als 200 Betten 135
 

66a Wäschereileiter nach zweijähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 8 Ziffer 44 17, 135
 

67 bis 68 (weggefallen) 

69 Mitarbeiter, deren Aufgabengebiet und Verantwortung mit den Tätigkeitsmerkmalen die- 
ser Vergütungsgruppe vergleichbar ist 9 

Vergütungsgruppe 8 

1 Apothekenhelfer mit Abschlussprüfung und entsprechender Tätigkeit 49
 

2 Arzthelfer mit Abschlussprüfung und entsprechender Tätigkeit 

3 Bademeister mit staatlicher Prüfung 

4 Desinfektoren mit Prüfung und entsprechender Tätigkeit, denen in nicht unerheblichem 
Umfange auch die Tätigkeiten eines Gesundheitsaufsehers übertragen sind 46

 

5 Desinfektoren mit Prüfung und entsprechender Tätigkeit mit einer Handwerker- oder 
Facharbeiterausbildung 



249 
 

6 Desinfektoren mit Prüfung und entsprechender Tätigkeit nach einjähriger Bewährung in 
dieser Tätigkeit 

7 Desinfektoren mit Prüfung und entsprechender Tätigkeit, denen mindestens zwei Desin- 
fektoren mit Prüfung durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 77

 

8 Handwerker mit abgeschlossener Fachausbildung und entsprechender Tätigkeit 142
 

9 Hausmeister mit abgeschlossener handwerklicher Fachausbildung 

9a Hauswirtschafter mit abgeschlossener Fachausbildung 

10 bis 11 (weggefallen) 

12 Köche mit Gehilfenprüfung 

13 bis 14 (weggefallen) 

15 Landwirtschaftlich oder gärtnerisch tätige Mitarbeiter mit abgeschlossener Fachausbil- 
dung 

16 Masseure mit entsprechender Tätigkeit 

17 Masseure und medizinische Bademeister mit entsprechender Tätigkeit 44
 

18 Medizinisch-technische Gehilfen mit staatlicher Prüfung nach zweisemestriger Ausbil- 
dung und mit entsprechender Tätigkeit und sonstige Mitarbeiter, die aufgrund gleichwer- 
tiger Fähigkeiten und ihrer Erfahrungen entsprechende Tätigkeiten ausüben 

19 bis 20 (weggefallen) 

20a Mitarbeiter in der Bahnhofsmission mit einer ihrer Tätigkeit förderlichen Vorbildung oder 
berufsbegleitenden Schulung nach zweijähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 9a Zif- 
fer 1c 137

 

20b Mitarbeiter in der Bahnhofsmission mit einer für ihre Tätigkeit förderlichen Vorbildung 
und schwierigem Aufgabengebiet 137, 139

 

20c Mitarbeiter mit einer für ihre Tätigkeit förderlichen Vorbildung als Leiter von Bahnhofs- 
missionen mit einfachem Aufgabengebiet 137

 

21 bis 24a (weggefallen) 

25 Mitarbeiter in der Verwaltung und Buchhaltung, deren Tätigkeit gründliche Fachkennt- 
nisse erfordert, oder mit schwierigerer Tätigkeit 120, 121

 

26 (weggefallen) 

27 Mitarbeiter mit schwierigen Tätigkeiten in Archiven 

28 Mitarbeiter mit schwierigen Tätigkeiten in Büchereien 

29 Mitarbeiter ohne Prüfung in der Tätigkeit von Apothekenhelfer nach dreijähriger Bewäh- 
rung in dieser Tätigkeit 

30 Mitarbeiter ohne Prüfung in der Tätigkeit von Arzthelfer nach dreijähriger Bewährung in 
dieser Tätigkeit 

31 Mitarbeiter ohne staatliche Anerkennung in der Tätigkeit von Audiometristen 

32 Mitarbeiter ohne staatliche Anerkennung in der Tätigkeit von Beschäftigungstherapeu- 
ten/Ergotherapeuten 

33 Mitarbeiter ohne staatliche Anerkennung in der Tätigkeit von Diätassistenten 
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34 Mitarbeiter ohne staatliche Erlaubnis in der Tätigkeit von Physiotherapeuten/Kranken- 
gymnasten 

35 Mitarbeiter ohne staatliche Anerkennung in der Tätigkeit von Logopäden 

36 Mitarbeiter ohne staatliche Prüfung in der Tätigkeit von Masseuren oder von Masseuren 
und medizinischen Bademeistern nach dreijähriger Bewährung in dieser Tätigkeit 44, 45

 

37 Mitarbeiter ohne staatliche Anerkennung in der Tätigkeit von Orthoptisten 

38 Orthopädiemechaniker 

39 bis 40 (weggefallen) 

41 Sektionsgehilfen nach einjähriger Bewährung in dieser Tätigkeit 

42 Mitarbeiter im Schreib- und Sekretariatsdienst, deren Tätigkeit sich aus Vergütungs- 
gruppe 9 Ziffer 33 dadurch heraushebt, dass sie Schriftstücke nach skizzierten Angaben 
oder – bei wiederkehrenden Arbeiten – auch ohne Anleitung in Anlehnung an ähnliche 
Vorgänge erledigen 

43 Telefonisten mit umfangreicher oder schwieriger Tätigkeit 

44 Wäschereileiter 17, 135
 

45 (weggefallen) 

46 Mitarbeiter, deren Aufgabenbereich und Verantwortung mit den Tätigkeitsmerkmalen die- 
ser Vergütungsgruppe vergleichbar ist 9 

Vergütungsgruppe 9 

1 Beiköche in selbstständiger Tätigkeit 150
 

2 Beiköche nach zweijähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 10 Ziffer 2 136, 143, 150
 

3 Mitarbeiter mit Tätigkeiten, für die eine fachliche Einarbeitung erforderlich ist, nach zwei- 
jähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 10 Ziffer 1 143, 150

 

4 Boten nach zweijähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 10 Ziffer 3 143
 

5 Desinfektoren mit Prüfung und entsprechender Tätigkeit 

6 bis 7 (weggefallen) 

8 Hausmeister (Hauswarte), soweit nicht als Hausmeister mit abgeschlossener handwerk- 
licher Fachausbildung in der Vergütungsgruppe 8, nach zweijähriger Bewährung in Ver- 
gütungsgruppe 10 Ziffer 6 143, 150

 

9 Mitarbeiter mit Tätigkeiten, für die eine fachliche Einarbeitung erforderlich ist, mit selbst- 
ständiger Tätigkeit 150

 

10 bis 11 (weggefallen) 

12 Kraftfahrer ohne entsprechende handwerkliche Ausbildung nach zweijähriger Bewäh- 
rung in Vergütungsgruppe 10 Ziffer 8 143

 

13 Landwirtschaftlich oder gärtnerisch tätige Mitarbeiter ohne Fachausbildung nach fünfjäh- 
riger Bewährung in Vergütungsgruppe 10 Ziffer 9 143, 150

 

14 (weggefallen) 

14a Mitarbeiter ohne Ausbildung in der Bahnhofsmission 

14b bis 15 (weggefallen) 
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16 Mitarbeiter in der Verwaltung und Buchhaltung mit einfacheren Tätigkeiten 21
 

17 Mitarbeiter in der Verwaltung und Buchhaltung mit mechanischen Tätigkeiten nach zwei- 
jähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 10 Ziffer 12 22, 143

 

17a Mitarbeiter mit Tätigkeiten in einem anerkannten Anlernberuf 150
 

18 Mitarbeiter mit einfacherer Tätigkeit in Archiven 

19 Mitarbeiter mit vorwiegend mechanischer Tätigkeit in Archiven nach zweijähriger Bewäh- 
rung in Vergütungsgruppe 10 Ziffer 14 143

 

20 Mitarbeiter mit einfacher Tätigkeit in Büchereien 

21 Mitarbeiter mit überwiegend mechanischer Tätigkeit in Büchereien nach zweijähriger Be- 
währung in Vergütungsgruppe 10 Ziffer 13 143

 

22 (weggefallen) 

23 Mitarbeiter ohne Ausbildung in der Tätigkeit von Dorfhelfern 150
 

24 Mitarbeiter ohne Ausbildung in der Tätigkeit von Familienpflegern 150
 

25 Mitarbeiter ohne Prüfung in der Tätigkeit von Apothekenhelfern 

26 Mitarbeiter ohne Prüfung in der Tätigkeit von Arzthelfern 

27 Mitarbeiter ohne staatliche Prüfung in der Tätigkeit von Masseuren oder von Masseuren 
und medizinischen Bademeistern 

28 bis 29 (weggefallen) 

30 Pförtner in Einrichtungen mit mehr als 200 Betten 

31 Pförtner nach zweijähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 10 Ziffer 16 143
 

32 (weggefallen) 

33 Mitarbeiter im Schreibdienst 20
 

34 Sektionsgehilfen 

35 Telefonisten 

36 bis 37 (weggefallen) 

38 Mitarbeiter, deren Aufgabenbereich und Verantwortung mit den Tätigkeitsmerkmalen die- 
ser Vergütungsgruppe vergleichbar ist 9, 150

 

Vergütungsgruppe 9a 

1 bis 1a (weggefallen) 

1b Mitarbeiter in der Bahnhofsmission ohne Ausbildung nach zweijähriger Bewährung in 
Vergütungsgruppe 9 Ziffer 14a 143

 

1c Mitarbeiter in der Bahnhofsmission mit einer ihrer Tätigkeit förderlichen Vorbildung oder 
berufsbegleitenden Schulung 137

 

2 Mitarbeiter in der Verwaltung und Buchhaltung mit einfacheren Tätigkeiten nach zweijäh- 
riger Bewährung in Vergütungsgruppe 9 Ziffer 16 21, 143

 

2a Mitarbeiter mit Tätigkeiten in einem anerkannten Anlernberuf nach zweijähriger Bewäh- 
rung in Vergütungsgruppe 9 Ziffer 17a 143, 150
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2b Mitarbeiter mit Tätigkeiten, für die eine fachliche Einarbeitung erforderlich ist, mit selbst- 
ständiger Tätigkeit nach zweijähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 9 Ziffer 9 143, 150

 

3 Mitarbeiter mit einfacherer Tätigkeit in Archiven nach zweijähriger Bewährung in Vergü- 
tungsgruppe 9 Ziffer 18 143

 

4 Mitarbeiter mit einfacher Tätigkeit in Büchereien nach zweijähriger Bewährung in Vergü- 
tungsgruppe 9 Ziffer 20 143

 

4a Mitarbeiter ohne Ausbildung in der Tätigkeit von Dorfhelfern nach zweijähriger Bewäh- 
rung in Vergütungsgruppe 9 Ziffer 23 143, 150

 

4b Mitarbeiter ohne Ausbildung in der Tätigkeit von Familienpflegern nach zweijähriger Be- 
währung in Vergütungsgruppe 9 Ziffer 24 143, 150

 

5 Pförtner in Einrichtungen mit mehr als 200 Betten nach zweijähriger Bewährung in Ver- 
gütungsgruppe 9 Ziffer 30 143

 

6 Mitarbeiter im Schreibdienst nach zweijähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 9 Ziffer 
33 20, 143 

7 Telefonisten nach zweijähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 9 Ziffer 35 143
 

8 Beiköche in selbstständiger Tätigkeit nach zweijähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 
9 Ziffer 1 143, 150

 

Vergütungsgruppe 10 

1 Mitarbeiter mit Tätigkeiten, für die eine fachliche Einarbeitung erforderlich ist 150
 

2 Beiköche 150
 

3 Boten 

4 bis 5 (weggefallen) 

6 Hausmeister (Hauswarte), soweit nicht als Hausmeister mit abgeschlossener handwerk- 
licher Fachausbildung in Vergütungsgruppe 8 150

 

6a Hauswirtschaftliche, gärtnerische und landwirtschaftliche Hilfskräfte sowie Reinigungs- 
kräfte nach zweijähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 11 Ziffer 1 143, 150

 

7 Helfer in sonstigen sozialen Einrichtungen 150
 

8 Kraftfahrer ohne entsprechende handwerkliche Ausbildung 

9 Landwirtschaftlich oder gärtnerisch tätige Mitarbeiter ohne Fachausbildung 150
 

10 Laborgehilfen 

11 bis 11a (weggefallen) 

12 Mitarbeiter in der Verwaltung und Buchhaltung mit mechanischen Tätigkeiten 22
 

13 Mitarbeiter mit überwiegend mechanischer Tätigkeit in Büchereien 

14 Mitarbeiter mit vorwiegend mechanischer Tätigkeit in Archiven 

15 (weggefallen) 

16 Pförtner 

17 Mitarbeiter, deren Aufgabenbereich und Verantwortung mit den Tätigkeitsmerkmalen die- 
ser Vergütungsgruppe vergleichbar ist 9, 150
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18 Betreuungskräfte in der ambulanten Pflege mit Tätigkeiten zur Unterstützung im Alltag, 
soweit sie im Rahmen der von ihnen auszuübenden Tätigkeiten in einem Umfang von 
mindestens 25 v.H. ihrer vereinbarten Arbeitszeit gemeinsam mit Bezieherinnen und Be- 
ziehern von Pflegeleistungen tagesstrukturierend, aktivierend, betreuend oder pflegend 
tätig werden 144, 145, 146, 147, 148, 149, 150 

19 Betreuungskräfte mit Tätigkeiten in der Betreuung und Aktivierung in stationären Pflege- 
einrichtungen, soweit sie im Rahmen der von ihnen auszuübenden Tätigkeiten in einem 
Umfang von mindestens 25 v.H. ihrer vereinbarten Arbeitszeit gemeinsam mit Beziehe- 
rinnen und Beziehern von Pflegeleistungen tagesstrukturierend, aktivierend, betreuend 
oder pflegend tätig werden 144, 145, 146, 147, 148, 149, 150 

Vergütungsgruppe 11 

1 Hauswirtschaftliche, gärtnerische und landwirtschaftliche Hilfskräfte sowie Reinigungs- 
kräfte 151

 

2 bis 3 (weggefallen) 

Vergütungsgruppe 12 

1 Mitarbeiter, deren Beschäftigung nach § 2 Abs. 1 Buchst. a und b AVR erfolgt, wenn die 
Anwendung der AVR mit ihnen nicht ausdrücklich durch schriftlichen Vertrag ausge- 
schlossen wurde 

 Hinweis: 
§ 3 Buchst. a und b in der am 31. Dezember 2026 geltenden Fassung der AVR wurde 
inhaltsgleich in § 2 Abs. 1 Buchst. a und b AVR übernommen. 

2 bis 4 (weggefallen) 

Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der Vergütungsgruppen 1-12 

Die nachstehenden Anmerkungen sind bei der Einstufung der Mitarbeiter in das Vergütungs- 
gruppenverzeichnis zu beachten. 

I 

Wissenschaftliche Hochschulbildung 

1Eine abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung liegt vor, wenn das Studium an 
einer staatlichen Hochschule im Sinne des § 1 Hochschulrahmengesetz (HRG) oder einer 
nach § 70 HRG staatlich anerkannten Hochschule 

a) mit einer nicht an einer Fachhochschule abgelegten ersten Staatsprüfung, Magister- 
prüfung oder Diplomprüfung oder 

b) mit einer Masterprüfung 
beendet worden ist. 2Diesen Prüfungen steht eine Promotion oder die Akademische Ab- 
schlussprüfung (Magisterprüfung) einer Philosophischen Fakultät nur in den Fällen gleich, in 
denen die Ablegung einer ersten Staatsprüfung, einer Masterprüfung oder einer Diplomprü- 
fung nach den einschlägigen Ausbildungsvorschriften nicht vorgesehen ist. 3Eine abge- 
schlossene wissenschaftliche Hochschulbildung im Sinne des Satzes 1 Buchst. a setzt vo- 
raus, dass die Abschlussprüfung in einem Studiengang abgelegt wurde, der seinerseits min- 
destens das Zeugnis der Hochschulreife (allgemeine Hochschulreife oder einschlägige fach- 
gebundene Hochschulreife) oder eine andere landesrechtliche Hochschulzugangsberechti- 
gung als Zugangsvoraussetzung erfordert, und für den Abschluss eine Regelstudienzeit von 
mindestens acht Semestern – ohne etwaige Praxissemester, Prüfungssemester o.Ä. – vor- 
schreibt. 4Ein Bachelorstudiengang erfüllt diese Voraussetzung auch dann nicht, wenn mehr 
als sechs Semester für den Abschluss vorgeschrieben sind. 5Der Masterstudiengang muss 
nach den Regelungen des Akkreditierungsrats akkreditiert sein. 6Ein Abschluss an einer aus- 
ländischen Hochschule gilt als abgeschlossene wissenschaftliche Hochschulbildung, wenn 
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er von der zuständigen staatlichen Stelle als dem deutschen Hochschulabschluss vergleich- 
bar bewertet wurde. 

 Anmerkung zu Satz 5: 

Das Akkreditierungserfordernis ist bis zum 31. Dezember 2029 ausgesetzt. 

Hochschulbildung 

1Eine abgeschlossene Hochschulbildung liegt vor, wenn von einer staatlichen Hochschule im 
Sinne des § 1 HRG oder einer nach § 70 HRG staatlich anerkannten Hochschule ein Diplom- 
grad mit dem Zusatz „Fachhochschule“ („FH“), ein anderer nach § 18 HRG gleichwertiger 
Abschlussgrad oder ein Bachelorgrad verliehen wurde. 2Die Abschlussprüfung muss in ei- 
nem Studiengang abgelegt worden sein, der seinerseits mindestens das Zeugnis der Hoch- 
schulreife (allgemeine Hochschulreife oder einschlägige fachgebundene Hochschulreife) 
oder eine andere landesrechtliche Hochschulzugangsberechtigung als Zugangsvorausset- 
zung erfordert, und für den Abschluss eine Regelstudienzeit von mindestens sechs Semes- 
tern – ohne etwaige Praxissemester, Prüfungssemester o.Ä. – vorschreibt. 3Der Bachelorstu- 
diengang muss nach den Regelungen des Akkreditierungsrats akkreditiert sein. 4Dem gleich- 
gestellt sind Abschlüsse in akkreditierten Bachelorausbildungsgängen an Berufsakademien. 
5Ein Abschluss an einer ausländischen Hochschule gilt als abgeschlossene Hochschulbil- 
dung, wenn er von der zuständigen staatlichen Stelle als dem deutschen Hochschulab- 
schluss vergleichbar bewertet wurde. 

 Anmerkung zu Satz 3 und 4: 

Das Akkreditierungserfordernis ist bis zum 31. Dezember 2029 ausgesetzt. 

II 

1Die Rechtsstellung der Mitarbeiter, die beim Inkrafttreten der Beschlüsse der „Ständigen ar- 
beitsrechtlichen Kommission“ vom 16. und 26. Juli 1968 bzw. vom 11. Juni 1970 eine Tätig- 
keit ausgeübt haben, die nach der Neufassung des Berufsgruppenverzeichnisses bzw. nach 
der Änderung des Vergütungsgruppenverzeichnisses eine bestimmte Ausbildung für die Ein- 
stufung in einer Vergütungsgruppe voraussetzt, ohne diese nachweisen zu können, wird 
nicht vermindert. 2Üben diese Mitarbeiter ihre Tätigkeit seit mindestens zehn Jahren zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Kommissionsbeschlüsse aus, so werden sie den Mitarbei- 
tern mit der jeweils vorgeschriebenen Ausbildung gleichgestellt. 3Für Mitarbeiter, die bei In- 
krafttreten dieser Kommissionsbeschlüsse noch keine zehn Jahre ihre jetzige Tätigkeit ausü- 
ben, treten die Wirkungen dieser Kommissionsbeschlüsse in Kraft, sobald sie ununterbro- 
chen mindestens zehn Jahre die bisherige Tätigkeit erfüllt haben. 

III 

Mitarbeiter, die mit berufsfremden Aufgaben betraut sind, sind entsprechend der ausgeübten 
Tätigkeit einzustufen. 

IV 

(weggefallen) 

V 

Ist die Einstufung eines Mitarbeiters in eine bestimmte Vergütungsgruppe von der Anzahl der 
Betten in der Einrichtung abhängig, in der er tätig ist, so sind Personalbetten und vorüberge- 
hend zusätzlich aufgestellte Betten für die Benutzer der Einrichtung nicht anrechnungsfähig. 

VI 

(weggefallen) 
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VII 

1Aufgrund des Artikels 37 des Einigungsvertrages und der Vorschriften hierzu als gleichwer- 
tig festgestellte Abschlüsse, Prüfungen und Befähigungsnachweise stehen ab dem Zeitpunkt 
ihres Erwerbes den in den Tätigkeitsmerkmalen geforderten entsprechenden Anforderungen 
gleich. 2Ist die Gleichwertigkeit erst nach Erfüllung zusätzlicher Erfordernisse festgestellt wor- 
den, gilt die Gleichstellung ab der Feststellung. 

** 

* 

1 Die Berufung beziehungsweise Bestellung oder Anordnung erfolgt ausschließlich durch 
den Rechtsträger der Einrichtung. 

2 Ist die Eingruppierung von der Zahl der unterstellten Apotheker abhängig, gilt Folgendes: 

a) Für die Eingruppierung ist es unschädlich, wenn im Organisations- und Stellenplan 
zur Besetzung ausgewiesene Stellen nicht besetzt sind. 

b) Bei der Zahl der unterstellten Apotheker zählen nur diejenigen unterstellten Apothe- 
ker mit, die in einem Dienstverhältnis zu demselben Dienstgeber stehen oder im 
Krankenhaus von diesem zur Krankenversorgung eingesetzt werden. 

c) Teilzeitbeschäftigte Mitarbeiter zählen entsprechend dem Verhältnis der mit ihnen im 
Dienstvertrag vereinbarten Arbeitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit eines vollzeitbe- 
schäftigten Mitarbeiters. 

3 1Dienststellen von zentraler Bedeutung im Sinne dieser Einstufungsbestimmung sind 
Dienststellen, deren Aufgabenbereich sich über das Bundesgebiet erstreckt. 2Die Einstu- 
fungsvoraussetzung, „ein Aufgabengebiet abschließend bearbeiten“, ist auch dann er- 
füllt, wenn der Mitarbeiter nicht die letzte Entscheidungsbefugnis besitzt. 

4 1Dienststellen von überregionaler Bedeutung im Sinne dieser Einstufungsbestimmung 
sind Dienststellen, deren Aufgabenbereich sich mindestens auf den Gesamtbereich ei- 
ner Diözese erstreckt. 2Die Einstufungsvoraussetzung, „ein Aufgabengebiet abschlie- 
ßend bearbeiten“, ist auch dann erfüllt, wenn der Mitarbeiter nicht die letzte Entschei- 
dungsbefugnis besitzt. 

5 1Ständiger Vertreter im Sinne des Tätigkeitsmerkmals ist nur der Arzt (Zahnarzt), der den 
leitenden Arzt (leitenden Zahnarzt) in der Gesamtheit seiner Dienstaufgaben vertritt. 
2Das Tätigkeitsmerkmal kann daher innerhalb einer Abteilung nur von einem Arzt (Zahn- 
arzt) erfüllt werden. 

6 bis 7 (weggefallen) 

8 Verwaltungsleiter, die das Seminar für Krankenhausverwaltungen an der Universität Köln 
bzw. das Seminar für Krankenhausleitung und -verwaltung an der Universität Düsseldorf 
erfolgreich absolviert haben, erfüllen die Voraussetzung für das Eingruppierungsmerk- 
mal gleichwertige Fähigkeiten. 

9 Hier sind nur Mitarbeiter mit solchen Tätigkeiten einzustufen, für die im Vergütungsgrup- 
penverzeichnis kein Tätigkeitsmerkmal ausdrücklich aufgeführt ist. 

10 bis 13 (weggefallen) 

14 Wesentliche Funktionen der Betriebs- und Wirtschaftsführung liegen in der Regel vor, 
wenn Geschäftsführungsfunktionen des Einrichtungsträgers mit übertragen sind oder die 
Mittel eines Wirtschaftsplanes oder eines Teilwirtschaftsplanes im Wesentlichen eigen- 
verantwortlich verwaltet werden und die Verantwortung für Personaleinsatz und Mens- 
chenführung übertragen ist. 
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15 Die Voraussetzung für die Einstufung in diese Vergütungsgruppe ist bei entsprechend 
ausgebildeten Mitarbeitern erfüllt, die an Höheren Fachschulen die Praxisanleitung zur 
Aufgabe haben. 

16 1„Schwierige Aufgaben“ sind z.B. Physiotherapie/Krankengymnastik nach Lungen- oder 
Herzoperationen, nach Herzinfarkten, bei Querschnittslähmungen, in Kinderlähmungsfäl- 
len, mit spastisch Gelähmten, in Fällen von Dysmelien, nach Verbrennungen, in der Psy- 
chiatrie oder Geriatrie, nach Einsatz von Endoprothesen. 2„Schwierige Aufgaben“ im 
Sinne dieser Einstufungsbestimmungen werden von einem Mitarbeiter in „erheblichem 
Umfang“ erfüllt, wenn sie seiner Gesamttätigkeit das Gepräge geben. 3Dabei brauchen 
die schwierigen Aufgaben nicht zu überwiegen. 

17 Eine Einstufung als Wäschereileiter setzt voraus, dass der betreffende Mitarbeiter die 
Meisterprüfung abgelegt hat oder den erfolgreichen Besuch eines Wäscherei-Fachlehr- 
gangs nachgewiesen hat. 

18 Als „schwierige Aufgabe“ im Sinne dieser Einstufungsbestimmungen gelten z.B. Verab- 
reichung von Kohlensäure- oder Sauerstoffbädern bei Herz- und Kreislaufbeschwerden, 
Massage- oder Bäderbehandlungen nach Schlaganfällen oder bei Kinderlähmung, Mas- 
sagebehandlung von Frischoperierten. 

19 1Erforderlich sind gründliche Kenntnisse der Vergütungsregelung und der Versorgungs- 
ordnung. 2Eine entsprechende Tätigkeit ist bei überwiegender Beschäftigung mit Perso- 
nalangelegenheiten gegeben. 

20 Unter dieses Tätigkeitsmerkmal fallen Mitarbeiter mit einfacheren Tätigkeiten wie zum 
Beispiel Führung des allgemeinen Schriftwechsels nach Vordruck, Aufnahme von Steno- 
grammen und deren zügige Übertragung in Maschinenschrift, Schreiben nach Phonodik- 
tat, Ausfüllen von formularmäßigen Bescheinigungen und Benachrichtigungen. 

21 Einfachere Tätigkeiten sind in der Regel nach Schema zu erledigende Arbeiten, die über 
die mechanische Tätigkeit hinaus ein gewisses Maß an Überlegungen erfordern (z.B. 
Postannahme oder Postabfertigung; Bedienung von Vervielfältigungsgeräten; Verwal- 
tung von Büromaterial und Vordrucken; Führung von Verzeichnissen, Listen, Karteien, 
die nach verschiedenen Merkmalen geordnet sind). 

22 Mechanische Tätigkeiten sind Tätigkeiten, zu deren Erledigung nur wenig gedankliche 
Arbeit aufgewendet werden muss und die auf einen leicht übersehbaren, eng begrenz- 
ten Arbeitsbereich beschränkt sind (z.B. Hilfeleistung bei der Postabfertigung, in Büche- 
reien oder Archiven; Fotokopieren; Ausschneide- und Klebearbeiten; Bereithaltung von 
Büromaterial). 

23 bis 39 (weggefallen) 

40 1Das Tätigkeitsmerkmal ist nur erfüllt, wenn die Lehrtätigkeit überwiegt. 2Dabei ist von 
der für die in Betracht kommende Mitarbeitergruppe geltenden regelmäßigen Arbeitszeit 
auszugehen. 

41 Erste Lehrkräfte sind Lehrkräfte, denen auch die Leitungsaufgaben der Lehranstalt unter 
der Verantwortung des Leiters der Lehranstalt durch ausdrückliche Anordnung übertra- 
gen sind. 

42 (weggefallen) 

43 Leitende Physiotherapeuten/Krankengymnasten sind Physiotherapeuten/Krankengym- 
nasten, denen unter der Verantwortung eines Arztes für eine physiotherapeutische Abtei- 
lung insbesondere die Arbeitseinteilung, die Überwachung des Arbeitsablaufs und der 
Arbeitsausführung durch ausdrückliche Anordnung übertragen sind. 

44 Mitarbeiter, die aufgrund des Gesetzes des Freistaates Bayern über Masseure und me- 
dizinische Bademeister vom 28. September 1950 (Bayerisches Gesetz- und 
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Verordnungsblatt S. 209) die staatliche Anerkennung als „medizinischer Bademeister“ 
erhalten haben, sind nach den Tätigkeitsmerkmalen „für Masseure und medizinische Ba- 
demeister“ einzugruppieren. 

45 Das Tätigkeitsmerkmal erfasst auch die Kneippbademeister, sofern nicht ein anderes 
Tätigkeitsmerkmal gilt, weil der Kneippbademeister die Berufsbezeichnung „Masseur“ 
oder „Masseur und medizinischer Bademeister“ aufgrund staatlicher Erlaubnis führen 
darf. 

46 Der Umfang der schwierigen Aufgaben beziehungsweise der Tätigkeiten ist nicht mehr 
unerheblich, wenn er etwa ein Viertel der gesamten Tätigkeit ausmacht. 

47 Zu den Desinfektionsanstalten rechnen sich auch entsprechende Einrichtungen mit an- 
derer Bezeichnung. 

48 Ständige Vertreter sind nicht die Vertreter in Urlaubs- und sonstigen Abwesenheitsfällen. 

49 Den Apothekenhelfern mit Abschlussprüfung stehen Drogisten mit Abschlussprüfung 
gleich. 

50 Apotheken sind keine Arzneimittelausgabestellen im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals. 

51 a) Schonkost ist keine Diätkost. 

b) 1Die Tätigkeitsmerkmale sind auch erfüllt, wenn statt 400, 200 beziehungsweise 50 
Diätvollportionen eine entsprechende Zahl von Teilportionen hergestellt wird. 2Hierbei 
werden die Teilportionen mit dem Teilbetrag der Diätvollportionen angesetzt, der dem 
Sachbezugswert nach § 17 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 des SGB IV entspricht. 

52 In den Ländern, in denen eine staatliche Anerkennung als Diätküchenleiter nicht erfolgt, 
gilt das Tätigkeitsmerkmal als erfüllt, wenn sich der Diätassistent drei Jahre als Diätkü- 
chenleiter bewährt hat. 

53 Medizinisch-technische Assistenten, die im Rahmen ihrer Tätigkeit als Hilfskräfte bei wis- 
senschaftlichen Forschungsaufgaben mit einem besonders hohen Maß von Verantwort- 
lichkeit tätig sind, werden auch dann als solche eingruppiert, wenn sie im Rahmen dieser 
Tätigkeiten Aufgaben erfüllen, die im Tätigkeitsmerkmal der Vergütungsgruppe 5c Ziffer 
38 genannt sind. 

54 Leitende medizinisch-technische Assistenten im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind 
Assistenten, denen unter der Verantwortung eines Arztes für eine Laboratoriumsabtei- 
lung oder für eine radiologische Abteilung insbesondere die Arbeitseinteilung, die Über- 
wachung des Arbeitsablaufs und der Arbeitsausführung durch ausdrückliche Anordnung 
übertragen sind. 

55 1Als „schwierige Aufgaben“ gelten z.B. in der chemisch-physikalischen Analyse: gravi- 
metrische, titrimetrische und photometrische Bestimmungen einschließlich Komplexo- 
metrie, Leitfähigkeitsmessungen und chromatographische Analysen. 2In der Pflan- 
zenanalyse: Anfertigung mikroskopischer Schnitte. 3Schwierige Identitäts- und Reinheits- 
prüfungen nach dem Deutschen Arzneibuch (Chemikalien, Drogen). 4Herstellung und 
Kontrolle steriler Lösungen der verschiedensten Zusammensetzungen in größerem Um- 
fang unter Verwendung moderner Apparaturen. 5Herstellung von sonstigen Arzneimitteln 
in größerem Umfang unter Verwendung moderner in der Galenik gebräuchlicher Appara- 
turen (Suppositorien, Salben, Pulvergemische, Ampullen, Tabletten u.a.), Herstellung 
von Arzneizubereitungen nach Rezept oder Einzelvorschrift. 

56 bis 76 (weggefallen) 

77 Soweit die Eingruppierung von der Zahl der unterstellten oder in dem betreffenden Be- 
reich beschäftigten Mitarbeiter abhängt, 
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a) ist es für die Eingruppierung unschädlich, wenn im Organisations- und Stellenplan 
zur Besetzung ausgewiesene Stellen nicht besetzt sind, 

b) zählen teilzeitbeschäftigte Mitarbeiter entsprechend dem Verhältnis der mit ihnen im 
Dienstvertrag vereinbarten Arbeitszeit zur regelmäßigen Arbeitszeit eines entspre- 
chenden vollzeitbeschäftigten Mitarbeiters, 

c) zählen Mitarbeiter, die zu einem Teil ihrer Arbeitszeit unterstellt oder zu einem Teil ih- 
rer Arbeitszeit in einem Bereich beschäftigt sind, entsprechend dem Verhältnis die- 
ses Anteils zur regelmäßigen Arbeitszeit eines entsprechenden vollzeitbeschäftigten 
Mitarbeiters. 

78 bis 97 (weggefallen) 

98 1Der staatlichen Anerkennung steht in Ländern, in denen diese nicht erteilt wird, die ab- 
geschlossene Fachausbildung gleich. 2Die Fachausbildung gilt erst nach Ableistung des 
vorgeschriebenen Jahrespraktikums als abgeschlossen. 

99 1Einfache Übersetzungen sind Übersetzungen von Texten, deren Verständnis in der Aus- 
gangssprache weder inhaltlich noch sprachlich Schwierigkeiten bietet sowie von Texten, 
deren adäquate Wiedergabe in der Zielsprache keine besonderen Anforderungen an das 
Formulierungsvermögen stellt. 2Die Übertragung einfacher Texte schließt auch die Erle- 
digung der fremdsprachigen Routinekorrespondenz ein. 

100 bis 102 (weggefallen) 

103 1Die Mitarbeiter müssen Fähigkeiten und Erfahrungen besitzen, die denen der Mitarbei- 
ter mit der vorgeschriebenen Vor- und Ausbildung gleichwertig sind. 2Es wird jedoch 
nicht das gleiche Wissen und Können gefordert, wie es durch die vorausgesetzte Vorbil- 
dung bzw. Ausbildung erworben wird. 3Andererseits genügt es noch nicht, dass der Mit- 
arbeiter nur auf einem begrenzten Einzelarbeitsgebiet Leistungen erbringt, die denen ei- 
nes Angestellten mit der Vor- und Ausbildung gleichwertig sind. 4Es muss eine der Vor- 
und Ausbildung ähnlich gründliche Beherrschung eines auch vom Umfang her entspre- 
chenden Wissensgebiets gefordert werden. 

104 bis 113 (weggefallen) 

114 1Als Fachabteilungen gelten beziehungsweise stehen diesen gleich 

 Belegabteilungen, 
 Vollapotheken, 
 Schulen für Medizinalfachberufe, 
 zentrale Versorgungseinrichtungen, die auch für andere Krankenhäuser und Einrich- 

tungen bestimmte Versorgungsaufgaben wahrnehmen (z.B. Zentralwäscherei, Zent- 
ralküche), 

 Sondereinrichtungen der Kranken-, Alten-, Jugend- und Behindertenhilfe. 
2Als klinische Fachabteilungen im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals gelten bettenfüh- 
rende Fachabteilungen, die von einem hauptamtlich angestellten Leitenden Arzt geführt 
werden. Die Eigenschaft als Akademisches Lehrkrankenhaus steht dem Vorhandensein 
einer (weiteren) klinischen Fachabteilung gleich. 

115 Dieses Tätigkeitsmerkmal ist erfüllt, wenn dem Mitarbeiter im Rahmen der Krankenhaus- 
leitung zumindest folgende Aufgaben übertragen sind: 

a) Koordination der Planung und Organisation des gesamten Krankenhausbetriebes 
sowie Koordination der Planung von Neu- und Erweiterungsbauten, 

b) Beschaffung, 
c) Arbeitsgestaltung und Überwachung des wirtschaftlichen Versorgungsdienstes und 

des technischen Dienstes, 
d) Vollzug und Überwachung des Gebührenwesens, 
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e) Krankenhausverwaltung (Personalwesen, Finanz- und Rechnungswesen und allge- 
meine Verwaltung). 

116 bis 118 (weggefallen) 

119 Dieses Tätigkeitsmerkmal ist erfüllt, wenn der Regional-, Kreis-, Ortscaritasverband bzw. 
Fachverband ein eingetragener Verein ist und dem Geschäftsführer mindestens die fol- 
genden Aufgaben übertragen sind: 

a) Koordination der Planung und Organisation des gesamten Vereins, 
b) gesamte Verwaltung (Personalwesen, Finanz- und Rechnungswesen, allgemeine 

Verwaltung), 
c) Mitgliedswesen. 

120 Dazu sind gewisse allgemeine Grundkenntnisse erforderlich, die sich auf der Ebene der 
gründlichen Fachkenntnisse bewegen (z.B. Mitwirkung bei der Bearbeitung laufender 
oder gleichartiger Geschäfte nach Anleitung; Erledigung ständig wiederkehrender Arbei- 
ten in Anlehnung an ähnliche Vorgänge; Prüfung von Rechnungen und Fertigung von 
Kassenanordnungen; Kontenführung). 

121 1Gründliche Fachkenntnisse liegen vor, wenn zur abschließenden Bearbeitung routine- 
mäßiger Normfälle in einem eng begrenzten Aufgabengebiet Erlerntes oder durch Erfah- 
rung gewonnenes Spezialwissen angewandt wird. 2Hierzu gehört die nähere Kenntnis 
und gegebenenfalls die Anwendung von staatlichen und kirchlichen Gesetzen, Verwal- 
tungsvorschriften und sonstigen Ordnungen. 

122 Gründliche und vielseitige Fachkenntnisse verlangen gegenüber gründlichen Fachkennt- 
nissen ein breites Aufgabengebiet mit verschiedenartigen Aufgaben, in denen ein fachli- 
ches Umdenken und die Anwendung mehrerer fachlicher Vorschriften und Regelungen 
geboten ist. 

123 Selbstständige Leistungen erfordern insgesamt eine eigene Initiative, die nach Art und 
Umfang eine eigene geistige Beurteilung und Gedankenarbeit im Rahmen der geforder- 
ten Fachkenntnisse für das übertragene Aufgabengebiet sowie eine eigene Entschlie- 
ßung hinsichtlich des einzuschlagenden Weges und des zu findenden Ergebnisses ver- 
langen. Die Letztverantwortung ist nicht erforderlich. 

124 Gründliche, umfassende Fachkenntnisse erfordern gegenüber gründlichen und vielseiti- 
gen Fachkenntnissen eine Steigerung der Tiefe und Breite, das heißt der Qualität und 
dem Umfang nach. 

125 1Besonders verantwortungsvolle Tätigkeit liegt dann vor, wenn sie unter Einbeziehung 
von gründlichen, umfassenden Fachkenntnissen und selbstständigen Leistungen deut- 
lich erkennbare Auswirkungen im Innen- und Außenverhältnis zeitigt. 2Die besonders 
verantwortungsvolle Tätigkeit kann sich z.B. auf Aufsichts- und Leitungsfunktion bezie- 
hen; es können durch die Wahrnehmung der Tätigkeit in besonderer Verantwortlichkeit 
die kirchlich-caritativen oder materiellen Belange des Dienstgebers betroffen sein, oder 
sie kann sich auf die Lebensverhältnisse Dritter (z.B. Mitarbeiter, außenstehende Perso- 
nen und Institutionen) erstrecken. 

126 1Eine Tätigkeit von besonderer Schwierigkeit und Bedeutung liegt dann vor, wenn den 
gestellten Anforderungen nach zusätzliche Fachkenntnisse und Fähigkeiten über die der 
nächstniedrigen Vergütungsgruppen hinaus für die Aufgabenbewältigung notwendig sind 
und sie sich außerdem noch aus dieser durch ihre Bedeutung im Wirkungsgrad des Auf- 
gabenfeldes heraushebt. 2Beide Elemente – besondere Schwierigkeit und Bedeutung – 
müssen zusammenkommen. 3Die besondere Schwierigkeit der Tätigkeit liegt dann vor, 
wenn die zu bearbeitenden Tatbestands- und Rechtsmaterien umfangreich und viel- 
schichtig sind, komplexe Zusammenhänge analysiert und Lösungen unter hohem Abs- 
traktionsgrad bewirkt werden müssen. 4Die Bedeutung der Tätigkeit kann sich aus der 
Bearbeitung besonders wichtiger Fachbereiche oder solcher von grundsätzlicher 
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Bedeutung ergeben. 5Auch hier können mit der Tätigkeit deutlich erkennbare Auswirkun- 
gen im Innen- oder Außenverhältnis verbunden sein; es kann sich auch um eine rich- 
tungsweisende Tätigkeit gegenüber nachgeordneten Dienststellen handeln. 

127 1Das hier geforderte Maß der Verantwortung muss die Tätigkeit entscheidend prägen, 
zumal schon für die Tätigkeit der Vergütungsgruppe 4b eine besondere Verantwortung 
verlangt wird. 2Dabei muss es sich im Regelfall um besonders schwierige Grundsatzfra- 
gen oder wichtige Fachbereiche mit richtungweisender Bedeutung handeln. 3Die wahr- 
genommene Tätigkeit kann sich z.B. darauf beziehen, dass in besonderer Intensität Lei- 
tungs-, Koordinierungs- oder aufsichtliche Tätigkeiten, schwierige und umfangreiche Auf- 
gaben beim Personaleinsatz oder in der Menschenführung oder wirtschaftliche Verant- 
wortung verlangt werden. 

128 (weggefallen) 

129 Unter Technikern im Sinne dieses Tätigkeitsmerkmals sind Mitarbeiter zu verstehen, die 

a) einen nach Maßgabe der Rahmenordnung für die Ausbildung von Technikern (Be- 
schluss der Kultusministerkonferenz vom 27. April 1964 bzw. vom 18. Januar 1973) 
gestalteten Ausbildungsgang mit der vorgeschriebenen Prüfung erfolgreich abge- 
schlossen und die Berechtigung zur Führung der Berufsbezeichnung „Staatlich ge- 
prüfter Techniker“ bzw. „Techniker mit staatlicher Abschlussprüfung“ mit einem die 
Fachrichtung bezeichnenden Zusatz erworben haben, oder 

b) einen nach Maßgabe über Fachschulen mit zweijähriger Ausbildungsdauer (Be- 
schluss der Kultusministerkonferenz vom 27. Oktober 1980) gestalteten Ausbil- 
dungsgang mit der vorgeschriebenen Prüfung erfolgreich abgeschlossen und die 
Berechtigung zur Führung der ihrer Fachrichtung/ihrem Schwerpunkt zugeordneten 
Berufsbezeichnung „Staatlich geprüfter Techniker“ erworben haben. 

130 bis 131 (weggefallen) 

132 1Nach diesem Tätigkeitsmerkmal ist der Mitarbeiter eingruppiert, dem die Verantwortung 
für den Küchenbereich obliegt. 2Er ist zuständig unter anderem für die Dienstplangestal- 
tung dieses Bereiches, die Erstellung des Speiseplanes, die Menükalkulationen und den 
Einkauf von Lebensmitteln innerhalb des Budgets. 

133 1Bei der Ermittlung der Anzahl der Vollportionen wird das Mittagessen mit 50 v.H., 
Abendessen und Frühstück jeweils 25 v.H., bewertet. 2Hierbei steht eine Diätportion ei- 
ner Vollportion gleich. 

134 Ist dem Mitarbeiter neben der Verantwortung für die Wäscherei, die Reinigung, die 
Hausgestaltung, den Einkauf und den Personaleinsatz auch der Küchenbereich unter- 
stellt, so erfolgt die Eingruppierung jeweils eine Vergütungsgruppe höher. 

135 Werden Teile der Schmutzwäsche (z.B. Flachwäsche oder persönliche Wäsche) nicht in 
der Wäscherei der Einrichtung gewaschen, so erfolgt die Eingruppierung jeweils eine 
Vergütungsgruppe niedriger. 

136 (weggefallen) 

137 Als förderliche Vorbildung gilt auch mehrjährige Erfahrung in ehrenamtlicher sozialer Tä- 
tigkeit. 

138 Ein Aufgabengebiet ist umfangreich, wenn neben der Beratung, Weiterleitung und Be- 
treuung unterschiedlicher und schwieriger Klienten Reisehilfen auf Bahnhöfen mittlerer 
Größe oder auf kleineren Bahnhöfen mit besonders großer Zahl von speziellen Klienten 
(z.B. auf Grenzbahnhöfen) gegeben werden. 

139 Ein Aufgabengebiet ist schwierig, wenn neben der Beratung, Weiterleitung und Betreu- 
ung unterschiedlicher und schwieriger Klienten Reisehilfen auf Bahnhöfen mit besonders 
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umfangreichem Reiseverkehr gegeben werden oder Bahnhofsmissionen durchgängige 
Öffnungszeiten haben. 

140 (weggefallen) 

141 Diese Mitarbeiter erhalten eine monatliche Zulage in Höhe von 38,35 Euro. 

142 Das Tätigkeitsmerkmal erfasst auch Kraftfahrer mit abgeschlossener Fachausbildung im 
Kraftfahrzeughandwerk oder anderen metallverarbeitenden Berufen. 

143 1Das Tätigkeitsmerkmal ist nur erfüllt für Mitarbeiter, die am Tag vor dem Inkrafttreten 
des Beschlusses der jeweiligen Regionalkommission in einem Dienstverhältnis gestan- 
den haben, das am Tag des Inkrafttretens des Beschlusses der jeweiligen Regionalkom- 
mission im Geltungsbereich der AVR fortbesteht, für die Dauer des ununterbrochen fort- 
bestehenden Dienstverhältnisses. 2Ein Dienstverhältnis besteht auch ununterbrochen 
fort bei der Verlängerung eines befristeten Dienstvertrages sowie bei Dienstgeberwech- 
sel innerhalb des Geltungsbereichs der AVR. 3Unterbrechungen von bis zu einem Monat 
sind unschädlich. 

144 Pflegefachliche Tätigkeiten und Pflegehilfstätigkeiten werden von diesem Tätigkeits- 
merkmal nicht erfasst. 

145 1Die Bestimmungen nach Anlage 1 Abschnitt V der am 31. Dezember 2026 geltenden 
Fassung der AVR finden keine Anwendung. 2Für Betreuungskräfte, auf die am 31. De- 
zember 2018 die Bestimmungen des § 12 Teil II. Anwendung finden, verbleibt es bei die- 
ser Anwendung. 3Für Mitarbeiter, auf die am 31. Oktober 2022 die Bestimmungen des § 
12 Teil II. Anwendung finden, verbleibt es bei dieser Anwendung. 

146 Diese Eingruppierung tritt [in der neuen Fassung] zum 1. November 2022 in Kraft. 

147 Für Betreuungskräfte, die am 31. Dezember 2018 bzw. am 31. Oktober 2022 höher ein- 
gruppiert sind, verbleibt es bei der höheren Eingruppierung. 

148 Abweichend von § 5 Abs. 1 Teil II. ist für Betreuungskräfte in Vergütungsgruppe 10 Zif- 
fern 18 und 19 die Stufe 4 Einstiegsstufe. Bestandsmitarbeiter, die die Stufe 4 noch nicht 
erreicht haben, werden zum 1. November 2022 der Stufe 4 zugeordnet. 

149 Das Tätigkeitsmerkmal wird z.B. erfüllt von Betreuungskräften in Angeboten nach § 45a 
SGB XI oder Betreuungskräften in Pflegeeinrichtungen i. S. d. § 43b SGB XI. Das Tätig- 
keitsmerkmal ist auch erfüllt bei Mitarbeitern in der Verwaltung, Haustechnik, Küche, 
hauswirtschaftlichen Versorgung, Gebäudereinigung, Empfangs- und Sicherheitsdienst, 
Garten- und Geländepflege, Wäscherei sowie Logistik, soweit sie im Rahmen der von 
ihnen auszuübenden Tätigkeiten in einem Umfang von mindestens 25 v.H. ihrer verein- 
barten Arbeitszeit gemeinsam mit Bezieherinnen und Beziehern von Pflegeleistungen 
tagesstrukturierend, aktivierend, betreuend oder pflegend tätig werden. 

150 1Mitarbeiter, die im Rahmen der von ihnen auszuübenden Tätigkeiten in einem Umfang 
von mindestens 25 v.H. ihrer vereinbarten Arbeitszeit gemeinsam mit Bezieherinnen und 
Beziehern von Pflegeleistungen tagesstrukturierend, aktivierend, betreuend oder pfle- 
gend tätig werden, erhalten ab 1. März 2024 eine Zulage in Höhe von monatlich 133,80 
Euro. 2Die Zulage ist bis zum 31. Dezember 2035 befristet. 

151 Soweit Mitarbeiter in dieser Ziffer im Rahmen der von ihnen auszuübenden Tätigkeiten 
in einem Umfang von mindestens 25 v.H. ihrer vereinbarten Arbeitszeit gemeinsam mit 
Bezieherinnen und Beziehern von Pflegeleistungen tagesstrukturierend, aktivierend, be- 
treuend oder pflegend tätig werden, erfolgt die Eingruppierung in Vergütungsgruppe 10 
Ziffer 18 oder 19. 
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Anlage 2d 
Vergütungsgruppen für Mitarbeiter im Sozial- und Erziehungsdienst 

 
Geltungsbereich 

[kein Abdruck, es gilt die Regelung der am 31. Dezember 2026 geltenden Fassung der AVR] 

Vergütungsgruppe 1a 

1 Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder gleichwerti- 
gen Fähigkeiten und Erfahrungen in der Tätigkeit als Leiter von Erziehungs- oder Ehebe- 
ratungsstellen, denen mindestens sechs weitere in der Beratungsstelle vollzeitbeschäf- 
tigte Mitarbeiter in der Tätigkeit als Erziehungs- bzw. Eheberater unterstellt sind 1 

2 Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder gleichwerti- 
gen Fähigkeiten und Erfahrungen als Leiter des Bereiches der beruflichen Ausbildung 
mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 360 Plätzen in Einrichtungen der Erzie- 
hungs- oder Behindertenhilfe nach zehnjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 1b Zif- 
fer 1b 1, 10, 27 

Vergütungsgruppe 1b 

1 Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder gleichwerti- 
gen Fähigkeiten und Erfahrungen als Leiter einer Werkstatt für behinderte Menschen mit 
einer Durchschnittsbelegung von mindestens 300 Plätzen nach sechsjähriger Bewäh- 
rung in Vergütungsgruppe 2 Ziffer 3 1, 19

 

1a Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder gleichwerti- 
gen Fähigkeiten und Erfahrungen als Leiter des Bereiches der beruflichen Ausbildung 
mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 240 Plätzen in Einrichtungen der Erzie- 
hungs- oder Behindertenhilfe nach sechsjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 2 Zif- 
fer 1b 1, 10, 27 

1b Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder gleichwerti- 
gen Fähigkeiten und Erfahrungen als Leiter des Bereiches der beruflichen Ausbildung 
mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 360 Plätzen in Einrichtungen der Erzie- 
hungs- oder Behindertenhilfe 1, 10, 27

 

2 Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder gleichwerti- 
gen Fähigkeiten und Erfahrungen in der Tätigkeit als Leiter von Erziehungs- oder Ehebe- 
ratungsstellen nach sechsjähriger Bewährung in Vergütungsgruppe 2 Ziffer 5 1 

3 Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder gleichwerti- 
gen Fähigkeiten und Erfahrungen in der Tätigkeit als Leiter von Erziehungs- oder Ehebe- 
ratungsstellen, denen mindestens drei weitere in der Beratungsstelle vollzeitbeschäftigte 
Mitarbeiter in der Tätigkeit als Erziehungs- bzw. Eheberater unterstellt sind 1 

Vergütungsgruppe 2 

1 bis 1a (weggefallen) 

1b Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder gleichwerti- 
gen Fähigkeiten und Erfahrungen als Leiter des Bereiches der beruflichen Ausbildung 
mit einer Durchschnittsbelegung von mindestens 240 Plätzen in Einrichtungen der Erzie- 
hungs- oder Behindertenhilfe 1, 10, 27

 

2 (weggefallen) 

3 Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder gleichwerti- 
gen Fähigkeiten und Erfahrungen als Leiter einer Werkstatt für behinderte Menschen mit 
einer Durchschnittsbelegung von mindestens 300 Plätzen 1, 19
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4 (weggefallen) 

5 Mitarbeiter mit abgeschlossener wissenschaftlicher Hochschulbildung oder gleichwerti- 
gen Fähigkeiten und Erfahrungen in der Tätigkeit als Leiter von Erziehungs- oder Ehebe- 
ratungsstellen 1 

Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der Vergütungsgruppen 1a bis 2 

Die nachstehenden Anmerkungen sind bei der Eingruppierung der Mitarbeiter zu beachten. 

I 

Die Ziffern I bis VII der Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der Vergütungsgruppen 1 
bis 12 der Anlage 2 gelten sinngemäß. 

II 

[kein Abdruck, es gilt die Regelung der am 31. Dezember 2026 geltenden Fassung der AVR] 

III 

[kein Abdruck, es gilt die Regelung der am 31. Dezember 2026 geltenden Fassung der AVR] 

* 

1 1Die Mitarbeiter müssen Fähigkeiten und Erfahrungen besitzen, die denen der Mitarbei- 
ter mit der vorgeschriebenen Vor- und Ausbildung gleichwertig sind. 2Es wird jedoch 
nicht das gleiche Wissen und Können gefordert, wie es durch die vorausgesetzte Vorbil- 
dung bzw. Ausbildung erworben wird. 3Andererseits genügt es noch nicht, dass der Mit- 
arbeiter nur auf einem begrenzten Einzelarbeitsgebiet Leistungen erbringt, die denen ei- 
nes Mitarbeiters mit der Vor- und Ausbildung gleichwertig sind. 4Es muss eine der Vor- 
und Ausbildung ähnlich gründliche Beherrschung eines auch vom Umfang her entspre- 
chenden Wissensgebiets gefordert werden. 

10 Der Ermittlung der Durchschnittsbelegung ist für das jeweilige Kalenderjahr grundsätz- 
lich die Zahl der vom 1. Oktober bis 31. Dezember des vorangegangenen Kalenderjah- 
res vergebenen, je Tag gleichzeitig belegbaren Plätze zugrunde zu legen. 

19 1Der Ermittlung der Durchschnittsbelegung ist die Zahl der tatsächlich belegten, nicht je- 
doch die Zahl der vorhandenen Plätze zugrunde zu legen. 2Vorübergehend oder für 
kurze Zeit, z.B. wegen Erkrankung, nicht belegte Plätze sind mitzurechnen. 3Der Ermitt- 
lung der Durchschnittsbelegung ist ein längerer Zeitraum zugrunde zu legen. 4Zeiten, in 
denen die Einrichtung vorübergehend nicht oder nur gering belegt ist, sind außer Be- 
tracht zu lassen. 5Bei der Feststellung der Durchschnittsbelegung ist von der täglichen 
Höchstbelegung auszugehen. 

27 Die Leitung des Bereiches der beruflichen Ausbildung/Anleitung umfasst im Wesentli- 
chen die Verantwortung für Organisation, Koordination, Überwachung und Planung der 
beruflichen Ausbildung/Anleitung in einer Einrichtung. 
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Anlage 2e 
Vergütungsgruppen für Mitarbeiter im Rettungsdienst/Krankentransport 

 
Vergütungsgruppe 4b 

1 Rettungsassistenten/Notfallsanitäter als Leiter einer Rettungswache, denen mindes- 
tens 40 Mitarbeiter durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 
(Anmerkung 1) 

Vergütungsgruppe 5b 

1 Rettungsassistenten/Notfallsanitäter als Leiter einer Rettungswache, denen mindes- 
tens 20 Mitarbeiter durch ausdrückliche Anordnung ständig unterstellt sind 
(Anmerkung 1) 

4 Rettungsassistenten/Notfallsanitäter als Lehrrettungsassistenten mit entsprechender 
Zusatzausbildung in einer Lehrrettungswache nach vierjähriger Bewährung in Vergü- 
tungsgruppe 5c Ziffer 3 

Vergütungsgruppe 5c 

1 Rettungsassistenten/Notfallsanitäter als Leiter einer Rettungswache 
(Anmerkung 1) 

3 Rettungsassistenten/Notfallsanitäter als Lehrrettungsassistenten mit entsprechender 
Zusatzausbildung in einer Lehrrettungswache 

4 Notfallsanitäter mit entsprechenden Tätigkeiten A, B, C, D
 

Vergütungsgruppe 6b 

1 Rettungsassistenten mit entsprechender Tätigkeit A, B
 

(Anmerkung 1) 

Vergütungsgruppe 7 

1 Rettungssanitäter mit entsprechender Tätigkeit B 

(Anmerkung 1) 

Vergütungsgruppe 8 

1 Rettungshelfer mit entsprechender Tätigkeit 
(Anmerkung 1) 

 Anmerkung 1: 

[kein Abdruck, es gilt die Regelung der am 31. Dezember 2026 geltenden Fassung der AVR] 
 
 

Anmerkungen zu den Tätigkeitsmerkmalen der Vergütungsgruppen 4b bis 8 

I 

Die nachstehenden Anmerkungen sind bei der Eingruppierung der Mitarbeiter zu beachten. 
Die Ziffern I bis VII und die Ziffer 77 (Definition Unterstellungsverhältnisse) der Anmerkungen 
zu den Tätigkeitsmerkmalen der Vergütungsgruppen 1 bis 12 der Anlage 2 gelten sinnge- 
mäß. 

II 

1 Mitarbeiter als Stellvertreter des Leiters einer Rettungswache erhalten für die Dauer 
dieser Tätigkeit eine Zulage in Höhe von monatlich 100,00 Euro, sofern ihnen diese 
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Aufgabe vom Dienstgeber schriftlich übertragen wurde. Hierunter fallen nicht Vertretun- 
gen in Urlaubs- und sonstigen Abwesenheitsfällen. 

2 Mitarbeiter als Qualitätsbeauftragte erhalten für die Dauer dieser Tätigkeit eine Zulage 
in Höhe von monatlich 100,00 Euro, sofern ihnen diese Aufgabe vom Dienstgeber 
schriftlich übertragen wurde. 

3 Mitarbeiter als Medizinprodukte-Beauftragte (MPG-Beauftragte) bzw. als Beauftragte 
für Medizinproduktesicherheit erhalten für die Dauer dieser Tätigkeit eine Zulage in 
Höhe von monatlich 100,00 Euro, sofern ihnen diese Aufgabe vom Dienstgeber schrift- 
lich übertragen wurde. 

4 Mitarbeiter als Desinfektoren mit staatlicher Prüfung, denen durch schriftliche Anord- 
nung des Dienstgebers die Erstellung der Hygienepläne sowie die Überwachung der 
Einhaltung aller Maßnahmen für den Rettungsdienst gem. der jeweils einschlägigen 
Unfallverhütungsvorschriften und anderer Vorgaben übertragen wurde, erhalten für die 
Dauer dieser Tätigkeit eine Zulage in Höhe von monatlich 100,00 Euro. 

5 Mitarbeiter als Hygienebeauftragte mit entsprechender Qualifikation, denen durch 
schriftliche Anordnung des Dienstgebers die Überwachung der Einhaltung aller Maß- 
nahmen für den Rettungsdienst gem. der jeweils einschlägigen Unfallverhütungsvor- 
schriften und anderer Vorgaben übertragen wurde, erhalten für die Dauer dieser Tätig- 
keit eine Zulage in Höhe von monatlich 100,00 Euro. 

6 Mitarbeiter in der Rettungsleitstelle erhalten für die Dauer dieser Tätigkeit eine Zulage 
in Höhe von monatlich 100,00 Euro. Ist der Mitarbeiter nicht zu 100% in der Rettungs- 
leitstelle tätig, wird die Zulage entsprechend anteilig gezahlt. 

7 Mitarbeiter als Arzneimittelbeauftragte erhalten für die Dauer dieser Tätigkeit eine Zu- 
lage in Höhe von monatlich 100,00 Euro, sofern ihnen diese Aufgabe vom Dienstgeber 
schriftlich übertragen wurde. 

8 Mitarbeiter als Lagerverantwortliche erhalten für die Dauer dieser Tätigkeit eine Zulage 
in Höhe von monatlich 100,00 Euro, sofern ihnen diese Aufgabe vom Dienstgeber 
schriftlich übertragen wurde. 

9 Mitarbeiter, denen Aufgaben nach Nr. 1 bis 8 übertragen wurden, kann aufgrund einzel- 
vertraglicher Absprache eine höhere Zulage gewährt werden, wenn die zugewiesene 
Aufgabe das übliche Maß übersteigt. 

10 Mitarbeiter als Praxisanleiter in den Vergütungsgruppen 6b, 5c und 5b erhalten für die 
Dauer der Tätigkeit eine nach dem Anteil der für die Tätigkeit erteilten Freistellung ge- 
staffelte monatliche Zulage: 

 

Anteil der Praxisanleitertätigkeit Höhe der Zulage 
bis 25 Prozent 100,00 Euro 
bis 50 Prozent 150,00 Euro 
bis 75 Prozent 200,00 Euro 
bis 100 Prozent 250,00 Euro 

 
11 Mitarbeiter der Vergütungsgruppe 5c Ziffer 1 erhalten eine monatliche Zulage i.H.v. 

500,00 Euro. 

Mitarbeiter der Vergütungsgruppe 5b Ziffer 1 erhalten eine monatliche Zulage i.H.v. 
500,00 Euro. 

Mitarbeiter der Vergütungsgruppe 4b Ziffer 1 erhalten eine monatliche Zulage i.H.v. 
500,00 Euro. 
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12 Mitarbeiter als Beauftragte der elektronischen Einsatzdokumentation erhalten für die 
Dauer dieser Tätigkeit eine Zulage in Höhe von monatlich 100,00 Euro, sofern ihnen 
diese Aufgabe vom Dienstgeber schriftlich übertragen wurde. 

III 

Rettungsassistenten, die aufgrund der Anmerkung III der Anlage 2b in der am 30. September 
2017 geltenden Fassung der AVR bereits in der Vergütungsgruppe 5c eingruppiert sind und 
die eine Weiterbildung zum Notfallsanitäter erfolgreich absolviert haben, erhalten für die 
Dauer der Eingruppierung in die Vergütungsgruppe 5c der Anlage 2e eine monatliche Zulage 
in Höhe von 100,00 Euro. 

IV 

Beschreibung des Rettungsdienstes 

1. Rettungsdienst 

Aufgaben und Organisation des Rettungsdienstes richten sich nach den einschlägigen Ret- 
tungsdienstgesetzen der Länder. 

Der ärztliche Not- und Bereitschaftsdienst (Synonyme: ärztlicher Notfalldienst oder ärztlicher 
Bereitschaftsdienst) ist ein von den ärztlichen Körperschaften eingerichteter Dienst zur am- 
bulanten ärztlichen Betreuung Erkrankter, Verletzter oder sonstiger Hilfsbedürftiger außer- 
halb der ortsüblichen Sprechstunde. Dieser Not- und Bereitschaftsdienst ist nicht Teil des 
Rettungsdienstes in diesem Sinne. 

2. Einrichtungen des Rettungsdienstes 

2.1. Rettungsleitstelle 

Die Rettungsleitstelle (Synonym: Integrierte Leitstelle) ist eine ständig besetzte Einrichtung 
zur Annahme von Meldungen sowie zur Alarmierung, Koordination und Lenkung des Ret- 
tungsdienstes. 

2.2. Rettungswache 

Die Rettungswache ist eine Einrichtung des organisierten Rettungsdienstes, in der Einsatz- 
kräfte, Rettungsmittel und sonstige Ausstattung unter einer einheitlichen Leitung einsatzbe- 
reit vorgehalten werden. 

2.2.1. Lehrrettungswache 

Die Lehrrettungswache ist eine Rettungswache im Sinne von 2.2. Darüber hinaus ist sie von 
der zuständigen Behörde zur Annahme von Auszubildenden und Praktikanten ermächtigt. 

3. Personal im Rettungsdienst 

3.1. Rettungshelfer 

Rettungshelfer sind Mitarbeiter im Rettungsdienst, die ihre Ausbildung entweder nach einer 
Landesvorgabe oder einer akzeptierten Ausbildungsordnung erfolgreich absolviert haben. 

3.2. Rettungssanitäter 

Rettungssanitäter sind Mitarbeiter im Rettungsdienst, die sich einer Ausbildung der vom Aus- 
schuss Rettungswesen in Abstimmung mit den Hilfsorganisationen empfohlenen 520-Stun- 
den-Mindestausbildung unterzogen haben. Dem Rettungssanitäter stehen Personen gleich, 
die durch Gesetz, Verordnung oder Organisationsbestimmung gleichgestellt sind. 

3.3. Rettungsassistent 

Rettungsassistenten sind Mitarbeiter, welche gemäß § 1 RettAssG die Erlaubnis zum Führen 
der Berufsbezeichnung Rettungsassistent besitzen. 



267 
 

3.4. Lehrrettungsassistent 

Ein Rettungsassistent oder Notfallsanitäter, welcher über die entsprechende Zusatzqualifika- 
tion (i.d.R. 120 Stunden Weiterbildung) verfügt. 

3.5. Notfallsanitäter 

Notfallsanitäter sind Mitarbeiter, die gemäß § 1 NotSanG die Erlaubnis zum Führen der Be- 
rufsbezeichnung Notfallsanitäter besitzen. 

3.6. Praxisanleiter 

Praxisanleiter ist, wer die Voraussetzungen gemäß § 3 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 und 2 NotSanA- 
PrV erfüllt. 

4. Sonstige Tätigkeiten/Aufgaben 

4.1. Desinfektor 

Mitarbeiter als Desinfektoren mit staatlicher Prüfung, dem durch schriftliche Anordnung des 
Dienstgebers die Erstellung von Hygieneplänen sowie die Überwachung der Einhaltung aller 
Maßnahmen für den Rettungsdienst übertragen wurde. 

4.2. Hygienebeauftragter 

Mitarbeiter mit entsprechender Qualifikation, dem durch schriftliche Anordnung des Dienstge- 
bers die Überwachung der Einhaltung aller Maßnahmen für den Rettungsdienst übertragen 
wurde. 

A 1Die Eingruppierung als Notfallsanitäter setzt voraus, dass in dem jeweiligen Rettungs- 
dienstgesetz des Landes die Besetzung mit einem Notfallsanitäter zwingend vorgesehen 
ist. 2Sieht das jeweilige Rettungsdienstgesetz des Landes weiterhin eine Besetzung mit 
Rettungsassistenten vor, erfolgt die Eingruppierung von ausgebildeten Notfallsanitätern 
in die Vergütungsgruppe 6b. 3Der Notfallsanitäter erhält in diesem Fall eine monatliche 
Zulage in Höhe von 100,00 Euro. 4Soweit es zur regionalen Differenzierung, zur De- 
ckung des Personalbedarfs oder zur Bindung von qualifizierten Fachkräften erforderlich 
ist, kann die Eingruppierung abweichend von den Sätzen 1 und 2 in die Vergütungs- 
gruppe 5c erfolgen. 5In diesem Fall besteht kein Anspruch auf die monatliche Zulage. 

B 1Soweit es zur regionalen Differenzierung, zur Deckung des Personalbedarfs oder zur 
Bindung von qualifizierten Fachkräften erforderlich ist, kann Mitarbeitern der Vergütungs- 
gruppen 5c Ziffer 4, 6b Ziffer 1 und 7 Ziffer 1, abweichend von § 5 Abs. 2 des Teil II., ein 
um bis zu zwei Stufen höheres Entgelt ganz oder teilweise vorweggewährt werden. 2Ha- 
ben Mitarbeiter bereits die Endstufe ihrer jeweiligen Vergütungsgruppe erreicht, kann 
ihnen unter der Voraussetzung des Satzes 1 ein bis zu 10 v.H. höheres Entgelt gezahlt 
werden. 

C Abweichend von § 5 Abs. 1 des Teil II. ist Eingangsstufe in der Vergütungsgruppe 5c Zif- 
fer 4 die Stufe 3. 

D Zulage für Notfallsanitäter 

(1) Notfallsanitäter erhalten ab dem 1. Januar 2028 zuzüglich zur Regelvergütung ge- 
mäß Anhang Tabellen eine Zulage gemäß Absatz 2. 

(2) 1Die Höhe der Zulage beträgt unter Anrechnung bisheriger Tätigkeiten beim selben 
Dienstgeber monatlich: 

ab dem 3. Tätigkeitsjahr 150,00 Euro 
ab dem 5. Tätigkeitsjahr 250,00 Euro 
ab dem 7. Tätigkeitsjahr 400,00 Euro 

2Für die Berechnung der für die Zulage relevanten Tätigkeitsjahre werden alle unun- 
terbrochen zurückgelegten Zeiten in der Tätigkeit als Rettungsassistent und 



268 
 

Notfallsanitäter beim selben Dienstgeber sowie die Zeiten der Ausbildung zum Not- 
fallsanitäter berücksichtigt. 3Den Zeiten einer ununterbrochenen Tätigkeit stehen 
gleich: 
(a) Zeiten von Beschäftigungsverboten nach dem Mutterschutzgesetz sowie Eltern- 

zeiten bis zu drei Jahren nach dem Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetz, 
(b) Zeiten einer Arbeitsunfähigkeit nach § 37 AVR bis zu 26 Wochen, 
(c) Zeiten einer sonstigen Unterbrechung der Tätigkeit von weniger als einem Mo- 

nat im Kalenderjahr. 
4Soweit es zur Deckung des Personalbedarfs erforderlich ist, sind bei Neueinstellung 
Zeiten in der Tätigkeit als Notfallsanitäter und Rettungsassistent auch bei anderen 
Dienst- oder Arbeitgebern anzurechnen. 5Soweit es zur Bindung von Mitarbeitern er- 
forderlich ist, sind im bestehenden Dienstverhältnis Zeiten in der Tätigkeit als Not- 
fallsanitäter und Rettungsassistent auch bei anderen Dienst- oder Arbeitgebern an- 
zurechnen. 6Zeiten der Tätigkeit als Notfallsanitäter und Rettungsassistent bei ande- 
ren Dienst- oder Arbeitgebern müssen zur Anrechnung nachgewiesen werden. 

(3) 1Abweichend von der Regelung in Absatz 1 ist die Zulage gemäß Absatz 2 bei Neu- 
ausschreibungen schon ab dem Zeitpunkt des Auftragsbeginns zu zahlen, frühestens 
aber ab 1. Januar 2025. 2Satz 1 gilt entsprechend für den Fall, dass ein vertraglicher 
Anspruch auf Anpassung der Vergütung für die rettungsdienstliche Leistung gegen- 
über dem Auftraggeber vorliegt, in deren Bereich der Notfallsanitäter eingesetzt ist, 
oder wenn unabhängig davon eine neue Vergütung vereinbart wird. 

(4) Abweichend von der Regelung in Absatz 1 kann die Zulage gem. Absatz 2 zur De- 
ckung des Personalbedarfs in einer Rettungswache allen dort tätigen Notfallsanitä- 
tern frühestens ab dem 1. Januar 2025 gezahlt werden. 

 
 Anmerkung zu B: 

Ab dem 1. Oktober 2023 gilt ergänzend die Anmerkung 3 zu § 5 des Teils II. 

V 

[kein Abdruck, es gilt die Regelung der am 31. Dezember 2026 geltenden Fassung der AVR] 
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Entgeltumwandlung 
 

Beschluss der Zentral-KODA gem. § 3 Abs. 1 Ziff. 1 Zentral-KODA-Ordnung (ZKO) vom 
15. April 2002, zuletzt geändert durch Beschluss vom 8. November 2018 

Unter Bezugnahme § 19 Abs. 1 und § 20 Abs. 1 Betriebsrentengesetz (BetrAVG) beschließt 
die Zentral-KODA gemäß § 3 Abs. 1 Ziffer 1 ZKO folgende Regelung: 

(1) 1Der Mitarbeiter (Arbeitnehmer und zu seiner Ausbildung Beschäftigte) hat Anspruch 
auf Entgeltumwandlung bei der Kasse, bei der auch seine zusätzliche betriebliche Altersver- 
sorgung (Pflichtversicherung) durchgeführt wird. 2Voraussetzung ist, dass die dafür zustän- 
dige Kasse satzungsrechtlich die entsprechende Möglichkeit schafft. 3Im Einzelfall können 
die Vertragsparteien bei Vorliegen eines sachlichen Grundes arbeitsvertraglich vereinbaren, 
dass die Entgeltumwandlung bei einer anderen Kasse oder Einrichtung erfolgt. 4Die Rege- 
lung gilt unabhängig davon, ob der Mitarbeiter die steuerliche Förderung durch Steuerfreiheit 
nach § 3 Nr. 63 Satz 1 EStG oder durch Sonderausgabenabzug nach § 10a EStG (ein- 
schließlich Zulagenförderung nach §§ 79 ff. EStG) in Anspruch nimmt. 

(1a) Soweit aufgrund staatlicher Refinanzierungsbedingungen für bestimmte Berufsgrup- 
pen die Entgeltumwandlung ausgeschlossen ist, besteht auch kein Anspruch nach dieser 
Regelung. 

(1b) 1Der Höchstbetrag der Entgeltumwandlung einschließlich des Arbeitgeberzuschusses 
nach § 1a Abs. 1a BetrAVG wird begrenzt auf kalenderjährlich 8 Prozent der Beitragsbemes- 
sungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung. 2Im Einvernehmen zwischen Dienstge- 
ber und Dienstnehmer können auch höhere Beträge umgewandelt werden. 

(2) 1Möglichkeiten der Inanspruchnahme von Steuerfreiheit, einer pauschalen Besteue- 
rung sowie einer Zulagenförderung sowie damit verbundener Sozialversicherungsfreiheit fin- 
den zunächst Anwendung auf Aufwendungen (Beiträge bzw. Umlagen) des Dienstgebers, 
sodann auf umgewandelte Entgeltbestandteile des Mitarbeiters. 2Dies gilt für den Fall von 
Zuwendungen des Dienstgebers an eine Pensionskasse zum Aufbau einer nicht kapitalge- 
deckten Altersversorgung im Sinne des § 3 Nr. 56 EStG auch im Verhältnis zu einer Steuer- 
freiheit nach § 3 Nr. 63 EStG; der Mitarbeiter wird hierzu notwendige Erklärungen abgeben. 
3Erfolgt eine pauschale Besteuerung des Beitrags nach § 40b EStG in der am 31. Dezember 
2004 geltenden Fassung, trägt der Mitarbeiter die Pauschalsteuer. 4Dies gilt auch soweit 
nach § 40b EStG beim Aufbau einer nicht kapitalgedeckten betrieblichen Altersversorgung 
aus umgewandelten Entgeltbestandteilen finanzierte Zuwendungen der Pauschalsteuer un- 
terworfen werden. 

(3) Bemessungsgrundlage für Ansprüche und Forderungen zwischen Dienstgeber und 
Mitarbeiter bleibt das Entgelt, das sich ohne die Entgeltumwandlung ergeben würde. 

(4) 1Bietet die für die Pflichtversicherung zuständige Kasse keine rechtliche Möglichkeit 
für die Durchführung der Entgeltumwandlung, soll die zuständige arbeitsrechtliche Kommis- 
sion eine andere Kasse festlegen, bei der die Entgeltumwandlung durchgeführt werden 
kann. 2Nimmt die zuständige arbeitsrechtliche Kommission eine solche Festlegung nicht vor, 
kann der Mitarbeiter verlangen, dass die Entgeltumwandlung bei der KZVK Köln oder einer 
anderen Kasse durchzuführen ist, bei der nach den Regelungen der arbeitsrechtlichen Kom- 
missionen die Pflichtversicherung durchgeführt werden kann. 

(5) 1Der Dienstgeber leistet den gesetzlichen Zuschuss nach § 1a Abs. 1a BetrAVG an 
den Pensionsfonds, die Pensionskasse oder die Direktversicherung soweit möglich auf den 
Vertrag, in dem die Entgeltumwandlung erfolgt. 2Der Zuschuss ist spätestens zum Zahlungs- 
termin des Dezembergehaltes fällig. 3Scheidet der Mitarbeiter vorher aus, ist der Zuschuss 
zum Zeitpunkt des Ausscheidens fällig. 4Aus abrechnungstechnischen und steuerlichen 
Gründen soll der Zuschuss einmal im Jahr gezahlt werden. 
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Übergangsvorschrift: 

1Im Zeitraum vom 1. Januar 2019 bis zum 31. Dezember 2021 ist der Arbeitgeberzu- 
schuss nach § 1a Absatz 1a des Betriebsrentengesetzes (BetrAVG) auch bei solchen 
Entgeltumwandlungsvereinbarungen zu erbringen, die vor dem 1. Januar 2019 ge- 
schlossen worden sind, wenn am 31. Dezember 2018 der Anspruch auf den Zuschuss 
nach den Absätzen 5.1 bis 5.2 des Beschlusses zur Entgeltumwandlung in der bis zum 
31. Dezember 2018 geltenden Fassung bestanden hat*. 2Dies gilt auch ab dem Zeit- 
punkt des Eintritts einer Verpflichtung zur gesetzlichen Krankenversicherung, soweit 
am 31. Dezember 2018 ein Anspruch auf den Zuschuss nur deshalb nicht bestanden 
hat, weil keine Krankenversicherungspflicht gegeben war. 

* Absatz 5.1 bis 5.2 in der am 31. Dezember 2018 geltenden Fassung lauteten: 

(5.1) 1Wandelt ein krankenversicherungspflichtig Beschäftigter Entgelt um, leistet 
der Arbeitgeber in jedem Monat, in dem Arbeitsentgelt umgewandelt wird, einen Zu- 
schuss in Höhe von 13 % des jeweiligen sozialversicherungsfrei in die zusätzliche be- 
triebliche Altersversorgung umgewandelten Betrages. 2Der Zuschuss wird vom Dienst- 
geber an die zuständige Altersvorsorgeeinrichtung abgeführt. 3Der Zuschuss wird nicht 
gewährt im Falle der Nettoumwandlung (Riester-Rente). 

(5.2) 1Für umgewandelte Beiträge, die unter Berücksichtigung des Höchstbetrages 
im Jahresdurchschnitt sozialversicherungspflichtig sind, besteht kein Anspruch auf Zu- 
schuss. 2Der Zuschuss errechnet sich in diesem Fall aus dem höchstmöglichen zu- 
schussfähigen Umwandlungsbetrag einschließlich des Zuschusses, so dass der Zu- 
schuss zusammen mit den eingezahlten Beträgen des Beschäftigten die sozialversi- 
cherungsfreie Höchstgrenze erreicht. 3Für darüber hinaus umgewandelte Beträge be- 
steht kein Anspruch auf Zuschuss. 4Diese darüber hinaus vom Beschäftigten umge- 
wandelten Beträge sind ggf. entsprechend den gesetzlichen Vorgaben zu verbeitragen 
und zu versteuern. 

(6) Der Anspruch auf Entgeltumwandlung besteht, solange er gesetzlich ermöglicht wird. 
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Ordnung für den Arbeitsschutz im liturgischen Bereich 
 

Beschluss der Zentral-KODA gem. § 3 Abs. 1 Ziffer 3 b) Zentral-KODA Ordnung vom 
1. Juli 2004 

 
§ 1 Geltungsbereich 

(1) 1Diese Ordnung gilt für Tätigkeiten von Mitarbeitern im liturgischen Bereich, auf die 
gem. § 18 Abs. 1 Nr. 4 ArbZG das Arbeitszeitgesetz nicht anzuwenden ist. 2In den liturgi- 
schen Bereich fallen nur solche Aufgaben, die für die Vorbereitung, Durchführung und Nach- 
bereitung von Gottesdiensten und/oder aus damit im Zusammenhang stehenden Gründen 
notwendig sind. 

(2) Weitere berufliche Tätigkeiten sind bei der Ermittlung der höchstzulässigen Arbeits- 
zeit zu berücksichtigen. 

(3) Für die Ruhezeit von Mitarbeitern, denen in demselben oder einem anderen Arbeits- 
verhältnis auch Tätigkeiten außerhalb des liturgischen Bereichs übertragen sind, ist diese 
Ordnung anzuwenden, wenn die nach Ablauf der Ruhezeit zu verrichtende Tätigkeit in den 
Geltungsbereich dieser Ordnung fällt. 

 
§ 2 Begriffsbestimmungen 

Hinsichtlich der in dieser Ordnung verwendeten Begriffe wird § 2 des Arbeitszeitgesetzes 
vom 6. Juni 1994 (BGBl. I S. 1170) für entsprechend anwendbar erklärt. 

 
§ 3 Arbeitszeit 

(1) Die Arbeitszeit ist dienstplanmäßig auf höchstens 6 Tage in der Woche zu verteilen. 

(2) 1Die tägliche Arbeitszeit darf 8 Stunden nicht überschreiten. 2Sie kann auf bis zu 10 
Stunden nur verlängert werden, wenn innerhalb von 26 Wochen im Durchschnitt 8 Stunden 
täglich nicht überschritten werden. 

(3) Die tägliche Arbeitszeit kann an Ostern und Weihnachten an bis zu drei aufeinander- 
folgenden Tagen sowie an bis zu 8 besonderen Gemeindefesttagen auf bis zu 12 Stunden 
verlängert werden, wenn die über 8 Stunden hinausgehende Arbeitszeit innerhalb von 4 Wo- 
chen ausgeglichen wird. 

(4) 1Zusammen mit Beschäftigungsverhältnissen außerhalb des liturgischen Bereichs soll 
die wöchentliche Arbeitszeit 48 Stunden nicht überschreiten. 2Bei Abschluss eines Arbeits- 
vertrages hat der Dienstgeber zu überprüfen, ob und gegebenenfalls mit welchem zeitlichen 
Umfang weitere Arbeitsverhältnisse bestehen. 

 
§ 4 Ruhepausen 
1Die Arbeit ist durch im Voraus feststehende Ruhepausen von mindestens 30 Minuten bei 
einer Arbeitszeit von mehr als 6 bis zu 9 Stunden und von mindestens 45 Minuten bei einer 
Arbeitszeit von mehr als 9 Stunden insgesamt zu unterbrechen. 2Die Pausen nach Satz 1 
können in Zeitabschnitte von jeweils mindestens 15 Minuten aufgeteilt werden. 3Länger als 6 
Stunden hintereinander dürfen Mitarbeiter nicht ohne Ruhepause beschäftigt werden. 

 
§ 5 Ruhezeit 

(1) Mitarbeiter müssen nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit eine ununterbrochene 
Ruhezeit von mindestens 11 Stunden haben. 

(2) 1Soweit die zeitliche Lage der Gottesdienste oder andere Tätigkeiten im Sinne des 
§ 1 Abs. 1 Satz 2 dies erfordern, kann die Mindestdauer der Ruhezeit bis zu fünf Mal inner- 
halb von vier Wochen auf bis zu 9 Stunden verkürzt werden, wenn die Kürzung der Ruhezeit 
innerhalb von vier Wochen durch Verlängerung anderer Ruhezeiten auf jeweils mindestens 
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12 Stunden ausgeglichen wird. 2Diese Verkürzung darf nicht öfter als zwei Mal aufeinander 
erfolgen. 

(3) Die Ruhezeit kann an Ostern und Weihnachten an bis zu zwei aufeinanderfolgenden 
Tagen sowie vor oder nach der täglichen Arbeitszeit an einem besonderen Gemeindefeiertag 
(z.B. Patronatsfest) auf bis zu 7 Stunden verkürzt werden, wenn die Verkürzung innerhalb 
von 2 Wochen durch Verlängerung anderer Ruhezeiten ausgeglichen wird. 

 
§ 6 Arbeit an Sonn- und Feiertagen 

(1) An Sonn- und Feiertagen dürfen Mitarbeiter nur zu Tätigkeiten im Sinne des § 1 
Abs. 1 Satz 2 herangezogen werden. 

(2) Werden Mitarbeiter an einem auf einen Werktag fallenden gesetzlichen Feiertag oder 
an einem Werktag, an dem aufgrund einer besonderen kirchlichen Feiertagsregelung oder 
betrieblichen Regelung nicht gearbeitet wird, dienstplanmäßig beschäftigt, wird die geleistete 
Arbeit dadurch ausgeglichen, dass die Mitarbeiter 

a) innerhalb der nächsten 4 Wochen einen zusätzlichen arbeitsfreien Tag erhalten 

oder 

b) einmal im Jahr für je 2 Wochenfeiertage einen arbeitsfreien Samstag mit dem da- 
rauffolgenden Sonntag erhalten. 

 
§ 7 Inkrafttreten 

Diese Ordnung tritt am 1. Januar 2006 in Kraft. Arbeitszeitschutzregelungen, die von in Art. 7 
GrO genannten Kommissionen beschlossen und spätestens bis zum 1. Januar 2006 in Kraft 
gesetzt sind, bleiben einschließlich etwaiger künftiger Änderungen unberührt. 
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Kinderbezogene Entgeltbestandteile 
 

Beschluss der Zentral-KODA gemäß § 10 Abs. 3 in Verbindung mit § 3 Abs. 1 Ziffer 3. 
lit. d Zentral-KODA-Ordnung vom 6. November 2008 
1Kinderbezogene Entgeltbestandteile, auf die zum Zeitpunkt des Wechsels von einem 
Dienstgeber im Bereich der Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher 
Arbeitsverhältnisse (GrO) zu einem anderen Dienstgeber Anspruch besteht, werden vom 
neuen Dienstgeber als Besitzstand weitergezahlt, so lange den Beschäftigten nach dem Ein- 
kommensteuergesetz (EStG) oder nach dem Bundeskindergeldgesetz (BKGG) Kindergeld 
gezahlt wird oder ohne Berücksichtigung der §§ 64 oder 65 EStG oder der §§ 3 oder 4 
BKGG gezahlt würde. 2An die Stelle des bisherigen Besitzstands tritt eine andere geldwerte 
Leistung, wenn diese in der aufgrund von Art. 7 GrO errichteten zuständigen Kommission 
ausdrücklich als kinderbezogener Entgeltbestandteil gekennzeichnet worden ist. 3Diese Re- 
gelung gilt für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die zwischen dem 1. Januar 2009 und 
dem 31. Dezember 2012 den kirchlichen Dienstgeber wechseln, jeweils für die Dauer von 
insgesamt vier Jahren. 4Nach zwei Jahren halbiert sich der jeweilige Besitzstandswahrungs- 
anspruch. 
5Günstigere Besitzstandswahrungsklauseln in bestehenden und künftigen Regelungen der 
zuständigen Kommissionen bleiben unberührt. 
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Arbeitsvertragsformular 
 

Beschluss der Zentral-KODA gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 2 Zentral-KODA-Ordnung vom 6. 
November 2008 

In die Arbeitsvertragsformulare ist folgender Passus aufzunehmen: 

"Die Grundordnung des kirchlichen Dienstes ist Bestandteil des Arbeitsvertrages." 
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Arbeitsvertragliche Folgen bei Dienstgeberwechsel 
 

Die Zentrale Kommission der Zentral-KODA hat am 23. November 2016 gem. § 3 Abs.1 Nr. 
3 d Zentral-KODA-Ordnung die nachfolgende Ordnung beschlossen: 

Ordnung über die Rechtsfolgen eines Dienstgeberwechsels im Geltungsbereich der Grund- 
ordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse 

Bei jedem Wechsel eines oder einer Beschäftigten von einem Dienstgeber im Bereich der 
Grundordnung des kirchlichen Dienstes im Rahmen kirchlicher Arbeitsverhältnisse zu einem 
anderen Dienstgeber im Bereich der Grundordnung, für den ein anderer arbeitsrechtlicher 
Regelungsbereich gilt (Wechsel in der Zuständigkeit der nach Art. 7 Grundordnung gebilde- 
ten Kommission), gilt Folgendes: 

1. Bei der Zuordnung zur Stufe der Entgelttabelle erfolgt grundsätzlich keine Anrech- 
nung von Vordienstzeiten. Soweit die Unterbrechung zwischen den Arbeitsverhältnissen 
nicht mehr als 6 Monate beträgt, darf der oder die Beschäftigte jedoch nicht mehr als eine 
Entwicklungsstufe gegenüber dem vorherigen Arbeitsverhältnis mit einschlägiger beruflicher 
Tätigkeit zurückgestuft werden. 

Weichen die Entgeltsysteme der verschiedenen Kommissionen hinsichtlich der Anzahl der 
Stufen und oder hinsichtlich der regulären Verweildauer in den Stufen innerhalb derselben 
Entgeltgruppe voneinander ab, erfolgt die Stufenzuordnung im neuen Kommissionsrecht un- 
ter Anrechnung der einschlägigen beruflichen Tätigkeiten, soweit diese bei einem früheren 
Dienstgeber im Geltungsbereich der Grundordnung geleistet wurden und die Unterbrechung 
zwischen den Arbeitsverhältnissen nicht mehr als 6 Monate beträgt. Die sich daraus erge- 
bende Stufenzuordnung kann um eine Stufe abgesenkt werden. 

2. Der oder die Beschäftigte erhält auf Antrag vom bisherigen Dienstgeber die Jahres- 
sonderzahlung bzw. das Weihnachtsgeld beim Ausscheiden anteilig auch dann, wenn das 
Arbeitsverhältnis vor einem festgelegten Stichtag endet. Der Anspruch nach Satz 1 beträgt 
ein Zwölftel für jeden Kalendermonat, in dem der oder die Beschäftigte Anspruch auf Entgelt 
oder Fortzahlung des Entgelts hat. Als Monat gilt eine Beschäftigungszeit von mehr als 15 
Kalendertagen. 

Diese Regelungen zur Jahressonderzahlung bzw. zum Weihnachtsgeld sind sinngemäß 
auch auf Regelungen zum Leistungsentgelt bzw. zur Sozialkomponente bei Dienstgeber- 
wechsel im oben genannten Sinne anzuwenden. 

3. Für die Berechnung von Kündigungsfristen werden Vorbeschäftigungszeiten aus ei- 
nem vorherigen Arbeitsverhältnis mit einem Faktor von 0,5 berücksichtigt (Vorbeschäfti- 
gungszeiten von mehr als 6 Monaten werden hierbei wie ein volles Jahr angerechnet). Alle 
anderen Regelungen, welche darüber hinaus an die Beschäftigungszeit anknüpfen, bleiben 
hiervon unberührt; dies gilt insbesondere für die Unkündbarkeit und die Regelungen über die 
Probezeit. 

4. Von den vorstehenden Vorschriften abweichende, für die Beschäftigten günstigere 
Regelungen in den Arbeitsvertragsordnungen bleiben unberührt. 

5. Diese Ordnung tritt rückwirkend zum 1. Juni 2016 in Kraft. Sie tritt an die Stelle der 
„Ordnung über die Anrechnung von Vordienstzeiten zur Anerkennung von Stufenlaufzeiten“ 
(Beschluss der Zentral-KODA vom 12.11.2009). 
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Gesamtregelung zur Befristung 
 
 

Ersetzende Entscheidung des Vermittlungsausschusses der Zentralen Arbeitsrechtli- 
chen Kommission (ZAK) vom 22. Januar 2024 

 
 

Der Vermittlungsausschuss trifft einstimmig die folgende ersetzende Entscheidung: 

1. 1Die Befristung von Dienstverträgen zwischen derselben/demselben Beschäftigten 
und demselben Dienstgeber ist höchstens bis zur Dauer von insgesamt 6 Jahren oder inner- 
halb dieses Zeitraums bis zur Höchstzahl von 12 Verlängerungen zulässig. 2Frühere Befris- 
tungszeiträume werden auf die Befristungshöchstdauer nach Satz 1 angerechnet, es sei 
denn, diese liegen bei Begründung des Dienstverhältnisses länger als 12 Jahre zurück. 3Die 
Sätze 1 und 2 gelten entsprechend für die Vereinbarung auflösend bedingter Dienstverträge. 
4Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht, wenn die Befristung oder auflösende Bedingung sich aus der 
unmittelbaren Anwendung von arbeitsrechtlichen Regelungen der einzelnen Arbeitsrechtli- 
chen Kommissionen ergibt. 

2. 1Die Vereinbarung eines befristeten Dienstvertrages ohne Vorliegen eines sachlichen 
Grundes ist grundsätzlich unzulässig. 2Abweichend von Satz 1 ist die kalendermäßige Befris- 
tung eines Dienstvertrages ohne Vorliegen eines sachlichen Grundes i.S.d. § 14 Abs. 1 Teil- 
zeit- und Befristungsgesetz (TzBfG) für den unter Buchstabe a genannten Fall bis zur Dauer 
von 12 Monaten, für die unter den Buchstaben b und c genannten Fälle bis zur Dauer von 21 
Monaten zulässig, wenn 

a) der/die Beschäftigte erstmals in einem Dienstverhältnis bei dem Dienstgeber erprobt 
wird; 

b) eine Einrichtung eine neue Aufgabe übernimmt oder ein neues Projekt durchführt, 
deren dauerhafte Fortführung oder dessen dauerhafter Fortbestand im Zeitpunkt der 
Begründung des Dienstverhältnisses ungewiss ist, und die befristete Einstellung der 
Deckung eines dadurch neu entstehenden Beschäftigungsbedarfs dient; 

c) der/die Beschäftigte aus Drittmitteln vergütet wird, die nur für begrenzte Zeit zur Ver- 
fügung stehen oder deren dauerhafte Verfügbarkeit im Zeitpunkt der Begründung 
des Dienstverhältnisses ungewiss ist. 

3Bis zur Gesamtdauer nach Satz 2 ist in diesen Fällen auch die höchstens zweimalige Ver- 
längerung eines kalendermäßig befristeten Dienstvertrages zulässig. 4Eine Befristung nach 
Satz 2 ist nicht zulässig, wenn mit demselben Dienstgeber bereits zuvor ein befristetes oder 
unbefristetes Dienstverhältnis bestanden hat. 

3. Abweichend von Nr. 1 und 2 dürfen Dienstverhältnisse nach gesetzlich geregelten 
Sondertatbeständen i.S.d. § 23 TzBfG, insbesondere nach dem Gesetz über befristete Ar- 
beitsverträge mit Ärzten in der Weiterbildung (ÄArbVG) und dem Gesetz über befristete Ar- 
beitsverträge in der Wissenschaft (WissZeitVG), auch über die genannten Höchstgrenzen 
hinaus befristet werden. 

4. In Dienstvereinbarungen kann geregelt werden, bei welchen Tatbeständen bzw. Fall- 
gestaltungen abweichend von Nr. 1 eine über 6 Jahre hinausgehende Befristung von Dienst- 
verhältnissen sowie abweichend von Nr. 2 Buchst. b und c eine über 21 Monate hinausge- 
hende Befristung möglich ist. 

5. Beschäftigte in einem befristeten Dienstverhältnis werden bei der Besetzung von Ar- 
beitsplätzen bevorzugt berücksichtigt, wenn die sachlichen und persönlichen Voraussetzun- 
gen gegeben sind. 

6. Wurden Dienstverträge unter Missachtung der Nr. 1 - 5 oder dort in Bezug genomme- 
ner Regelungen vereinbart, gelten die Dienstverhältnisse als auf unbestimmte Zeit abge- 
schlossen. 
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7. 1Die Regelung tritt zum 1. Juni 2024 in Kraft. 2Sie gilt für alle Dienstverträge, die ab 
1. Juni 2024 befristet abgeschlossen werden. 3Sie ersetzt die ersetzende Entscheidung des 
Vermittlungsausschusses der Zentral-KODA vom 28. Oktober 2019 „Sachgrundlose Befris- 
tung von Arbeitsverträgen“. 

8. 1Die Arbeitsrechtlichen Kommissionen können bis 6 Monate nach Inkraftsetzung die- 
ser Regelung entscheiden, ob sie anstelle der Regelung der Zentralen Arbeitsrechtlichen 
Kommission die bislang in eigener Zuständigkeit beschlossenen Regelungen beibehalten 
oder unverändert wieder in Kraft setzen. 2Betreffen diese nur einen Teil der hier geregelten 
Rechtsfragen, gelten ergänzend die hier getroffenen Regelungen. 

 
 
 

 
BK-Beschluss vom 20. Juni 2024 

 
 

I. Der Vermittlungsausschuss der Zentralen Arbeitsrechtlichen Kommission hat mit der 
ersetzenden Entscheidung vom 22. Januar 2024 eine „Gesamtregelung zur Befristung“ ge- 
troffen. Die Regelungen ersetzen die Entscheidung vom 28. Oktober 2019. Der Beschluss 
tritt zum 1. Juni 2024 in Kraft. Entsprechend Nummer 8 der Entscheidung kann die Arbeits- 
rechtliche Kommission die bislang in eigener Zuständigkeit beschlossenen Regelungen un- 
verändert wieder in Kraft setzten. Die AVR enthalten Regelungen zum Befristungsrecht. Sie 
sollten für den Fall, dass sie durch die Ersetzende Entscheidung des Vermittlungsausschus- 
ses außer Kraft gesetzt wurden, wieder in Kraft gesetzt werden. 

II. Die Bundeskommission bestätigt in Anwendung dessen unter Wiederinkraftsetzung 
der unveränderten Regelungen mit Stand vom 31. Mai 2024 zum 1. Juni 2024 

§ 19 Absatz 5 AT AVR, 

§ 18 Anlage 30 AVR, 

§§ 18 und 19 Anlage 31 AVR, 

§§ 18 und 19 Anlage 32 AVR und 

§§ 17 und 18 Anlage 33 AVR. 



Gesetz über den Kirchlichen Datenschutz 

(KDG) 
 

in der Fassung des Beschlusses der Vollversammlung des  

Verbandes der Diözesen Deutschlands vom 20. November 2017, 

geändert durch Beschluss der Vollversammlung  

des Verbandes der Diözesen Deutschlands vom 24. November 2025 

___________________________________________________________________________ 

 

 

Inhaltsübersicht 

 

Präambel 

 

Kapitel 1 

Allgemeine Bestimmungen 

 

 

§ 1 Zweck 

§ 2 Sachlicher Anwendungsbereich 

§ 3 Organisatorischer Anwendungsbereich 

§ 4 Begriffsbestimmungen 

 

 

Kapitel 2 

Grundsätze 

 

§ 5 Datengeheimnis 

§ 6 Rechtmäßigkeit der Verarbeitung personenbezogener Daten 

§ 7 Grundsätze für die Verarbeitung personenbezogener Daten 

§ 8 Einwilligung 

§ 9 - nicht belegt -  

§ 10 - nicht belegt -  

§ 11 Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten 

§ 12 Verarbeitung von personenbezogenen Daten über strafrechtliche Verurteilungen und 

Straftaten 

§ 13 Verarbeitung, für die eine Identifizierung der betroffenen Person nicht erforderlich ist 

 

 

  Kapitel 3 

Informationspflichten des Verantwortlichen und 

Rechte der betroffenen Person 

 

Abschnitt 1 

Informationspflichten des Verantwortlichen 

 

§ 14 Transparente Information, Kommunikation und Modalitäten für die Ausübung der 

Rechte der betroffenen Person 

§ 15 Informationspflicht bei unmittelbarer Datenerhebung 

§ 16 Informationspflicht bei mittelbarer Datenerhebung 

  

Anhang 2 zum Kirchlichen Amtsblatt für das Bistum Trier vom 1. Februar 2026
(KA 2026 Nr. 48)



2 

 

Abschnitt 2 

Rechte der betroffenen Person 

 

§ 17 Auskunftsrecht der betroffenen Person 

§ 18 Recht auf Berichtigung 

§ 19 Recht auf Löschung 

§ 20 Recht auf Einschränkung der Verarbeitung 

§ 21 Mitteilungspflicht im Zusammenhang mit der Berichtigung oder Löschung personen-

bezogener Daten oder der Einschränkung der Verarbeitung 

§ 22 Recht auf Datenübertragbarkeit 

§ 23 Widerspruchsrecht 

§ 24 Automatisierte Entscheidungen im Einzelfall einschließlich Profiling 

§ 25 Unabdingbare Rechte der betroffenen Person 

 

 

  Kapitel 4 

Verantwortlicher und Auftragsverarbeiter 

 

Abschnitt 1 

Technik und Organisation; Auftragsverarbeitung 

 

§ 26 Technische und organisatorische Maßnahmen 

§ 27 Technikgestaltung und Voreinstellungen 

§ 28 Gemeinsam Verantwortliche 

§ 29 Verarbeitung personenbezogener Daten im Auftrag 

§ 30 Verarbeitung unter der Aufsicht des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters 

 

Abschnitt 2 

Pflichten des Verantwortlichen 

 

§ 31 Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten 

§ 32 Zusammenarbeit mit der Datenschutzaufsicht 

§ 33 Meldung an die Datenschutzaufsicht 

§ 34 Benachrichtigung der betroffenen Person 

§ 35 Datenschutz-Folgenabschätzung und vorherige Konsultation 

 

Abschnitt 3 

Betriebliche Datenschutzbeauftragte 

 

§ 36 Benennung von betrieblichen Datenschutzbeauftragten 

§ 37 Rechtsstellung betrieblicher Datenschutzbeauftragter 

§ 38 Aufgaben betrieblicher Datenschutzbeauftragter 

 

 

Kapitel 5 

Übermittlung personenbezogener Daten an Drittländer, internationale  

Organisationen oder nichtstaatliche Völkerrechtssubjekte 

 

§ 39  Allgemeine Grundsätze 

§ 40 Datenübermittlung auf der Grundlage eines Angemessenheitsbeschlusses oder bei  

geeigneten Garantien 



3 

 

§ 41 Ausnahmen für bestimmte Fälle 

 

 

Kapitel 6 

Unabhängige Datenschutzaufsicht 

 

§ 42 Datenschutzaufsicht 

§ 43 Der oder die Diözesandatenschutzbeauftragte und seine oder ihre Vertretung 

§ 44 Aufgaben der Datenschutzaufsicht 

§ 45 Zuständigkeit der Datenschutzaufsicht bei über- oder mehrdiözesanen Rechtsträgern  

sowie bei gemeinsamer Verantwortlichkeit 

§ 46 Zusammenarbeit kirchlicher Stellen mit den Datenschutzaufsichten 

§ 47 Befugnisse der Datenschutzaufsicht 

 

 

Kapitel 7 

Beschwerde, gerichtlicher Rechtsbehelf, Haftung und Sanktionen 

 

§ 48 Beschwerde bei einer Datenschutzaufsicht 

§ 49 Recht auf gerichtlichen Rechtsbehelf gegen einen Bescheid der Datenschutzaufsicht  

§ 49a Recht auf gerichtlichen Rechtsbehelf gegen Verantwortliche oder kirchliche Auf-

tragsverarbeiter 

§ 49b Zuständigkeit der Datenschutzgerichte 

§ 50 Haftung und Schadenersatz 

§ 51 Geldbußen 

 

 

Kapitel 8 

Vorschriften für besondere Verarbeitungssituationen 

 

§ 52 Videoüberwachung 

§ 52a Gottesdienste und kirchliche Veranstaltungen 

§ 53 Verarbeitung personenbezogener Daten für Zwecke des Beschäftigungsverhältnisses 

§ 54 Verarbeitung personenbezogener Daten zu wissenschaftlichen oder historischen  

Forschungszwecken, zu Archivzwecken oder zu statistischen Zwecken 

§ 54a Verarbeitung personenbezogener Daten zur institutionellen Aufarbeitung sexualisierter 

Gewalt und anderer Formen des Missbrauchs 

§ 55 Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Medien 

 

 

Kapitel 9 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

 

§ 56 Ermächtigungen 

§ 57  Übergangsbestimmungen 

§ 58 Inkrafttreten 

 

  



4 

 

Präambel 

 
1Aufgabe des Datenschutzes ist es, die Grundrechte und Grundfreiheiten natürlicher Personen 

und insbesondere deren Recht auf Schutz personenbezogener Daten bei der Verarbeitung dieser 

Daten zu schützen. 2Für die katholische Kirche ist der Schutz der personenbezogenen Daten ein 

unerlässlicher Bestandteil der in can. 220 des Codex Iuris Canonici (CIC) anerkannten Rechte. 
3Zur Erfüllung des kirchlichen Auftrages ist die Verarbeitung personenbezogener Daten durch 

kirchliche Stellen erforderlich. 

 
4Dieses Gesetz über den Kirchlichen Datenschutz (KDG) wird erlassen aufgrund des verfas-

sungsrechtlich garantierten Rechts der Katholischen Kirche, ihre Angelegenheiten selbststän-

dig innerhalb der Schranken des für alle geltenden Gesetzes zu ordnen und zu verwalten. 5Die-

ses Recht ist auch europarechtlich geachtet und festgeschrieben in Art. 91 und Erwägungsgrund 

165 der Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 

2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum 

freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverord-

nung – EU-DSGVO) sowie in Art. 17 des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen 

Union (AEUV). 6In Wahrnehmung dieses Rechts stellt dieses Gesetz den Einklang mit der EU-

DSGVO her. 

 

 

Kapitel 1 

Allgemeine Bestimmungen 

 

§ 1 

Zweck 

 

Zweck dieses Gesetzes ist es, betroffene Personen davor zu schützen, dass sie durch die Verar-

beitung ihrer personenbezogenen Daten in ihrem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt werden, 

und den freien Verkehr solcher Daten zu ermöglichen. 

 

§ 2 

Sachlicher Anwendungsbereich 

 

(1) 1Dieses Gesetz gilt für die ganz oder teilweise automatisierte Verarbeitung personenbe-

zogener Daten sowie für die nichtautomatisierte Verarbeitung personenbezogener Daten, 

die in einem Dateisystem gespeichert sind oder gespeichert werden sollen. 2§ 53 Absatz 

3 bleibt unberührt. 

 

(2) Soweit besondere kirchliche oder besondere staatliche Rechtsvorschriften auf Verarbei-

tungen personenbezogener Daten anzuwenden sind, gehen sie den Vorschriften dieses 

Gesetzes vor, sofern sie das Datenschutzniveau dieses Gesetzes nicht unterschreiten. 

 

(3) Die Verpflichtung zur Wahrung des Beichtgeheimnisses und des Seelsorgegeheimnisses, 

anderer gesetzlicher Geheimhaltungspflichten oder anderer Berufs- oder besonderer 

Amtsgeheimnisse, die nicht auf gesetzlichen Vorschriften beruhen, bleibt unberührt. 
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§ 3 

Organisatorischer Anwendungsbereich 

 

(1) Dieses Gesetz gilt für die Verarbeitung personenbezogener Daten durch folgende kirch-

liche Stellen:  

 

a) die Diözese, die Kirchengemeinden, die Kirchenstiftungen und die Kirchengemein-

deverbände, 

b) den Deutschen Caritasverband, die Diözesan-Caritasverbände, ihre Untergliederun-

gen und ihre Fachverbände ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform, 

c) die kirchlichen Körperschaften, Stiftungen, Anstalten, Werke, Einrichtungen und 

die sonstigen kirchlichen Rechtsträger ohne Rücksicht auf ihre Rechtsform. 

 

(2) Dieses Gesetz findet Anwendung auf die Verarbeitung personenbezogener Daten, soweit 

diese im Rahmen der Tätigkeiten eines kirchlichen Verantwortlichen oder Auftragsver-

arbeiters erfolgt, unabhängig davon, wo die Verarbeitung stattfindet. 

 

§ 4 

Begriffsbestimmungen 

 

Im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet der Ausdruck: 

 

1. „personenbezogene Daten“ alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder iden-

tifizierbare natürliche Person (im Folgenden „betroffene Person“) beziehen; als identifi-

zierbar wird eine natürliche Person angesehen, die direkt oder indirekt, insbesondere mit-

tels Zuordnung zu einer Kennung wie einem Namen, zu einer Kennnummer, zu Standort-

daten, zu einer Online-Kennung oder zu einem oder mehreren besonderen Merkmalen, 

die Ausdruck der physischen, physiologischen, genetischen, psychischen, wirtschaftli-

chen, kulturellen oder sozialen Identität dieser natürlichen Person sind, identifiziert wer-

den kann; 

 

2. „besondere Kategorien personenbezogener Daten“ personenbezogene Daten, aus denen 

die rassische und ethnische Herkunft, politische Meinungen, religiöse oder weltanschau-

liche Überzeugungen oder die Gewerkschaftszugehörigkeit hervorgehen, sowie geneti-

sche Daten, biometrische Daten zur eindeutigen Identifizierung einer natürlichen Person, 

Gesundheitsdaten oder Daten zum Sexualleben oder der sexuellen Orientierung einer na-

türlichen Person. Die Zugehörigkeit zu einer Kirche oder Religionsgemeinschaft ist keine 

besondere Kategorie personenbezogener Daten. 

 

3. „Verarbeitung“ jeden mit oder ohne Hilfe automatisierter Verfahren ausgeführten Vor-

gang oder jede solche Vorgangsreihe im Zusammenhang mit personenbezogenen Daten 

wie das Erheben, das Erfassen, die Organisation, das Ordnen, die Speicherung, die An-

passung oder Veränderung, das Auslesen, das Abfragen, die Verwendung, die Offenle-

gung durch Übermittlung, Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung, den Ab-

gleich oder die Verknüpfung, die Einschränkung, das Löschen oder die Vernichtung; 

 

4. „Einschränkung der Verarbeitung“ die Markierung gespeicherter personenbezogener Da-

ten mit dem Ziel, ihre künftige Verarbeitung einzuschränken; 

 

5. „Profiling“ jede Art der automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten, die da-

rin besteht, dass diese personenbezogenen Daten verwendet werden, um bestimmte 
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persönliche Aspekte, die sich auf eine natürliche Person beziehen, zu bewerten, insbeson-

dere um Aspekte bezüglich Arbeitsleistung, wirtschaftliche Lage, Gesundheit, persönli-

che Vorlieben, Interessen, Zuverlässigkeit, Verhalten, Aufenthaltsort oder Ortswechsel 

dieser natürlichen Person zu analysieren oder vorherzusagen; 

 

6. „Pseudonymisierung“ die Verarbeitung personenbezogener Daten in einer Weise, dass 

die personenbezogenen Daten ohne Hinzuziehung zusätzlicher Informationen nicht mehr 

einer spezifischen betroffenen Person zugeordnet werden können, sofern diese zusätzli-

chen Informationen gesondert aufbewahrt werden und technischen und organisatorischen 

Maßnahmen unterliegen, die gewährleisten, dass die personenbezogenen Daten nicht ei-

ner identifizierten oder identifizierbaren natürlichen Person zugewiesen werden; 

 

7. „Anonymisierung“ die Verarbeitung personenbezogener Daten derart, dass die Einzelan-

gaben über persönliche oder sachliche Verhältnisse nicht mehr oder nur mit einem unver-

hältnismäßig großen Aufwand an Zeit, Kosten und Arbeitskraft einer bestimmten oder 

bestimmbaren natürlichen Person zugeordnet werden können; 

 

8. „Dateisystem“ jede strukturierte Sammlung personenbezogener Daten, die nach be-

stimmten Kriterien zugänglich sind, unabhängig davon, ob diese Sammlung zentral, de-

zentral oder nach funktionalen oder geografischen Gesichtspunkten geordnet geführt 

wird; 

 

9. „Verantwortlicher“ die natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder an-

dere Stelle, die allein oder gemeinsam mit anderen über die Zwecke und Mittel der Ver-

arbeitung von personenbezogenen Daten entscheidet; sind die Zwecke und Mittel dieser 

Verarbeitung durch kirchliches, staatliches oder europäisches Recht vorgegeben, so kann 

der Verantwortliche beziehungsweise können die bestimmten Kriterien seiner Benennung 

nach diesem Recht vorgesehen werden. 

 

10. „Auftragsverarbeiter“ eine natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder 

andere Stelle, die personenbezogene Daten im Auftrag des Verantwortlichen verarbeitet; 

 

11. „Empfänger“ eine natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder andere 

Stelle, der personenbezogene Daten offengelegt werden, unabhängig davon, ob es sich 

bei ihr um einen Dritten handelt oder nicht; 

 

12. „Dritter“ eine natürliche oder juristische Person, Behörde, Einrichtung oder andere Stelle, 

außer der betroffenen Person, dem Verantwortlichen, dem Auftragsverarbeiter und den 

Personen, die unter der unmittelbaren Verantwortung des Verantwortlichen oder des Auf-

tragsverarbeiters befugt sind, die personenbezogenen Daten zu verarbeiten; 

 

13. „Einwilligung“ der betroffenen Person jede freiwillig für den bestimmten Fall, in infor-

mierter Weise und unmissverständlich abgegebene Willensbekundung in Form einer Er-

klärung oder einer sonstigen eindeutigen bestätigenden Handlung, mit der die betroffene 

Person zu verstehen gibt, dass sie mit der Verarbeitung der sie betreffenden personenbe-

zogenen Daten einverstanden ist; 

 

14. „Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten“ eine Verletzung der Sicherheit, die, 

ob unbeabsichtigt oder unrechtmäßig, zur Vernichtung, zum Verlust, zur Veränderung, 

oder zur unbefugten Offenlegung von beziehungsweise zum unbefugten Zugang zu 
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personenbezogenen Daten führt, die übermittelt, gespeichert oder auf sonstige Weise ver-

arbeitet wurden; 

 

15. „genetische Daten“ personenbezogene Daten zu den ererbten oder erworbenen geneti-

schen Eigenschaften einer natürlichen Person, die eindeutige Informationen über die Phy-

siologie oder die Gesundheit dieser natürlichen Person liefern und insbesondere aus der 

Analyse einer biologischen Probe der betreffenden natürlichen Person gewonnen wurden; 

 

16. „biometrische Daten“ mit speziellen technischen Verfahren gewonnene personenbezo-

gene Daten zu den physischen, physiologischen oder verhaltenstypischen Merkmalen ei-

ner natürlichen Person, die die eindeutige Identifizierung dieser natürlichen Person er-

möglichen oder bestätigen, wie Gesichtsbilder oder daktyloskopische Daten; 

 

17. „Gesundheitsdaten“ personenbezogene Daten, die sich auf die körperliche oder geistige 

Gesundheit einer natürlichen Person, einschließlich der Erbringung von Gesundheits-

dienstleistungen, beziehen und aus denen Informationen über deren Gesundheitszustand 

hervorgehen; 

 

18. „Drittland“ ein Land außerhalb der Europäischen Union oder des europäischen Wirt-

schaftsraums;  

 

19. „Unternehmen“ eine natürliche oder juristische Person, die eine wirtschaftliche Tätigkeit 

ausübt, unabhängig von ihrer Rechtsform, einschließlich Personengesellschaften oder 

Vereinigungen, die regelmäßig einer wirtschaftlichen Tätigkeit nachgehen; 

 

20. „Unternehmensgruppe“ eine Gruppe, die aus einem herrschenden Unternehmen und den 

von diesem abhängigen Unternehmen besteht; 

 

21. „Datenschutzaufsicht“ die von einem oder mehreren Diözesanbischöfen gemäß §§ 42 ff. 

errichtete unabhängige, mit der Datenschutzaufsicht beauftragte kirchliche Behörde;  

 

22. „Diözesandatenschutzbeauftragter“ oder „Diözesandatenschutzbeauftragte“ den Leiter 

oder die Leiterin der Datenschutzaufsicht; 

 

23. „Betrieblicher Datenschutzbeauftragter“ oder „Betriebliche Datenschutzbeauftragte“ den 

vom Verantwortlichen oder vom Auftragsverarbeiter benannten Datenschutzbeauftragten 

oder die vom Verantwortlichen oder vom Auftragsverarbeiter benannte Datenschutzbe-

auftragte;  

 

24. „Beschäftigte“ insbesondere  

 

a) Kleriker und Kandidaten für das Weiheamt, 

b) Ordensangehörige, soweit sie auf einer Planstelle in einer Einrichtung der eigenen 

Ordensgemeinschaft oder aufgrund eines Gestellungsvertrages tätig sind, 

c) in einem Beschäftigungsverhältnis oder in einem kirchlichen Beamtenverhältnis 

stehende Personen,  

d) zu ihrer Berufsbildung tätige Personen mit Ausnahme der Postulanten und Novizen, 

e) Teilnehmende an Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben sowie an Abklärungen 

der beruflichen Eignung oder Arbeitserprobungen (Rehabilitanden), 

f) in anerkannten Werkstätten für Menschen mit Behinderungen tätige Personen, 



8 

 

g) nach dem Bundesfreiwilligendienstgesetz oder dem Jugendfreiwilligendienstege-

setz oder in vergleichbaren Diensten tätige Personen sowie Praktikanten oder Prak-

tikantinnen,  

h) Personen, die wegen ihrer wirtschaftlichen Unselbstständigkeit als arbeitneh-

merähnliche Personen anzusehen sind; zu diesen gehören auch die in Heimarbeit 

Beschäftigten und die ihnen Gleichgestellten, 

i) sich für ein Beschäftigungsverhältnis Bewerbende sowie Personen, deren Beschäf-

tigungsverhältnis beendet ist, 

j) Leiharbeitnehmerinnen und Leiharbeitnehmer, soweit sie zu einem kirchlichen Ar-

beitgeber entsandt sind. 

 

 

Kapitel 2 

Grundsätze 

 

§ 5 

Datengeheimnis 

 

(1) 1Den bei der Verarbeitung personenbezogener Daten tätigen Personen ist untersagt, diese 

unbefugt zu verarbeiten (Datengeheimnis). 2Diese Personen sind bei der Aufnahme ihrer 

Tätigkeit auf das Datengeheimnis und die Einhaltung der einschlägigen Datenschutzre-

gelungen schriftlich zu verpflichten. 3Das Datengeheimnis besteht auch nach Beendigung 

ihrer Tätigkeit fort. 

 

(2) Absatz 1 gilt auch für ehrenamtlich tätige Personen, sofern sie personenbezogene Daten 

verarbeiten. 

 

§ 6 

Rechtmäßigkeit der Verarbeitung personenbezogener Daten 

 

(1) Die Verarbeitung personenbezogener Daten ist nur rechtmäßig, wenn mindestens eine der 

nachstehenden Bedingungen erfüllt ist: 

 

a) Dieses Gesetz oder eine andere kirchliche oder eine staatliche Rechtsvorschrift er-

laubt sie oder ordnet sie an; 

b) die betroffene Person hat in die Verarbeitung der sie betreffenden personenbezoge-

nen Daten für einen oder mehrere bestimmte Zwecke eingewilligt; 

c) die Verarbeitung ist für die Erfüllung eines Vertrags, dessen Vertragspartei die be-

troffene Person ist, oder zur Durchführung vorvertraglicher Maßnahmen erforder-

lich, die auf Anfrage der betroffenen Person erfolgen; 

d) die Verarbeitung ist zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erforderlich, der 

der Verantwortliche unterliegt; 

e) die Verarbeitung ist erforderlich, um lebenswichtige Interessen der betroffenen Per-

son oder einer anderen natürlichen Person zu schützen; 

f) die Verarbeitung ist für die Wahrnehmung einer Aufgabe des Verantwortlichen er-

forderlich, die im kirchlichen Interesse liegt oder in Ausübung öffentlicher Gewalt 

erfolgt, die dem Verantwortlichen übertragen wurde; 

g) die Verarbeitung ist zur Wahrung der berechtigten Interessen des Verantwortlichen 

oder eines Dritten erforderlich, sofern nicht die Interessen oder Grundrechte und 

Grundfreiheiten der betroffenen Person, die den Schutz personenbezogener Daten 

erfordern, überwiegen, insbesondere dann, wenn es sich bei der betroffenen Person 
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um einen Minderjährigen oder eine Minderjährige handelt. Lit. g) gilt nicht für die 

von öffentlich-rechtlich organisierten kirchlichen Stellen in Erfüllung ihrer Aufga-

ben vorgenommene Verarbeitung. 

 

(2) Die Verarbeitung für einen anderen Zweck als zu demjenigen, zu dem die personenbezo-

genen Daten erhoben wurden, ist rechtmäßig, wenn  

 

a) eine Rechtsvorschrift dies erlaubt oder anordnet und kirchliche Interessen nicht ent-

gegenstehen; 

b) die betroffene Person eingewilligt hat; 

c) offensichtlich ist, dass es im Interesse der betroffenen Person liegt, und kein Grund 

zu der Annahme besteht, dass sie in Kenntnis des anderen Zwecks ihre Einwilligung 

verweigern würde; 

d) Angaben der betroffenen Person überprüft werden müssen, weil tatsächliche An-

haltspunkte für deren Unrichtigkeit bestehen; 

e) die Daten allgemein zugänglich sind oder der Verantwortliche sie veröffentlichen 

dürfte, es sei denn, dass das schutzwürdige Interesse der betroffenen Person an dem 

Ausschluss der Zweckänderung offensichtlich überwiegt; 

f) sie zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung rechtlicher Ansprüche er-

forderlich ist, sofern nicht die Interessen der betroffenen Person an dem Ausschluss 

der Verarbeitung überwiegen; 

g) es zur Verfolgung oder Aufklärung von Straftaten oder Ordnungswidrigkeiten oder 

zur Vollstreckung von Bußgeldentscheidungen erforderlich ist; 

h) es zur Abwehr einer schwerwiegenden Beeinträchtigung der Rechte Dritter erfor-

derlich ist; 

i) es zur institutionellen Aufarbeitung von sexualisierter Gewalt und anderen Formen 

des Missbrauchs auf der Grundlage kirchlichen Rechts erforderlich ist und die In-

teressen der betroffenen Person (§ 4 Nr. 1) durch angemessene Maßnahmen ge-

wahrt sind; 

j) der Auftrag der Kirche oder die Glaubwürdigkeit ihres Dienstes dies erfordert oder 

k) es zur Vorbereitung, Durchführung und Nachbereitung von kirchlichen Wahlen ins-

besondere zu diözesanen, pfarrlichen oder kirchengemeindlichen Gremien erfor-

derlich ist; hierzu gehören auch die Kandidatenwerbung und -ansprache sowie 

nachgelagerte Maßnahmen zu Information und Schulung. 

 

(3) 1Eine Verarbeitung für andere Zwecke liegt nicht vor, wenn sie der Wahrnehmung von 

Visitations-, Aufsichts- und Kontrollbefugnissen, der Rechnungsprüfung, der Revision 

oder der Durchführung von Organisationsuntersuchungen für den Verantwortlichen 

dient. 2Das gilt auch für die Verarbeitung zu Ausbildungs- und Prüfungszwecken durch 

den Verantwortlichen, soweit nicht überwiegende schutzwürdige Interessen der betroffe-

nen Person entgegenstehen. 

 

(4) Beruht die Verarbeitung zu einem anderen Zweck als zu demjenigen, zu dem die perso-

nenbezogenen Daten erhoben wurden, nicht auf der Einwilligung der betroffenen Person 

oder auf einer kirchlichen oder staatlichen Rechtsvorschrift, so berücksichtigt der Ver-

antwortliche – um festzustellen, ob die Verarbeitung zu einem anderen Zweck mit dem-

jenigen, zu dem die personenbezogenen Daten ursprünglich erhoben wurden, vereinbar 

ist – unter anderem 

 

a) jede Verbindung zwischen den Zwecken, für die die personenbezogenen Daten er-

hoben wurden, und den Zwecken der beabsichtigten Weiterverarbeitung; 
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b) den Zusammenhang, in dem die personenbezogenen Daten erhoben wurden, insbe-

sondere hinsichtlich des Verhältnisses zwischen den betroffenen Personen und dem 

Verantwortlichen; 

c) die Art der personenbezogenen Daten, insbesondere ob besondere Kategorien per-

sonenbezogener Daten verarbeitet werden oder ob personenbezogene Daten über 

strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten gemäß § 12 verarbeitet werden; 

d) die möglichen Folgen der beabsichtigten Weiterverarbeitung für die betroffenen 

Personen;  

e) das Vorhandensein geeigneter Garantien, zu denen die Verschlüsselung, die Pseu-

donymisierung oder die Anonymisierung gehören können. 

 

(5) Personenbezogene Daten, die ausschließlich zu Zwecken der Datenschutzkontrolle, der 

Datensicherung oder zur Sicherstellung eines ordnungsgemäßen Betriebes einer Daten-

verarbeitungsanlage verarbeitet werden, dürfen nur für diese Zwecke verwendet werden. 

 

§ 7 

Grundsätze für die Verarbeitung personenbezogener Daten 

 

(1) Personenbezogene Daten müssen 

 

a) auf rechtmäßige Weise, nach Treu und Glauben und in einer für die betroffene Per-

son nachvollziehbaren Weise verarbeitet werden („Rechtmäßigkeit, Verarbeitung 

nach Treu und Glauben, Transparenz“); 

b) für festgelegte, eindeutige und legitime Zwecke erhoben werden und dürfen nicht 

in einer mit diesen Zwecken nicht zu vereinbarenden Weise weiterverarbeitet wer-

den („Zweckbindung“); eine Weiterverarbeitung für im kirchlichen Interesse lie-

gende Archivzwecke, für wissenschaftliche oder historische Forschungszwecke 

oder für statistische Zwecke gilt als vereinbar mit den ursprünglichen Zwecken; 

c) dem Zweck angemessen und erheblich sowie auf das für die Zwecke der Verarbei-

tung notwendige Maß beschränkt sein („Datenminimierung“); insbesondere sind 

personenbezogene Daten zu anonymisieren oder zu pseudonymisieren, soweit dies 

nach dem Verwendungszweck möglich ist und der Aufwand nicht außer Verhältnis 

zum angestrebten Schutzzweck steht;  

d) sachlich richtig und erforderlichenfalls auf dem neuesten Stand sein; es sind alle 

angemessenen Maßnahmen zu treffen, damit personenbezogene Daten, die im Hin-

blick auf die Zwecke ihrer Verarbeitung unrichtig sind, unverzüglich gelöscht oder 

berichtigt werden („Richtigkeit“); 

e) in einer Form gespeichert werden, die die Identifizierung der betroffenen Personen 

nur so lange ermöglicht, wie es für die Zwecke, für die sie verarbeitet werden, er-

forderlich ist („Speicherbegrenzung“);  

f) in einer Weise verarbeitet werden, die eine angemessene Sicherheit der personen-

bezogenen Daten gewährleistet, einschließlich Schutz vor unbefugter oder unrecht-

mäßiger Verarbeitung und vor unbeabsichtigtem Verlust, unbeabsichtigter Zerstö-

rung oder unbeabsichtigter Schädigung durch geeignete technische und organisato-

rische Maßnahmen („Integrität und Vertraulichkeit“). 

 

(2) Der Verantwortliche ist für die Einhaltung der Grundsätze des Absatzes 1 verantwortlich 

und muss dies nachweisen können („Rechenschaftspflicht“). 
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§ 8 

Einwilligung 

 

(1) Beruht die Verarbeitung auf einer Einwilligung, muss der Verantwortliche nachweisen 

können, dass die betroffene Person in die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten 

eingewilligt hat. 

 

(2) 1Wird die Einwilligung bei der betroffenen Person eingeholt, ist diese auf den Zweck der 

Verarbeitung sowie, soweit nach den Umständen des Einzelfalles erforderlich oder auf 

Verlangen, auf die Folgen der Verweigerung der Einwilligung hinzuweisen. 2Die Einwil-

ligung ist nur wirksam, wenn sie auf der freien Entscheidung der betroffenen Person be-

ruht. 

 

(3) 1Erfolgt die Einwilligung der betroffenen Person durch eine schriftliche Erklärung, die 

noch andere Sachverhalte betrifft, so muss das Ersuchen um Einwilligung in verständli-

cher und leicht zugänglicher Form in einer klaren und einfachen Sprache so erfolgen, dass 

es von den anderen Sachverhalten klar zu unterscheiden ist. 2Teile der Erklärung sind 

dann nicht verbindlich, wenn sie einen Verstoß gegen dieses Gesetz darstellen. 

 

(4) 1Die betroffene Person hat das Recht, ihre Einwilligung jederzeit zu widerrufen. 2Durch 

den Widerruf der Einwilligung wird die Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung 

bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung nicht berührt. 3Die betroffene Person wird vor 

Abgabe der Einwilligung hiervon in Kenntnis gesetzt. 4Der Widerruf der Einwilligung 

muss so einfach wie die Erteilung der Einwilligung sein. 

 

(5) Bei der Beurteilung, ob die Einwilligung freiwillig erteilt wurde, muss dem Umstand 

Rechnung getragen werden, ob unter anderem die Erfüllung eines Vertrags, einschließlich 

der Erbringung einer Dienstleistung, von der Einwilligung zu einer Verarbeitung von per-

sonenbezogenen Daten abhängig ist, die für die Erfüllung des Vertrags nicht erforderlich 

sind.  

 

(6) 1Personenbezogene Daten eines oder einer Minderjährigen, dem oder der elektronisch 

eine Dienstleistung oder ein vergleichbares anderes Angebot von einer kirchlichen Stelle 

unterbreitet wird, dürfen nur verarbeitet werden, wenn der oder die Minderjährige das 

sechzehnte Lebensjahr vollendet hat. 2Hat der oder die Minderjährige das sechzehnte Le-

bensjahr noch nicht vollendet, ist die Verarbeitung nur rechtmäßig, sofern und soweit eine 

Einwilligung durch die Personensorgeberechtigten erteilt wird. 3Der für die Verarbeitung 

Verantwortliche unternimmt unter Berücksichtigung der verfügbaren Technik angemes-

sene Anstrengungen, um sich in solchen Fällen zu vergewissern, dass die Einwilligung 

durch die Personensorgeberechtigten oder mit deren Zustimmung erteilt wurde. 4Die Ein-

willigung der Personensorgeberechtigten ist nicht erforderlich, wenn kirchliche Präven-

tions- oder Beratungsdienste einem oder einer Minderjährigen elektronisch oder nicht-

elektronisch unmittelbar und kostenfrei angeboten werden und die Einholung einer Ein-

willigung der Personensorgeberechtigten voraussichtlich die Zielsetzung des Präven-

tions- oder Beratungsangebots gefährden oder dieser zuwiderlaufen würde. 

 

§ 9 

- weggefallen - 

 

§ 10 

- weggefallen - 
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§ 11 

Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten 

 

(1) Die Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten ist untersagt. 

 

(2) Absatz 1 gilt nicht in folgenden Fällen: 

 

a) Die betroffene Person hat in die Verarbeitung der genannten personenbezogenen 

Daten für einen oder mehrere festgelegte Zwecke ausdrücklich eingewilligt, es sei 

denn, nach kirchlichem, staatlichem oder europäischem Recht kann das Verbot 

nach Absatz 1 durch die Einwilligung der betroffenen Person nicht aufgehoben wer-

den, 

b) die Verarbeitung ist erforderlich, damit der Verantwortliche oder die betroffene 

Person die ihm bzw. ihr aus dem Arbeitsrecht und dem Recht der sozialen Sicher-

heit und des Sozialschutzes erwachsenden Rechte ausüben und seinen bzw. ihren 

diesbezüglichen Pflichten nachkommen kann, soweit dies nach kirchlichem, staat-

lichem oder europäischem Recht oder nach einer Dienstvereinbarung nach der Mit-

arbeitervertretungsordnung, die geeignete Garantien für die Grundrechte und die 

Interessen der betroffenen Person vorsehen, zulässig ist, 

c) die Verarbeitung ist zum Schutz lebenswichtiger Interessen der betroffenen Person 

oder einer anderen natürlichen Person erforderlich und die betroffene Person ist aus 

körperlichen oder rechtlichen Gründen außerstande, ihre Einwilligung zu geben, 

d) die Verarbeitung erfolgt durch eine kirchliche Stelle im Rahmen ihrer rechtmäßigen 

Tätigkeiten und unter der Voraussetzung, dass sich die Verarbeitung ausschließlich 

auf die Mitglieder oder ehemalige Mitglieder der kirchlichen Einrichtung oder auf 

Personen, die im Zusammenhang mit deren Tätigkeitszweck regelmäßige Kontakte 

mit ihr unterhalten, bezieht und die personenbezogenen Daten nicht ohne Einwilli-

gung der betroffenen Personen nach außen offengelegt werden, 

e) die Verarbeitung bezieht sich auf personenbezogene Daten, die die betroffene Per-

son offensichtlich öffentlich gemacht hat, 

f) die Verarbeitung ist zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von 

Rechtsansprüchen oder bei Handlungen der kirchlichen Gerichte im Rahmen ihrer 

justiziellen Tätigkeit erforderlich, 

g) die Verarbeitung ist auf der Grundlage kirchlichen Rechts, das in angemessenem 

Verhältnis zu dem verfolgten Ziel steht, den Wesensgehalt des Rechts auf Daten-

schutz wahrt und angemessene und spezifische Maßnahmen zur Wahrung der 

Grundrechte und Interessen der betroffenen Person vorsieht, aus Gründen eines er-

heblichen kirchlichen Interesses erforderlich, 

h) die Verarbeitung ist für Zwecke der Gesundheitsvorsorge oder der Arbeitsmedizin, 

für die Beurteilung der Arbeitsfähigkeit des oder der Beschäftigten, für die medizi-

nische Diagnostik, die Versorgung oder Behandlung im Gesundheits- oder Sozial-

bereich oder für die Verwaltung von Systemen und Diensten im Gesundheits- 

oder Sozialbereich auf der Grundlage des kirchlichen oder staatlichen Rechts oder  

aufgrund eines Vertrags mit einem oder einer Angehörigen eines Gesundheitsberufs 

und vorbehaltlich der in Absatz 3 genannten Bedingungen und Garantien erforder-

lich, 

i) die Verarbeitung ist aus Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich der öffent-

lichen Gesundheit oder zur Gewährleistung hoher Qualitäts- und Sicherheitsstan-

dards bei der Gesundheitsversorgung und bei Arzneimitteln und Medizinprodukten, 

auf der Grundlage kirchlichen oder staatlichen Rechts, das angemessene und 
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spezifische Maßnahmen zur Wahrung der Rechte und Freiheiten der betroffenen 

Person, insbesondere des Berufsgeheimnisses, vorsieht, erforderlich, 

j) die Verarbeitung ist auf der Grundlage des kirchlichen oder staatlichen Rechts, das 

in angemessenem Verhältnis zu dem verfolgten Ziel steht, den Wesensgehalt des 

Rechts auf Datenschutz wahrt und angemessene und spezifische Maßnahmen zur 

Wahrung der Grundrechte und Interessen der betroffenen Person vorsieht, für im 

kirchlichen Interesse liegende Archivzwecke, für wissenschaftliche oder histori-

sche Forschungszwecke oder für statistische Zwecke erforderlich,  

k) die Verarbeitung ist für Zwecke der institutionellen Aufarbeitung von sexualisierter 

Gewalt und anderen Formen des Missbrauchs auf der Grundlage kirchlichen Rechts 

erforderlich und die Interessen der betroffenen Person (§ 4 Nr. 1) sind durch ange-

messene Maßnahmen gewahrt oder 

l) die Verarbeitung ist aus Gründen eines erheblichen kirchlichen oder öffentlichen 

Interesses zwingend erforderlich. 

 

(3) Die in Absatz 1 genannten personenbezogenen Daten dürfen zu den in Absatz 2 lit. h) 

genannten Zwecken verarbeitet werden, wenn diese Daten von Fachpersonal oder unter 

dessen Verantwortung verarbeitet werden und dieses Fachpersonal nach dem kirchlichen 

oder staatlichen Recht dem Berufsgeheimnis unterliegt, oder wenn die Verarbeitung 

durch eine andere Person erfolgt, die ebenfalls nach kirchlichem oder staatlichem Recht 

einer Geheimhaltungspflicht unterliegt. 

 

(4) In den Fällen des Absatzes 2 sind unter Berücksichtigung des Stands der Technik, der 

Implementierungskosten und der Art, des Umfangs, der Umstände und der Zwecke der 

Verarbeitung sowie der unterschiedlichen Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere der 

mit der Verarbeitung verbundenen Risiken für die Rechte und Freiheiten natürlicher Per-

sonen angemessene und spezifische Maßnahmen zur Wahrung der Interessen der be-

troffenen Person vorzusehen. 

 

(5) Eine Verarbeitung von besonderen Kategorien personenbezogener Daten zu anderen 

Zwecken ist zulässig, wenn die Voraussetzungen der Absätze 2 bis 4 und ein Ausnahme-

tatbestand nach § 6 Absätze 2 bis 5 vorliegen. 

 

§ 12 

Verarbeitung von personenbezogenen Daten über strafrechtliche Verurteilungen  

und Straftaten 

 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten über strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten 

oder damit zusammenhängende Sicherungsmaßregeln aufgrund von § 6 Absatz 1 ist nur zuläs-

sig, wenn dies nach kirchlichem oder staatlichem Recht, welches geeignete Garantien für die 

Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen vorsieht, zulässig ist.  

 

§ 13 

Verarbeitung, für die eine Identifizierung der betroffenen Person  

nicht erforderlich ist 

 

(1) Ist für die Zwecke, für die ein Verantwortlicher personenbezogene Daten verarbeitet, die 

Identifizierung der betroffenen Person durch den Verantwortlichen nicht oder nicht mehr 

erforderlich, so ist dieser nicht verpflichtet, zur bloßen Einhaltung dieses Gesetzes zu-

sätzliche Informationen aufzubewahren, einzuholen oder zu verarbeiten, um die be-

troffene Person zu identifizieren. 
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(2) Kann der Verantwortliche in Fällen gemäß Absatz 1 nachweisen, dass er nicht in der Lage 

ist, die betroffene Person zu identifizieren, so unterrichtet er die betroffene Person hier-

über, sofern möglich. In diesen Fällen finden die §§ 17 bis 22 keine Anwendung, es sei 

denn, die betroffene Person stellt zur Ausübung ihrer in diesen Bestimmungen niederge-

legten Rechte zusätzliche Informationen bereit, die ihre Identifizierung ermöglichen. 

 

 

Kapitel 3 

Informationspflichten des Verantwortlichen und 

Rechte der betroffenen Person 

 

Abschnitt 1 

Informationspflichten des Verantwortlichen 

 

§ 14 

Transparente Information, Kommunikation und Modalitäten  

für die Ausübung der Rechte der betroffenen Person 

 

(1) 1Der Verantwortliche trifft geeignete Maßnahmen, um der betroffenen Person innerhalb 

einer angemessenen Frist alle Informationen gemäß den §§ 15 und 16 und alle Mitteilun-

gen gemäß den §§ 17 bis 24 und 34, die sich auf die Verarbeitung beziehen, in präziser, 

transparenter, verständlicher und leicht zugänglicher Form in einer klaren und einfachen 

Sprache, ggf. auch mit standardisierten Bildsymbolen, zu übermitteln; dies gilt insbeson-

dere für Informationen, die sich speziell an Minderjährige richten. 2Die Übermittlung der 

Informationen erfolgt schriftlich oder in anderer Form, gegebenenfalls auch elektronisch. 
3Falls von der betroffenen Person verlangt, kann die Information mündlich erteilt werden, 

sofern die Identität der betroffenen Person in anderer Form nachgewiesen wurde. 

 

(2) 1Der Verantwortliche erleichtert der betroffenen Person die Ausübung ihrer Rechte ge-

mäß den §§ 17 bis 24. 2In den Fällen des § 13 Absatz 2 darf sich der Verantwortliche nur 

dann weigern, aufgrund des Antrags der betroffenen Person auf Wahrnehmung ihrer 

Rechte gemäß den §§ 17 bis 24 tätig zu werden, wenn er glaubhaft macht, dass er nicht 

in der Lage ist, die betroffene Person zu identifizieren. 

 

(3) 1Der Verantwortliche stellt der betroffenen Person Informationen über die auf Antrag ge-

mäß den §§ 17 bis 24 ergriffenen Maßnahmen unverzüglich, in jedem Fall aber innerhalb 

eines Monats nach Eingang des Antrags zur Verfügung. 2Diese Frist kann um weitere 

zwei Monate verlängert werden, wenn dies unter Berücksichtigung der Komplexität und 

der Anzahl von Anträgen erforderlich ist. 3Der Verantwortliche unterrichtet die be-

troffene Person innerhalb eines Monats nach Eingang des Antrags über eine Fristverlän-

gerung, zusammen mit den Gründen für die Verzögerung. 4Stellt die betroffene Person 

den Antrag elektronisch, so ist sie nach Möglichkeit auf elektronischem Weg zu unter-

richten, sofern sie nichts anderes angibt.  

 

(4) Wird der Verantwortliche auf den Antrag der betroffenen Person hin nicht tätig, so unter-

richtet er die betroffene Person ohne Verzögerung, spätestens aber innerhalb eines Mo-

nats nach Eingang des Antrags über die Gründe hierfür und über die Möglichkeit, bei der 

Datenschutzaufsicht Beschwerde zu erheben oder einen gerichtlichen Rechtsbehelf ein-

zulegen. 
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(5) 1Informationen gemäß den §§ 15 und 16 sowie alle Mitteilungen und Maßnahmen gemäß 

den §§ 17 bis 24 und 34 werden unentgeltlich zur Verfügung gestellt. 2Bei offenkundig 

unbegründeten oder – insbesondere im Fall von häufiger Wiederholung – exzessiven An-

trägen einer betroffenen Person kann der Verantwortliche 

 

a) ein angemessenes Entgelt verlangen, bei dem die Verwaltungskosten für die Unter-

richtung oder die Mitteilung oder die Durchführung der beantragten Maßnahme be-

rücksichtigt werden, oder 

b) sich weigern, aufgrund des Antrags tätig zu werden. 

 
3Der Verantwortliche hat den Nachweis für den offenkundig unbegründeten oder exzes-

siven Charakter des Antrags zu erbringen. 

 

(6) Hat der Verantwortliche begründete Zweifel an der Identität der natürlichen Person, die 

den Antrag gemäß den §§ 17 bis 23 stellt, so kann er unbeschadet des § 13 zusätzliche 

Informationen anfordern, die zur Bestätigung der Identität der betroffenen Person erfor-

derlich sind. 

 

§ 15 

Informationspflicht bei unmittelbarer Datenerhebung 

 

(1) Werden personenbezogene Daten bei der betroffenen Person erhoben, so teilt der Verant-

wortliche der betroffenen Person zum Zeitpunkt der Erhebung dieser Daten Folgendes 

mit: 

 

a) den Namen und die Kontaktdaten des Verantwortlichen; 

b) gegebenenfalls die Kontaktdaten des oder der betrieblichen Datenschutzbeauftrag-

ten; 

c) die Zwecke, für die die personenbezogenen Daten verarbeitet werden sollen, sowie 

die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung; 

d) wenn die Verarbeitung auf § 6 Absatz 1 lit. g) beruht, die berechtigten Interessen, 

die von dem Verantwortlichen oder einem Dritten verfolgt werden; 

e) gegebenenfalls die Empfänger oder Kategorien von Empfängern der personenbe-

zogenen Daten und 

f) gegebenenfalls die Absicht des Verantwortlichen, die personenbezogenen Daten an 

ein Drittland oder an eine internationale Organisation zu übermitteln sowie das Vor-

handensein oder das Fehlen eines Angemessenheitsbeschlusses der Europäischen 

Kommission oder im Falle von Übermittlungen gemäß § 40 einen Verweis auf die 

geeigneten oder angemessenen Garantien und die Möglichkeit, wie eine Kopie von 

ihnen zu erhalten ist oder wo sie verfügbar sind. 

 

(2) Zusätzlich zu den Informationen gemäß Absatz 1 stellt der Verantwortliche der betroffe-

nen Person zum Zeitpunkt der Erhebung dieser Daten folgende weitere Informationen zur 

Verfügung, die notwendig sind, um eine faire und transparente Verarbeitung zu gewähr-

leisten: 

 

a) die Dauer, für die die personenbezogenen Daten gespeichert werden oder, falls dies 

nicht möglich ist, die Kriterien für die Festlegung dieser Dauer; 

b) das Bestehen eines Rechts auf Auskunft seitens des Verantwortlichen über die be-

treffenden personenbezogenen Daten sowie auf Berichtigung oder Löschung oder 
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auf Einschränkung der Verarbeitung oder eines Widerspruchsrechts gegen die Ver-

arbeitung sowie des Rechts auf Datenübertragbarkeit; 

c) wenn die Verarbeitung auf § 6 Absatz 1 lit. b) oder § 11 Absatz 2 lit. a) beruht, das 

Bestehen eines Rechts, die Einwilligung jederzeit zu widerrufen, ohne dass die 

Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Verar-

beitung berührt wird; 

d) das Bestehen eines Beschwerderechts bei der Datenschutzaufsicht; 

e) ob die Bereitstellung der personenbezogenen Daten gesetzlich oder vertraglich vor-

geschrieben oder für einen Vertragsabschluss erforderlich ist, ob die betroffene Per-

son verpflichtet ist, die personenbezogenen Daten bereitzustellen, und welche mög-

lichen Folgen die Nichtbereitstellung hätte und 

f) das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling 

gemäß § 24 Absätze 1 und 4 und – zumindest in diesen Fällen – aussagekräftige 

Informationen über die involvierte Logik sowie die Tragweite und die angestrebten 

Auswirkungen einer derartigen Verarbeitung für die betroffene Person. 

 

(3) Beabsichtigt der Verantwortliche, die personenbezogenen Daten für einen anderen Zweck 

weiterzuverarbeiten als den, für den die personenbezogenen Daten erhoben wurden, so 

stellt er der betroffenen Person vor dieser Weiterverarbeitung Informationen über diesen 

anderen Zweck und alle anderen maßgeblichen Informationen gemäß Absatz 2 zur Ver-

fügung. 

 

(4) Die Absätze 1 bis 3 finden keine Anwendung, wenn und soweit die betroffene Person 

bereits über die Informationen verfügt oder die Informationserteilung an die betroffene 

Person einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde und das Interesse der be-

troffenen Person an der Informationserteilung nach den Umständen des Einzelfalls, ins-

besondere wegen des Zusammenhangs, in dem die Daten erhoben wurden, als gering an-

zusehen ist.  

 

(5) Die Absätze 1 bis 3 finden auch dann keine Anwendung,  

 

a) wenn und soweit die Daten oder die Tatsache ihrer Speicherung aufgrund einer spe-

ziellen Rechtsvorschrift oder wegen überwiegender berechtigter Interessen Dritter 

geheim gehalten werden müssen und das Interesse der betroffenen Person an der 

Informationserteilung zurücktreten muss, 

b) wenn die Erteilung der Information die Geltendmachung, Ausübung oder Verteidi-

gung rechtlicher Ansprüche beeinträchtigen würde und die Interessen des Verant-

wortlichen an der Nichterteilung der Information die Interessen der betroffenen Per-

son überwiegen oder  

c) wenn durch die Information die Wahrnehmung des Auftrags der Kirche gefährdet 

wird. 

 

(6) Werden Daten Dritter im Zuge der Aufnahme oder im Rahmen eines Mandatsverhältnis-

ses an einen Berufsgeheimnisträger oder eine Berufsgeheimnisträgerin übermittelt, so be-

steht die Pflicht der übermittelnden Stelle zur Information der betroffenen Person gemäß 

Absatz 3 nicht, sofern nicht das Interesse der betroffenen Person an der Informationser-

teilung überwiegt. 
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§ 16 

Informationspflicht bei mittelbarer Datenerhebung 

 

(1) Werden personenbezogene Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben, so teilt der 

Verantwortliche der betroffenen Person über die in § 15 Absätze 1 und 2 genannten In-

formationen hinaus mit 

 

a) die zu ihr verarbeiteten Daten und 

b) aus welcher Quelle die personenbezogenen Daten stammen und gegebenenfalls, ob 

sie aus öffentlich zugänglichen Quellen stammen. 

 

(2) Der Verantwortliche erteilt die Informationen 

 

a) unter Berücksichtigung der spezifischen Umstände der Verarbeitung der personen-

bezogenen Daten innerhalb einer angemessenen Frist nach Erlangung der perso-

nenbezogenen Daten, längstens jedoch innerhalb eines Monats, 

b) falls die personenbezogenen Daten zur Kommunikation mit der betroffenen Person 

verwendet werden sollen, spätestens zum Zeitpunkt der ersten Mitteilung an sie, 

oder, 

c) falls die Offenlegung an einen anderen Empfänger oder eine andere Empfängerin 

beabsichtigt ist, spätestens zum Zeitpunkt der ersten Offenlegung. 

 

(3) Beabsichtigt der Verantwortliche, die personenbezogenen Daten für einen anderen Zweck 

weiterzuverarbeiten als den, für den die personenbezogenen Daten erlangt wurden, so 

stellt er der betroffenen Person vor dieser Weiterverarbeitung Informationen über diesen 

anderen Zweck und alle anderen maßgeblichen Informationen gemäß Absatz 1 zur Ver-

fügung. 

 

(4) Die Absätze 1 bis 3 finden keine Anwendung, wenn und soweit 

 

a) die betroffene Person bereits über die Informationen verfügt, 

b) die Erteilung dieser Informationen sich als unmöglich erweist oder einen unverhält-

nismäßigen Aufwand erfordern würde; dies gilt insbesondere für die Verarbeitung 

für im kirchlichen Interesse liegende Archivzwecke, für wissenschaftliche oder his-

torische Forschungszwecke oder für statistische Zwecke oder soweit die in Absatz 

1 genannte Pflicht voraussichtlich die Verwirklichung der Ziele dieser Verarbeitung 

unmöglich macht oder ernsthaft beeinträchtigt. In diesen Fällen ergreift der Verant-

wortliche geeignete Maßnahmen zum Schutz der Rechte und Freiheiten sowie der 

berechtigten Interessen der betroffenen Person, einschließlich der Bereitstellung 

dieser Informationen für die Öffentlichkeit, 

c) die Erlangung oder Offenlegung durch kirchliche, staatliche oder europäische 

Rechtsvorschriften, denen der Verantwortliche unterliegt und die geeignete Maß-

nahmen zum Schutz der berechtigten Interessen der betroffenen Person vorsehen, 

ausdrücklich geregelt ist oder 

d) die personenbezogenen Daten gemäß dem kirchlichen, staatlichen oder europäi-

schen Recht dem Berufsgeheimnis, einschließlich einer satzungsmäßigen Geheim-

haltungspflicht, unterliegen und daher vertraulich behandelt werden müssen. 

 

(5) Die Absätze 1 bis 3 finden keine Anwendung, wenn die Erteilung der Information  

 

a) im Falle einer kirchlichen Stelle im Sinne des § 3 Absatz 1 lit. a)  
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(aa)  die ordnungsgemäße Erfüllung der in der Zuständigkeit des Verantwortlichen 

liegenden Aufgaben gefährden würde oder  

(bb)  die Information dem kirchlichen Wohl erhebliche Nachteile bereiten würde 

  

und deswegen das Interesse der betroffenen Person an der Informationserteilung 

zurücktreten muss, 

 

b) im Fall einer kirchlichen Stelle im Sinne des § 3 Absatz 1 lit. b) oder c) die Gel-

tendmachung, Ausübung oder Verteidigung zivilrechtlicher Ansprüche beeinträch-

tigen würde und nicht das Interesse der betroffenen Person an der Informationser-

teilung überwiegt. 

  

(6) 1Unterbleibt eine Information der betroffenen Person nach Maßgabe des Absatzes 1, er-

greift der Verantwortliche geeignete Maßnahmen zum Schutz der berechtigten Interessen 

der betroffenen Person. 2Der Verantwortliche hält schriftlich fest, aus welchen Gründen 

er von einer Information abgesehen hat. 

 

Abschnitt 2 

Rechte der betroffenen Person 

 

§ 17 

Auskunftsrecht der betroffenen Person 

 

(1) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen eine Auskunft darüber 

zu verlangen, ob sie betreffende personenbezogene Daten verarbeitet werden; ist dies der 

Fall, so hat sie ein Recht auf Auskunft über diese personenbezogenen Daten und auf fol-

gende Informationen: 

 

a) die Verarbeitungszwecke; 

b) die Kategorien personenbezogener Daten, die verarbeitet werden; 

c) die Empfänger oder Kategorien von Empfängern, gegenüber denen die personen-

bezogenen Daten offengelegt worden sind oder noch offengelegt werden, insbeson-

dere bei Empfängern in Drittländern oder bei internationalen Organisationen; 

d) falls möglich die geplante Dauer, für die die personenbezogenen Daten gespeichert 

werden, oder, falls dies nicht möglich ist, die Kriterien für die Festlegung dieser 

Dauer; 

e) das Bestehen eines Rechts auf Berichtigung oder Löschung der sie betreffenden 

personenbezogenen Daten oder auf Einschränkung der Verarbeitung durch den 

Verantwortlichen oder eines Widerspruchsrechts gegen diese Verarbeitung; 

f) das Bestehen eines Beschwerderechts bei der Datenschutzaufsicht; 

g) wenn die personenbezogenen Daten nicht bei der betroffenen Person erhoben wer-

den, alle verfügbaren Informationen über die Herkunft der Daten; 

h) das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling 

gemäß § 24 Absätze 1 und 4 und – zumindest in diesen Fällen – aussagekräftige 

Informationen über die involvierte Logik sowie die Tragweite und die angestrebten 

Auswirkungen einer derartigen Verarbeitung für die betroffene Person. 

 

(2) Werden personenbezogene Daten an ein Drittland oder an eine internationale Organisa-

tion übermittelt, so hat die betroffene Person das Recht, über die geeigneten Garantien 

gemäß § 40 im Zusammenhang mit der Übermittlung unterrichtet zu werden. 
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(3) 1Der Verantwortliche stellt eine Kopie der personenbezogenen Daten, die Gegenstand der 

Verarbeitung sind, zur Verfügung. 2Für alle weiteren Kopien, die die betroffene Person 

beantragt, kann der Verantwortliche ein angemessenes Entgelt auf der Grundlage der Ver-

waltungskosten verlangen. 3Stellt die betroffene Person den Antrag elektronisch, so sind 

die Informationen in einem gängigen elektronischen Format zur Verfügung zu stellen, 

sofern sie nichts anderes angibt. 

 

(4) Das Recht auf Erhalt einer Kopie gemäß Absatz 3 darf die Rechte und Freiheiten anderer 

Personen nicht beeinträchtigen. 

 

(5) Das Recht auf Auskunft der betroffenen Person gegenüber einem kirchlichen Archiv be-

steht nicht, wenn das Archivgut nicht durch den Namen der Person erschlossen ist oder 

keine Angaben gemacht werden, die das Auffinden des betreffenden Archivguts mit ver-

tretbarem Verwaltungsaufwand ermöglichen. 

 

(6) Das Recht auf Auskunft der betroffenen Person besteht ergänzend zu Absatz 5 nicht, 

wenn 

 

a) die betroffene Person nach § 15 Absatz 4 oder 5 oder nach § 16 Absatz 4 lit. d) oder 

Absatz 5 nicht zu informieren ist oder 

b) die Daten 

 

(aa) nur deshalb gespeichert sind, weil sie aufgrund gesetzlicher oder satzungs-

mäßiger Aufbewahrungsvorschriften nicht gelöscht werden dürfen oder 

(bb) ausschließlich Zwecken der Datensicherung oder der Datenschutzkontrolle 

dienen  

 

und die Auskunftserteilung einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordern würde 

sowie eine Verarbeitung zu anderen Zwecken durch geeignete technische und or-

ganisatorische Maßnahmen ausgeschlossen ist. 

 

(7) 1Die Gründe der Auskunftsverweigerung sind zu dokumentieren. 2Die Ablehnung der 

Auskunftserteilung ist gegenüber der betroffenen Person zu begründen, soweit nicht 

durch die Mitteilung der tatsächlichen oder rechtlichen Gründe, auf die die Entscheidung 

gestützt wird, der mit der Auskunftsverweigerung verfolgte Zweck gefährdet würde. 3Die 

zum Zweck der Auskunftserteilung an die betroffene Person und zu deren Vorbereitung 

gespeicherte Daten dürfen nur für diesen Zweck sowie für Zwecke der Datenschutzkon-

trolle verarbeitet werden; für andere Zwecke ist die Verarbeitung nach Maßgabe des § 20 

einzuschränken. 

 

(8) 1Wird der betroffenen Person durch eine kirchliche Stelle im Sinne des § 3 Absatz 1 lit. 

a) keine Auskunft erteilt, so ist sie auf Verlangen der betroffenen Person dem oder der 

Diözesandatenschutzbeauftragten zu erteilen, soweit nicht die Bischöfliche Behörde im 

Einzelfall feststellt, dass dadurch kirchliche Interessen erheblich beeinträchtigt würden. 
2Die Mitteilung des oder der Diözesandatenschutzbeauftragten an die betroffene Person 

über das Ergebnis der datenschutzrechtlichen Prüfung darf keine Rückschlüsse auf den 

Erkenntnisstand des Verantwortlichen zulassen, sofern dieser nicht einer weitergehenden 

Auskunft zustimmt. 

 

(9) Das Recht der betroffenen Person auf Auskunft über personenbezogene Daten, die durch 

eine kirchliche Stelle im Sinne des § 3 Absatz 1 lit. a) weder automatisiert verarbeitet 
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noch nicht automatisiert verarbeitet und in einem Dateisystem gespeichert werden, be-

steht nur, soweit die betroffene Person Angaben macht, die das Auffinden der Daten er-

möglichen, und der für die Erteilung der Auskunft erforderliche Aufwand nicht außer 

Verhältnis zu dem von der betroffenen Person geltend gemachten Informationsinteresse 

steht. 

 

§ 18 

Recht auf Berichtigung 

 

(1) 1Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen unverzüglich die Be-

richtigung sie betreffender unrichtiger personenbezogener Daten zu verlangen. 2Unter 

Berücksichtigung der Zwecke der Verarbeitung hat die betroffene Person das Recht, die 

Vervollständigung unvollständiger personenbezogener Daten – auch mittels einer  

ergänzenden Erklärung – zu verlangen. 

 

(2) 1Das Recht auf Berichtigung besteht nicht, wenn die personenbezogenen Daten zu Ar-

chivzwecken im kirchlichen Interesse verarbeitet werden. 2Bestreitet die betroffene Per-

son die Richtigkeit der personenbezogenen Daten, ist ihr die Möglichkeit einer Gegen-

darstellung einzuräumen. 3Das zuständige Archiv ist verpflichtet, die Gegendarstellung 

den Unterlagen hinzuzufügen. 

 

(3) 1Dem Recht auf Berichtigung ist nur in Form von ergänzenden Eintragungen zu entspre-

chen, wenn ansonsten der Erhalt oder die Gewährleistung der Nachvollziehbarkeit von 

Amtshandlungen sowie von Urkunden und vergleichbaren Dokumenten gefährdet würde. 
2Hierzu gehören insbesondere die durch kirchliche Rechtsvorschriften vorgesehenen Ein-

tragungen in die Kirchenbücher (insbesondere Taufen, Trauungen, Todesfälle) sowie 

Dekrete, Beschlüsse von Gremien der Diözesen und Kirchengemeinden und sonstige Ur-

kunden. 

 

§ 19 

Recht auf Löschung 

 

(1) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen zu verlangen, dass sie 

betreffende personenbezogene Daten unverzüglich gelöscht werden, und der Verantwort-

liche ist verpflichtet, personenbezogene Daten unverzüglich zu löschen, sofern einer der 

folgenden Gründe zutrifft: 

 

a) die personenbezogenen Daten sind für die Zwecke, für die sie erhoben oder auf 

sonstige Weise verarbeitet wurden, nicht mehr notwendig; 

b) die betroffene Person widerruft ihre Einwilligung, auf die sich die Verarbeitung 

gemäß § 6 Absatz 1 lit. b) oder § 11 Absatz 2 lit. a) stützte, und es fehlt an einer 

anderweitigen Rechtsgrundlage für die Verarbeitung; 

c) die betroffene Person legt gemäß § 23 Absatz 1 Widerspruch gegen die Verarbei-

tung ein und es liegen keine vorrangigen berechtigten Gründe für die Verarbeitung 

vor, oder die betroffene Person legt gemäß § 23 Absatz 2 Widerspruch gegen die 

Verarbeitung ein; 

d) die personenbezogenen Daten wurden unrechtmäßig verarbeitet; 

e) die Löschung der personenbezogenen Daten ist zur Erfüllung einer rechtlichen Ver-

pflichtung nach dem staatlichen oder dem kirchlichen Recht erforderlich, dem der 

Verantwortliche unterliegt. 
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(2) Hat der Verantwortliche die personenbezogenen Daten öffentlich gemacht und ist er ge-

mäß Absatz 1 zu deren Löschung verpflichtet, so trifft er unter Berücksichtigung der ver-

fügbaren Technologie und der Implementierungskosten angemessene Maßnahmen, auch  

technischer Art, um für die Datenverarbeitung Verantwortliche, die die personenbezoge-

nen Daten verarbeiten, darüber zu informieren, dass eine betroffene Person von ihnen die 

Löschung aller Links zu diesen personenbezogenen Daten oder von Kopien oder Repli-

kationen dieser personenbezogenen Daten verlangt hat. 

 

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten nicht, soweit die Verarbeitung erforderlich ist 

 

a) zur Ausübung des Rechts auf freie Meinungsäußerung und Information; 

b) zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, die die Verarbeitung nach kirchli-

chem oder staatlichem Recht, dem der Verantwortliche unterliegt, erfordert, oder 

zur Wahrnehmung einer Aufgabe, die im kirchlichen Interesse liegt oder in Aus-

übung hoheitlicher Gewalt erfolgt, die dem Verantwortlichen übertragen wurde; 

c) aus Gründen des öffentlichen Interesses im Bereich der öffentlichen Gesundheit 

gemäß § 11 Absatz 2 lit. h) und i) sowie § 11 Absatz 3; 

d) für im kirchlichen Interesse liegende Archivzwecke, wissenschaftliche oder histo-

rische Forschungszwecke oder für statistische Zwecke, soweit das in Absatz 1 ge-

nannte Recht voraussichtlich die Verwirklichung der Ziele dieser Verarbeitung un-

möglich macht oder ernsthaft beeinträchtigt; 

e) zur Geltendmachung von Rechtsansprüchen sowie zur Ausübung oder Verteidi-

gung von Rechten oder 

f) zum Erhalt und zur Gewährleistung der Nachvollziehbarkeit von Amtshandlungen 

sowie von Urkunden und vergleichbaren Dokumenten; hierzu gehören insbeson-

dere die durch kirchliche Rechtsvorschriften vorgesehenen Eintragungen in die Kir-

chenbücher (insbesondere Taufen, Trauungen, Todesfälle) sowie Dekrete, Be-

schlüsse von Gremien der Diözesen und Kirchengemeinden und sonstige Urkun-

den. 

 

(4) 1Ist eine Löschung wegen der besonderen Art der Speicherung nicht oder nur mit unver-

hältnismäßig hohem Aufwand möglich, tritt an die Stelle des Rechts auf Löschung das 

Recht auf Einschränkung der Verarbeitung gemäß § 20. 2Dies gilt nicht, wenn die perso-

nenbezogenen Daten unrechtmäßig verarbeitet wurden. 3Als Einschränkung der Verar-

beitung gelten auch die Sperrung und die Eintragung eines Sperrvermerks.   

 

§ 20 

Recht auf Einschränkung der Verarbeitung 

 

(1) Die betroffene Person hat das Recht, von dem Verantwortlichen die Einschränkung der 

Verarbeitung zu verlangen, wenn eine der folgenden Voraussetzungen gegeben ist: 

 

a) die Richtigkeit der personenbezogenen Daten wird von der betroffenen Person be-

stritten, und zwar für eine Dauer, die es dem Verantwortlichen ermöglicht, die Rich-

tigkeit der personenbezogenen Daten zu überprüfen; 

b) die Verarbeitung ist unrechtmäßig und die betroffene Person lehnt die Löschung 

der personenbezogenen Daten ab und verlangt stattdessen die Einschränkung der 

Nutzung der personenbezogenen Daten; 

c) der Verantwortliche benötigt die personenbezogenen Daten für die Zwecke der 

Verarbeitung nicht länger, die betroffene Person benötigt sie jedoch zur 
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Geltendmachung von Rechtsansprüchen oder zur Ausübung oder Verteidigung von 

Rechten oder 

d) die betroffene Person hat Widerspruch gegen die Verarbeitung gemäß § 23 einge-

legt und es steht noch nicht fest, ob die berechtigten Gründe des Verantwortlichen 

gegenüber denen der betroffenen Person überwiegen. 

 

(2) Wurde die Verarbeitung gemäß Absatz 1 eingeschränkt, so dürfen diese personenbezo-

genen Daten – von ihrer Speicherung abgesehen – nur mit Einwilligung der betroffenen 

Person oder zur Geltendmachung von Rechtsansprüchen oder zur Ausübung oder Vertei-

digung von Rechten oder zum Schutz der Rechte einer anderen natürlichen oder juristi-

schen Person oder aus Gründen eines wichtigen kirchlichen Interesses verarbeitet werden. 

 

(3) Eine betroffene Person, die eine Einschränkung der Verarbeitung gemäß Absatz 1 erwirkt 

hat, wird von dem Verantwortlichen unterrichtet, bevor die Einschränkung aufgehoben 

wird. 

 

(4) Die in Absatz 1 lit. a), b) und d) vorgesehenen Rechte bestehen nicht, soweit diese Rechte 

voraussichtlich die Verwirklichung der im kirchlichen Interesse liegenden Archivzwecke 

unmöglich machen oder ernsthaft beeinträchtigen und die Ausnahmen für die Erfüllung 

dieser Zwecke erforderlich sind. 

 

§ 21 

Mitteilungspflicht im Zusammenhang mit der Berichtigung oder Löschung  

personenbezogener Daten oder der Einschränkung der Verarbeitung 

 
1Der Verantwortliche teilt allen Empfängern, denen personenbezogene Daten offengelegt wur-

den, jede Berichtigung oder Löschung der personenbezogenen Daten oder eine Einschränkung 

der Verarbeitung nach §§ 18, 19 Absatz 1 und 20 mit, es sei denn, dies erweist sich als unmög-

lich oder ist mit einem unverhältnismäßigen Aufwand verbunden. 2Der Verantwortliche unter-

richtet die betroffene Person über diese Empfänger, wenn die betroffene Person dies verlangt. 

 

§ 22 

Recht auf Datenübertragbarkeit 

 

(1) Die betroffene Person hat das Recht, die sie betreffenden personenbezogenen Daten, die 

sie einem Verantwortlichen bereitgestellt hat, in einem strukturierten, gängigen und ma-

schinenlesbaren Format zu erhalten, und sie hat das Recht, diese Daten einem anderen 

Verantwortlichen ohne Behinderung durch den Verantwortlichen, dem die personenbe-

zogenen Daten bereitgestellt wurden, zu übermitteln, sofern 

 

a) die Verarbeitung auf einer Einwilligung gemäß § 6 Absatz 1 lit. b) oder § 11 Absatz 

2 lit. a) oder auf einem Vertrag gemäß § 6 Absatz 1 lit. c) beruht und 

b) die Verarbeitung mithilfe automatisierter Verfahren erfolgt. 

 

(2) Bei der Ausübung ihres Rechts auf Datenübertragbarkeit gemäß Absatz 1 hat die be-

troffene Person das Recht zu erwirken, dass die personenbezogenen Daten direkt von 

einem Verantwortlichen einem anderen Verantwortlichen übermittelt werden, soweit dies 

technisch machbar ist. 

 

(3) 1Die Ausübung des Rechts nach Absatz 1 lässt § 19 unberührt. 2Dieses Recht gilt nicht 

für eine Verarbeitung, die für die Wahrnehmung einer Aufgabe erforderlich ist, die im 
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kirchlichen Interesse liegt oder in Ausübung hoheitlicher Gewalt erfolgt, die dem Verant-

wortlichen übertragen wurde.  

 

(4) Das Recht gemäß Absatz 2 darf die Rechte und Freiheiten anderer Personen nicht beein-

trächtigen. 

 

(5) Das Recht auf Datenübertragbarkeit besteht nicht, soweit dieses Recht voraussichtlich die 

Verwirklichung der im kirchlichen Interesse liegenden Archivzwecke unmöglich macht 

oder ernsthaft beeinträchtigt und die Ausnahmen für die Erfüllung dieser Zwecke erfor-

derlich sind. 

 

§ 23 

Widerspruchsrecht 

 

(1) 1Die betroffene Person hat das Recht, aus Gründen, die sich aus ihrer besonderen Situa-

tion ergeben, jederzeit gegen die Verarbeitung sie betreffender personenbezogener Daten, 

die aufgrund von § 6 Absatz 1 lit. f) oder g) erfolgt, Widerspruch einzulegen; dies gilt 

auch für ein auf diese Bestimmungen gestütztes Profiling. 2Der Verantwortliche verar-

beitet die personenbezogenen Daten nicht mehr, es sei denn, er kann zwingende schutz-

würdige Gründe für die Verarbeitung nachweisen, die die Interessen, Rechte und Freihei-

ten der betroffenen Person überwiegen, oder die Verarbeitung dient der Geltendmachung 

von Rechtsansprüchen oder der Ausübung oder Verteidigung von Rechten.  

 

(2) Werden personenbezogene Daten verarbeitet, um Direktwerbung oder Fundraising zu be-

treiben, so hat die betroffene Person das Recht, jederzeit Widerspruch gegen die Verar-

beitung sie betreffender personenbezogener Daten zum Zwecke derartiger Werbung ein-

zulegen; dies gilt auch für das Profiling, soweit es mit solcher Direktwerbung in Verbin-

dung steht. 

 

(3) Widerspricht die betroffene Person der Verarbeitung für Zwecke der Direktwerbung, so 

werden die personenbezogenen Daten nicht mehr für diese Zwecke verarbeitet. 

 

(4) Die betroffene Person muss spätestens zum Zeitpunkt der ersten Kommunikation mit ihr 

ausdrücklich auf das in den Absätzen 1 und 2 genannte Recht hingewiesen werden; dieser 

Hinweis hat in einer verständlichen und von anderen Informationen getrennten Form zu 

erfolgen. 

 

(5) 1Die betroffene Person hat das Recht, aus Gründen, die sich aus ihrer besonderen Situa-

tion ergeben, gegen die sie betreffende Verarbeitung sie betreffender personenbezogener 

Daten, die zu wissenschaftlichen oder historischen Forschungszwecken oder zu statisti-

schen Zwecken erfolgt, Widerspruch einzulegen. 2Das Recht auf Widerspruch besteht 

nicht, soweit an der Verarbeitung ein zwingendes kirchliches oder öffentliches Interesse 

besteht, das die Interessen der betroffenen Person überwiegt, oder eine Rechtsvorschrift 

zur Verarbeitung verpflichtet. 

 

§ 24 

Automatisierte Entscheidungen im Einzelfall einschließlich Profiling 

 

(1) Die betroffene Person hat das Recht, nicht einer ausschließlich auf einer automatisierten 

Verarbeitung – einschließlich Profiling – beruhenden Entscheidung unterworfen zu 
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werden, die ihr gegenüber rechtliche Wirkung entfaltet oder sie in ähnlicher Weise erheb-

lich beeinträchtigt.  

 

(2) Absatz 1 gilt nicht, wenn die Entscheidung 

 

a) für den Abschluss oder die Erfüllung eines Vertrags zwischen der betroffenen Per-

son und dem Verantwortlichen erforderlich ist, 

b) aufgrund von kirchlichen, staatlichen oder europäischen Rechtsvorschriften, denen 

der Verantwortliche unterliegt, zulässig ist und diese Rechtsvorschriften angemes-

sene Maßnahmen zur Wahrung der Rechte und Freiheiten sowie der berechtigten 

Interessen der betroffenen Person enthalten oder   

c) mit ausdrücklicher Einwilligung der betroffenen Person erfolgt. 

 

(3) In den in Absatz 2 lit. a) und c) genannten Fällen trifft der Verantwortliche angemessene 

Maßnahmen, um die Rechte und Freiheiten sowie die berechtigten Interessen der be-

troffenen Person zu wahren, wozu mindestens das Recht auf Erwirkung des Eingreifens 

einer Person seitens des Verantwortlichen, auf Darlegung des eigenen Standpunkts und 

auf Anfechtung der Entscheidung gehört. 

 

(4) Entscheidungen nach Absatz 2 dürfen nicht auf besonderen Kategorien personenbezoge-

ner Daten beruhen, sofern nicht § 11 Absatz 2 lit. a) oder g) gilt und angemessene Maß-

nahmen zum Schutz der Rechte und Freiheiten sowie der berechtigten Interessen der be-

troffenen Person getroffen wurden.  

 

§ 25 

Unabdingbare Rechte der betroffenen Person 

 

(1) Die Rechte der betroffenen Person insbesondere auf Auskunft, Berichtigung, Löschung, 

Einschränkung der Verarbeitung, Datenübertragbarkeit oder Widerspruch können nicht 

durch Rechtsgeschäft ausgeschlossen oder beschränkt werden. 

 

(2) 1Sind die Daten der betroffenen Person automatisiert in einer Weise gespeichert, dass 

mehrere Verantwortliche speicherungsberechtigt sind, und ist die betroffene Person nicht 

in der Lage, festzustellen, welcher Verantwortliche die Daten gespeichert hat, so kann sie 

sich an jeden dieser Verantwortlichen wenden. 2Dieser Verantwortliche ist verpflichtet, 

das Vorbringen der betroffenen Person an den Verantwortlichen, der die Daten gespei-

chert hat, weiterzuleiten. 3Die betroffene Person ist über die Weiterleitung und den Ver-

antwortlichen, an den weitergeleitet wurde, zu unterrichten. 

 

 

Kapitel 4 

Verantwortlicher und Auftragsverarbeiter 

 

Abschnitt 1 

Technik und Organisation;  

Auftragsverarbeitung  
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§ 26 

Technische und organisatorische Maßnahmen 

 

(1) 1Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter haben unter Berücksichtigung unter 

anderem des Stands der Technik, der Implementierungskosten, der Art, des Umfangs, der 

Umstände und der Zwecke der Verarbeitung sowie der unterschiedlichen Eintrittswahr-

scheinlichkeiten und Schwere der Risiken für die Rechte und Freiheiten natürlicher Per-

sonen geeignete technische und organisatorische Maßnahmen zu treffen, um ein dem Ri-

siko angemessenes Schutzniveau zu gewährleisten und einen Nachweis hierüber führen 

zu können. Diese Maßnahmen schließen unter anderem ein: 

 

a) die Pseudonymisierung, die Anonymisierung und die Verschlüsselung personenbe-

zogener Daten; 

b) die Fähigkeit, die Vertraulichkeit, Integrität, Verfügbarkeit und Belastbarkeit der 

Systeme und Dienste im Zusammenhang mit der Verarbeitung auf Dauer sicherzu-

stellen; 

c) die Fähigkeit, die Verfügbarkeit der personenbezogenen Daten und den Zugang zu 

ihnen bei einem physischen oder technischen Zwischenfall rasch wiederherzustel-

len; 

d) ein Verfahren zur regelmäßigen Überprüfung, Bewertung und Evaluierung der 

Wirksamkeit der technischen und organisatorischen Maßnahmen zur Gewährleis-

tung der Sicherheit der Verarbeitung. 

 

(2) Bei der Beurteilung des angemessenen Schutzniveaus sind insbesondere die Risiken zu 

berücksichtigen, die mit der Verarbeitung verbunden sind, insbesondere durch – ob un-

beabsichtigt oder unrechtmäßig – Vernichtung, Verlust, Veränderung, unbefugte Offen-

legung von oder unbefugten Zugang zu personenbezogenen Daten, die übermittelt, ge-

speichert oder auf andere Weise verarbeitet wurden. 

 

(3) Erforderlich sind Maßnahmen nur, wenn ihr Aufwand in einem angemessenen Verhältnis 

zu dem angestrebten Schutzzweck steht. 

 

(4) Die Einhaltung eines nach dem europäischen Recht zertifizierten Verfahrens kann als 

Faktor herangezogen werden, um die Erfüllung der Pflichten des Verantwortlichen ge-

mäß Absatz 1 nachzuweisen. 

 

(5) Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter unternehmen Schritte um sicherzustel-

len, dass ihnen unterstellte Personen, die Zugang zu personenbezogenen Daten haben, 

diese nur auf Anweisung des Verantwortlichen verarbeiten, es sei denn, sie sind nach 

kirchlichem oder staatlichem Recht zur Verarbeitung verpflichtet. 

 

§ 27 

Technikgestaltung und Voreinstellungen 

 

(1) Unter Berücksichtigung des Stands der Technik, der Implementierungskosten, der Art, 

des Umfangs, der Umstände und der Zwecke der Verarbeitung sowie der unterschiedli-

chen Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere der mit der Verarbeitung verbundenen Ri-

siken für die Rechte und  Freiheiten natürlicher Personen trifft der Verantwortliche so-

wohl zum Zeitpunkt der Festlegung der Mittel für die Verarbeitung als auch zum Zeit-

punkt der eigentlichen Verarbeitung technische und organisatorische Maßnahmen, die 

geeignet sind, die Datenschutzgrundsätze wirksam umzusetzen und die notwendigen 
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Garantien in die Verarbeitung aufzunehmen, um den Anforderungen dieses Gesetzes zu 

genügen und die Rechte der betroffenen Personen zu schützen. 

 

(2) 1Der Verantwortliche trifft technische und organisatorische Maßnahmen, die geeignet 

sind, durch Voreinstellung grundsätzlich nur personenbezogene Daten, deren Verarbei-

tung für den jeweiligen bestimmten Verarbeitungszweck erforderlich ist, zu verarbeiten. 
2Diese Verpflichtung gilt für die Menge der erhobenen personenbezogenen Daten, den 

Umfang ihrer Verarbeitung, ihre Speicherfrist und ihre Zugänglichkeit. 3Solche Maßnah-

men müssen insbesondere geeignet sein, dass personenbezogene Daten durch Voreinstel-

lungen nicht ohne Eingreifen der Person einer unbestimmten Zahl von natürlichen Perso-

nen zugänglich gemacht werden. 

 

(3) Ein nach dem europäischen Recht genehmigtes Zertifizierungsverfahren kann als Faktor 

herangezogen werden, um die Erfüllung der in den Absätzen 1 und 2 genannten Anfor-

derungen nachzuweisen. 

 

§ 28 

Gemeinsam Verantwortliche 

 

(1) 1Legen mehrere Verantwortliche gemeinsam die Zwecke der und die Mittel zur Verarbei-

tung fest, so sind sie gemeinsam Verantwortliche. 2Sie legen in einer Vereinbarung in 

transparenter Form fest, wer von ihnen welche Verpflichtungen gemäß diesem Gesetz 

erfüllt, insbesondere wer den Informationspflichten gemäß den §§ 15 und 16 nachkommt. 

 

(2) 1Die Verarbeitung in gemeinsamer Verantwortung erfolgt auf der Grundlage der Verein-

barung gemäß Absatz 1 Satz 2 oder eines anderen Rechtsinstruments nach dem kirchli-

chen Recht, an die bzw. an das die gemeinsam Verantwortlichen gebunden sind. 2Die 

Vereinbarung gemäß Absatz 1 Satz 2 oder das Rechtsinstrument gemäß Satz 1 enthält 

insbesondere die jeweiligen tatsächlichen Funktionen und Beziehungen der gemeinsam 

Verantwortlichen gegenüber der betroffenen Person. 3Die betroffene Person wird über 

den wesentlichen, die Verarbeitung personenbezogener Daten betreffenden Inhalt der 

Vereinbarung bzw. des Rechtsinstruments informiert. 

 

(3) Ungeachtet der Einzelheiten der Vereinbarung bzw. des Rechtsinstruments kann die be-

troffene Person ihre Rechte im Rahmen dieses Gesetzes bei und gegenüber jedem einzel-

nen der Verantwortlichen geltend machen. 

 

§ 29 

Verarbeitung personenbezogener Daten im Auftrag 

 

(1) Erfolgt eine Verarbeitung im Auftrag eines Verantwortlichen, so arbeitet dieser nur mit 

Auftragsverarbeitern, die hinreichend Garantien dafür bieten, dass geeignete technische 

und organisatorische Maßnahmen so durchgeführt werden, dass die Verarbeitung im Ein-

klang mit den Anforderungen dieses Gesetzes erfolgt und den Schutz der Rechte der be-

troffenen Person gewährleistet. 

 

(2) 1Der Auftragsverarbeiter nimmt keinen weiteren Auftragsverarbeiter ohne vorherige ge-

sonderte oder allgemeine schriftliche Genehmigung des Verantwortlichen in Anspruch. 
2Im Fall einer allgemeinen schriftlichen Genehmigung informiert der Auftragsverarbeiter 

den Verantwortlichen immer über jede beabsichtigte Änderung in Bezug auf die 
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Hinzuziehung oder die Ersetzung anderer Auftragsverarbeiter, wodurch der Verantwort-

liche die Möglichkeit erhält, gegen derartige Änderungen Einspruch zu erheben. 

 

(3) Die Verarbeitung durch einen Auftragsverarbeiter erfolgt auf der Grundlage eines Ver-

trags oder eines anderen Rechtsinstruments nach dem kirchlichen, dem staatlichen oder 

dem europäischen Recht, der bzw. das den Auftragsverarbeiter in Bezug auf den Verant-

wortlichen bindet und in dem   

 

a) Gegenstand der Verarbeitung 

b) Dauer der Verarbeitung,  

c) Art und Zweck der Verarbeitung,  

d) die Art der personenbezogenen Daten,  

e) die Kategorien betroffener Personen und  

f) die Pflichten und Rechte des Verantwortlichen 

 

festgelegt sind. 

 

(4) Dieser Vertrag bzw. dieses andere Rechtsinstrument sieht insbesondere vor, dass der Auf-

tragsverarbeiter 

 

a) die personenbezogenen Daten nur auf dokumentierte Weisung des Verantwortli-

chen – auch in Bezug auf die Übermittlung personenbezogener Daten an ein  

Drittland oder eine internationale Organisation – verarbeitet, sofern er nicht  

durch das kirchliche, das staatliche oder das europäische Recht, dem der Auf-

tragsverarbeiter unterliegt, hierzu verpflichtet ist; in einem solchen Fall teilt der 

Auftragsverarbeiter dem Verantwortlichen diese rechtlichen Anforderungen vor 

der Verarbeitung mit, sofern das betreffende Recht eine solche Mitteilung nicht we-

gen eines wichtigen kirchlichen Interesses verbietet; 

b) gewährleistet, dass sich die zur Verarbeitung der personenbezogenen Daten befug-

ten Personen zur Vertraulichkeit verpflichtet haben oder einer angemessenen ge-

setzlichen Verschwiegenheitspflicht unterliegen; 

c) alle gemäß § 26 erforderlichen Maßnahmen ergreift; 

d) die in den Absätzen 2 und 5 genannten Bedingungen für die Inanspruchnahme der 

Dienste eines weiteren Auftragsverarbeiters einhält; 

e) angesichts der Art der Verarbeitung den Verantwortlichen nach Möglichkeit mit 

geeigneten technischen und organisatorischen Maßnahmen dabei unterstützt, seiner 

Pflicht zur Beantwortung von Anträgen auf Wahrnehmung der in den §§ 15 bis 25 

genannten Rechte der betroffenen Person nachzukommen; 

f) unter Berücksichtigung der Art der Verarbeitung und der ihm zur Verfügung ste-

henden Informationen den Verantwortlichen bei der Einhaltung der in den §§ 26, 

33 bis 35 genannten Pflichten unterstützt; 

g) nach Abschluss der Erbringung der Verarbeitungsleistungen alle personenbezoge-

nen Daten nach Wahl des Verantwortlichen entweder löscht oder zurückgibt, sofern 

nicht nach dem kirchlichen, dem staatlichen oder dem europäischen Recht eine Ver-

pflichtung zur Speicherung der personenbezogenen Daten besteht; 

h) dem Verantwortlichen alle erforderlichen Informationen zum Nachweis der Einhal-

tung der in diesem Paragraphen niedergelegten Pflichten zur Verfügung stellt und 

Überprüfungen – einschließlich Inspektionen –, die vom Verantwortlichen oder ei-

nem anderen von diesem beauftragten Prüfer durchgeführt werden, ermöglicht und 

dazu beiträgt. Der Auftragsverarbeiter informiert den Verantwortlichen unverzüg-

lich, falls er der Auffassung ist, dass eine Weisung gegen dieses Gesetz oder gegen 
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andere kirchliche Datenschutzbestimmungen oder Datenschutzbestimmungen der 

Europäischen Union oder ihrer Mitgliedstaaten verstößt. 

 

(5) 1Nimmt der Auftragsverarbeiter die Dienste eines weiteren Auftragsverarbeiters in  An-

spruch, um bestimmte Verarbeitungstätigkeiten im Namen des Verantwortlichen auszu-

führen, so werden diesem weiteren Auftragsverarbeiter im Wege eines Vertrags oder ei-

nes anderen Rechtsinstruments nach dem kirchlichen, dem staatlichen oder dem europä-

ischen Recht dieselben Datenschutzpflichten auferlegt, die in dem Vertrag oder anderen 

Rechtsinstrument zwischen dem Verantwortlichen und dem Auftragsverarbeiter gemäß 

den Absätzen 3 und 4 festgelegt sind, wobei insbesondere hinreichende Garantien dafür 

geboten werden müssen, dass die geeigneten technischen und organisatorischen Maßnah-

men so durchgeführt werden, dass die Verarbeitung entsprechend den Anforderungen 

dieses Gesetzes erfolgt. 2Kommt der weitere Auftragsverarbeiter seinen Datenschutz-

pflichten nicht nach, so haftet der erste Auftragsverarbeiter gegenüber dem Verantwort-

lichen für die Einhaltung der Pflichten jenes anderen Auftragsverarbeiters. 

 

(6) Die Einhaltung nach europäischem Recht genehmigter Verhaltensregeln oder eines ge-

nehmigten Zertifizierungsverfahrens durch einen Auftragsverarbeiter kann als Faktor her-

angezogen werden, um hinreichende Garantien im Sinne der Absätze 1 und 5 nachzuwei-

sen. 

 

(7) Unbeschadet eines individuellen Vertrags zwischen dem Verantwortlichen und dem Auf-

tragsverarbeiter kann der Vertrag oder das andere Rechtsinstrument im Sinne der Absätze 

3, 4 und 5 ganz oder teilweise auf den in den Absatz 8 genannten Standardvertragsklau-

seln beruhen, auch wenn diese Bestandteil einer dem Verantwortlichen oder dem Auf-

tragsverarbeiter erteilten Zertifizierung sind. 

 

(8) Die Datenschutzaufsicht kann Standardvertragsklauseln zur Regelung der in den Absät-

zen 3 bis 5 genannten Fragen festlegen. 

 

(9) 1Der Vertrag im Sinne der Absätze 3 bis 5 bedarf der Schriftform. 2Maßgeblich für die 

Ersetzung der Schriftform durch die elektronische Form oder die Textform sind die je-

weils geltenden staatlichen Regelungen. 

 

(10) Ein Auftragsverarbeiter, der unter Verstoß gegen dieses Gesetz die Zwecke und Mittel 

der Verarbeitung bestimmt, gilt in Bezug auf diese Verarbeitung als Verantwortlicher. 

 

§ 30 

Verarbeitung unter der Aufsicht des Verantwortlichen  

oder des Auftragsverarbeiters 

 

Der Auftragsverarbeiter und jede dem Verantwortlichen oder dem Auftragsverarbeiter unter-

stellte Person, die Zugang zu personenbezogenen Daten hat, dürfen diese Daten ausschließlich 

auf Weisung des Verantwortlichen verarbeiten, es sei denn, dass sie nach kirchlichem, staatli-

chem oder europäischem Recht zur Verarbeitung verpflichtet sind. 

 

Abschnitt 2 

Pflichten des Verantwortlichen 
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§ 31 

Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten 

 

(1) 1Jeder Verantwortliche führt ein Verzeichnis aller Verarbeitungstätigkeiten, die seiner 

Zuständigkeit unterliegen. 2Dieses Verzeichnis hat die folgenden Angaben zu enthalten: 

 

a) den Namen und die Kontaktdaten des Verantwortlichen und gegebenenfalls des ge-

meinsam mit ihm Verantwortlichen sowie des oder der betrieblichen Datenschutz-

beauftragten, sofern ein solcher oder eine solche zu benennen ist; 

b) die Zwecke der Verarbeitung; 

c) eine Beschreibung der Kategorien betroffener Personen und der Kategorien perso-

nenbezogener Daten; 

d) gegebenenfalls die Verwendung von Profiling; 

e) die Kategorien von Empfängern, gegenüber denen die personenbezogenen Daten 

offengelegt worden sind oder noch offengelegt werden, einschließlich Empfänger 

in Drittländern oder internationalen Organisationen; 

f) gegebenenfalls Übermittlungen von personenbezogenen Daten an ein Drittland, an 

ein nichtstaatliches Völkerrechtssubjekt oder an eine internationale Organisation, 

einschließlich der Angabe des betreffenden Drittlands, des betreffenden nichtstaat-

lichen Völkerrechtssubjektes oder der betreffenden internationalen Organisation 

sowie bei den in § 40 Absatz 2 genannten Datenübermittlungen die Dokumentie-

rung geeigneter Garantien; 

g) wenn möglich, die vorgesehenen Fristen für die Löschung der verschiedenen Da-

tenkategorien; 

h) wenn möglich, eine allgemeine Beschreibung der technischen und organisatori-

schen Maßnahmen gemäß § 26 dieses Gesetzes. 

 

(2) Jeder Auftragsverarbeiter führt ein Verzeichnis zu allen Kategorien von im Auftrag eines 

Verantwortlichen durchgeführten Tätigkeiten der Verarbeitung, das Folgendes enthält: 

 

a) den Namen und die Kontaktdaten des Auftragsverarbeiters oder der Auftragsverar-

beiter und jedes Verantwortlichen, in dessen Auftrag der Auftragsverarbeiter tätig 

ist, sowie eines oder einer betrieblichen Datenschutzbeauftragten, sofern ein solcher 

oder eine solche zu benennen ist; 

b) die Kategorien von Verarbeitungen, die im Auftrag jedes Verantwortlichen durch-

geführt werden; 

c) gegebenenfalls Übermittlungen von personenbezogenen Daten an ein Drittland, ein 

nichtstaatliches Völkerrechtssubjekt oder an eine internationale Organisation, ein-

schließlich der Angabe des betreffenden Drittlands, des betreffenden nichtstaatli-

chen Völkerrechtssubjekts oder der betreffenden internationalen Organisation so-

wie bei den in § 40 Absatz 2 genannten Datenübermittlungen die Dokumentierung 

geeigneter Garantien; 

d) wenn möglich, eine allgemeine Beschreibung der technischen und organisatori-

schen Maßnahmen gemäß § 26 dieses Gesetzes. 

 

(3) Das in den Absätzen 1 und 2 genannte Verzeichnis ist schriftlich zu führen, was auch in 

einem elektronischen Format erfolgen kann. 

 

(4) Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter stellen dem oder der betrieblichen Da-

tenschutzbeauftragten und auf Anfrage der Datenschutzaufsicht das in den Absätzen 1 

und 2 genannte Verzeichnis zur Verfügung. 
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(5) 1Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Pflichten gelten für Unternehmen oder Einrich-

tungen, die 250 oder mehr Beschäftigte haben. 2Sie gilt darüber hinaus für Unternehmen 

oder Einrichtungen mit weniger als 250 Beschäftigten, wenn durch die Verarbeitung die 

Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen gefährdet werden, die Verarbeitung nicht 

nur gelegentlich erfolgt oder die Verarbeitung besondere Datenkategorien gemäß § 11 

bzw. personenbezogene Daten über strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten im 

Sinne des § 12 beinhaltet. 

 

§ 32 

Zusammenarbeit mit der Datenschutzaufsicht 

 

Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter arbeiten auf Anfrage der Datenschutzaufsicht 

mit dieser bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zusammen. 

 

§ 33 

Meldung an die Datenschutzaufsicht 

 

(1) 1Der Verantwortliche meldet der Datenschutzaufsicht unverzüglich die Verletzung des 

Schutzes personenbezogener Daten, wenn diese Verletzung ein Risiko für die Rechte und 

Freiheiten natürlicher Personen darstellt. 2Erfolgt die Meldung nicht binnen 72 Stunden, 

nachdem die Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten bekannt wurde, so ist ihr 

eine Begründung für die Verzögerung beizufügen. 

 

(2) Wenn dem Auftragsverarbeiter eine Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten 

bekannt wird, meldet er diese unverzüglich dem Verantwortlichen. 

 

(3) Die Meldung gemäß Absatz 1 enthält insbesondere folgende Informationen: 

 

a) eine Beschreibung der Art der Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten, 

soweit möglich mit Angabe der Kategorien und der ungefähren Zahl der betroffe-

nen Personen, der betroffenen Kategorien und der ungefähren Zahl der betroffenen 

personenbezogenen Datensätze; 

b) den Namen und die Kontaktdaten des oder der betrieblichen Datenschutzbeauftrag-

ten oder einer sonstigen Anlaufstelle für weitere Informationen; 

c) eine Beschreibung der wahrscheinlichen Folgen der Verletzung des Schutzes per-

sonenbezogener Daten; 

d) eine Beschreibung der von dem Verantwortlichen ergriffenen oder vorgeschlage-

nen Maßnahmen zur Behebung der Verletzung des Schutzes personenbezogener 

Daten und gegebenenfalls Maßnahmen zur Abmilderung ihrer möglichen nachtei-

ligen Auswirkungen. 

 

(4) Wenn und soweit die Informationen nach Absatz 3 nicht zeitgleich bereitgestellt werden 

können, stellt der Verantwortliche diese Informationen ohne unangemessene weitere Ver-

zögerung schrittweise zur Verfügung. 

 

(5) 1Der Verantwortliche dokumentiert Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten 

einschließlich aller damit im Zusammenhang stehenden Tatsachen, deren Auswirkungen 

und die ergriffenen Abhilfemaßnahmen. 2Diese Dokumentation muss der Datenschutz-

aufsicht die Überprüfung der Einhaltung der Bestimmungen der Absätze 1 bis 4 ermög-

lichen. 
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§ 34 

Benachrichtigung der betroffenen Person 

 

(1) Hat die Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten voraussichtlich ein hohes Ri-

siko für die persönlichen Rechte und Freiheiten natürlicher Personen zur Folge, so be-

nachrichtigt der Verantwortliche die betroffene Person unverzüglich von der Verletzung. 

 

(2) Die in Absatz 1 genannte Benachrichtigung der betroffenen Person beschreibt in klarer 

und einfacher Sprache die Art der Verletzung des Schutzes personenbezogener Daten und 

enthält zumindest die in § 33 Absatz 3 lit. b), c) und d) genannten Informationen und 

Maßnahmen. 

 

(3) Die Benachrichtigung der betroffenen Person gemäß Absatz 1 ist nicht erforderlich, wenn 

eine der folgenden Bedingungen erfüllt ist: 

 

a) Der Verantwortliche hat geeignete technische und organisatorische Maßnahmen 

getroffen und auf die von der Verletzung betroffenen personenbezogenen Daten 

angewandt, insbesondere solche, durch die die personenbezogenen Daten für alle 

Personen, die nicht zum Zugang zu den personenbezogenen Daten befugt sind, un-

zugänglich gemacht werden, etwa durch Verschlüsselung; 

b) der Verantwortliche hat durch nachträglich getroffene Maßnahmen sichergestellt, 

dass das hohe Risiko für die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen gemäß 

Absatz 1 aller Wahrscheinlichkeit nach nicht mehr besteht; 

c) die Benachrichtigung erfordert einen unverhältnismäßigen Aufwand. In diesem Fall 

hat ersatzweise eine öffentliche Bekanntmachung oder eine ähnliche Maßnahme zu 

erfolgen, durch die die betroffenen Personen vergleichbar wirksam informiert wer-

den. 

 

(4) Wenn der Verantwortliche die betroffene Person nicht bereits über die Verletzung des 

Schutzes personenbezogener Daten benachrichtigt hat, kann die Datenschutzaufsicht un-

ter Berücksichtigung der Wahrscheinlichkeit, mit der die Verletzung des Schutzes perso-

nenbezogener Daten zu einem hohen Risiko führt, von dem Verantwortlichen verlangen, 

dies nachzuholen, oder sie kann mit einem Beschluss feststellen, dass bestimmte der in 

Absatz 3 genannten Voraussetzungen erfüllt sind. 

 

§ 35 

Datenschutz-Folgenabschätzung und vorherige Konsultation 

 

(1) 1Hat eine Form der Verarbeitung, insbesondere bei Verwendung neuer Technologien, 

aufgrund der Art, des Umfangs, der Umstände und der Zwecke der Verarbeitung voraus-

sichtlich ein hohes Risiko für die Rechte und Freiheiten natürlicher Personen zur Folge, 

so führt der Verantwortliche vorab eine Abschätzung der Folgen der vorgesehenen Ver-

arbeitungsvorgänge für den Schutz personenbezogener Daten durch. 2Für die Untersu-

chung mehrerer ähnlicher Verarbeitungsvorgänge mit ähnlich hohen Risiken kann eine 

einzige Abschätzung vorgenommen werden. 

 

(2) Der Verantwortliche holt bei der Durchführung einer Datenschutz-Folgenabschätzung 

den Rat des oder der betrieblichen Datenschutzbeauftragten ein, sofern ein solcher oder 

eine solche benannt wurde.  
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(3) Ist der Verantwortliche nach Anhörung des oder der betrieblichen Datenschutzbeauftrag-

ten der Ansicht, dass ohne Hinzuziehung der Datenschutzaufsicht eine Datenschutz-Fol-

genabschätzung nicht möglich ist, kann er der Datenschutzaufsicht den Sachverhalt zur 

Stellungnahme vorlegen.  

 

(4) Eine Datenschutz-Folgenabschätzung gemäß Absatz 1 ist insbesondere in folgenden Fäl-

len erforderlich: 

 

a) systematische und umfassende Bewertung persönlicher Aspekte natürlicher Perso-

nen, die sich auf automatisierte Verarbeitung einschließlich Profiling gründet und 

die ihrerseits als Grundlage für Entscheidungen dient, die Rechtswirkung gegen-

über natürlichen Personen entfalten oder diese in ähnlich erheblicher Weise beein-

trächtigen; 

b) umfangreiche Verarbeitung besonderer Kategorien von personenbezogenen Daten 

oder von personenbezogenen Daten über strafrechtliche Verurteilungen und Straf-

taten gemäß § 12 oder 

c) systematische umfangreiche Überwachung öffentlich zugänglicher Bereiche. 

 

(5) 1Die Datenschutzaufsicht soll eine Liste der Verarbeitungsvorgänge erstellen und veröf-

fentlichen, für die eine Datenschutz-Folgenabschätzung gemäß Absatz 1 durchzuführen 

ist. 2Sie kann ferner eine Liste der Arten von Verarbeitungsvorgängen erstellen und ver-

öffentlichen, für die keine Datenschutz-Folgenabschätzung erforderlich ist.  

 

(6) 1Die Listen der Datenschutzaufsicht sollen sich an den Listen der Aufsichtsbehörden des 

Bundes und der Länder orientieren. 2Gegebenenfalls ist der Austausch mit staatlichen 

Aufsichtsbehörden zu suchen.  

 

(7) Die Datenschutz-Folgenabschätzung umfasst insbesondere: 

 

a) eine systematische Beschreibung der geplanten Verarbeitungsvorgänge und der 

Zwecke der Verarbeitung, gegebenenfalls einschließlich der von dem Verantwort-

lichen verfolgten berechtigten Interessen; 

b) eine Bewertung der Notwendigkeit und Verhältnismäßigkeit der Verarbeitungsvor-

gänge in Bezug auf den Zweck; 

c) eine Bewertung der Risiken für die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen 

gemäß Absatz 1 und 

d) die zur Bewältigung der Risiken geplanten Abhilfemaßnahmen, einschließlich Ga-

rantien, Sicherheitsvorkehrungen und Verfahren, durch die der Schutz personenbe-

zogener Daten sichergestellt und der Nachweis dafür erbracht wird, dass dieses Ge-

setz eingehalten wird. 

 

(8) Der Verantwortliche holt gegebenenfalls die Stellungnahme der betroffenen Person zu 

der beabsichtigten Verarbeitung unbeschadet des Schutzes gewerblicher oder kirchlicher 

Interessen oder der Sicherheit der Verarbeitungsvorgänge ein. 

 

(9) Falls die Verarbeitung auf einer Rechtsgrundlage im kirchlichen, im staatlichen oder im 

europäischen Recht, dem der Verantwortliche unterliegt, beruht und falls diese Rechts-

vorschriften den konkreten Verarbeitungsvorgang oder die konkreten Verarbeitungsvor-

gänge regeln und bereits im Rahmen der allgemeinen Folgenabschätzung im Zusammen-

hang mit dem Erlass dieser Rechtsgrundlage eine Datenschutz-Folgenabschätzung er-

folgte, gelten die Absätze 1 bis 5 nicht.  
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(10) Erforderlichenfalls führt der Verantwortliche eine Überprüfung durch, um zu bewerten, 

ob die Verarbeitung gemäß der Datenschutz-Folgenabschätzung durchgeführt wird; dies 

gilt zumindest, wenn hinsichtlich des mit den Verarbeitungsvorgängen verbundenen Ri-

sikos Änderungen eingetreten sind. 

 

(11) Der Verantwortliche konsultiert vor der Verarbeitung die Datenschutzaufsicht, wenn aus 

der Datenschutz-Folgenabschätzung hervorgeht, dass die Verarbeitung ein hohes Risiko 

zur Folge hat, sofern der Verantwortliche keine Maßnahmen zur Eindämmung des Risi-

kos trifft. 

 

Abschnitt 3 

Betriebliche Datenschutzbeauftragte 

 

§ 36 

Benennung von betrieblichen Datenschutzbeauftragten 

 

(1) Kirchliche Stellen im Sinne des § 3 Absatz 1 lit. a) benennen schriftlich einen betriebli-

chen Datenschutzbeauftragten oder eine betriebliche Datenschutzbeauftragte.  

 

(2) Kirchliche Stellen im Sinne des § 3 Absatz 1 lit. b) und c) benennen schriftlich einen 

betrieblichen Datenschutzbeauftragten oder eine betriebliche Datenschutzbeauftragte, 

wenn 

 

a) sich bei ihnen in der Regel mindestens zwanzig Personen ständig mit der Verarbei-

tung personenbezogener Daten beschäftigen, 

b) die Kerntätigkeit des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters in der Durch-

führung von Verarbeitungsvorgängen besteht, welche aufgrund ihrer Art, ihres Um-

fangs oder ihrer Zwecke eine umfangreiche regelmäßige und systematische Über-

wachung von betroffenen Personen erforderlich machen, oder  

c) die Kerntätigkeit des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters in der um-

fangreichen Verarbeitung besonderer Kategorien personenbezogener Daten oder 

von personenbezogenen Daten über strafrechtliche Verurteilungen und Straftaten 

gemäß § 12 besteht. 

 

(3) Für mehrere kirchliche Stellen im Sinne des § 3 Absatz 1 kann unter Berücksichtigung 

ihrer Organisationsstruktur und ihrer Größe ein gemeinsamer betrieblicher Datenschutz-

beauftragter oder eine gemeinsame betriebliche Datenschutzbeauftragte benannt werden.    

 

(4) 1Der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter veröffentlicht die Kontaktdaten des 

oder der betrieblichen Datenschutzbeauftragten. 2Die Benennung von betrieblichen Da-

tenschutzbeauftragten ist der Datenschutzaufsicht anzuzeigen. 

 

(5) 1Der oder die betriebliche Datenschutzbeauftragte kann eine natürliche oder eine juristi-

sche Person sein. 2Er oder sie kann Beschäftigter oder Beschäftigte des Verantwortlichen 

oder des Auftragsverarbeiters sein oder seine oder ihre Aufgaben auf der Grundlage eines 

Dienstleistungsvertrags oder einer sonstigen Vereinbarung erfüllen. 3Ist der oder die be-

triebliche Datenschutzbeauftragte Beschäftigter oder Beschäftigte des Verantwortlichen, 

finden § 43 Absatz 1 Satz 1 und 2 entsprechende Anwendung. 

 

(6) Zum oder zur betrieblichen Datenschutzbeauftragten darf nur benannt werden, wer die 

zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderliche Fachkunde und Zuverlässigkeit besitzt.  
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(7) 1Zum oder zur betrieblichen Datenschutzbeauftragten darf der- oder diejenige nicht be-

nannt werden, der oder die mit der Leitung der Datenverarbeitung beauftragt ist oder dem 

oder der die Leitung der kirchlichen Stelle obliegt. 2Andere Aufgaben und Pflichten des 

oder der Benannten dürfen im Übrigen nicht so ausgestaltet oder umfangreich sein, dass 

der oder die betriebliche Datenschutzbeauftragte seinen oder ihren Aufgaben nach diesem 

Gesetz nicht unabhängig bzw. umgehend nachkommen kann. 

 

(8) Soweit keine Verpflichtung für die Benennung eines oder einer betrieblichen Daten-

schutzbeauftragten besteht, hat der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter die Er-

füllung der Aufgaben nach § 38 in anderer Weise sicherzustellen. 

 

§ 37 

Rechtsstellung betrieblicher Datenschutzbeauftragter 

 

(1) 1Der oder die betriebliche Datenschutzbeauftragte ist dem Leiter oder der Leiterin der 

kirchlichen Stelle unmittelbar zu unterstellen. 2Er oder sie ist bei der Erfüllung seiner oder 

ihrer Aufgaben auf dem Gebiet des Datenschutzes weisungsfrei. 3Er oder sie darf wegen 

der Erfüllung seiner oder ihrer Aufgaben nicht benachteiligt werden. 

 

(2) 1Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter stellen sicher, dass der oder die betrieb-

liche Datenschutzbeauftragte ordnungsgemäß und frühzeitig in alle mit dem Schutz per-

sonenbezogener Daten zusammenhängenden Fragen eingebunden wird. 2Sie unterstützen 

den betrieblichen Datenschutzbeauftragten oder die betriebliche Datenschutzbeauftragte 

bei der Erfüllung seiner oder ihrer Aufgaben, indem sie die für die Erfüllung dieser Auf-

gaben erforderlichen Mittel und den Zugang zu personenbezogenen Daten und Verarbei-

tungsvorgängen zur Verfügung stellen. 3Zur Erhaltung der zur Erfüllung seiner oder ihrer 

Aufgaben erforderlichen Fachkunde haben der Verantwortliche oder der Auftragsverar-

beiter dem oder der betrieblichen Datenschutzbeauftragten die Teilnahme an Fort- und 

Weiterbildungsveranstaltungen in angemessenem Umfang zu ermöglichen und deren 

Kosten zu übernehmen. § 43 Absätze 9 und 10 gelten entsprechend.  

 

(3) Betroffene Personen können sich jederzeit und unmittelbar an den betrieblichen Daten-

schutzbeauftragten oder die betriebliche Datenschutzbeauftragte wenden. 

 

(4) 1Ist ein betrieblicher Datenschutzbeauftragter oder eine betriebliche Datenschutzbeauf-

tragte benannt worden, so ist die Kündigung seines oder ihres Arbeitsverhältnisses unzu-

lässig, es sei denn, dass Tatsachen vorliegen, welche den Verantwortlichen oder den Auf-

tragsverarbeiter zur Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung der Kündigungs-

frist berechtigen. 2Nach der Abberufung als betrieblicher Datenschutzbeauftragter oder 

als betriebliche Datenschutzbeauftragte ist die Kündigung innerhalb eines Jahres nach der 

Beendigung der Bestellung unzulässig, es sei denn, dass der Verantwortliche oder der 

Auftragsverarbeiter zur Kündigung aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer Kündi-

gungsfrist berechtigt ist. 

 

(5) Der Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter stellen sicher, dass die Wahrnehmung 

anderer Aufgaben und Pflichten durch den betrieblichen Datenschutzbeauftragten oder 

die betriebliche Datenschutzbeauftragte nicht zu einem Interessenkonflikt führt. 
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§ 38 

Aufgaben betrieblicher Datenschutzbeauftragter 

 
1Betriebliche Datenschutzbeauftragte wirken auf die Einhaltung dieses Gesetzes und anderer 

Vorschriften über den Datenschutz hin. 2Zu diesem Zweck können sie sich in Zweifelsfällen an 

die Datenschutzaufsicht gemäß §§ 42 ff. wenden. 3Sie haben insbesondere 

 

a) die ordnungsgemäße Anwendung der Datenverarbeitungsprogramme, mit deren 

Hilfe personenbezogene Daten verarbeitet werden sollen, zu überwachen; zu die-

sem Zweck sind sie über Vorhaben der automatisierten Verarbeitung personenbe-

zogener Daten rechtzeitig zu unterrichten; 

b) den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter zu unterrichten und zu beraten; 

c) die bei der Verarbeitung personenbezogener Daten tätigen Personen durch geeig-

nete Maßnahmen mit den Vorschriften dieses Gesetzes sowie anderer Vorschriften 

über den Datenschutz und mit den jeweiligen besonderen Erfordernissen des Da-

tenschutzes vertraut zu machen; 

d) auf Anfrage des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters diesen bei der 

Durchführung einer Datenschutz-Folgenabschätzung zu beraten und bei der Über-

prüfung, ob die Verarbeitung gemäß der Datenschutz-Folgenabschätzung erfolgt, 

zu unterstützen und 

e) mit der Datenschutzaufsicht zusammenzuarbeiten. 

 

 

Kapitel 5 

 

Übermittlung personenbezogener Daten an Drittländer, internationale Organisationen 

oder nichtstaatliche Völkerrechtssubjekte 

 

§ 39 

Allgemeine Grundsätze 

 
1Jede Übermittlung personenbezogener Daten, die bereits verarbeitet werden oder nach ihrer 

Übermittlung an ein Drittland, an eine internationale Organisation oder an ein nichtstaatliches 

Völkerrechtssubjekt verarbeitet werden sollen, ist nur zulässig, wenn der Verantwortliche und 

der Auftragsverarbeiter die in diesem Gesetz niedergelegten Bedingungen einhalten. 2Dies gilt 

auch für die etwaige Weiterübermittlung personenbezogener Daten aus dem betreffenden Dritt-

land, der betreffenden internationalen Organisation oder dem betreffenden nichtstaatlichen 

Völkerrechtssubjekt. 

 

§ 40 

Datenübermittlung auf der Grundlage eines Angemessenheitsbeschlusses  

oder bei geeigneten Garantien 

 

(1) Eine Übermittlung personenbezogener Daten an ein Drittland oder an eine internationale 

Organisation ist zulässig, wenn ein Angemessenheitsbeschluss der Europäischen Kom-

mission vorliegt.  

 

(2) Liegt ein Angemessenheitsbeschluss nicht vor, darf eine Übermittlung personenbezoge-

ner Daten an ein Drittland, an eine internationale Organisation oder an ein nichtstaatliches 

Völkerrechtssubjekt nur erfolgen, sofern der Verantwortliche oder der 
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Auftragsverarbeiter geeignete Garantien vorgesehen hat und sofern den betroffenen Per-

sonen durchsetzbare Rechte und wirksame Rechtsbehelfe zur Verfügung stehen. 

 

§ 41 

Ausnahmen für bestimmte Fälle 

 

(1) Falls weder ein Angemessenheitsbeschluss nach § 40 Absatz 1 noch geeignete Garantien 

nach § 40 Absatz 2 bestehen, ist eine Übermittlung personenbezogener Daten an ein Dritt-

land oder an eine internationale Organisation oder an ein nichtstaatliches Völkerrechts-

subjekt nur unter einer der folgenden Bedingungen zulässig: 

 

a) die betroffene Person hat in die vorgeschlagene Übermittlung eingewilligt, nach-

dem sie über die für sie bestehenden möglichen Risiken derartiger Datenübermitt-

lungen ohne Vorliegen eines Angemessenheitsbeschlusses und ohne geeignete Ga-

rantien unterrichtet wurde; 

b) die Übermittlung ist für die Erfüllung eines Vertrages zwischen der betroffenen 

Person und dem Verantwortlichen oder zur Durchführung von vorvertraglichen 

Maßnahmen auf Antrag der betroffenen Person erforderlich; 

c) die Übermittlung ist zum Abschluss oder zur Erfüllung eines im Interesse der be-

troffenen Person von dem Verantwortlichen mit einer anderen natürlichen oder ju-

ristischen Person geschlossenen Vertrages erforderlich; 

d) die Übermittlung erfolgt aufgrund kirchenrechtlicher Vorschriften oder in Wahr-

nehmung kirchlicher Aufgaben an den Heiligen Stuhl oder an den Staat der Vati-

kanstadt oder ist aus anderen wichtigen Gründen des kirchlichen oder öffentlichen 

Interesses notwendig;  

e) die Übermittlung ist zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von 

Rechtsansprüchen erforderlich; 

f) die Übermittlung ist zum Schutz lebenswichtiger Interessen der betroffenen Person 

oder anderer Personen erforderlich, sofern die betroffene Person aus physischen 

oder rechtlichen Gründen außerstande ist, ihre Einwilligung zu geben. 

 

(2) Der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter erfasst die von ihm vorgenommene Be-

urteilung in der Dokumentation gemäß § 31. 

 

 

Kapitel 6 

Unabhängige Datenschutzaufsicht 

 

§ 42 

Datenschutzaufsicht 

 

(1) Der Diözesanbischof richtet für den Bereich seiner Diözese eine Datenschutzaufsicht als 

unabhängige kirchliche Behörde ein. 

 

(2) 1Der Diözesanbischof bestellt für den Bereich seiner Diözese einen Diözesandatenschutz-

beauftragten als Leiter oder eine Diözesandatenschutzbeauftragte als Leiterin der Daten-

schutzaufsicht. 2Zum oder zur Diözesandatenschutzbeauftragten kann nur eine natürliche 

Person bestellt werden. 

 

(3) 1Der oder die Diözesandatenschutzbeauftragte handelt bei der Erfüllung seiner oder ihrer 

Aufgaben und bei der Ausübung seiner oder ihrer Befugnisse gemäß diesem Gesetz völlig 
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unabhängig und ist nur dem kirchlichen Recht und dem für die Kirchen verbindlichen 

staatlichen oder europäischen Recht unterworfen. 2Die Ausübung seiner oder ihrer Tätig-

keit geschieht in organisatorischer und sachlicher Unabhängigkeit. 3Die Dienstaufsicht 

ist so zu regeln, dass dadurch die Unabhängigkeit nicht beeinträchtigt wird. 

 

(4) 1Der oder die Diözesandatenschutzbeauftragte sieht von allen mit den Aufgaben seines 

oder ihres Amtes nicht zu vereinbarenden Handlungen ab und übt während seiner oder 

ihrer Amtszeit keine andere mit seinem oder ihrem Amt nicht zu vereinbarende entgeltli-

che oder unentgeltliche Tätigkeit aus. 2Dem steht eine Bestellung als Diözesandaten-

schutzbeauftragter oder Diözesandatenschutzbeauftragte für mehrere Diözesen und/oder 

Ordensgemeinschaften nicht entgegen. 

 

(5) 1Dem oder der Diözesandatenschutzbeauftragten wird die Personal- und Sachausstattung 

zur Verfügung gestellt, die er oder sie benötigt, um seine oder ihre Aufgaben und Befug-

nisse wahrnehmen zu können. 2Dies gilt auch für seine oder ihre Aufgaben im Bereich 

der Amtshilfe und der Zusammenarbeit mit anderen Datenschutzaufsichten im Sinne des 

§ 44 Absatz 2 lit. f). 3Er oder sie verfügt über einen eigenen jährlichen Haushalt, der 

gesondert auszuweisen ist und veröffentlicht wird, und unterliegt der Rechnungsprüfung 

durch die dafür von der Diözese bestimmte Stelle, soweit hierdurch seine oder ihre Un-

abhängigkeit nicht beeinträchtigt wird. 

 

(6) 1Der oder die Diözesandatenschutzbeauftragte wählt das notwendige Personal aus, das 

von der Datenschutzaufsicht selbst, ggf. einer anderen kirchlichen Stelle angestellt wird. 
2Die angestellten Mitarbeitenden unterstehen der Dienst- und Fachaufsicht des oder der 

Diözesandatenschutzbeauftragten und können, soweit sie bei einer anderen kirchlichen 

Stelle angestellt sind, nur mit seinem oder ihrem Einverständnis von der kirchlichen Stelle 

gekündigt, versetzt oder abgeordnet werden. 3Die Mitarbeitenden sehen von allen mit den 

Aufgaben ihres Amtes nicht zu vereinbarenden Handlungen ab und üben während ihrer 

Amtszeit keine anderen mit ihrem Amt nicht zu vereinbarenden entgeltlichen oder unent-

geltlichen Tätigkeiten aus. 

 

(7) 1Der oder die Diözesandatenschutzbeauftragte kann Aufgaben der Personalverwaltung 

und Personalwirtschaft auf andere kirchliche Stellen übertragen oder sich deren Hilfe be-

dienen. 2Diesen dürfen personenbezogene Daten der Mitarbeitenden übermittelt werden, 

soweit deren Kenntnis zur Erfüllung der übertragenen Aufgaben erforderlich ist. 

 

(8) 1Die Datenschutzaufsicht ist oberste Dienstbehörde im Sinne des § 96 Strafprozessord-

nung. 2Der oder die Diözesandatenschutzbeauftragte trifft die Entscheidung über Aussa-

gegenehmigungen für sich und seinen oder ihren Bereich in eigener Verantwortung. 3Die 

Datenschutzaufsicht ist oberste Aufsichtsbehörde im Sinne des § 99 Verwaltungsge-

richtsordnung. 

 

(9) 1Der oder die Diözesandatenschutzbeauftragte ist berechtigt, über Personen, die ihm oder 

ihr in seiner oder ihrer Eigenschaft als Diözesandatenschutzbeauftragter oder Diözesan-

datenschutzbeauftragte Tatsachen anvertraut haben, sowie über diese Tatsachen selbst 

keine Auskunft zu geben. 2Dies gilt auch für die Mitarbeitenden des oder der Diözesan-

datenschutzbeauftragten mit der Maßgabe, dass über die Ausübung dieses Rechts der oder 

die Diözesandatenschutzbeauftragte entscheidet. 3Soweit diese Verschwiegenheit reicht, 

darf die Vorlegung oder Auslieferung von Akten oder anderen Dokumenten von ihm oder 

ihr nicht gefordert werden. 4Im Verfahren vor den kirchlichen Datenschutzgerichten darf 

er oder sie entsprechende Angaben unkenntlich machen. 5§ 17 bleibt unberührt. 
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§ 43 

Der oder die Diözesandatenschutzbeauftragte und  

seine oder ihre Vertretung 

 

(1) 1Die Bestellung des oder der Diözesandatenschutzbeauftragten durch den Diözesanbi-

schof erfolgt für die Dauer von mindestens vier, höchstens sechs Jahren und gilt bis zur 

Aufnahme der Amtsgeschäfte durch den Nachfolger oder die Nachfolgerin. 2Die mehr-

malige erneute Bestellung ist zulässig. 3Die Bestellung für mehrere Diözesen und/oder 

Ordensgemeinschaften ist zulässig. 4Der oder die Diözesandatenschutzbeauftragte übt 

sein oder ihr Amt hauptamtlich aus.  

 

(2) 1Zum oder zur Diözesandatenschutzbeauftragten darf nur bestellt werden, wer die zur 

Erfüllung seiner Aufgaben erforderliche Fachkunde und Zuverlässigkeit besitzt. 2Er oder 

sie soll die Befähigung zum Richteramt gemäß dem Deutschen Richtergesetz haben. 3Als 

Person, die das katholische Profil der Einrichtung inhaltlich prägt, mitverantwortet und 

nach außen repräsentiert, muss er oder sie der katholischen Kirche angehören. 4Der oder 

die Diözesandatenschutzbeauftragte ist auf die gewissenhafte Erfüllung seiner oder ihrer 

Pflichten und die Einhaltung des kirchlichen und des für die Kirchen verbindlichen staat-

lichen Rechts zu verpflichten. 

 

(3) 1Die Bestellung kann vor Ablauf der Amtszeit widerrufen werden, wenn Gründe nach § 

24 Deutsches Richtergesetz vorliegen, die bei einem Richter oder einer Richterin auf Le-

benszeit dessen oder deren Entlassung aus dem Dienst rechtfertigen, oder Gründe vorlie-

gen, die nach der Grundordnung des kirchlichen Dienstes in der jeweils geltenden Fas-

sung eine Kündigung rechtfertigen. 2Auf Antrag des oder der Diözesandatenschutzbeauf-

tragten nimmt der Diözesanbischof die Bestellung zurück. 

 

(4) 1Das der Bestellung zum oder zur Diözesandatenschutzbeauftragten zugrunde liegende 

Dienstverhältnis kann während der Amtszeit nur unter den Voraussetzungen des Absatzes 

3 beendet werden. 2Dieser Kündigungsschutz wirkt für den Zeitraum von einem Jahr nach 

der Beendigung der Amtszeit entsprechend fort, soweit ein kirchliches Beschäftigungs-

verhältnis fortgeführt wird oder sich anschließt. 

 

(5) Der oder die Diözesandatenschutzbeauftragte benennt aus dem Kreis seiner oder ihrer 

Mitarbeitenden einen Vertreter oder eine Vertreterin, der oder die im Fall seiner oder ihrer 

Verhinderung die unaufschiebbaren Entscheidungen trifft. 

 

(6) 1Ist der oder die Diözesandatenschutzbeauftragte an der Ausübung seines oder ihres Am-

tes dauerhaft verhindert oder endet sein oder ihr Amtsverhältnis vorzeitig und ist er oder 

sie nicht zur Weiterführung der Geschäfte verpflichtet, bestellt der Diözesanbischof bis 

zur Wiederaufnahme des Amtes durch den Diözesandatenschutzbeauftragten oder die Di-

özesandatenschutzbeauftragte oder die Bestellung eines oder einer neuen Diözesandaten-

schutzbeauftragten übergangsweise eine Leitung. 2§ 43 Absatz 2 gilt entsprechend. 3Die 

übergangsweise Leitung hat sämtliche Rechte und Pflichten, die nach diesem Gesetz dem 

oder der Diözesandatenschutzbeauftragten zukommen. 4Sie tritt nicht in die laufende 

Amtszeit des oder der bisherigen Diözesandatenschutzbeauftragten ein. 5Mit der Bestel-

lung der übergangsweisen Leitung durch den Diözesanbischof endet die Vertretung nach 

Absatz 5. 

 

(7) 1Der oder die Diözesandatenschutzbeauftragte und seine Mitarbeitenden sind auch nach 

Beendigung ihrer Aufträge verpflichtet, über die ihnen in dieser Eigenschaft bekannt 



39 

 

gewordenen Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren. 2Dies gilt nicht für Mittei-

lungen im dienstlichen Verkehr oder über Tatsachen, die offenkundig sind oder ihrer Be-

deutung nach keiner Geheimhaltung bedürfen. 

 

(8) 1Der oder die Diözesandatenschutzbeauftragte und seine Mitarbeitenden dürfen, wenn ihr 

Auftrag beendet ist, über solche Angelegenheiten ohne Genehmigung des oder der am-

tierenden Diözesandatenschutzbeauftragten weder vor Gericht noch außergerichtlich 

Aussagen oder Erklärungen abgeben. 2Die Genehmigung, als Zeuge oder Zeugin aus-

zusagen, wird in der Regel erteilt. 3Unberührt bleibt die gesetzlich begründete Pflicht, 

Straftaten anzuzeigen. 

 

(9) Die Absätze 7 und 8 gelten für die Vertretung oder eine übergangsweise Leitung entspre-

chend. 

 

§ 44 

Aufgaben der Datenschutzaufsicht 

 

(1) Die Datenschutzaufsicht wacht über die Einhaltung der Vorschriften dieses Gesetzes so-

wie anderer Vorschriften über den Datenschutz und setzt diese durch.  

 

(2) Darüber hinaus hat die Datenschutzaufsicht insbesondere folgende Aufgaben: 

 

a) Die Öffentlichkeit für die Risiken, Vorschriften, Garantien und Rechte im Zusam-

menhang mit der Verarbeitung sensibilisieren und sie darüber aufklären. Besondere 

Beachtung finden dabei spezifische Maßnahmen für Minderjährige; 

b) kirchliche Einrichtungen und Gremien über legislative und administrative Maßnah-

men zum Schutz der Rechte und Freiheiten natürlicher Personen in Bezug auf die 

Verarbeitung beraten; 

c) die Verantwortlichen und die Auftragsverarbeiter für die ihnen aus diesem Gesetz 

entstehenden Pflichten sensibilisieren; 

d) auf Anfrage jeder betroffenen Person Informationen über die Ausübung ihrer 

Rechte aufgrund dieses Gesetzes zur Verfügung stellen und gegebenenfalls zu die-

sem Zweck mit den anderen Datenschutzaufsichten sowie staatlichen und sonstigen 

kirchlichen Aufsichtsbehörden zusammenarbeiten; 

e) sich mit Beschwerden einer betroffenen Person befassen, den Gegenstand der Be-

schwerde in angemessenem Umfang untersuchen und den Beschwerdeführer inner-

halb einer angemessenen Frist über den Fortgang und das Ergebnis der Untersu-

chung unterrichten; zur Erleichterung der Einlegung von Beschwerden hält die Da-

tenschutzaufsicht Musterformulare in digitaler und Papierform bereit.  

f) mit anderen Datenschutzaufsichten zusammenarbeiten, auch durch Informations-

austausch, und ihnen Amtshilfe leisten, um die einheitliche Anwendung und Durch-

setzung dieses Gesetzes zu gewährleisten; 

g) Untersuchungen über die Anwendung dieses Gesetzes durchführen, auch auf der 

Grundlage von Informationen einer anderen Datenschutzaufsicht oder einer ande-

ren Behörde; 

h) maßgebliche Entwicklungen verfolgen, soweit sie sich auf den Schutz personenbe-

zogener Daten auswirken, insbesondere die Entwicklung der Informations- und 

Kommunikationstechnologie und der Geschäftspraktiken; 

i) gegebenenfalls eine Liste der Verarbeitungsarten erstellen und führen, für die ge-

mäß § 35 entweder keine oder für die eine Datenschutz-Folgenabschätzung durch-

zuführen ist; 
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j) Beratung in Bezug auf die in § 35 genannten Verarbeitungsvorgänge leisten; 

k) interne Verzeichnisse über Verstöße gegen dieses Gesetz und die im Zusammen-

hang mit diesen Verstößen ergriffenen Maßnahmen führen und 

l) jede sonstige Aufgabe im Zusammenhang mit dem Schutz personenbezogener Da-

ten erfüllen. 

 

(3) Die Datenschutzaufsicht kann im Rahmen ihrer Zuständigkeit Muster zur Verfügung stel-

len. 

 

(4) 1Die Tätigkeit der Datenschutzaufsicht ist für die betroffene Person unentgeltlich. 2Bei 

offensichtlich unbegründeten oder – insbesondere im Fall von häufiger Wiederholung – 

exzessiven Anfragen kann jedoch die Datenschutzaufsicht ihre weitere Tätigkeit auf eine 

neuerliche Anfrage der betroffenen Person hin davon abhängig machen, dass eine ange-

messene Gebühr für den Verwaltungsaufwand entrichtet wird, oder sich weigern, auf-

grund der Anfrage tätig zu werden. 3In diesem Fall trägt die Datenschutzaufsicht die Be-

weislast für den offenkundig unbegründeten oder exzessiven Charakter der Anfrage. 

 

(5) 1Die Datenschutzaufsicht erstellt jährlich einen Tätigkeitsbericht, der dem Diözesanbi-

schof vorgelegt und der Öffentlichkeit zugänglich gemacht wird. 2Der Tätigkeitsbericht 

soll auch eine Darstellung der wesentlichen Entwicklungen des Datenschutzes im nicht-

kirchlichen Bereich enthalten. 

 

§ 45 

Zuständigkeit der Datenschutzaufsicht bei über- oder mehrdiözesanen  

Rechtsträgern sowie bei gemeinsamer Verantwortlichkeit 

 

(1) 1Handelt es sich bei dem Rechtsträger einer kirchlichen Stelle im Sinne des § 3 Absatz 1 

um einen über- oder mehrdiözesanen kirchlichen Rechtsträger, so gilt das Gesetz über 

den kirchlichen Datenschutz der Diözese und ist die Datenschutzaufsicht der Diözese zu-

ständig, in der der Rechtsträger der kirchlichen Stelle seinen Sitz hat. 2Bei Abgrenzungs-

fragen gegenüber dem Bereich der Ordensgemeinschaften erfolgt eine Abstimmung zwi-

schen dem oder der Diözesandatenschutzbeauftragten und dem oder der Ordensdaten-

schutzbeauftragten.  

 

(2) Verfügt der über- oder mehrdiözesane kirchliche Rechtsträger im Sinne des § 3 Absatz 1 

über eine oder mehrere rechtlich unselbständige Einrichtungen, die in einer anderen Diö-

zese als der Diözese ihren Sitz haben, in der der Rechtsträger seinen Sitz hat, so gilt das 

Gesetz über den kirchlichen Datenschutz der Diözese und ist die Datenschutzaufsicht der 

Diözese zuständig, in der der Rechtsträger seinen Sitz hat. 

 

(3) In Fällen einer gemeinsamen Verantwortlichkeit im Sinne des § 28 verständigen sich die 

betroffenen Datenschutzaufsichten. 

 

§ 46 

Zusammenarbeit kirchlicher Stellen mit den Datenschutzaufsichten 

 

Die in § 3 Absatz 1 genannten kirchlichen Stellen sind verpflichtet, im Rahmen ihrer Zustän-

digkeit  

 

a) den Anweisungen der Datenschutzaufsicht Folge zu leisten, 
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b) die Datenschutzaufsicht bei der Erfüllung ihrer Aufgaben zu unterstützen; ihr ist dabei 

insbesondere Auskunft zu ihren Fragen sowie Einsicht in alle Unterlagen und Akten zu 

gewähren, die im Zusammenhang mit der Verarbeitung personenbezogener Daten stehen, 

namentlich in die gespeicherten Daten und in die Datenverarbeitungsprogramme, und 

während der Dienstzeit zum Zwecke von Prüfungen Zutritt zu allen Diensträumen, die 

der Verarbeitung und Aufbewahrung automatisierter Dateien dienen, zu gewähren, 

c) Untersuchungen in Form von Datenschutzüberprüfungen durch die Datenschutzaufsicht 

zuzulassen. 

 

§ 47 

Befugnisse der Datenschutzaufsicht 

 

(1) Die Datenschutzaufsicht verfügt über sämtliche folgenden Untersuchungsbefugnisse, die 

es ihr gestatten,  

 

a) den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter anzuweisen, alle Informationen 

bereitzustellen, die für die Erfüllung der Aufgaben der Datenschutzaufsicht erfor-

derlich sind; 

b) Untersuchungen in Form von Datenschutzüberprüfungen durchzuführen; 

c) den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter auf einen vermeintlichen Ver-

stoß gegen dieses Gesetz hinzuweisen; 

d) von dem Verantwortlichen und dem Auftragsverarbeiter Zugang zu allen personen-

bezogenen Daten und Informationen, die zur Erfüllung der Aufgaben der Daten-

schutzaufsicht notwendig sind, zu erhalten; 

e) gemäß dem geltenden Verfahrensrecht Zugang zu den Räumlichkeiten, einschließ-

lich aller Datenverarbeitungsanlagen und -geräte, des Verantwortlichen und des 

Auftragsverarbeiters zu erhalten. 

 

(2) Die Datenschutzaufsicht verfügt über sämtliche folgenden Abhilfebefugnisse, die es ihr 

gestatten, 

 

a) einen Verantwortlichen oder einen Auftragsverarbeiter zu warnen, dass beabsich-

tigte Verarbeitungsvorgänge voraussichtlich gegen dieses Gesetz oder andere da-

tenschutzrechtliche Bestimmungen verstoßen; 

b) einen Verantwortlichen oder einen Auftragsverarbeiter zu verwarnen, wenn er mit 

Verarbeitungsvorgängen gegen dieses Gesetz oder andere datenschutzrechtliche 

Bestimmungen verstoßen hat; 

c) den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter anzuweisen, den Anträgen der 

betroffenen Person auf Ausübung der ihr nach diesem Gesetz zustehenden Rechte 

zu entsprechen; 

d) den Verantwortlichen oder den Auftragsverarbeiter anzuweisen, Verarbeitungsvor-

gänge gegebenenfalls auf bestimmte Weise und innerhalb eines bestimmten Zeit-

raums in Einklang mit diesem Gesetz zu bringen; 

e) den Verantwortlichen anzuweisen, die von einer Verletzung des Schutzes perso-

nenbezogener Daten betroffene Person entsprechend zu benachrichtigen; 

f) eine vorübergehende oder endgültige Beschränkung der Verarbeitung, einschließ-

lich eines Verbots, zu verhängen; 

g) die Berichtigung oder Löschung von personenbezogenen Daten oder die Einschrän-

kung der Verarbeitung gemäß den §§ 18, 19 und 20 und die Unterrichtung der Emp-

fänger, an die diese personenbezogenen Daten gemäß §§ 19 Absatz 2 und 21 offen-

gelegt wurden, über solche Maßnahmen anzuordnen; 
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h) eine Geldbuße gemäß § 51 zu verhängen, zusätzlich zu oder anstelle von in diesem 

Absatz genannten Maßnahmen, je nach den Umständen des Einzelfalls; 

i) die Aussetzung der Übermittlung von Daten an einen Empfänger in einem Drittland 

oder an eine internationale Organisation oder an ein nichtstaatliches Völkerrechts-

subjekt anzuordnen. 

 

(3) Hat die Datenschutzaufsicht die Feststellung getroffen, dass eine Datenschutzverletzung 

objektiv vorliegt, kann der betroffenen Person im Verfahren vor den staatlichen Zivilge-

richten über den Schadensersatz das Fehlen einer solchen nicht entgegengehalten werden. 

 

(4) 1Werden Maßnahmen nach Absatz 2 nicht in der von der Datenschutzaufsicht bestimmten 

Frist befolgt, so verständigt die Datenschutzaufsicht die für die kirchliche Stelle zustän-

dige Aufsicht und fordert sie zu einer Stellungnahme gegenüber der Datenschutzaufsicht 

auf. 2Diese Stellungnahme soll auch eine Darstellung der Maßnahmen enthalten, die ge-

troffen worden sind. 

 

(5) 1Vor Abhilfemaßnahmen nach Absatz 2 ist dem Verantwortlichen oder dem Auftragsver-

arbeiter innerhalb einer angemessenen Frist Gelegenheit zu geben, sich zu den für die 

Entscheidung erheblichen Tatsachen zu äußern. 2Von der Anhörung kann abgesehen wer-

den, wenn sie nach den Umständen des Einzelfalls nicht geboten, insbesondere wenn eine 

sofortige Entscheidung wegen Gefahr im Verzug oder im kirchlichen Interesse notwendig 

erscheint. 

 

 

Kapitel 7 

Beschwerde, gerichtlicher Rechtsbehelf, Haftung und Sanktionen 

 

§ 48 

Beschwerde bei einer Datenschutzaufsicht 

 

(1) 1Jede betroffene Person hat unbeschadet eines anderweitigen Rechtsbehelfs das Recht auf 

Beschwerde bei einer Datenschutzaufsicht, wenn die betroffene Person der Ansicht ist, 

dass die Verarbeitung der sie betreffenden personenbezogenen Daten gegen Vorschriften 

dieses Gesetzes oder gegen andere Datenschutzvorschriften verstößt. 2Die Einhaltung des 

Dienstwegs ist dabei nicht erforderlich. 

 

(2) Auf ein solches Vorbringen hin prüft die Datenschutzaufsicht den Sachverhalt. Sie fordert 

den Verantwortlichen, den Empfänger oder die Empfängerin und/oder den Dritten oder 

die Dritte zur Stellungnahme auf, soweit der Inhalt des Vorbringens den Tatbestand einer 

Datenschutzverletzung erfüllt. 

 

(3) Niemand darf gemaßregelt oder benachteiligt werden, weil er sich im Sinne des Absatz 1 

an die Datenschutzaufsicht gewendet hat.  

 

(4) Die Datenschutzaufsicht unterrichtet den Beschwerdeführer oder die Beschwerdeführerin 

über den Stand und die Ergebnisse der Beschwerde einschließlich der Möglichkeit eines 

gerichtlichen Rechtsbehelfs nach § 49. 
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§ 49 

Recht auf gerichtlichen Rechtsbehelf  

gegen einen Bescheid der Datenschutzaufsicht  

 
1Jede natürliche oder juristische Person hat unbeschadet des Rechts auf Beschwerde bei einer 

Datenschutzaufsicht (§ 48) das Recht auf einen gerichtlichen Rechtsbehelf gegen einen sie be-

treffenden Bescheid der Datenschutzaufsicht. 2Dies gilt auch dann, wenn sich die Datenschutz-

aufsicht nicht mit einer Beschwerde nach § 48 befasst oder die betroffene Person nicht inner-

halb von drei Monaten über den Stand oder das Ergebnis der nach § 48 erhobenen Beschwerde 

in Kenntnis gesetzt hat. 

 

§ 49a 

Recht auf gerichtlichen Rechtsbehelf  

gegen Verantwortliche oder kirchliche Auftragsverarbeiter 

 

Jede betroffene Person hat unbeschadet eines Rechts auf Beschwerde bei einer Datenschutz-

aufsicht (§ 48) das Recht auf einen gerichtlichen Rechtsbehelf gegen einen Verantwortlichen 

oder einen kirchlichen Auftragsverarbeiter, wenn sie der Ansicht ist, dass die ihr aufgrund die-

ses Gesetzes zustehenden Rechte infolge einer nicht im Einklang mit diesem Gesetz stehenden 

Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten verletzt wurden. 

 

§ 49 b  

Zuständigkeit der Datenschutzgerichte  

 

(1) Für gerichtliche Rechtsbehelfe nach den §§ 49 und 49 a ist das Interdiözesane Daten-

schutzgericht zuständig. 

 

(2) Für Rechtsmittel gegen eine Entscheidung des Interdiözesanen Datenschutzgerichts ist 

das Datenschutzgericht der Deutschen Bischofskonferenz zuständig. 

 

§ 50 

Haftung und Schadenersatz 

 

(1) Jede Person, der wegen eines Verstoßes gegen dieses Gesetz ein materieller oder imma-

terieller Schaden entstanden ist, hat Anspruch auf Schadenersatz gegen die kirchliche 

Stelle als Verantwortlicher oder Auftragsverarbeiter.  

 

(2) Ein Auftragsverarbeiter haftet für den durch eine Verarbeitung verursachten Schaden nur 

dann, wenn er seinen speziell den Auftragsverarbeitern auferlegten Pflichten aus diesem 

Gesetz nicht nachgekommen ist oder unter Nichtbeachtung der rechtmäßig erteilten An-

weisungen des für die Datenverarbeitung Verantwortlichen oder gegen diese Anweisun-

gen gehandelt hat. 

 

(3) Ein Verantwortlicher oder ein Auftragsverarbeiter ist von der Haftung gemäß Absatz 1 

befreit, wenn er nachweist, dass er in keinerlei Hinsicht für den Umstand, durch den der 

Schaden eingetreten ist, verantwortlich ist. 

 

(4) Wegen eines Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, kann die betroffene Person eine 

angemessene Entschädigung in Geld verlangen. 
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(5) Lässt sich bei einer automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten nicht ermit-

teln, welche von mehreren beteiligten kirchlichen Stellen als Verantwortlicher oder Auf-

tragsverarbeiter den Schaden verursacht hat, so haftet jede als Verantwortlicher für den 

gesamten Schaden. 

 

(6) Mehrere Ersatzpflichtige haften als Gesamtschuldner im Sinne des Bürgerlichen Gesetz-

buches. 

 

(7) Hat bei der Entstehung des Schadens ein Verschulden der betroffenen Person mitgewirkt, 

ist § 254 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend anzuwenden. 

 

(8) Auf die Verjährung finden die für unerlaubte Handlungen geltenden Verjährungsvor-

schriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende Anwendung. 

 

§ 51 

Geldbußen 

 

(1) Verstößt ein Verantwortlicher oder ein Auftragsverarbeiter vorsätzlich oder fahrlässig ge-

gen Bestimmungen dieses Gesetzes, so kann die Datenschutzaufsicht eine Geldbuße ver-

hängen.  

 

(2) Die Datenschutzaufsicht stellt sicher, dass die Verhängung von Geldbußen gemäß diesem 

Paragraphen für Verstöße gegen dieses Gesetz in jedem Einzelfall wirksam, verhältnis-

mäßig und abschreckend ist. 

 

(3) 1Geldbußen werden je nach den Umständen des Einzelfalls zusätzlich zu oder anstelle 

von Maßnahmen nach § 47 Absatz 2 lit. a) bis g) und i) verhängt. 2Bei der Entscheidung 

über die Verhängung einer Geldbuße und über deren Betrag wird in jedem Einzelfall Fol-

gendes gebührend berücksichtigt: 

 

a) Art, Schwere und Dauer des Verstoßes unter Berücksichtigung der Art, des Um-

fangs oder des Zwecks der betreffenden Verarbeitung sowie der Zahl der von der 

Verarbeitung betroffenen Personen und des Ausmaßes des von ihnen erlittenen 

Schadens; 

b) Vorsätzlichkeit oder Fahrlässigkeit des Verstoßes; 

c) jegliche von dem Verantwortlichen oder dem Auftragsverarbeiter getroffenen Maß-

nahmen zur Minderung des den betroffenen Personen entstandenen Schadens; 

d) Grad der Verantwortung des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters unter 

Berücksichtigung der von ihnen gemäß § 26 getroffenen technischen und organisa-

torischen Maßnahmen; 

e) etwaige einschlägige frühere Verstöße des Verantwortlichen oder des Auftragsver-

arbeiters; 

f) Umfang der Zusammenarbeit mit der Datenschutzaufsicht, um dem Verstoß abzu-

helfen und seine möglichen nachteiligen Auswirkungen zu mindern; 

g) Kategorien personenbezogener Daten, die von dem Verstoß betroffen sind; 

h) Art und Weise, wie der Verstoß der Datenschutzaufsicht bekannt wurde, insbeson-

dere ob und gegebenenfalls in welchem Umfang der Verantwortliche oder der Auf-

tragsverarbeiter den Verstoß mitgeteilt hat; 

i) Einhaltung der früher gegen den für den betreffenden Verantwortlichen oder Auf-

tragsverarbeiter in Bezug auf denselben Gegenstand angeordneten Maßnahmen  

(§ 47 Absatz 2), wenn solche Maßnahmen angeordnet wurden; 
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j) jegliche anderen erschwerenden oder mildernden Umstände im jeweiligen Fall, wie 

unmittelbar oder mittelbar durch den Verstoß erlangte finanzielle Vorteile oder ver-

miedene Verluste. 

 

(4) Verstößt ein Verantwortlicher oder ein Auftragsverarbeiter bei gleichen oder miteinander 

verbundenen Verarbeitungsvorgängen vorsätzlich oder fahrlässig gegen mehrere Bestim-

mungen dieses Gesetzes, so übersteigt der Gesamtbetrag der Geldbuße nicht den Betrag 

für den schwerwiegendsten Verstoß. 

 

(5) 1Bei Verstößen werden im Einklang mit Absatz 3 Geldbußen innerhalb eines Rahmens 

von bis zu 1.000.000 € verhängt. 2Für den Bereich kirchlicher Unternehmen im Sinne des 

§ 4 Nummer 19., die am Wettbewerb teilnehmen, können im Einklang mit Absatz 2 Geld-

bußen von bis zu 4 Prozent des Jahresumsatzes, maximal in Höhe von 3.000.000 €, ver-

hängt werden. 

 

(6) Gegen kirchliche Stellen im Sinne des § 3 Absatz 1, soweit sie im weltlichen Rechtskreis 

öffentlich-rechtlich verfasst sind, werden keine Geldbußen verhängt; dies gilt nicht, so-

weit sie als Unternehmen am Wettbewerb teilnehmen. 

 

(7) 1Die Datenschutzaufsicht leitet einen Vorgang, in welchem sie einen objektiven Verstoß 

gegen dieses Gesetz festgestellt hat, einschließlich der von ihr verhängten Höhe der Geld-

buße an die nach staatlichem Recht zuständige Vollstreckungsbehörde weiter. 2Unbe-

schadet ihrer jeweiligen Rechtsform ist die Datenschutzaufsicht Inhaber der Bußgeldfor-

derung und mithin Vollstreckungsgläubiger. 3Die nach staatlichem Recht zuständige 

Vollstreckungsbehörde ist an die Feststellung der Datenschutzaufsicht hinsichtlich des 

Verstoßes und an die von dieser festgesetzten Höhe der Geldbuße gebunden. 4Sofern das 

staatliche Recht die Zuständigkeit einer solchen Vollstreckungsbehörde nicht vorsieht, 

erfolgt die Vollstreckung auf dem Zivilrechtsweg.   

 

(8) Eine Meldung nach § 33 oder eine Benachrichtigung nach § 34 Absatz 1 darf in einem 

Verfahren zur Verhängung eines Bußgeldes nach dieser Vorschrift gegen den Melde-

pflichtigen oder die Meldepflichtige oder den Benachrichtigenden oder die Benachrich-

tigende oder seine oder ihre in § 52 Absatz 1 der Strafprozessordnung bezeichneten An-

gehörigen nur mit Zustimmung des oder der Meldepflichtigen oder des oder der Benach-

richtigenden verwendet werden. 

 

 

Kapitel 8 

Vorschriften für besondere Verarbeitungssituationen 

 

§ 52 

Videoüberwachung 

 

(1) Die Beobachtung öffentlich zugänglicher Räume mit optisch-elektronischen Einrichtun-

gen (Videoüberwachung) ist nur zulässig, soweit sie 

 

a) zur Aufgabenerfüllung oder zur Wahrnehmung des Hausrechts oder 

b) zur Wahrnehmung berechtigter Interessen für konkret festgelegte Zwecke 

 

erforderlich ist und keine Anhaltspunkte bestehen, dass schutzwürdige Interessen der be-

troffenen Person überwiegen. 
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(2) Der Umstand der Beobachtung und der Verantwortliche sind durch geeignete Maßnah-

men zum frühestmöglichen Zeitpunkt erkennbar zu machen.  

 

(3) Die Verarbeitung von nach Absatz 1 erhobenen Daten ist zulässig, wenn sie zum Errei-

chen des verfolgten Zwecks erforderlich ist und keine Anhaltspunkte bestehen, dass 

schutzwürdige Interessen der betroffenen Person überwiegen.  

 

(4) Werden durch Videoüberwachung erhobene Daten einer bestimmten Person zugeordnet, 

ist diese über eine Verarbeitung gemäß §§ 15 und 16 zu benachrichtigen. 

 

(5) Die Daten sind unverzüglich zu löschen, wenn sie zur Erreichung des Zwecks nicht mehr 

erforderlich sind oder schutzwürdige Interessen der betroffenen Person einer weiteren 

Verarbeitung entgegenstehen. 

 

§ 52a 

Gottesdienste und kirchliche Veranstaltungen 

 

(1) Die Aufzeichnung, Übertragung oder Veröffentlichung von Gottesdiensten oder Veran-

staltungen gottesdienstähnlicher Art sind datenschutzrechtlich zulässig, wenn die be-

troffenen Personen vor der Teilnahme durch geeignete Maßnahmen über Art und Umfang 

der Aufzeichnung, Übertragung oder Veröffentlichung informiert werden. 

 

(2) Besonderen schutzwürdigen Interessen - insbesondere von Minderjährigen - ist in ange-

messenem Umfang Rechnung zu tragen. 

 

(3) Unbeschadet des Absatzes 2 sind von der Aufzeichnung, Übertragung oder Veröffentli-

chung nicht erfasste Plätze für Gottesdienstbesucher und -besucherinnen in angemessener 

Zahl vorzuhalten. 

 

§ 53 

Verarbeitung personenbezogener Daten für Zwecke des Beschäftigungsverhältnisses 

 

(1) Personenbezogene Daten eines oder einer Beschäftigten einschließlich der Daten über die 

Religionszugehörigkeit, die religiöse Überzeugung und die Erfüllung von Loyalitätsob-

liegenheiten dürfen für Zwecke des Beschäftigungsverhältnisses verarbeitet werden, 

wenn dies für die Entscheidung über die Begründung eines Beschäftigungsverhältnisses 

oder nach Begründung des Beschäftigungsverhältnisses für dessen Durchführung oder 

Beendigung erforderlich ist.  

 

(2) Zur Aufdeckung von Straftaten dürfen personenbezogene Daten eines oder einer Beschäf-

tigten dann verarbeitet werden, wenn zu dokumentierende tatsächliche Anhaltspunkte den 

Verdacht begründen, dass die betroffene Person im Beschäftigungsverhältnis eine Straftat 

begangen hat, die Verarbeitung zur Aufdeckung erforderlich ist und das schutzwürdige 

Interesse des oder der Beschäftigten an dem Ausschluss der Verarbeitung nicht über-

wiegt, insbesondere Art und Ausmaß im Hinblick auf den Anlass nicht unverhältnismäßig 

sind oder eine Rechtsvorschrift dies vorsieht. 

 

(3) Absatz 1 ist auch anzuwenden, wenn personenbezogene Daten verarbeitet werden, ohne 

dass sie automatisiert verarbeitet oder in oder aus einer nicht automatisierten Datei ver-

arbeitet oder für die Verarbeitung in einer solchen Datei erhoben werden. 
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(4) Die Beteiligungsrechte nach der jeweils geltenden Mitarbeitervertretungsordnung bleiben 

unberührt. 

 

§ 54 

Verarbeitung personenbezogener Daten zu wissenschaftlichen oder historischen  

Forschungszwecken, zu Archivzwecken oder zu statistischen Zwecken 

 

(1) 1Personenbezogene Daten dürfen zu im kirchlichen oder öffentlichen Interesse liegenden 

Archivzwecken, zu wissenschaftlichen oder historischen Forschungszwecken oder zu sta-

tistischen Zwecken verarbeitet werden, soweit geeignete Garantien für die Rechte und 

Freiheiten der betroffenen Personen vorgesehen werden. 2Mit diesen Garantien wird si-

chergestellt, dass technische und organisatorische Maßnahmen bestehen, mit denen ins-

besondere die Achtung des Grundsatzes der Datenminimierung gewährleistet wird. 3§ 11 

Absatz 2 lit. h) bis j) bleiben unberührt. 

 

(2) 1Die Offenlegung personenbezogener Daten an andere als kirchliche Stellen für Zwecke 

der wissenschaftlichen oder historischen Forschung oder der Statistik ist nur zulässig, 

wenn diese sich verpflichten, die übermittelten Daten nicht für andere Zwecke zu verar-

beiten und die Vorschriften der Absätze 3 und 4 einzuhalten. 2Der kirchliche Auftrag darf 

durch die Offenlegung nicht gefährdet werden.  

 

(3) 1Personenbezogene Daten, die für Zwecke der Forschung oder Statistik verarbeitet wer-

den, sind zu anonymisieren, sobald dies nach dem Forschungs- oder Statistikzweck mög-

lich ist. Bis dahin sind die Merkmale gesondert zu verarbeiten, mit denen Einzelangaben 

über persönliche oder sachliche Verhältnisse einer identifizierten oder identifizierbaren 

Person zugeordnet werden können. 2Sie dürfen mit den Einzelangaben nur zusammenge-

führt werden, soweit der Forschungs- oder Statistikzweck dies erfordert.  

 

(4) 1Die Veröffentlichung personenbezogener Daten, die zum Zwecke wissenschaftlicher 

oder historischer Forschung oder der Statistik übermittelt wurden, ist nur mit Zustimmung 

der übermittelnden kirchlichen Stelle zulässig. 2Die Zustimmung kann erteilt werden, 

wenn  

 

a) die betroffene Person eingewilligt hat oder 

b) dies für die Darstellung von Forschungsergebnissen über Ereignisse der Zeitge-

schichte unerlässlich ist, es sei denn, dass Grund zu der Annahme besteht, dass 

durch die Veröffentlichung der Auftrag der Kirche gefährdet würde oder schutz-

würdige Interessen der betroffenen Person überwiegen.  

 

(5) Für die Archivierung von Unterlagen kirchlicher Stellen im Sinne des § 3 gilt die Anord-

nung über die kirchlichen Archive (KAO) in der jeweils geltenden Fassung. 

 

§ 54a 

Verarbeitung personenbezogener Daten zur institutionellen Aufarbeitung  

sexualisierter Gewalt und anderer Formen des Missbrauchs 

 
1An der institutionellen Aufarbeitung sexualisierter Gewalt und anderer Formen des Miss-

brauchs besteht ein überragendes kirchliches Interesse. 2Personenbezogene Daten dürfen zum 

Zwecke der institutionellen Aufarbeitung sexualisierter Gewalt nach Maßgabe dieses Gesetzes 

und auf Grundlage spezifischer diözesaner Bestimmungen verarbeitet werden, die die Offenle-

gung von personenbezogenen Daten von sexuellem Missbrauch betroffener Personen für 
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Aufarbeitungs- und Forschungszwecke durch Auskunft oder Einsicht in Unterlagen ausdrück-

lich regeln, darunter auch Regelungen, die Auskunft oder Einsicht in Unterlagen lediglich im 

Falle einer Einwilligung betroffener Personen zulassen. 

 

§ 55 

Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Medien 

 

(1) 1Soweit personenbezogene Daten von kirchlichen Stellen ausschließlich zu eigenen jour-

nalistisch-redaktionellen oder literarischen Zwecken verarbeitet werden, gelten von den 

Vorschriften dieses Gesetzes nur die §§ 5, 26 und 50. 2Soweit personenbezogene Daten 

zur Herausgabe von Adressen-, Telefon- oder vergleichbaren Verzeichnissen verarbeitet 

werden, gilt Satz 1 nur, wenn mit der Herausgabe zugleich eine journalistisch-redaktio-

nelle oder literarische Tätigkeit verbunden ist. 

 

(2) Führt die journalistisch-redaktionelle Verarbeitung personenbezogener Daten zur Veröf-

fentlichung von Gegendarstellungen der betroffenen Person, so sind diese Gegendarstel-

lungen zu den gespeicherten Daten zu nehmen und für dieselbe Zeitdauer aufzubewahren 

wie die Daten selbst. 

 

(3) 1Wird jemand durch eine Berichterstattung in seinem Persönlichkeitsrecht beeinträchtigt, 

so kann er oder sie Auskunft über die der Berichterstattung zugrunde liegenden, zu seiner 

Person gespeicherten Daten verlangen. 2Die Auskunft kann verweigert werden, soweit 

aus den Daten auf die berichtenden oder einsendenden Personen oder die Gewährsleute 

von Beiträgen, Unterlagen und Mitteilungen für den redaktionellen Teil geschlossen wer-

den kann. 3Die betroffene Person kann die Berichtigung unrichtiger Daten verlangen. 

 

 

Kapitel 9 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

 

§ 56 

Ermächtigungen 

 

Die zur Durchführung dieses Gesetzes erforderlichen Regelungen trifft der Generalvikar. Er 

legt insbesondere fest: 

 

a) den Inhalt eines Musters der schriftlichen Verpflichtungserklärung gemäß § 5 Satz 2 und 

b) die technischen und organisatorischen Maßnahmen gemäß § 26. 

 

§ 57 

Übergangsbestimmungen 

 

Bisherige Bestellungen der betrieblichen Datenschutzbeauftragten, deren Amtszeiten noch 

nicht abgelaufen sind, bleiben unberührt, soweit hierbei die Regelungen der §§ 36 ff. Beachtung 

finden.  

 

§ 58 

Inkrafttreten  

 

Dieses Gesetz tritt am 24.05.2018 in Kraft.  



Durchführungsverordnung 

zum Gesetz über den Kirchlichen Datenschutz  

(KDG-DVO) 
 

in der Fassung des Beschlusses der Vollversammlung des  

Verbandes der Diözesen Deutschlands vom 19. November 2018, 

geändert durch Beschluss der Vollversammlung des 

Verbandes der Diözesen Deutschlands vom 24. November 2025 

 

 

Aufgrund des § 56 des Gesetzes über den Kirchlichen Datenschutz (KDG) vom 

………………………., veröffentlicht im Amtsblatt des (Erz-)Bistums ……………….. vom 

…………………….., wird die folgende Durchführungsverordnung zum KDG (KDG-DVO) 

erlassen: 
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Kapitel 1 

Verarbeitungstätigkeiten 

 

§ 1 

Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten 

 

(1) Das vom Verantwortlichen gemäß § 31 Absatz 1 bis Absatz 3 KDG zu führende 

Verzeichnis von Verarbeitungstätigkeiten ist dem oder der betrieblichen 

Datenschutzbeauftragten, sofern ein solcher oder eine solche benannt wurde, vor Beginn 

der Verarbeitung von personenbezogenen Daten und auf entsprechende Anfrage der 

Datenschutzaufsicht auch dieser unverzüglich zur Verfügung zu stellen.  

 

(2) Sofern die zuständige Datenschutzaufsicht ein Muster für ein Verzeichnis von 

Verarbeitungstätigkeiten gemäß § 31 KDG zur Verfügung stellt, bildet dieses 

grundsätzlich den Mindeststandard.  

 

(3) 1Das Verzeichnis ist bei jeder Veränderung eines Verfahrens zu aktualisieren. 2Im 

Übrigen ist es in regelmäßigen Abständen von höchstens zwei Jahren einer Überprüfung 

durch den Verantwortlichen zu unterziehen und bei Bedarf zu aktualisieren. 3Die 

Überprüfung sowie die Aktualisierung sind in geeigneter Weise zu dokumentieren. 
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Kapitel 2 

Datengeheimnis 

 

§ 2 

Belehrung und  

Verpflichtung auf das Datengeheimnis, Schulung 

 

(1) Zu den bei der Verarbeitung personenbezogener Daten tätigen Personen im Sinne des § 

5 KDG gehören die in den Stellen gemäß § 3 Absatz 1 KDG Beschäftigten im Sinne des 

§ 4 Ziffer 24. KDG sowie die dort ehrenamtlich tätigen Personen (Mitarbeitende im Sinne 

dieser Durchführungsverordnung, im Folgenden: Mitarbeitende). 

 

(2) 1Durch geeignete Maßnahmen sind die Mitarbeitenden mit den Vorschriften des KDG 

sowie den anderen für ihre Tätigkeit geltenden Datenschutzvorschriften vertraut zu 

machen. 2Dies geschieht im Wesentlichen durch Hinweis auf die für den 

Aufgabenbereich der Person wesentlichen Grundsätze und Erfordernisse und im Übrigen 

durch Bekanntgabe der entsprechenden Regelungstexte in der jeweils gültigen Fassung. 
3Das KDG und diese Durchführungsverordnung sowie die sonstigen 

Datenschutzvorschriften werden zur Einsichtnahme und etwaigen Ausleihe 

bereitgehalten oder elektronisch zur Verfügung gestellt; dies ist den Mitarbeitenden in 

geeigneter Weise mitzuteilen. 

 

(3) Ferner sind die Mitarbeitenden zu belehren über 

 

a) die Verpflichtung zur Beachtung der in Absatz 2 genannten Vorschriften bei der 

Verarbeitung personenbezogener Daten, 

b) mögliche rechtliche Folgen eines Verstoßes gegen das KDG und andere für ihre 

Tätigkeit geltende Datenschutzvorschriften, 

c) das Fortbestehen des Datengeheimnisses nach Beendigung der Tätigkeit bei der 

Datenverarbeitung. 

 

(4) Bei einer wesentlichen Änderung des KDG oder anderer für die Tätigkeit der 

Mitarbeitenden geltender Datenschutzvorschriften sowie bei Aufnahme einer neuen 

Tätigkeit durch den Mitarbeitenden oder die Mitarbeitende hat insoweit eine erneute 

Belehrung zu erfolgen. 

 

(5) 1Die Mitarbeitenden haben in nachweisbar dokumentierter Form eine 

Verpflichtungserklärung gemäß § 3 abzugeben. 2Diese Verpflichtungserklärung wird zu 

der Personalakte bzw. den Unterlagen des oder der jeweiligen Mitarbeitenden genommen. 
3Dieser oder diese erhält eine Ausfertigung der Erklärung. 

 

(6) Die Verpflichtung auf das Datengeheimnis gemäß § 5 KDG erfolgt durch den 

Verantwortlichen oder einen von ihm Beauftragten. 

 

(7) Die Mitarbeitenden sind regelmäßig zu schulen. 

 

§ 3 

Inhalt der Verpflichtungserklärung 

 

(1) Die gemäß § 2 Absatz 5 nachweisbar zu dokumentierende Verpflichtungserklärung des 

oder der Mitarbeitenden gemäß § 5 Satz 2 KDG hat zum Inhalt 
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a) Angaben zur Identifizierung des oder der Mitarbeitenden (Vorname, Zuname, 

Beschäftigungsdienststelle, Personalnummer sowie, sofern Personalnummer nicht 

vorhanden, Geburtsdatum und Anschrift),  

b) die Bestätigung, dass der oder die Mitarbeitende auf die für die Ausübung seiner 

oder ihrer Tätigkeit spezifisch geltenden Bestimmungen und im Übrigen auf die 

allgemeinen datenschutzrechtlichen Regelungen in den jeweils geltenden 

Fassungen sowie auf die Möglichkeit der Einsichtnahme und Ausleihe dieser Texte 

hingewiesen wurde, 

c) die Verpflichtung des oder der Mitarbeitenden, das KDG und andere für seine 

Tätigkeit geltende Datenschutzvorschriften in den jeweils geltenden Fassungen 

sorgfältig einzuhalten, 

d) die Bestätigung, dass der oder die Mitarbeitende über rechtliche Folgen eines 

Verstoßes gegen das KDG sowie gegen sonstige für die Ausübung seiner oder ihrer 

Tätigkeit spezifisch geltende Bestimmungen belehrt wurde. 

 

(2) Die Verpflichtungserklärung ist von dem oder der Mitarbeitenden unter Angabe des Ortes 

und des Datums der Unterschriftsleistung zu unterzeichnen oder auf eine andere dem 

Verfahren angemessene Weise zu signieren.  

 

(3) Sofern die zuständige Datenschutzaufsicht ein Muster einer Verpflichtungserklärung zur 

Verfügung stellt, bildet dieses den Mindeststandard.  

 

 

Kapitel 3 

Technische und organisatorische Maßnahmen 

 

Abschnitt 1  

Grundsätze und Maßnahmen 

 

§ 4 

Begriffsbestimmungen 

(IT-Systeme, Lesbarkeit) 

 

(1) IT-Systeme im Sinne dieser Durchführungsverordnung sind sämtliche technischen 

Einrichtungen, mittels derer personenbezogene Daten automatisiert verarbeitet werden. 

 

(2) IT-Systeme sind insbesondere 

 

a) hardwarebasierte IT-Komponenten (elektronische Geräte wie Server, 

Arbeitsplatzrechner, mobile Endgeräte, eingebettete Systeme (z.B. IoT) oder 

vergleichbare technische Komponenten, die einzeln oder im Verbund betrieben 

werden können), 

b) Softwarelösungen (lokal installierte oder netzwerkgestützte Programme und 

Anwendungen einschließlich betriebssystemnaher Software und 

Anwendungssoftware, die unmittelbar oder mittelbar an der Verarbeitung 

personenbezogener Daten beteiligt sind), 

c) cloudbasierte Systeme und Dienste (Bereitstellungsformen wie Software as a 

Service (SaaS), Platform as a Service (PaaS) oder Infrastructure as a Service (IaaS), 

die über netzwerkbasierte Umgebungen (insbesondere Internet oder Intranet) 

zugänglich sind und zur Datenverarbeitung eingesetzt werden). 
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(3) Unter Lesbarkeit im Sinne dieser Durchführungsverordnung ist die Möglichkeit zur 

vollständigen oder teilweisen Wiedergabe des Informationsgehalts von 

personenbezogenen Daten zu verstehen. 

 

§ 5  

Grundsätze der Verarbeitung 

 

(1) Der Verantwortliche hat sicher zu stellen, dass bei der Verarbeitung personenbezogener 

Daten durch innerbetriebliche Organisation und mittels technischer und organisatorischer 

Maßnahmen die Einhaltung des Datenschutzes gewährleistet wird. 

 

(2) Die Verarbeitung personenbezogener Daten auf IT-Systemen darf erst erfolgen, wenn der 

Verantwortliche und der Auftragsverarbeiter die nach dem KDG und dieser 

Durchführungsverordnung erforderlichen technischen und organisatorischen 

Maßnahmen zum Schutz dieser Daten getroffen haben. 

 

§ 6 

Technische und organisatorische Maßnahmen 

 

(1) Je nach der Art der zu schützenden personenbezogenen Daten sind unter 

Berücksichtigung von §§ 26 und 27 KDG angemessene technische und organisatorische 

Maßnahmen zu treffen, die geeignet sind, 

 

a) zu verhindern, dass unberechtigt Rückschlüsse auf eine bestimmte Person gezogen 

werden können (z.B. durch Pseudonymisierung oder Anonymisierung 

personenbezogener Daten), 

b) einen wirksamen Schutz gegen eine unberechtigte Verarbeitung 

personenbezogener Daten insbesondere während ihres Übertragungsvorgangs 

herzustellen (z. B. durch Verschlüsselung mit geeigneten 

Verschlüsselungsverfahren; das Verschlüsselungsverfahren ist dem aktuellen Stand 

der Technik und dem jeweiligen Sicherheitsbedarf entsprechend angemessen 

auszuwählen), 

c) die Vertraulichkeit, Integrität, Verfügbarkeit und Belastbarkeit der Systeme und 

Dienste zum Schutz vor unberechtigter Verarbeitung auf Dauer zu gewährleisten 

und dadurch Verletzungen des Schutzes personenbezogener Daten in 

angemessenem Umfang vorzubeugen, 

d) im Fall eines physischen oder technischen Zwischenfalls die Verfügbarkeit der 

personenbezogenen Daten und den Zugang zu ihnen rasch wiederherzustellen 

(Wiederherstellung). 

 

(2) Im Einzelnen sind für die Verarbeitung personenbezogener Daten in elektronischer Form 

unabhängig vom Ort der Verarbeitungstätigkeit insbesondere folgende Maßnahmen zu 

treffen: 

 

a) Unbefugten ist der Zutritt zu IT-Systemen im Sinne des § 4 Absatz 2 Nr. 1, mit 

denen personenbezogene Daten verarbeitet werden, zu verwehren 

(Zutrittskontrolle). 

b) 1Es ist zu verhindern, dass IT-Systeme und Benutzerzugänge von Unbefugten 

genutzt werden können (Zugangskontrolle). 2Zum Schutz personenbezogener 

Daten und zur Vermeidung von Identitätsdiebstahl sind geeignete technische und 
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organisatorische Maßnahmen nach dem jeweiligen Stand der Technik zu ergreifen. 
3Dies gilt insbesondere für Datenverarbeitungen außerhalb eines geschlossenen und 

gesicherten Netzwerks. 

c) Die zur Benutzung eines IT- Systems Berechtigten dürfen ausschließlich auf die 

ihrer Zuständigkeit unterliegenden personenbezogenen Daten zugreifen können; 

personenbezogene Daten dürfen nicht unbefugt gelesen, kopiert, verändert oder 

entfernt werden (Zugriffskontrolle). 

d) Personenbezogene Daten sind auch während ihrer elektronischen Übertragung oder 

während ihres Transports oder ihrer Speicherung auf Datenträgern gegen 

unbefugtes Auslesen, Kopieren, Verändern oder Entfernen durch geeignete 

Maßnahmen zu schützen. 

e) 1Es muss überprüft und festgestellt werden können, an welche Stellen eine 

Übermittlung personenbezogener Daten durch Einrichtungen zur Datenübertragung 

erfolgt (Weitergabekontrolle). 2Werden personenbezogene Daten außerhalb der 

vorgesehenen Datenübertragung weitergegeben, ist dies zu protokollieren. 

f) 1Es ist grundsätzlich sicher zu stellen, dass nachträglich überprüft und festgestellt 

werden kann, ob und von wem personenbezogene Daten in IT-Systemen verarbeitet 

worden sind (Eingabekontrolle). 2Die Eingabekontrolle umfasst unbeschadet der 

gesetzlichen Aufbewahrungsfristen mindestens einen Zeitraum von sechs Monaten. 

g) Personenbezogene Daten, die im Auftrag verarbeitet werden, dürfen nur 

entsprechend den Weisungen des Auftraggebers verarbeitet werden 

(Auftragskontrolle). 

h) Es ist zu gewährleisten, dass personenbezogene Daten gegen zufällige Zerstörung 

oder Verlust geschützt sind (Verfügbarkeitskontrolle). 

i) Es ist zu gewährleisten, dass zu unterschiedlichen Zwecken erhobene 

personenbezogene Daten getrennt verarbeitet werden (Trennungsgebot). 

j) Im Netzwerk- und im Einzelplatzbetrieb ist eine abgestufte Rechteverwaltung 

erforderlich. Anwender- und Administrationsrechte sind zu trennen.  

k) Bei der Auswahl von IT-Systemen, insbesondere von Softwarelösungen, ist dem 

Grundsatz der Datenminimierung angemessen Rechnung zu tragen. 

 

(3) Absatz 2 gilt entsprechend für die Verarbeitung personenbezogener Daten in nicht 

automatisierter Form.  

 

§ 7 

Überprüfung 

 

(1) 1Zur Gewährleistung der Sicherheit der Verarbeitung sind die getroffenen technischen 

und organisatorischen Maßnahmen durch den Verantwortlichen regelmäßig, mindestens 

jedoch im Abstand von jeweils zwei Jahren, auf ihre Wirksamkeit zu überprüfen. 2Zu 

diesem Zweck ist ein für die jeweilige kirchliche Stelle geeignetes und angemessenes 

Verfahren zu entwickeln, welches eine verlässliche Bewertung des Ist-Zustandes und eine 

zweckmäßige Anpassung an den aktuellen Stand der Technik erlaubt.  

 

(2) 1Insbesondere die Vorlage eines anerkannten Zertifikats gemäß § 26 Absatz 4 KDG durch 

den Verantwortlichen, welches sich an Veröffentlichungen des Bundesamtes für 

Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) orientiert, ist als Nachweis zulässig. 
2Abweichend von Satz 1 kann auch eine Orientierung an anderen Regelungen erfolgen, 

die einen vergleichbaren Schutzstandard gewährleisten (insbesondere ISO/IEC 27001). 

 

(3) Die Überprüfung nach Absatz 1 ist zu dokumentieren. 
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(4) Für den Fall der Auftragsverarbeitung gilt § 15 Absatz 5. 

 

§ 8 

Verarbeitung von Meldedaten in kirchlichen Rechenzentren 

(1) Werden personenbezogene Daten aus den Melderegistern der kommunalen 

Meldebehörden in kirchlichen Rechenzentren verarbeitet, so orientieren sich die von 

diesen zu treffenden Schutzmaßnahmen an den jeweils geltenden BSI-IT-

Grundschutzkatalogen oder vergleichbaren Veröffentlichungen des Bundesamtes für 

Sicherheit in der Informationstechnik (BSI). Abweichend von Satz 1 kann auch eine 

Orientierung an anderen Regelungen erfolgen, die einen vergleichbaren Schutzstandard 

gewährleisten (insbesondere ISO 27001 auf Basis IT-Grundschutz). 

 

(2) Rechenzentren im Sinne dieser Durchführungsverordnung sind die für den Betrieb von 

größeren, zentral in mehreren Dienststellen eingesetzten Informations- und 

Kommunikationssystemen erforderlichen Einrichtungen. 

 

Abschnitt 2 

Schutzbedarf und Risikoanalyse 

 

§ 9 

Einordnung in Datenschutzklassen und Datenschutzniveau 

 

(1) Unter Berücksichtigung der Art der zu verarbeitenden personenbezogenen Daten und des 

Ausmaßes der möglichen Gefährdung personenbezogener Daten hat eine Einordnung in 

eine der in §§ 11 bis 13 genannten drei Datenschutzklassen zu erfolgen.  

 

(2) Bei der Einordnung personenbezogener Daten in eine Datenschutzklasse sind auch der 

Zusammenhang mit anderen gespeicherten Daten, der Zweck ihrer Verarbeitung und das 

anzunehmende Interesse an einer missbräuchlichen Verwendung der Daten zu 

berücksichtigen. 

 

(3) 1Die Einordnung erfolgt durch den Verantwortlichen; sie soll in der Regel bei Erstellung 

des Verzeichnisses von Verarbeitungstätigkeiten vorgenommen werden. 2Der oder die 

betriebliche Datenschutzbeauftragte soll angehört werden. 

 

(4) 1In begründeten Einzelfällen kann der Verantwortliche eine abweichende Einordnung 

vornehmen. 2Die Gründe sind zu dokumentieren. 3Erfolgt eine Einordnung in eine 

niedrigere Datenschutzklasse, ist zuvor der oder die betriebliche Datenschutzbeauftragte 

anzuhören. 

 

(5) Erfolgt keine Einordnung, gilt automatisch die Datenschutzklasse III, sofern nicht die 

Voraussetzungen des § 14 vorliegen. 

 

(6) Die Einordnung in eine der nachfolgend genannten Datenschutzklassen erfordert die 

Einhaltung des dieser Datenschutzklasse entsprechenden Schutzniveaus und die 

Einhaltung der dort beschriebenen Mindestmaßnahmen. 

 

(7) Erfolgt die Verarbeitung durch einen Auftragsverarbeiter, ist der Verantwortliche 

verpflichtet, sich in geeigneter Weise, insbesondere durch persönliche Überprüfung oder 
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Vorlage von Nachweisen, von dem Bestehen des der jeweiligen Datenschutzklasse 

entsprechenden Schutzniveaus zu überzeugen. 

 

§ 10 

Risikoanalyse 

 

(1) Die den individuellen Gegebenheiten entspringenden Risiken sind vom Verantwortlichen 

anhand einer Risikoanalyse festzustellen.  

 

(2) 1Für eine Analyse der möglichen Risiken für die Rechte und Freiheiten natürlicher 

Personen, die mit der Verarbeitung personenbezogener Daten verbunden sind, sind 

objektive Kriterien zu entwickeln und anzuwenden. 2Hierzu zählen insbesondere die 

Eintrittswahrscheinlichkeit und die Schwere eines Schadens für die betroffene Person. 
3Zu berücksichtigen sind auch Risiken, die durch – auch unbeabsichtigte oder 

unrechtmäßige – Vernichtung, durch Verlust, Veränderung, unbefugte Offenlegung von 

oder unbefugten Zugang zu personenbezogenen Daten entstehen. 

 

(3) Die identifizierten Risiken sind durch entsprechende Maßnahmen im Einklang mit § 6 zu 

behandeln. 

 

§ 11 

Datenschutzklasse I und Schutzniveau I 

 

(1) Der Datenschutzklasse I unterfallen personenbezogene Daten, deren missbräuchliche 

Verarbeitung keine besonders schwerwiegende Beeinträchtigung des Betroffenen 

erwarten lässt. Hierzu gehören insbesondere Namens- und Adressangaben ohne 

Sperrvermerke sowie Berufs-, Branchen- oder Geschäftsbezeichnungen. 

 

(2) Zum Schutz der in die Datenschutzklasse I einzuordnenden Daten ist ein Schutzniveau I 

zu definieren. Dieses setzt voraus, dass mindestens folgende Voraussetzungen gegeben 

sind: 

 

a) Das IT-System, auf dem die schützenswerten personenbezogenen Daten abgelegt 

sind, ist nicht frei zugänglich; es befindet sich z.B. in einem abschließbaren 

Gebäude oder unter ständiger Aufsicht. 

b) 1Die Anmeldung am IT-System ist nur nach Eingabe eines geeigneten  

benutzerdefinierten Passwortes oder unter Verwendung eines anderen, dem 

aktuellen Stand der Technik und dem jeweiligen Sicherheitsbedarf entsprechenden 

Authentifizierungsverfahrens zulässig. 2In sicherheitskritischen Bereichen oder bei 

Zugriffen außerhalb gesicherter Netze ist insbesondere der Einsatz von Mehr-

Faktor-Authentifizierungsverfahren (z. B. Kombination aus Passwort und 

Einmalcode, Hardware-Token oder biometrischen Verfahren) vorzusehen. 

c) Sicherungskopien von Daten sind nach aktuellem Stand der Technik mit geeigneten 

Maßnahmen vor unbefugtem Zugriff zu schützen. 

d) Vor der Weitergabe eines IT-Systems, insbesondere eines Datenträgers für einen 

anderen Einsatzzweck sind die auf ihm befindlichen Daten so zu löschen, dass ihre 

Lesbarkeit und ihre Wiederherstellung ausgeschlossen sind.  

e) Nicht öffentlich verfügbare Daten werden nur dann weitergegeben, wenn sie durch 

geeignete Schutzmaßnahmen geschützt sind. Die Art und Weise des Schutzes ist 

vor Ort zu definieren. 
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§ 12 

Datenschutzklasse II und Schutzniveau II 

 

(1) Der Datenschutzklasse II unterfallen personenbezogene Daten, deren missbräuchliche 

Verarbeitung den Betroffenen in seiner gesellschaftlichen Stellung oder in seinen 

wirtschaftlichen Verhältnissen beeinträchtigen kann. Hierzu gehören z.B. Daten über 

Mietverhältnisse, Geschäftsbeziehungen sowie Geburts- und Jubiläumsdaten. 

 

(2) Zum Schutz der in die Datenschutzklasse II einzuordnenden Daten ist ein Schutzniveau 

II zu definieren. Dieses setzt voraus, dass neben dem Schutzniveau I mindestens folgende 

Voraussetzungen gegeben sind: 

 

a) 1Die Anmeldung am IT-System ist nur nach Eingabe eines geeigneten  

benutzerdefinierten Passwortes zulässig, das ausreichend komplex gewählt werden 

muss und dessen Erneuerung nach dem jeweiligen Sicherheitsbedarf erfolgt. 
2Alternativ ist die Verwendung eines anderen, dem aktuellen Stand der Technik und 

dem jeweiligen Sicherheitsbedarf entsprechenden Authentifizierungsverfahrens 

zulässig.  

b) 1Das Starten des IT-Systems darf nur mit dem dafür bereit gestellten  

Betriebssystem erfolgen. 2Zu diesem Zweck sind geeignete technische Maßnahmen 

wie beispielsweise ein Boot-Schutz umzusetzen. 

c) Sicherungskopien und Ausdrucke der Datenbestände sind vor Fremdzugriff und vor 

der gleichzeitigen Vernichtung mit den Originaldaten zu schützen. 

d) 1Die Daten der Schutzklasse II sind auf zentralen Systemen in besonders gegen 

unbefugten Zutritt gesicherten Räumen zu speichern, sofern keine begründeten 

Ausnahmefälle gegeben sind. 2Diese sind schriftlich dem oder der betrieblichen 

Datenschutzbeauftragten zu melden. 3Die jeweils beteiligten IT-Systeme sind dem 

aktuellen Stand der Technik und dem jeweiligen Sicherheitsbedarf entsprechend 

angemessen zu schützen. 4Eine Speicherung auf anderen IT-Systemen darf nur 

erfolgen, wenn diese mit einem geeigneten Zugriffsschutz ausgestattet sind. 

e) 1Die Übermittlung personenbezogener Daten außerhalb eines geschlossenen und 

gesicherten Netzwerks (auch über automatisierte Schnittstellen) hat grundsätzlich 

verschlüsselt zu erfolgen. 2Das Verschlüsselungsverfahren ist dem aktuellen Stand 

der Technik und dem jeweiligen Sicherheitsbedarf entsprechend angemessen 

auszuwählen.  

 

§ 13 

Datenschutzklasse III und Schutzniveau III 

 

(1) 1Der Datenschutzklasse III unterfallen personenbezogene Daten, deren missbräuchliche 

Verarbeitung die gesellschaftliche Stellung oder die wirtschaftlichen Verhältnisse des 

Betroffenen erheblich beeinträchtigen kann. 2Hierzu gehören insbesondere die 

besonderen Kategorien personenbezogener Daten gemäß § 4 Ziffer 2. KDG sowie Daten 

über strafbare Handlungen, arbeitsrechtliche Rechtsverhältnisse, 

Disziplinarentscheidungen und Namens- und Adressangaben mit Sperrvermerken. 

 

(2) 1Zum Schutz der in die Datenschutzklasse III einzuordnenden Daten ist ein Schutzniveau 

III zu definieren. 2Dieses setzt voraus, dass neben dem Schutzniveau II mindestens 

folgende Voraussetzungen gegeben sind: 
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a) 1Ist es aus dienstlichen Gründen zwingend erforderlich, dass Daten der 

Datenschutzklasse III auf mobilen Geräten im Sinne des § 4 Absatz 2 oder 

Datenträgern gespeichert werden, sind diese Daten nur verschlüsselt abzuspeichern. 
2Das Verschlüsselungsverfahren ist dem aktuellen Stand der Technik und dem 

jeweiligen Sicherheitsbedarf entsprechend angemessen auszuwählen. 

b) 1Eine langfristige Lesbarkeit der zu speichernden Daten ist sicher zu stellen. 2So 

müssen z.B. bei verschlüsselten Daten die Sicherheit des Schlüssels und die 

erforderliche Entschlüsselung auch in dem nach § 16 Absatz 1 zu erstellenden 

Datensicherungskonzept berücksichtigt werden.  

 

§ 14 

Umgang mit personenbezogenen Daten, die dem Beichtgeheimnis oder  

dem Seelsorgegeheimnis unterliegen 

 

(1) 1Personenbezogene Daten, die dem Beichtgeheimnis oder dem Seelsorgegeheimnis 

unterliegen, sind in besonders hohem Maße schutzbedürftig. 2Ihre Ausspähung oder 

Verlautbarung würde dem Vertrauen in die Verschwiegenheit katholischer Dienststellen 

und Einrichtungen schweren Schaden zufügen.  

 

(2) Das Beichtgeheimnis nach cc. 983 ff. CIC ist zu wahren; personenbezogene Daten, die 

dem Beichtgeheimnis unterliegen, dürfen nicht verarbeitet werden.  

 

(3) Personenbezogene Daten, die, ohne Gegenstand eines Beichtgeheimnisses nach cc. 983 

ff. CIC zu sein, dem Seelsorgegeheimnis unterliegen, dürfen nur verarbeitet werden, 

wenn dem besonderen Schutzniveau angepasste, erforderlichenfalls über das 

Schutzniveau der Datenschutzklasse III hinausgehende technische und organisatorische 

Maßnahmen ergriffen werden. 

 

(4) 1Eine Maßnahme im Sinne des Absatz 3 kann, wenn die Verarbeitung auf IT-Systemen 

erfolgt, insbesondere die Unterhaltung eines eigenen Servers bzw. einer eigenen 

Datenablage in einem Netzwerk ohne externe Datenverbindung sein. 2Auch die 

verschlüsselte Abspeicherung der personenbezogenen Daten auf einem externen 

Datenträger, der außerhalb der Dienstzeiten in einem abgeschlossenen Tresor gelagert 

wird, kann eine geeignete technische und organisatorische Maßnahme darstellen.  

 

(5) Erfolgt die Seelsorge außerhalb eines geschlossenen Netzwerkes, sind geeignete, 

erforderlichenfalls über das Schutzniveau der Datenschutzklasse III hinausgehende, 

technische und organisatorische Maßnahmen nach dem aktuellen Stand der Technik zu 

treffen.  

 

(6) Die Absätze 3 bis 5 gelten auch für personenbezogene Daten, die in vergleichbarer Weise 

schutzbedürftig sind. 
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Kapitel 4 

Maßnahmen des Verantwortlichen und des oder der Mitarbeitenden 

 

§ 15 

Maßnahmen des Verantwortlichen 

 

(1) Verantwortlicher ist gemäß § 4 Nr. 9. KDG die natürliche oder juristische Person, 

Behörde, Einrichtung oder andere Stelle, die allein oder gemeinsam mit anderen über die 

Zwecke und Mittel der Verarbeitung von personenbezogenen Daten entscheidet. 

 

(2) Ihm obliegt die Risikoanalyse zur Feststellung des Schutzbedarfs (§ 9 Absatz 1) sowie 

die zutreffende Einordnung der jeweiligen Daten in die Datenschutzklassen (§ 9 Absatz 

6). 

 

(3) Der Verantwortliche klärt die Mitarbeitenden über Gefahren und Risiken auf, die 

insbesondere aus der Nutzung eines IT-Systems erwachsen können. 

 

(4) Der Verantwortliche stellt sicher, dass ein Konzept zur datenschutzrechtlichen 

Ausgestaltung der IT-Systeme erstellt und umgesetzt wird. 

 

(5) 1Erfolgt die Verarbeitung personenbezogener Daten durch einen Auftragsverarbeiter, so 

ist der Verantwortliche verpflichtet, die technischen und organisatorischen Maßnahmen 

des Auftragsverarbeiters regelmäßig, mindestens jedoch im Abstand von jeweils zwei 

Jahren auf ihre Wirksamkeit zu überprüfen und dies zu dokumentieren. 2Bei Vorlage 

eines anerkannten Zertifikats durch den Auftragsverarbeiter gemäß § 29 Absatz 6 KDG 

kann auf eine Prüfung verzichtet werden. 

 

(6) 1Der Verantwortliche kann, unbeschadet seiner Verantwortlichkeit, seine Aufgaben und 

Befugnisse nach dieser Durchführungsverordnung durch schriftliche Anordnung auf 

geeignete Mitarbeitende übertragen. 2Eine Übertragung auf den betrieblichen 

Datenschutzbeauftragten oder die betriebliche Datenschutzbeauftragte ist 

ausgeschlossen. 

 

§ 16 

Maßnahmen des Verantwortlichen zur Datensicherung 

 

(1) 1Der Verantwortliche hat ein Datensicherungskonzept zu erstellen und entsprechend 

umzusetzen. 2Dabei ist die langfristige Lesbarkeit der zu speichernden Daten in der 

Datensicherung anzustreben.  

 

(2) 1Zum Schutz personenbezogener Daten vor Verlust sind regelmäßige Datensicherungen 

erforderlich. 2Dabei sind u.a. folgende Aspekte mit zu berücksichtigen: 

 

a) Soweit eine dauerhafte Lesbarkeit der Daten im Sinne des § 4 Absatz 3 nicht auf 

andere Weise sichergestellt werden kann, sind Sicherungskopien der verwendeten 

Programme in allen verwendeten Versionen anzulegen und von den 

Originaldatenträgern der Programme und den übrigen Datenträgern getrennt 

aufzubewahren. 

b) Die Datensicherung soll in Umfang und Zeitabstand anhand der entstehenden 

Auswirkungen eines Verlustes der Daten festgelegt werden. 

 



12 

 

(3) Unabhängig von der Einteilung in Datenschutzklassen sind geeignete technische 

Abwehrmaßnahmen gegen Angriffe und den Befall von Schadsoftware z.B. durch den 

Einsatz aktueller Sicherheitstechnik wie Virenscanner, Firewall-Technologien und eines 

regelmäßigen Patch-Managements (geplante Systemaktualisierungen) vorzunehmen. 

 

§ 17 

Maßnahmen des oder der Mitarbeitenden 

 
1Unbeschadet der Aufgaben des Verantwortlichen im Sinne des § 4 Ziffer 9. KDG trägt jeder 

und jede Mitarbeitende die Verantwortung für die datenschutzkonforme Ausübung seiner 

Tätigkeit. 2Es ist ihm oder ihr untersagt, personenbezogene Daten zu einem anderen als dem in 

der jeweils rechtmäßigen Aufgabenerfüllung liegenden Zweck zu verarbeiten. 

 

 

Kapitel 5 

Besondere Gefahrenlagen 

 

§ 18 

Nutzung von Cloud-Diensten 

 

Für die Verarbeitung personenbezogener Daten mit einem Cloud-Dienst gilt ergänzend zu den 

Vorschriften der §§ 5 ff.: 

 

(1) Es sind primär bereits geprüfte und freigegebene Cloud-Dienste zu nutzen. 

 

(2) 1Vor der Nutzung anderer Cloud-Dienste ist anhand nachfolgender Aspekte zu prüfen, ob 

die erforderlichen Sicherheitsanforderungen erfüllt werden. 2Folgende Aspekte können 

ein erhöhtes Risiko darstellen: 

 

a) ungeplante vorzeitige Vertragsbeendigung durch den Diensteanbieter, 

b) unzureichend gesicherte administrative Zugänge, 

c) mangelnde Portabilität von personenbezogenen Daten und IT-Systemen, 

d) generelle Abhängigkeit vom Cloud-Diensteanbieter mangels Wechselmöglichkeit, 

e) Gefährdung der Integrität von Informationen aufgrund herstellerspezifischer 

Datenformate, 

f) gemeinsame Nutzung der Cloud-Infrastruktur durch mehrere Kunden, 

g) Unkenntnis über den Speicherort der Informationen, 

h) hohe Mobilität der Informationen sowie 

i) unbefugter Zugriff auf Informationen beispielsweise durch Administrationspersonal 

des Cloud-Diensteanbieters oder Dritte. 

 

(3) Vor der Nutzung des Cloud-Dienstes ist in Abhängigkeit von der Risikoanalyse eine Exit-

Strategie zu definieren (z. B. Datenlöschung, Datenübertragung). 

 

§ 19 

Autorisierte Programme 

 

Auf dienstlichen IT-Systemen dürfen ausschließlich vom Verantwortlichen autorisierte 

Programme und Kommunikationstechnologien verwendet werden. 
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§ 20 

Nutzung dienstlicher IT-Systeme zu auch privaten Zwecken 

 
1Die Nutzung dienstlicher IT-Systeme zu auch privaten Zwecken ist grundsätzlich unzulässig. 
2Ausnahmen regelt der Verantwortliche unter Beachtung der jeweils geltenden gesetzlichen 

Regelungen. 

 

§ 21 

Nutzung privater IT-Systeme zu dienstlichen Zwecken 

 

(1) 1Die Verarbeitung personenbezogener Daten auf privaten IT-Systemen zu dienstlichen 

Zwecken ist grundsätzlich unzulässig. 2Sie kann als Ausnahme von dem 

Verantwortlichen unter Beachtung der jeweils geltenden gesetzlichen Regelungen 

zugelassen werden.  

 

(2) 1Die Zulassung erfolgt schriftlich und beinhaltet mindestens 

 

a) die Angabe der Gründe, aus denen die Nutzung des privaten IT-Systems 

erforderlich ist, 

b) eine Regelung über den Einsatz einer zentralisierten Verwaltung von Mobilgeräten 

(z.B. Mobile Device Management) auf dem privaten IT-System des oder der 

Mitarbeitenden, 

c) das Recht des Verantwortlichen zur Löschung durch Fernzugriff aus wichtigem und 

unabweisbarem Grund; ein wichtiger und unabweisbarer Grund liegt insbesondere 

vor, wenn der Schutz personenbezogener Daten Dritter nicht auf andere Weise 

sichergestellt werden kann, 

d) eine jederzeitige Überprüfungsmöglichkeit des Verantwortlichen, 

e) die Dauer der Nutzung des privaten IT-Systems für dienstliche Zwecke, 

f) das Recht des Verantwortlichen festzulegen, welche Programme verwendet oder 

nicht verwendet werden dürfen sowie 

g) die Verpflichtung zum Nachweis einer Löschung der zu dienstlichen Zwecken 

verarbeiteten personenbezogenen Daten, wenn die Freigabe der Nutzung des 

privaten IT-Systems endet, das IT-System weitergegeben oder verschrottet wird. 

 
2Ergänzend ist dem oder der betreffenden Mitarbeitenden eine spezifische 

Handlungsanweisung auszuhändigen, die Regelungen zur Nutzung des privaten IT-

Systems enthält.  

 

(3) Der Zugang von privaten IT-Systemen über sogenannte webbasierte Lösungen kann mit 

den Mitarbeitenden vereinbart werden, soweit alle datenschutzrechtlichen 

Voraussetzungen für eine sichere Nutzung gegeben sind. 

 

(4) 1Die Weiterleitung dienstlicher personenbezogener Daten auf private E-Mail-Konten ist 

unzulässig. 2Dies gilt auch für personalisierte E-Mail-Adressen. 3Ausnahmeregelungen 

können von dem Verantwortlichen getroffen werden, soweit das datenschutzrechtliche 

Schutzniveau, insbesondere nach dem KDG oder dieser Durchführungsverordnung, nicht 

unterschritten wird. 

 

(5) Der oder die Mitarbeitende hat sicherzustellen, dass unberechtigte Dritte, insbesondere 

Familienmitglieder, keinen Zugriff auf dienstliche personenbezogene Daten haben. 
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§ 22 

Externe Zugriffe, Auftragsverarbeitung 

 

(1) 1Der Zugriff aus und von anderen IT-Systemen durch Externe (z.B. externe Dienstleister, 

externe Dienststellen) schafft besondere Gefahren hinsichtlich der Ausspähung von 

Daten. 2Derartige Zugriffe dürfen nur aufgrund vertraglicher Vereinbarung erfolgen. 
3Insbesondere mit Auftragsverarbeitern, die nicht den Regelungen des KDG unterfallen, 

ist grundsätzlich neben der Anwendung der EU-Datenschutzgrundverordnung die 

Anwendung des KDG zu vereinbaren. 

 

(2) Bei Zugriffen durch Externe ist mit besonderer Sorgfalt darauf zu achten und nicht nur 

vertraglich, sondern nach Möglichkeit auch technisch sicherzustellen, dass keine Kopien 

der personenbezogenen Datenbestände gefertigt werden können.  

 

(3) 1Muss dem Externen bei Vornahme der Arbeiten ein Systemzugang eröffnet werden, ist 

dieser Zugang entweder zu befristen oder unverzüglich nach Beendigung der Arbeiten zu 

deaktivieren. 2Im Zuge dieser Arbeiten vergebene Passwörter sind nach Beendigung der 

Arbeiten unverzüglich zu ändern. 

 

(4) Bei der dauerhaften Inanspruchnahme von externen IT-Dienstleistern sind geeignete 

vergleichbare Regelungen zu treffen. 

 

(5) 1Eine Fernwartung von IT-Systemen darf darüber hinaus nur erfolgen, wenn der Beginn 

aktiv seitens des Auftraggebers eingeleitet wurde, über sichere Verbindungen erfolgt und 

die Fernwartung systemseitig protokolliert wird. 2Im Falle der Einbeziehung externer 

Dienstleister sind auch die datenschutzrechtlichen Anforderungen und 

Verantwortlichkeiten sowie technische Schutzmaßnahmen vertraglich zu regeln. 

 

(6) Die Verbringung von IT-Systemen mit Daten der Datenschutzklasse III zur Durchführung 

von Wartungsarbeiten in den Räumen eines Externen darf nur erfolgen, wenn die 

Durchführung der Wartungsarbeiten in eigenen Räumen nicht möglich ist und sie unter 

den Bedingungen einer Auftragsverarbeitung erfolgt. 

 

§ 23 

Verschrottung und Vernichtung von IT-Systemen, 

Abgabe von IT-Systemen zur weiteren Nutzung 

 

(1) 1Bei der Verschrottung bzw. der Vernichtung von IT-Systemen im Sinne des § 4 Abs. 2 

Nr. 1 dieser Verordnung, insbesondere Datenträgern, Faxgeräten und Druckern, sind den 

jeweiligen DIN-Normen entsprechende Maßnahmen zu ergreifen, die die Lesbarkeit oder 

Wiederherstellbarkeit der Daten zuverlässig ausschließen. 2Dies gilt auch für den Fall der 

Abgabe von IT-Systemen, insbesondere Datenträgern, zur weiteren Nutzung. 

 

(2) Absatz 1 gilt auch für die Verschrottung, Vernichtung oder Abgabe von privaten IT-

Systemen, die gemäß § 20 zu dienstlichen Zwecken genutzt werden. 

 

§ 24 

Passwortlisten der Systemverwaltung 

 

Alle nicht zurücksetzbaren Passwörter (z.B. BIOS- und Administrationspasswörter) sind 

besonders gesichert aufzubewahren. 
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§ 25 

Übermittlung personenbezogener Daten per Fax 

 
1Die Übermittlung personenbezogener Daten per Fax ist grundsätzlich unzulässig. 2In 

spezifischen Bestimmungen können Ausnahmen, insbesondere Übergangsbestimmungen, 

vorgesehen werden; dabei sind die Vorschriften der §§ 5 ff. und die jeweils aktuellen 

Sicherheitsstandards zu beachten.  

 

§ 26 

Sonstige Formen der Übermittlung personenbezogener Daten 

 

(1) 1E-Mails, die personenbezogene Daten der Datenschutzklasse II oder III enthalten, dürfen 

ausschließlich im Rahmen eines geschlossenen und gesicherten Netzwerks oder in 

verschlüsselter Form mit geeignetem Verschlüsselungsverfahren übermittelt werden. 
2Das Verschlüsselungsverfahren ist dem aktuellen Stand der Technik und dem jeweiligen 

Sicherheitsbedarf entsprechend angemessen auszuwählen. 

  

(2) Eine Übermittlung personenbezogener Daten per E-Mail an Postfächer, auf die mehr als 

eine Person Zugriff haben (sog. Funktionspostfächer), ist in Fällen personenbezogener 

Daten der Datenschutzklassen II und III grundsätzlich nur zulässig, wenn durch vorherige 

Abstimmung mit dem Empfänger sichergestellt ist, dass ausschließlich autorisierte 

Personen Zugriff auf dieses Postfach haben. 

 

(3) Für die Übermittlung von Video- und Sprachdaten insbesondere im Zusammenhang mit 

Video- und Telefonkonferenzen gilt Absatz 1 unter Berücksichtigung des aktuellen 

Standes der Technik entsprechend.  

 

§ 27 

Kopier- / Scangeräte 

 

Bei Kopier-/Scangeräten mit eigener Speichereinheit ist sicherzustellen, dass ein Zugriff auf 

personenbezogene Daten durch unberechtigte Mitarbeitende oder sonstige Dritte nicht möglich 

ist. 

 

 

Kapitel 6 

Übergangs- und Schlussbestimmungen 

 

§ 28 

Inkrafttreten 

 

Diese Durchführungsverordnung tritt zum 01.03.2019 in Kraft. 

 

 




